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ZwölftesKapitel.

Das großherzogliche Haus in den Iahren J850 bis

|862.

Wir haben uns in den letztenKapitelnvorwiegendmit den
politischenVorgängenbeschäftigtund wendenuns nunmehrwieder
dem Privatlebendes Großherzogs zu. Die srühere Darstellung
seinerpersönlichenErlebnissehatte uns bis zu demZeitpunktge-
führt, wo er mit PrinzessinAugustean den Altar trat. Leider
verläßt den Biographenmit diesemTage ein Hülfsmittel,welches
für den bisherigenLebensgangdes Fürsten den sicherstenAnhalt
bot. Das Tagebuch,welchesFriedrichFranz seit demJahr 1836
führte, brichtam 3. November 1849 mit den Worten: „Unser
seliger Hochzeitstag"ab. Eine Wiederaufnahmediesertäglichen
Notizenhat erst 20 Jahre später,während desFeldzugsin Frank-
reich und während einiger größerer Reisen, jedochauchda nur
vorübergehend,stattgefunden. Aus anderen Jahren finden sich
gelegentlichvereinzelteAufzeichnungenvor, welchezwar Einblicke
in das Gemütsleben,in dieAbsichtenund Hoffnungendes Fürsten
gestatten, die aber in keinemZusammenhangstehen und über
persönlicheErlebnissekeinerleiAusschlußmehr gewähren.

Die zwölfJahre, welcheFriedrichFranz an der Seite seiner
erstenGemahlinverlebte,wurden ihm zur Quelle reichstenFa-
milienglücks. Am Morgen des 19. März 1851 wurde dem

von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 1
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großherzoglichenHauseein Erbe und Thronfolger geboren. Seit
1623 erneuertesich hier zum erstenmal wieder der Fall, daß
einemregierendenHerrn durch Geburt eines Sohnes zur direkten
Vererbung seines Thrones Aussicht eröffnetwurde. Der Erb-
großherzogerhieltin der Taufe, welcheam 3. Mai in Ludwigs-
lust mit großer Feierlichkeitvollzogenwurde, die Namen: Fried-
rich Franz Paul Nikolaus Ernst Heinrich. Die Könige von
Preußen und Hannover, welchePatenstelleübernommenhatten,
waren zugegen, ebensoviele Mitglieder der beiden fürstlichen
Häuser,Gesandteund Deputierte. Auchder Landadelwar dies-
mal sehr zahlreicherschienenund beeifertesich zu zeigen, daß
jeder Mißklang in seinem Verhältnis zum Fllrstenhauselängst
geschwundenwar.

Die großherzoglicheFamilie hatte kurz vorher ihr ältestes
Mitglieddurchden Tod verloren. Am 10. Januar 1851 war
HerzogGustav nach längeremKrankenlagerim Alter von nahezu
70 Jahren in Ludwigslustgestorbenund an der Seite seiner
Mutter bestattet. Der Ort, in dem er so lange gelebtund dessen
Bewohner seine Wohlthätigkeitkannten, erlitt durch diesenTod
einenschwerzu ersetzendenVerlust. GroßherzoginAugusteschenkte
ihremGemahlnoch fünfKinder,die Prinzen Paul (geb. 19. Sep-
tember1852), Johann Albrecht(geb.8. Dezember1857), Niko-
laus (geb.18.August1855, gest.23. Januar 1856), Alexander(geb.
13. August1859, gest.an demselbenTage) und PrinzessinMarie
(geb. 14. Mai 1854). Die beiden jüngsten Prinzen starben
in zartemAlter. Die Erziehungdes Erbgroßherzogs und des
Prinzen Paul wurde im Jahre 1859 demgroßherzoglichenHaupt-
mann Baron von Nettelbladt übertragen, welcher sich dieser
Aufgabemit großer Pflichttreueund Gewissenhaftigkeitunterzog.
Er bliebder Erzieherund Begleiter des Erbgroßherzogsbis zu
dessenEintritt in den preußischenMilitärdienst. Als Jnstruktoren
für die beidenältestenPrinzen waren Dr. Gerlachund Dr. Bren-
ning angestellt;die einzelnenLehrfächerwaren unter ihnen ver-
teilt. Erstem gab auch der HerzoginMarie Unterricht. An die
Stelle des Dr. Brenning trat 1864 Dr. Schröder.
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Das Leben der GroßherzoginAuguste,ihr Einfluß auf den
fürstlichenGemahl, ihr fegensreichesWirken im Lande ist ein-
gehendvon berufenerSeite geschildertworden. Der ausgezeich-
neten Biographie des OberhofpredigersJahn^ sind die nach-
stehendenBemerkungenentnommen,welcheauch für die vorlie-
gendeDarstellungvon Interessesind. „Bewundernswertwar die
vollendeteSicherheit,mit welcherdie jungeFürstin sichvon An-
fang an in den ihr so ungewohntenVerhältnissenbewegte.Die
Kronezu tragen, gewährte ihr zwar keineFreude, war ihr eher
eine Last. Aber die christlicheReife und innere Durchbildung
ihres Charaktersbefähigtesie, in jede von Gott ihr angewiesene
Berufsstellungsichhineinzufinden.Die edle Weiblichkeit,die in
so hohem Maße ihr eigen war, gab ihrer Erscheinungebenso-
sehr die fürstlicheWürde, wie die herzgewinnendeAnmut ....
Gleichim Beginn ihres ehelichenGlückesmußte die Frau Groß-
HerzogindieErfahrungmachen,daß dieWegeder Fürstendornen-
voll und thränenreichsind. Das Land, an dessenSpitze sie sich
gestelltsah, litt unter den Nachwehender Bewegung von 1848.
Ihre politischeAnschauung,gebildetund gereiftin Kreisen,welche
dem KönigeFriedrich WilhelmIV. von Preußen nahe standen,
konntedie in MecklenburgeingeschlageneBahn, dieseneue, auf
breitesterGrundlageerrichteteVerfassung,nur als eineunheilvolle
betrachten. Und diese ihre Überzeugungruhte auf der klaren,
christlichenEinsicht, mit welchersie die Stellung der Obrigkeit
sowohl wie die Gliederungendes Volkslebensals göttlichge-
wollte Ordnungenerkannte. Darum mußtediewillkürlicheÄnde-
ruug dieserVerhältnisse,der Bruch mit der geschichtlichenEnt-
Wickelung,das Nachgebengegen den Andrang des revolutio-
nären Zeitgeistesihr als ein Unrecht, eine Sünde erscheinen,
und schwerempfand sie die aus der Regierung lastendeVerant-
wortlichkeit.Aber bei dieserwahrhaftfürstlichenGesinnungwußte
sie mit zartestemTakt die Schrankendes weiblichenBerufs inne-

1 Auguste, Groß Herzogin von Mecklenburg-Schwerin. Ein Lebensbild.
Schwerin 1863.

1*
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zuhalten. Es war ihr vollkommenklar, daß es ihre Aufgabe
nicht sei, handelndeinzugreifenin dieLeitungder öffentlichenAn-
gelegenheiten;daß sie nach Gottes Ordnung sich zu bescheiden
habe, ihremGemahl eine treueGehülfin zu sein, und in demütiger
Hingebungan diese Pflicht lernte sie die schwereKunst, das
Rechteauf die rechteWeisezu thun. Ihre Sorgen und Kümmer-
nissewarf sie auf den Herrn. So bezwangsie des eigenenHer-
zens Unruheund Zaghaftigkeitund errang sich die Klarheit und
Fassung des Gemüts, welcheihrem Gemahl es möglichmachte,
rückhaltslosseinInneres ihr auszuschließen,alles, was ihn be-
wegteundbedrückte,mit ihr zuteilen,undin solcherGemeinschaftdes
innigstenVertrauens Erleichterungseiner Bürde, Stärkung des
eigenenMutes, Klärung des eigenenBlickszu suchen."

Diese Beschränkungauf die ihr zugewieseneBerufssphäre
war es, die der jungen Großherzoginsehr bald das Zutrauen
aller Kreisegewannund bis zu ihrem Lebensendeerhalten hat.

/ PolitischenEinfluß hat GroßherzoginAugustenie ausgeübt oder
ausüben wollen. Dagegen war der Einfluß ein mächtiger, der
von ihrem frommen,einfachenWesen, von der unerschütterlichen
Glaubensfestigkeitdes Fürstenpaares und dessenschönemFamilien-
leben ausging. Alle, welchein die Nähe des Hofes kamen,
empfandendie Reinheit und Frische der dortigen geistigenAt-
mosphäre. Schmeicheleiund Jntrigue konntenin diesergesunden
Luft nicht gedeihen.»Wenn das vom Fürsten gegebeneBeispiel
einesohneFrömmeleiaber in strengerSitte geführtenPrivatlebens
für das Land von Wert ist — und wer möchtedas bezwei-
feln? — so hat MecklenburgdiesenVorzug lange genossen.

L AuchandereZeitgenossenrühmtenbei GroßherzoginAuguste
die selteneKlarheit ihres Geistes und die Selbstlosigkeitihres
Charakters. Es war in ihr nichts Weichliches,keinekrankhafte
Sentimentalität,keinebloße Theorie. Sie war durch und durch
praktischund strebtein allen Dingen nach der That. Die Pflege
und Erziehung ihrer Kinder, die Einzelheitenihres fürstlichen
Haushalts, ihrer weitgreifendenWohlthätigkeitund wohlthätigen
Anstalten ordnete, leitete und überwachtesie felbst. In diesem
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Bedürfnis nach Thätigkeit,in der strengenPflichterfüllung,die

auch das Kleinenichtverabsäumte,begegnetensich die Neigungen

der fürstlichenEhegatten. Verbundendurcheine selteneÜberein-

stimmungdessen,was sie für richtig, gut und wahr erkannten,

gingensie Hand in Hand dem vorgestecktenZiel entgegen,nie mit

der Mittelmäßigkeitzufrieden,inimerdie höchstenAnforderungen

an sichselbststellendund den Blicknachden idealen Höhen des

Lebens gerichtet.> Die Tageseinteilungwar geregeltund wurde

genau eingehalten. Jede Stunde war besetzt.Der Großherzog

stand sehr srüh auf. Oft konnteman mit Tagesanbruchschon

den Knall seinerBüchsevon dem Schießstandhervernehmen,auf

dem er sich in guter Jahreszeit jedenMorgen zu üben pflegte.

Dem Weidwerkwar er jetztsehr zugethan. Aus entlegenenRe-

vieren kehrteer dann trotz winterlicherKälte in mehrstündigem

Ritt nach der Residenzzurück. Der Dienst der Adjutanten war

nicht immer leicht; er erforderteguteGesundheitund gute Pferde.

Das ersteFrühstück,nach der Morgenandacht,nahm der Groß-

Herzogstets im Familienkreiseein und ergötztesich dabei am Ge-

plauder der Kinder,deren heitereUngezwungenheitvon höfischer

Etikette wenig beengt wurde. Großherzogin Auguste begann

gleich nach ihrem Eintritt in das Land ihre landesmütterliche

Fürsorgein praktischerWeisezu bethätigen. Im Wohlthun war

sie seit langeerfahren. Hier bot sichnun ein weiteresFeld. Eine

Lieblingsstättesür ihre Mildthätigkeitfand sie in dem nachihr

benannten Augustenstift,welches1853 begründetwurde. Der

Großherzoghatte zu diesemZweckein Grundstückmit Garten in

der Schweriner Vorstadt angekauftund der Domkirchemit der

Bestimmunggeschenkt,daß darin eine kirchlicheWohlthätigkeits-

anstatt für hülfsbedürftige Einwohner Schwerins eingerichtet

werde. Seine Gemahlinübernahmdas ProtektoratdieserAnstalt,

welcheim Herbst 1857, als ihre Mittel noch durch die Herzog-

Friedrich-Stistungvermehrt worden waren, bedeutenderweitert

wurde. In den Jahren 1860—1861 wurde den Baulichkeiten

des Stifts, auf Betrieb der GroßherzoginAuguste,ein neues Ge-

bäude hinzugefügt,ein Siechenhauszur Aufnahmearmer unheil¬
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barer Kranken. Der von der Fürstin ausgehendeImpuls und
das von ihr gegebeneBeispielkam auchanderen Stiftungen und
wohlthätigenWerkenin reichemMaße zu statten. In demDorfe
Kleinow,unmittelbarvor denThoren von Ludwigslust,war schon
in den vierzigerJahren durchFräulein Helenevon Bülow, aus
dem Hause Camin, eine Privatanstalt zur Pflege krankerund
verwahrlosterKinder ins Lebengerufenworden. Unter der um-
sichtigenLeitungdieserDame entwickeltesich die Anstalt aus be-
scheidenenAnfängenallmählichzu einem Krankenhausgrößeren
Stils. GroßherzoginAugustenahm besonderesInteresse daran;
der GroßherzoggewährteerheblicheZuschüssezu denBaulichkeiten,
und so wurde denn das Stift Bethlehemam 3. November1851
feierlich eingeweiht. Die Verbindung einer Diakonissenanstalt
und eines Waisenhausesmit dem Stifte, im Sommer 1852,
fowiedie neuebaulicheErweiterungdesselbenim Jahr 1855 ge-
schahunter Beirat und Mithülse der Großherzogin. Ihr Bei-
spiel wirktebelebendauchin anderenKreisen. Es entstandenin
den nächstenJahren nocheine Reihewohlthätiger Anstalten wie
das Emmausstistin Schwerin, das Alexandrinenstistin Rostock
und ähnlichein vielenanderenOrten.

Nicht minder regen Anteil nahm die Großherzoginan den
baulichenSchöpfungenihres Gemahls. FriedrichFranz war ein
Bauherr im großenStil. Die Bauten, welcheunter seiner Re-
gierungentstandensind, zeichnensich durchSolidität, kunstreiche
Ausstattungund zweckmäßigeAnlageaus. Der bedeutendsteist
natürlichder Schloßbauin Schwerin,der bis zu seinerVollendung
etwa fünfzehnJahre in Anspruchnahm. Aber auch die anderen
Bauwerke,welchediesemFürsten ihre Entstehungverdanken,legen
von dessenKunstverständnisund Liberalitätein beredtesZeugnis
ab. Zu erwähnen sind u. a, die Paulskirche,das Postgebäude,
das Amtsgebäude,die Artilleriekasernein Schwerin, der Wieder-
ausbau des 1865 abgebranntenRegierungsgebäudesdaselbst, die
Restaurationdes Domes, derNeu- und UmbauvielerKirchenim
Domanium Geradeauf demGebietdes Kirchenbauesist während
der RegierungszeitFriedrichFranz' II. außerordentlichviel ge-
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schehen.Er selbstnahm an den Plänen und dem Fortgang der

Arbeitenein lebhaftesInteresseund pflegteder Einweihungneuer

oder restaurierterLandkirchengern persönlichbeizuwohnen.Er
bevorzugtedabei in ausgesprochenerWeisedengothischenStil und

war stolzdaraus, gradediesenim Landeso gut vertretenzu sehen.

Bei seinenbaulichenUnternehmungenwurde er durch eine Reihe
hervorragenderArchitekten,wie Temmler, Willebrand,Bartning,
Krügeru. a., sehr wirksamunterstützt. Die meistenKirchenbauten

leitetederLandbaumeisterKrüger. In Schwerinentwickeltesichunter

dem belebendenEinfluß, der von dem Landesherrnausging, auch

einesehr rege Privatbauthätigkeit. Der von Paul Friedrich an-

gelegteStadtteil erweitertesich bedeutendnach Westen; zwischen

dem AltenGarten und demMarstall entstanddie schmuckeAnna-

straße. Die Parkanlagenwurden erweitert, die User des Burg-

sees,wiediesschonvon Paul Friedrichbeabsichtigtwar, in denBe-

bauungsplan hineingezogen. Der Wert der Grundstückestieg

beträchtlich.Mit dem Schloßbau werden wir uns etwas ein-

gehenderzu beschästigenhaben.
Im Sommer 1843 wurde der Bau des Palais am Alten

Garten eingestelltund zu gleicherZeit dem Hofbaurat Demmler

der Auftrag erteilt, für das in einigenTeilen sehr baufälligealte

Schloß Zeichnungenund Pläne ausarbeitenzu lassen. Der Groß-

herzog stellte dabei die Bedingung, daß der ganze nach dem

Großen See zu gelegeneTeil des Schlosses, welcherdie Schloß-

kirche,den Altertumssaal, das Bischofshausund das Küchen-

gebäudeumfaßte, stehen bleiben und restauriert werden sollte.

Jene Ausarbeitungenwurdenalsbald unter TemmlersOberleitung

von den damaligenBaukonducteurenWillebrandseil, und Behncke

begonnenund dazu die Ausmessungenbenutzt, welchein früheren

Jahren vom altenSchlöffeangefertigtwordenwaren. Außerdem

wurden auf Befehl des Großherzogsdem Archivdie altenHand-

Zeichnungenentnommen,welchebehufsRestaurationund teilweisen

Neubaus des Schlossesim Jahre 1662 von einemholländischen

Baumeister. Kapitän Evert Piloot, entworfen, aber nur zur

Restaurationdes Küchengebäudesund der Schloßkirchein An-
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Wendunggebrachttraten. Auf Vorschlagder von dem Groß-
HerzogeingesetztenSchloßbaukommissionwurde beschlossen,bei
einemso wichtigenWerkeauchden Rat eines auswärtigenArchi-
tekteneinzuholen,und zu diesemZweckder ProfessorSemper aus
Dresden im Herbst1843 nachSchwerin berufen,ohnedaß jedoch
dessenGegenwartauf die Art der späteren Ausführung Einfluß
geübthätte. Vielmehrgingen unterdessendie begonnenenZeich-
nungenund Pläne ihrer Vollendungentgegen,dergestalt,daß die
Anordnungder Grundrisseim Winter 1843/44 dem Großherzog
vom HofbauratTemmler vorgelegtwerden konnte und im Ja-
nuar 1844 von Berlin aus dieGenehmigungdesselbenvor seiner
größeren Reise nach Italien in den Hauptpunktenerhielt, mit
gleichzeitigerBestimmungdesRenaissancestilsaus derZeitFranz' I.
von Frankreichfür denNeubau. ZweckseingehenderenStudiums
dieses Stils reiste Demmler im Mai 1844 in Begleitungdes
Baukonducteurs, nachmaligen HofbaumeistersWillebrand nach
Frankreich,wo er namentlichdieSchlösservon Blois und Cham-
bord einer genauenBesichtigungunterzog. Es hat sichspäterdie
Meinungverbreitet,als seidas SchwerinerSchloßeineNachbildung
des letztgenanntenfranzösischenSchlosses- Dies istjedochunrichtig.
Eine gewisseäußere Ähnlichkeitbesitzenbeide Bauwerke aller-
dings in den großen runden Ecktürmen,welche die Facaden
flankieren.Während indessenChambordeinensymmetrischenBau
auf dem Grundriß eines regelmäßigenVierecksdarstellt, ist der
Grundriß des Schweriner Schlossesein unregelmäßigesFünfeck
mit fünf gänzlichverschiedenenFacaden. Auch der große Haupt-
türm, die zweiKuppelnund die mannigfachenAussprünge,Erker,
Giebel,Loggienund kleinerenSeitentürmefehlendem Schloß in
der Touraine. Für die Einzelheitender Ornamentikhat vielmehr
das Schloß in Blois die meistenAnhaltspunktegeboten. Nach
seinerRückkehrentwarf Demmlerdie Detailpläne, ließ auchein
Modellanfertigen, und im Frühjahr 1845 wurde mit dem Ab-
bruchdes alten Schlossesbegonnen.

KönigFriedrichWilhelmIV. nahm ein reges Interesse an
dem Unternehmenseines Neffen. Der Großherzoglegte großen



Das großherzogliche l?aus in den Jahren {850 bis \e,62. 9

Wert auf das Urteil des kunstsinnigenMonarchenund ließ ihm
alle Pläne vorlegen. Am 29. Dezember1843 schriebder König:

„Du hast mich sehr erfreut durch die Übersendungder
Schloßbaupläne. Zuvörderstwürde ich zu einemgenügenden
Urteil es wünschen,daß Du die Güte hättest, bei Deinembe-
vorstehendenKommeneinenGrundriß von dem gegenwärtigen
Umfang des Schlossesmitzubringen. DemmlersPlan ist sehr
lobenswert, was die Fortsetzungder Architekturbetrifft. Über
das Innere vermag ich noch nichts zu sagen, da das allein
Deineund Deiner ZukünftigenSache ist. Ebensowenigurteile
ich überSempers Inneres. Sein Äußeresaber ist ganzPracht-
voll nnd entzücktmich."

In einemanderenBrief vom 3. Mai 1845 heißt es:
„Die Schloßpläne und Aufrissehaben mir einen großen

Genuß gewährt. Ich finde das Ganzesehr originellund schön.
Führst Du es aus, so kannstDu in Wahrheitsagen,daß Deine
Residenzkeiner anderen ähnlich sieht, weil Du so vernünftig
gewesen, da sortzubauen, wo Narren Neues bauen wollen.
EigentlicheBedenkenmachenmir nur gewissegroße Halbsäulen
an einemder Türme im Hofe,die mir aus dem Stil heraus-
zufallen scheinenund durch Fortsetzender ringsum laufenden
kleinen,je einemStockentsprechendenPilaster verbessertwerden
könnten. Ferner einigesallerdingsleichtangegebenesan einer
Architektur,das mir etwas plump vorkommenwill. Aberdas
ist wohl nur so obenhin gezeichnetund findet bei der Aus-
führung ohneZweifeleine glücklicheErledigung. Ich setzevor-
aus, daß Stülers AnsichtDich interessierenwird. Darum habe
ich ihm das Portefeuillezugesandt,und er hat mir eineAnt-
wort zukommenlassen,die ichmir dieFreiheitnehme.Dir mit-
zuteilen. Ich kann seineAnsichtennicht tadeln, vermagaber
nicht, alle im Detail zu verfolgen. Dichherzlichstumarmend,
bin ich Dein treuer OnkelFriedrichWilhelm."

Bei feinemnächstenBesuchnahm der Großherzogauchdas
Modell mit nach Berlin, und dieses fand in der königlichen
Familie ungeteiltenBeifall. FriedrichWilhelmIV-. nahm auch
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an den Arbeitenselbst fortgesetztenAnteil. Er erschienzweimal,

am 5. Mai 1851 und 26. August 1853, auf derBaustätte, be¬

sichtigtealles aufs genauesteund erteilteRatschläge,welchestets

williges Gehör sanden. Auch den Festlichkeitender Einweihung

im Mai 1857 wohnteer mit feiner Gemahlinund demPrinzen

von Preußen bei, und der in der Ornamentikhäufig wieder-

kehrendeNamenszug des fürstlichenBauherrn veranlaßte ihn zu

der scherzhaftenBemerkung,daß hierwirklichalles aus demFF sei.

Der Neubau des Schlosseshatte im Herbst 1845 begonnen.

Zuerst wurden die Fundamenteund Gewölbefür den Haupt-

türm angelegt. Der Abbruchder alten Gebäude, mit welchem

460 Arbeiter 33 Wochenlang beschäftigtgewesen,hatte manche

antiquarischeFunde zu Tage gefördert. Seit dem Mai 1845 be-

wohnte der Großherzog das NeustädtischePalais. Er behielt

dieseWohnung bis zu seinemEinzugin das neueSchloß. Aus

Anlaß der Vermählungwurde das Palais einerRenovationunter-

zogenund ein größererSaal von Demmlerangebaut. Hierdurch

wurde ein Teil der ArbeitskräftedemSchloßbauentzogen,so daß

dieser erst im Sommer 1850 wieder rüstig gefördertwerden

konnte. Im Herbst des genanntenJahres waren die Mauer-

arbeiten überall bis zum Gesims aufgeführtund konntemit der

Bedachung begonnenwerden. Das Jahr 1851 brachteeinen

Wechselin der Bauleitung.
Der HofbauratDemmler war ein Mann von ausgesprochen

demokratischerGesinnung. Er war Mitglied des SchwerinerRe-

formvereins gewesenund hatte, wie er späteraktenmäßigbekun-

dete, von seiner politischenÜberzeugungauch dem Großherzog

gegenüberkeinHehl gemacht, ohne daß dies auf die persönlichen

Beziehungenzu seinemHerrn oder auf seine amtlicheStellung

eineRückwirkunggehabthätte. Demmlerwar auchMitglieddes

SchwerinerBürgerausschussesund hatte in dieserEigenschaftam

18. September1850 einen Antrag an den Magistratmit unter-

zeichnet,in welchemletztereraufgefordertwurde, sich der Ber-

Wahrunggegenden „rechtsunbeständigenSchiedsspruchund gegen

die darauf begründetenVerordnungenanzuschließen,die Abgeord¬
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netenkammerin allen ihren, auf die Bewahrungder Verfassung
gerichtetenBeschlüssenkräftigstzu unterstützenund selbst die zu
solcherBewahrung geeignetenSchritte zu thun". Obwohl tags
darauf seitensder Regierungdas Verbotdes Zusammentrittsder
Kammer ersolgte, wurde obiger Antrag noch am 21. in den
Schweriner Zeitungen bekannt gemacht. Infolgedessenlud der
Vorstand des Finanzministeriums,Staatsrat von Brock,dem die
Schloßbaukommissionunterstelltwar, den HofbauratTemmlerzu
einerBesprechungein, in welcherer ihn auf das Unzulässigeeiner
solchengegenseine vorgesetzteBehörde gerichtetenDemonstration
aufmerksammachte. Herr Temmler beharrteindessenbei der An-
ficht,daß er als BürgerrepräsentantgleichfallsbeschworenePflichten
zu erfüllenhabe, welchedurchseineamtlicheStellung nicht beeilt-
flußt werdenkönnten. Herr von Brockerklärtehierauf, daß ein
großherzoglicherBeamter die Resignationhaben müsse,entweder
politischeAngelegenheiten,wenn sie mit demWillen und denBer-
sügnngenseinesHerrn nichtin Übereinstimmungwären, für sich
zu behaltenoder denDienst freiwilligaufzugeben.Dieserunzwei-
deutigenVerwarnung ungeachtet,nahm Demmler nochan dem-
selbenAbend an einer Bürgerausschußsitzungteil, in welcherder
oben erwähnteAntrag einstimmigangenommenwurde. Von dem
Finanzministeriumzu einerErklärunghierüberaufgefordert,lehnte
Demmler dieselbeschriftlichmit dem Bemerkenab. daß er nicht
einsehe,wie das MinisteriumRechenschaftvon ihm fordern könne
in einer Angelegenheit,für welcheer nur der Kommuneverant-
wortlich sei und die ganz außerhalb seineramtlichenDienstver-
Hältnisseliege. Erst einem nochmaligenBefehl leisteteer Folge.
Da er aber auch jetzt seinen Standpunkt hartnäckigbehauptete,
wurde die Angelegenheitvor den Großherzoggebracht,und dieser
ließ ihm eröffnen, daß er sein Mandat als Bürgerrepräsentant
niederzulegenhabe, da er diesesAmt mit seinerdienstlichenStellung
zu vereinigenerweislichermaßennicht im ständesei. Hierauserbat
sichDemmlerin einer unter dem 20. Oktoberan denGroßherzog
gerichtetenEingabe seinenAbschiedmit Pension, zog aber diesen
Antrag späterzurück,nachdemder Abschiedgenehmigt,diePension
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aber nicht bewilligt war. Der Konfliktverschärftesichdurchein

am 6. November von Demmler an das Finanzministeriumge-

richtetes Schreiben, welches dem Absenderwegen unziemlicher

Schreibartzurückgesandtwerdenmußte und welchesdiesertrotzdem

noch mehrmals einreichte,indem er den Ansprucherhob, man

mögedie ihm selbstnicht erkennbarenUnziemlichkeitennachweisenx.

Seinen Austritt aus dem Bürgerausschußlehnte er ab und er-

klärte offen, daß auch die anderenVerhaltungsvorschriftenseiner

vorgesetztenBehördefür ihn nichtmaßgebendseien. So hochder
Großherzogdie Fähigkeitendes genialenArchitektenanschlug, so
ungern er auf die Diensteeines ihm persönlichergebenenMannes
verzichtete,so vermochteer docheinesolcheDisciplinlosigkeitnicht
zu dulden. Es wurde daher von dem im Anstellungskontrakt
bedungenenRechthalbjährigerKündigungGebrauch gemachtund
dieseKündigung für Johannis 1851 durchDekretvom 17. De-
zember 1850 verfügt. Da Demmlerauchhiergegenremonstrierte
und ein gedeihlichesZusammenwirkender Behördenwährend der
nächstensechsMonate nichtzu erhoffenwar, auchdas Ausscheiden
des leitendenArchitektenmitten in der Bauperiodeunzweckmäßig
erschien, so wurde durchein Reskriptvom 14. Januar 1851 be-
stimmt, daß der Austritt Demmlers aus der Bauleitung sofort

zu erfolgenhabe. Am Schluß dieserVerfügunghießes: „Indem
Wir den Hofbaurat Demmler hiermit aus der Schloßbaukom-
Missionund aus der Stellung des leitendenArchitektendes Schloß-
baues entlassen, wollen Wir es zugleichausdrücklichund gern
anerkennen, daß derselbein diesembedeutendenWerkeseineaus-
gezeichnetenFähigkeitenan denTag gelegt,daß er es von Anfang
an mit großer Umsichtund unermüdlichemEiser geleitetund sich
um dasselbebleibendeVerdiensteerworbenhat. Wir sagendem
HofbauratDemmlerhierfür UnsernaufrichtigenDank."

1 Dieser Schriftwechsel ist veröffentlicht in einer anonym erschienenen,

aber augenscheinlich von Demmler selbst veranlaßten Publikation: Akten-

stücke betreffend die Dienstentlassung des Hofbaurats Demmler in Schwerin

nebst einigen an diesen Fall geknüpften Bemerkungen über die Staatsdiener

im Großherzogtum Mecklenburg-Schwerin. Hamburg 1851.
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Die Oberleitungdes Schloßbaues wurde nun dem königl.
Oberbaurat Stüler in Berlin übertragen,dem diePläne, wie wir
oben gesehenhaben, schonfrüher vorgelegtwaren und der sich
auch gutachtlichdarüber geäußerthatte. Mit derAnfertigungvon
Zeichnungenfür die innerenDekorationenund für das Mobiliar
wurde der Hofbaurat Professor Strack in Berlin beauftragt.
Dieser fertigteaucheinigeZeichnungenan, mußte aber dieweitere
Arbeit an Stüler abgeben, weil er den Prinzen FriedrichWil-
Helm von Preußen auf dessenReisenachRom zu begleitenhatte.
Die unter Demmler angestelltenBaukonducteureBehncke,Wille¬
brand I und WillebrandII wirkten auch unter Stülers Ober-
leitung fort. Neben ihnen wurden noch die Baukonducteure
Daniel und Luckowbeschäftigt.Nach dem 1853 erfolgtenTode
des jüngerenWillebrand trat ArchitektKrüger an dessenStelle.
Stüler tras nun einige Abänderungenin dem ursprünglichen
DemmlerschenBauplan, welchesichindessen,da der Rohbau schon
zu weit vorgeschrittenwar, im wesentlichenauf die schmale,der
SchloßbrückezugekehrteFront beschränkten.Die UmWallungdes
Vorhofs wurde erhöht und in dessenvordere offene Säulen-
kolonnadeein größeresPortal eingefügt. Die offeneLoggiader
vierten Etage, welchenachDemmlerbis zum HinterenTurm zu-
rücktretenund vorn mit einer Säulenkolonnadebegrenztwerden
sollte, wurde von Stüler mit einem dreigeteiltenGiebel abge-
schlössen.Der Turm selbst erhielt an Stelle der projektierten
LaterneseineBekrönungdurcheine den ErzengelMichaeltragende
Kuppel. In den nächstendrei Jahren wurde der Bau so weit
gefördert, daß im Herbst 1854 das Schloß, seinerGerüste ent-
kleidet, von außen fertig dastand. Die Terrassenund Anlagen
des Burggartens waren beendet. Der imposanteBau lockteviele
Besuchernach der Hauptstadt. Der Glasmaler Gillmeisterhatte
die achtzehnPortraits mecklenburgischerHerzögefür die Fenster
des Waffensaalesangefertigt,ebensonachEntwürfendes Hofmalers
Lenthedie Fensterim Chor der Schloßkirche,welcheletzterenun-
mehr dem Gottesdienstübergebenwerdenkonnte. An den zahl-
reichenplastischenGestaltungendes Baues waren hervorragende
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Künstler wie Albert Wolff, Willgohs, Petters, Kalnas von
Kalnassi und Genschowthätig. Von letzterem rührte das
Modell zu der ReiterstatueNiclots her, welchein der oberen
Loggia über dem Hauptportal ihren Platz fand. Die nächsten
beiden Bauperioden von 1855 und 1856 waren dem inneren
Ausbau gewidmetund brachten auch diesenseiner Vollendung
nahe. Die große Paradetreppe aus schwarzemMarmor und die
vordere weißeMarmortreppe wurden beendet, ebensoeineReihe
der Prunkgemächerund die Wohnzimmerauf der Seeseite. An
den Wand- und Deckenmalereiender Festsäleund Galerieenwaren
Peters aus Berlin, Elster aus Braunschweig,Th. Fischer,Jentzen
und Schumacheraus Schwerin, an denMalereienin der Schloß-
kirchePfannenschmidtaus Berlin und Fischerbeschäftigt.Vollendet
wurden von Willgohs die sürstlichenStandbilder aus dem sech-
zehntenund siebzehntenJahrhundert, von AlbertWolff die Obo-
triten und die Megalopolis. Dankberg und Schieler lieferten
außerdemOrnamente und Skulpturen verschiedenerArt. Im
Februar 1857 konnteder mit einer reichen Sammlung aus-
gestatteteWaffensaalder Besichtigungdes Publikums zugänglich
gemachtwerden. Der Thronsaalmit den anstoßendenGemächern
wurde erstgegenEndedesselbenJahres, derzur Wohnungfür die
Prinzen bestimmteTrakt sogar erst 1860 fertig. Indessen war
doch der Bau im wesentlichensoweitbeendet, daß am 26. Mai
1857, dem Geburtstag der GroßherzoginAuguste, der feierliche
Einzug der fürstlichenFamilie stattfindenkonnte. Eine große
Zahl fürstlicherGäste war dazu geladen, die im Festschmuck
prangendeStadt von Fremdenüberfüllt. Die Festlichkeitenwähr-
ten mehrereTage und schlössenmit der von FriedrichvonFlotow
für diesen Anlaß komponiertenOper „Johann Albrecht", zu
welcherEduard HobeindenText gedichtethatte. Das Werkstand
nicht auf der Höhe der früheren Schöpfungendes berühmten
Komponisten.Es teilte das SchicksalähnlicherGelegenheitsstücke
und vermochtesich nichtauf dem Repertoirzu erhalten. Selbst
das in plattdeutscherMundart vorgetragene,im Volkstongehaltene
Lied: „Dat MecklenbörgerLand", welchesbei der erstenAuf-
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führung sehr gefiel, ist nicht populär geworden, obwohles an
Schwung und Melodikdem LappeschenObotritenliedkeineswegs
nachsteht. Aus Anlaß der Schloßweiheließ der Großherzogeine
Medailleschlagenund verliehdieselbein Gold denbeidenleitenden
ArchitektenDemmler und Stüler. Die in hervorragenderWeise
thätig gewesenenKünstler und Kunsthandwerkererhieltendieselbe
in Silber oder Bronze. Den am Bau beteiligtenelf Schweriner
Gewerkenübergabder Großherzogin einembesonderenfeierlichen
Akt neueFahnen.

Zu der am 27. Mai abgehaltenengroßen Parade waren
sämtlicheTruppen des Kontingents in Schwerin und Umgegend
zusammengezogen.Der Prinz vonPreußen und anderenoch an-
wesendeGeneralesprachensichsehr anerkennendüber die Haltung
der Truppen aus, Auf diesemGebietwar in den letztenJahren
unter WitzlebensLeitungErstaunlichesgeleistetworden. Derselbe
hatte sich namentlichdie Ausbildung der Offiziereund Unter-
offiziereangelegensein lassen. Für die ersterenwaren schon1850
geschlosseneSpeiseanstalteneingerichtet,Bibliothekengegründetund
1851 Ehrengerichtenach dem Muster der preußischeneingeführt.
Die OffizierehöhererChargenwurden im Kriegsspielgeübt, für
diejüngerenwar ein Fechtkursuseingerichtet.Die schärfereDisciplin
der Mannschaftenunterstütztedas gleichfallsnach preußischem
Muster ausgearbeiteteund am 7. Februar veröffentlichteMilitär-
gesetzbuch,währenddas am 25. Juli 1856 erlasseneRekrutierungs-
gesetzwesentlicheVerbesserungenim Ersatzwesenund in der Aus-
bildung der Reservenbrachte. Seit 1852 war eine neue In-
struktionsür das Scheibenschießenin Gebrauch,welchenamentlich
die Ausbildung der Mannschaftenim freihändigenSchießen auf
Scheiben von Mannsbreite bezweckte.BesondereAufmerksamkeit
wurde den taktischenund Felddienstübungengewidmet. Feld-
manöver fanden nunmehr in jedem Herbst statt (so 1851 bei
Schwerin, 1852 bei Bützow, 1854 zwischenGoldberg, Krakow
und Güstrow, 1855 bei Schwerin und Walsmühlen, 1857 bei
Teterow,1861 zwischenWismar undSchwerin,1862 beiRöbelic.).
1853 nahm die mecklenburgischeDivision teil an den bei Berlin
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unter Leitung des Generals der Kavallerie von Wrangel abge-
haltenenManöverndes dritten Armeecorps, ebenso1860 an den
Übungen desselbenCorps, welche Prinz Friedrich Karl von
Preußen in der Umgegendvon Wittstockabhielt. DieZusammen-
gehörigkeitdes Kontingentsmit den anderenTruppen des zehnten
Bundesarmeecorpskam in dieserZeit nur einmal und zwar im
Jahre 1858 zumsichtbarenAusdruck. Das Corps wurdeim Herbst
diesesJahres unter dem Oberbefehldes hannöverschenGeneral-
lieutenants Jacobi in der Umgegendvon Nordstemmen(zwischen
Hannoverund Göttingen)zusammengezogen.Die Übungendauerten
vom 12. bis 23. September. Gegen Ende des Jahres schied
General von Witzlebenaus dem großherzoglichenDienst, da sein
leidenderGesundheitszustandeinen längerenAufenthaltin mildem
Klima notwendigmachte. Nach seinerHeimkehrtrat er in den
preußischenArmeeverbandzurück, wo ihm das Kommandoeiner
Divisionübertragenwurde. Er führtedasselbenur kurzeZeit; am
4. Oktober1859 starb er zu Goslar. Der Beerdigung,welchein
Berlin erfolgte,wohnteeinegroßeAnzahlmecklenburgischerOffiziere
bei, an ihrer SpitzeOberst von Bilguer, dem nach Witzlebens
Abgang, zunächstinterimistisch,das Kommandoder mecklenbur-
gischenDivision übertragenwar. Herr von Bilguer war in den
Jahren 1851 bis 1854 Mitgliedder Militärkommissionin Frank-
surt a. M. gewesen. Zuletzthatte er das Jägerbataillon befehligt.

In den Jahren 1857 und 1862 fand eine Veränderung
in den taktischenVerbänden bezw. eine Augmentation des
Kontingentsstatt. DurchgroßherzoglicheVerfügungvom 24. Ok-
tober 1857 erhielt das zweiteBataillon die Bezeichnung„drit-
tes Bataillon", während aus dem leichten Jnfanteriebatail-
lon zwei Bataillone: ein Musketier- und ein Jägerbataillon
formiert wurden. Das letztere, nunmehr aus zwei Com-
pagnieen bestehend,ward später (1863) nach Ludwigslustver-
legt und in, den Räumen des dortigen Seminargebäudesein-
quartiert, nachdemdas Lehrerseminarzuvor nach Neuklosterver-
legt wordenwar. Die VermehrungderJnsanterie gestattetenun-
mehr die Einrichtungvon Regimentsverbänden,welche1862 ins
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Lebentraten. Die neuenRegimenterbestandenallerdings nicht
wie in Preußen aus je drei, sondernnur aus je zweiBataillonen,

dochwaren nunmehrBrigadeexercitieuin zweiTreffenausführbar,
und wenn das Jägerbataillon, wie dies bei den Brigadeübungen
geschah, auf den linkenFlügel des erstenTreffenstrat, war das
Bild der nach dem preußischenExercierreglementausgeführten
Formationenein ziemlichvollständiges.

So sehr FriedrichFranz geneigtwar, in anderenVerwal-
tungszweigender Eigenart des Landes Rechnungzu tragen und
sogar ausgesprochenpartikularistischenBestrebungenRaum zu ver-

statten, — in allen militärischenFragen war er für eineeinheit-

licheOrganisationund ein bedingungsloserAnhängerdes preußi-

schenHeerwesens. Er verfolgteaufmerksamalle dortigenNeue-

rungen, die Fortschritteder Waffentechnik,die Abänderungendes

Reglements und die oben verzeichnetenVerbesserungenin der

eigenenTruppe waren größtenteilsseinerAnregungentsprungen,

jedenfallsaber unter seinerAufsichteingeführt. Als zu Ende des
Jahres 1856 der KonfliktzwischenPreußen und der Schweizin
der NeuenburgerAngelegenheitsich verschärfteund eineMobil-

machungpreußischerTruppen nahebevorstand,wünschtederGroß-

herzogdie kriegerischeVerwickelungfür dieAusbildungwenigstens

einiger seinerOffizierenutzbarzu machen. In einemBrief vom
23. Dezember, in welchemer den König zu der festenHaltung

Preußens beglückwünschteund den guten Eindruckschilderte,den

dieseauch in Mecklenburggemacht,hieß es am Schluß:
„Wenn nebenbei mein militärischesHerz etwas höher

schlägt, so kannstDu mir sagen, wie jener Generalzu seinem

Adjutanten, der sichüber die aufgehendeSonne freute: »Herr,

bleibenSie mir mit Ihren Privatangelegenheitenvom Leibe!«

Eine Privatangelegenheitmöchteich aber dochgernevortragen.

Da es meinenTruppen wohl leider nichtgestattetsein wird,

an diesemFeldzugteil zu nehmen, was ich besondersmeinen

Jägern gegönnthätte, so frage ich an, ob Du es wohl einigen

meinerOffizieregestattenwürdest, etwa vieren,sichder Armee
anzuschließen,und ob Du vielleichtbefehlenwolltest, daß sie
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 2
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schon bei der Mobilmachungmit verwandt würden. Die Er-
füllung diesesWunscheswürde michsehr beglücken."

Der König gewährtedieseBitte, allein zu einer Ausführung
des Planes kam es nicht, da die NeuenburgerAffairebekanntlich
im diplomatischenWegebeigelegtwurde.

Die militärischenFähigkeitendes Großherzogshatten sichnur
allmählichentwickelt.In den erstenRegiernngsjahrenwar zuviel
des Neuen auf ihn eingestürmt. Den militärischenDingenhatte
er stets seineBeachtunggeschenkt,dochnichtgerademehr, als dies
seitens vieler seiner Standesgenossengeschah. Dazu kam der
Mangel praktischerErfahrung. Er hatte nichtGelegenheitgehabt,
gleich andern jugendlichenThronerben in einem großen Heere
den Dienst zu erlernenund sichin der Truppenführungzu üben.
Dies alles mußte erst nachgeholtund hauptsächlichim Wege der
Theorie erworben werden. Unterstützt wurde Friedrich Franz
dabei durch eine ausgesprocheneVeranlagungsür alles, was mit
dem Militärdienst zusammenhing. Dem Verlangen, sichin der
Truppenführungweiter auszubilden, kamen seine Oheime, die
KönigeFriedrich Wilhelm und Wilhelm, bereitwilligstentgegen,
indem sie dem Großherzog nicht nur die Teilnahme an allen
wichtigenÜbungen, Schießversuchen,Besichtigungenu. s. w. ge-
statteten, sondern ihm auch durch Übertragenvon Kommandos
während der ManöverGelegenheitgaben,seinestrategischenFähig-
keiten zu erproben und zu erweitern. Schon als Prinz von
Preußen hatte KönigWilhelmin dieserHinsichteinenstarkenper-
sönlichenEinfluß auf seinen Neffen ausgeübt und sein Wohl-
gefallenan dessenmilitärischenKenntnissenoft bekundet. In der
KorrespondenzbeiderFürsten nahmen militärischeFragen immer
den erstenPlatz ein, und auchbei den zahlreichenpersönlichenBe-
gegnungendrehtesichdie Unterhaltungfast ausschließlichum der-
artige Gegenstände.

Daß der Großherzogden Manövern seinereigenenTruppen
beiwohnte,die Generalideeangab, häufig dieKritikenabhielt,war
selbstverständlich.Daneben suchteer aber nochjede Gelegenheit,
die Truppen anderer Kontingentezu besichtigen,um aus dem
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VergleichBelehrungzu schöpfen.So wohnteer z. B. im Herbst
1857 denManövernder oldenburgischenund hanseatischenTruppen
bei, sodann denendes drittenpreußischenCorps bei Halle, später
denen des Gardecorps bei Berlin. Von dort begab er sichzu
gleichemZwecknachSachsenund schließlichim Septembernochnach
Wien. Über der VielseitigkeitdieserwechselndenEindrückevergaß
er keineswegsden Detaildienst. Er erschienhäusig unerwartet
auf dem Exerzierplatzin Schwerin, beteiligtesichan den Turn-
und Fechtübungender Offiziere, ließ sich im Frühjahr die Re-
krutenvorstellenu. s. w. Als 1860 die gezogenenGeschützeein-
geführt wurden, übte er persönlichmit mehrerenOffizierendie
Bedienungdes neuenGeschützesunter einemartilleristischenLehr-
meisterein und setztedabeidie Augenzeugendurchdie Leichtigkeit
in Erstaunen, mit welcherer allein den schwerenLafettenschwanz
herumwarf, der bei starkenDrehungendes Geschützessonstvon
zweiKanonierengehobenwird. Dabei hatte er ein scharsesAuge
sür Unregelmäßigkeitenund kargtenichtmit Zurechtweisungen,wo
er dieselbensür angebrachthielt. Dem Kriegsspiel,welcheswäh-
rend der Wintermonateunter der Leitung des Oberstlieutenants
Köhler im Schloß abgehaltenzu werdenpflegte, wandteer ein
besonderesInteresse zu. Nach demselbenbliebendie Offizierezu
einer Abendmahlzeitvereinigt. Auchan den monatlichenLiebes-
mahlen des Schweriner Offiziercorpsnahm er häufig teil als
wohlgelaunter,heitererTischgast. Dochwar er keinFreund von
längeren Sitzungen an der Tafel. Äußerst mäßig im Trinken,
wederRauchernochKartenspieler,hatte dieseArt der Geselligkeit
für ihn wenig Reiz, und nur eine anregendeUnterhaltungver-
mochteihn länger zu sesseln. Um den anderenTischgenossendas
Rauchenzu ermöglichen,pflegteer zum KaffeeeineCigarettean-
zuzünden,die er aber nach einigenZügen wiederfortlegte. Bald
darauf zog er sichmit den älteren Offizierenzurück,damit der
Heiterkeitder jüngerenHerrenfreierLaufgelassenwerde. Während

der Großherzogauf dieseWeiseVerständniszeigtesür das Treiben

der Jugend, die Einladungen zu den Hoffesten,auchzu solchen

intimerenCharakters,fehr weit ausdehnte,unbemitteltenOffizieren
2 *
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ansehnlicheZulagen gewährte,manchenauch aus einer finanziellen
Klemmebefreite,verlangteer dagegenEifer im Dienst, korrektes
Benehmenim gesellschaftlichenLebenund war unnachsichtlichgegen
solcheÄußerungendes Leichtsinns,welchemit seinenAusfassungen
von Ehre und Standesbewußtseinnicht vereinbar waren. Auch
gegen die Offiziereseines preußischenRegiments Nr. 24 war
FriedrichFranz freigebigund gastfrei. Zum Chef desselbenwar
er gleichnach seinerThronbesteigungernanntworden. Seit diesem
Zeitpunktgehörteer als Generalmajorder preußischenArmeean.
Seine Ernennung zum Generallieutenanterfolgte am 5. Sep-
tember1848, diejenigezum Generalder Infanterie am 12. Juli
1855. In seinemDankschreibenfür die letzteBeförderungver-
sicherteer demKönig, daß die „mit ihm groß gewordeneLiebe
zu Preußen und zu dessenArmeenur mit seinemletztenAtemzuge
erlöschenwerde". Er trug in Berlin die preußischeUniform, in
seinemLande aber stets die mecklenburgische,abgesehenvon den
Fällen, in welchendie Anlegung einer fremdländischenUniform
durchden BefuchfürstlicherGästegebotenwar.

In dieseJahre fielenauchmehreremilitärischeFeste,welche
dem GedächtnisfrühererKämpfegewidmetwaren. Für alle der-
artigenErinnerungenwar der GroßherzogvollerPietät und liebte
es, der Feier einenfestlichenCharakterzu geben. Nachdemam
4. Juni 1853 auf dem Exerzierplatzbei Schwerin das Denkmal
für die in Schleswig-Holsteinund Baden gefallenenKriegerunter
Anwesenheitdes Prinzen von Preußen enthüllt war, sand am
2. Oktober1856 eine ähnlicheFeier bei Nossentinin der Nähe
von Waren statt. Das von dem mecklenburgischenOsfiziercorps
dort errichteteMonumentgaltdemAndenkenan ein Gefecht,welches
die Nachhutdes BlücherschenCorps am I. November1806 den
nachrückendenFranzosengelieferthatte. Die beteiligtenpreußischen
Truppen hatten dabei große Bravour bewiesen. Die Begräbnis-
stätte der Gefallenenwar nochvorhanden. „DiesesDenkmal" —

so schriebFriedrichFranz an denGroßherzogvon Strelitz, indem
er dessenOsfiziercorpszu der Beteiligungaufforderte— „wird
vielleichtdas einzigstesein, welchesdem Gedächtnisder auchim
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größten Unglücknoch bewiesenentapferen Haltung jener alten

Armeegewidmetist." Deputationensämtlicheran dem Gefecht

beteiligtgewesenenRegimenterwaren zu derFeier erschienen,An

ihrer Spitze befand sich als Veterander General der Kavallerie

von Wrangel. Dieserhatte für diemecklenburgischenTruppenvon

jeher ein besonderesInteressegezeigtund denGroßherzogin seinen
soldatischenBestrebungenermuntert. In einemBriefvom7. März
1854, als der Ausbruch eines europäischenKriegesnahe bevor-
stand, schrieber:

„Mit den mecklenburgischenTruppen bin ich durchFreud

und Leid, durch heißeKämpfe und glänzendeWaffenübungen

auf das innigste verbunden. Wohl dem Lande, das eine so
kriegstüchtigausgebildeteWehrkrafthat! Es verdanktdiesseinem
Kriegsherrn, der durch geistigeund praktischeEinwirkungdie
Truppen aus diesenkriegsbereiten,AchtunggebietendenStand
gebrachthat. Eins nur bleibt zu wünschenübrig, daß der
Kriegsherr, der alle Eigenschafteneines entschlossenenund um-
sichtsvollenFeldsoldatenin sich vereinigtund der von feinen
Soldaten im wahren Sinne des Worts angebetetwird, daß er
Vertrauenzu sichfassenmöchte,um, wenn es gilt, sichan die
Spitze seinerin der FeuerprobebestandenenTruppenzu stellen
und das Kommando»Drauf« zu geben; so bürgt mein Kopf
dafür, daß denMecklenburgernderSieg so gewißzu teilwird,
wie der Sonne der Tag folgt. Wir gehen einer ernstenZeit
entgegen,und kommt'szum Krieg, d. h, wenn die Westmächte
unsereNeutralitätnichtanerkennenund uns zur Teilnahmeam
Kampfezwingenwollen, somarschierenwir an den Rhein und
sind auf Lebenund Tod mit Rußland verbunden."

Es kamindeffennichtzur Mobilmachung.Als sichim Jahr
1859 die Kriegswolkennochdrohenderzusammenzogenund die
Bundesversammlungin ihrer Sitzung vom 23. April mit Stirn-
meneinheitdieKriegsbereitschaftder deutschenKontingentebeschloß,
wurden auch in Mecklenburgdie beurlaubtenMannschaftenein-
gezogen. Zur Festsetzungder Einzelheitenfür die Mobilmachung
des 10. Armeecorpsfanden in Hannover(vom 26.—30. April)
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Konferenzenstatt, an welchenmecklenburgifcherfeitsGeneralmajor
von Zülow und Flügeladjutant Hauptmann von Hertzbergteil-
nahmen. Der Großherzogsollte im Fall des Ausrückensdas
Kommandoder 2. Division diesesCorps übernehmen. Mit dem
Frieden von Villafranca trat indessendie bekannteWendungein.
und Ende Juli wurden die Bundeskontingentewieder in den
Friedensstandversetzt.

Das Jahr 1863 brachteeineReihemilitärischerund nationaler
Feste, welchedem Gedächtnisder Erhebungvon 1813 gewidmet
waren. Am 17. März wohnte der Großherzogin Berlin der
Grundsteinlegungdes Denkmals Friedrich Wilhelms III. bei.
Am 22. und 25. desselbenMonats fanden in allen Landeskirchen
MecklenburgskirchlicheFeiern statt. Die elfterenzur Erinnerung
an die ErhebungDeutschlandsgegendie französischeGewaltherr-
schast,die anderenzum Gedächtnisdes vor 50 Jahren erlassenen
Ausrufs FriedrichFranz' I. Hieran schloßsicham 27. dieGrund-
steinlegungeinesMonuments,welchesin Güstrowerrichtetwerden
sollte. Zu dieserFeier waren alle im Jahre 1813 bei einemin-
ländischenTruppenteileeingetretenenFreiwilligeneingeladen.Auch
andere Veteranen waren in großer Menge zugegen. Den Be-
dürftigenunter ihnen wurden aus den Geldern,welchedieStände
auf dem letztenLandtag dafür bewilligt hatten, Unterstützungen
zugewiesen. Allen anwesendenFreiheitskämpfernüberreichteder
Großherzogbei derFeier in Güstrow eine für diefesFestgestiftete
silberne Schnalle, welchean dem Band der Campagnemedaille
getragen werdensollte. Nochallgemeinergestaltetesichdurch die
Beteiligung ehemaligerKampsgenossenund Gäste aus fast allen
deutschenBundesstaaten eine Feier, welcheam 26. August in
Wöbbelinam Grabe Theodor Körners abgehaltenwurde. Die
Enthüllung des Güstrower Denkmals fand später, am 12. Juli
1865 statt.

Neben diesenFesten und militärischenSchauspielen,neben
den erhebendenund anregendenBildern', welchein diesenJahren
an Friedrich Franz vorüberzogen,fehlte es auchnicht an weh-
mütigen und schmerzlichenEindrücken. Der Tod zweierKinder
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und das plötzlicheHinscheidenseinereinzigenSchwester,der Her-

zogin Luise, welcheam 9. März 1859 in Venedigstarb, waren

solcheerschütterndeMomente. Dazu geselltensich bald ernste
Sorgen um die GesundheitseinerGemahlin. Die von Haus aus

zarteKonstitutionderselbenwurde durchein chronischesHerzleiden
untergraben. Nach Ansichtder Ärzte konntedieserZustand beim
Hinzutreten irgend einer akuten Krankheitsür das Lebender
Fürstin bedrohlichwerden. WiederholteBadereisenbrachteneine
zeitweiligeErfrischungund Kräftigung, ohne indessendas organi-

scheLeidenzu beseitigen. Die Großherzoginwar mehrmals in
Pyrmont und in Ischl. Im Winter 1858/59 mußte sie auf

dringendesAnraten derÄrzte einenlängerenAufenthaltam Genfer

See nehmen, wo die Villa La Faraz bei Vevay für die hohe

Frau gemietetund hergerichtetwar. Die drei ältestenKinder

teiltendiesenAufenthalt im wärmerenKlima. Den Großherzog
verhindertenseineRegentenpflichtenmeistens,die leidendeGemahlin
während der ganzenDauer dieserReisenzu begleiten,dochpflegte

er sie in den Kurortenhäusigzu besuchen,und wenn es thunlich
war, knüpftesichan dieHeimreisenochein gemeinschaftlicherAus-

flug in schöneGegendenoder der BesuchbefreundeterHöfe.
Tief erschüttertwurde das fürstlichePaar durchden Heim-

gang derHerzoginHelenevonOrleans. Sie verschiedam 18. Mai
1858 in RichmondbeiLondon,wo sie die letztenJahre in stiller
Abgeschiedenheitzugebracht. Ihr Tod wecktemanchewehmütige

Erinnerung. Wir sind der schwergeprüftenFürstin zuletztim Juni

1848 begegnet,in jenenTagen, als der Großherzogihr in Eise-

nach «inen Besuchabstattete. Hatte dieseZusammenkunftauch

nicht dahin geführt, die Herzogin zum dauerndenAufenthaltin
Mecklenburgzu bewegen,so waren dochdie Bande mit der Hei-
mat dadurch festergeknüpft. Allmählichbegannsichbei ihr der

Wunschzu regen, die Stätten der Kindheitwiederzusehen.Mit

ihrem Neffen stand sie in fortgesetztemBriefwechsel.Hier noch

einigeSchreiben,welchefür dieverwandtschaftlicheGesinnungder
Herzoginsprechen:

„Eisenach, den 3. Februar 1849. Empfange meinen
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innigsten,tiefgefühltestenDank für Deinen so liebeninteressanten

Brief, mein teurer Fritz, und laß michDir in Gedankendie

Hand drückenfür Deine so wohlthnendeTeilnahmeund Deine

treuen Wünsche. Deine Liebe und treue Anhänglichkeitsind

mir werter, als ich es zu sagenvermag, und ich fühlein ihnen

ein engesBand mit dem Land meiner Kindheit, welchemich

ohne dieselbendurch mein bewegtesLebenund seltsamesGeschick

doch sehr entfremdetworden war«. Du hast recht, mir statt

GlückMut, Ergebungund Geduldzu wünschen.Glückist für

mich nicht mehr auf Erden zu suchen. Für meine Kinder

wünscheich es noch, dochauch dieseswage ich nichtmehr zu

bezeichnen;denn in der dunklenZeit, in der wir leben,ist dieses

Wort so unverständlichgewordenund seineErfüllung so rätsel-

Haft, daß wir zweifelndschweigen,Gott nur um seinenSegen

bitten und uns vertrauensvollseinemWillen übergeben, nicht

aber um diesesoder jenes zu flehenvermögen.
Priez que le bien se fasse, sagteeines Tages jene Herr-

liche Mutter Guizots zu ihren Enkeln,als ihr Sohn in einem

sehr kritischenMoment die Tribüne bestieg und die Kinder,

welchesehr fromm und gottesfürchtigerzogenworden waren,

Gott um das Gelingen des Unternehmensdes Vaters bitten

wollten. Priez que le bien se fasse müßten wir stets sagen,

statt eigeneAnliegenzu verfolgen. Doch wie schwerist dies!

Auch bei Dir in den verwickeltenVerhältnissen,welcheDich,

wie jedenFürsten unsererZeit, umsponnenhaben, mögedas

Gute endlichsiegenund sichbefestigen,lieber Fritz, und der

Himmel Dein so redliches und ernstes Wollen fördern und

segnen,damit die gehässigenMächtesichendlichabstumpfenund

die Wahrheit die Obergewalterkämpfe. Dochwie schwerwird

es noch halten, bis im ganzendeutschenLande, bis in ganz

Europa das Ende des jetzigenKampfes erfochtenist! Obfchon

ein Fortschrittseit dem vorigenFrühjahr unverkennbarist und

dieEnergieder Wohldenkendenwiederzur Besinnung,wennauch

nichtzur kühnenThat kommt, so stehenwir dochnoch mitten

im Zwiespaltund könnendiestets neu aufkeimendenSchwierig-
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feiten nichtabsehen,welcheeinemAusgleichin der Politik ent-
gegentreten.Die FrankfurterVersuchescheinenmir keinegründ-
licheBasis zu bieten,und die Separatinteressenbefindensichin
einemgroßenGährungsprozesse,in welchemdie erwünschteEin-
heit Schifsbruchleidet. Ich glaube, der schöneTraum wird
wohl bald ausgeträumtwerden,ebensowohlals derTraum der
Republikauchin Frankreichnicht mehr langevorhaltenkann.
Was aber in Frankreichdieser unheilvollenUtopie und in
DeutschlandjenemunhaltbarenVersuchfolgenwird, das steht
noch dahin. Möchten wir in meinemlieben und so Unglück-
lichenFrankreichnicht in das das Empire und hier nicht in
einenBürgerkriegverfallen! Zwei Fälle, welchenichtso un-
wahrscheinlichsind, als man es glaubensollte.

In unseremstillenAsyl geht es uns so gut als möglich,
wenn das Herz in steter Sorge ist. Mama war anfangs
Januar ziemlichleidend, doch ist es ihr gottlob wiederviel
wohler, und sie überwindettapfer den strengenWinter, welcher

meinenKindern schonmanchenunbekanntenSpaß durchEis-
und Schneepartieenverursachthat. Das Klima ist hier sehr

rauh, dochhat keinervon uns ernstlichdarunter gelitten. Wir
liebendieseschöneBerggegendsehrund machendurchdieSchnee-

selber und Eisberge mancheabenteuerlichenAusflüge. Paris

und Robert grüßen Dich aufs herzlichsteund hoffen, diesen

Frühling dieSchachpartieenund Promenadenmitdemsogütigen

Vetter wiederunternehmenzu dürfen. DeineGüte und Freund-

lichkeitfür sie hat Dir ihr Herz gewonnen. Dein so freund-

lichesAnerbieten,denKindernim Frühling Pferdchenzu schicken,

hat mich sehr gerührt. Nimm meinen bestenDank dafür an

und erlaube,daß ichDir in einigerZeit daraufantworte,wenn

die Pferde, welcheich aus Paris erwarte, angekommensind,

und ich ersehenhabe, ob sie brauchbarsind oder nicht. Gott

befohlen, mein lieber teurer Fritz. — Mut und Geduld —

dies der Wunsch Deiner Dich von Herzen liebendenTante

Helene!"
„Eisenach,26. Februar 1849. In der Hoffnung, mein
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lieberFritz, dieseZeilen werden am 28. eintreffen,vertraue ich

ihnen meine innigsten Wünschefür Dich an und bitte Dich,

wenn sie nur schwachund unzulänglichden Ausdruck eines

wahren und tiefenGesühlsdarlegen,darum nichtan der Wärme

desselbenzu zweifeln. Ich bitte Gott, Er möge Dir in Deiner

schwerenAufgabemehr und mehr beistehen.Dir Weisheit,Kraft

und Lichtin stets reicheremMaße verleihenund Dir denTrost

schenken,das Gute nicht allein gewollt,sondernauch gethanzu

haben. Dies ist in jetzigerZeit so schwer,so oft unmöglich—

aber wenn wir auch nicht die guten Früchte unseresWirkens
sehen, so segnetder Himmel es dennochim stillen, das müssen

wir uns zum Trost sagen und hoffen, daß dochendlichdas
wahre Beste befördertwerdenwird.

Möchte dieses für Dich neu beginnendeJahr sichgünstig
gestaltenund Dir so mancheLast erleichtern,welchedas ver-
gangenegebracht;— ich möchteDir bei demRückblickauf diese
schrecklicheVergangenheitnoch in Gedankendie Hand reichen
und Dir nochmals dankenfür Deine so treue, herzlicheTeil-
nähme an dem, was michbetroffen,und für die Innigkeit, mit
welcherDu Dich mir gegenüberim Unglückgezeigt."

„Eisenach, 16. November 1849. Teurer, lieber Fritz!
Wenn ich Dir nicht an dem Tage DeinerVermählunggeschrie-
ben, an welchemich dochso viel und mit innigsterTeilnahme
Deiner gedachthabe, so geschahdies aus einemGesühl,welches
Du begreifenwirst. Ich wollte mit den Trauergedanken,die
sichstets an michknüpsen,nicht in die Reihe derer treten, die
Dich mit frohen Wünschenumgeben,und zögerte lieber, Dir
später meineTeilnahmeauszudrückenund meineLiebean den
Tag zu legen, Nun kommstDu mir aber zuvor und schreibst
so freundlicheWorte über das Vertrauen, welchesDu in meine
alten, beinahemütterlichenGefühle fetzest, daß ich auch keinen
Augenblicklänger zögernwill, Dir dafür zu danken, sowiefür
die Sendung des treuen SchloßhauptmannsLützow,dem dieser
ehrenvolleAuftrag eine besondereFreude gewesen. Als alter
Dienerund Freund unseresHauses war er mir besonderswill¬
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kommen. Er hat mir schonrechtviel erzählenmüssenvon den
Vermählungstagenund dem AuftretenDeiner Auguste, welche,
wie es mir übrigens ganz natürlicherscheint,alle Herzenge-
Wonnenhat und täglich mehr an sichfesselt. Alles, was ich
von ihr erfahre, und was Du mir selbstschreibst,lieberFritz,
rührt und sreut michunbeschreiblichund bestätigtmeineHoff-
nung, sie würde ihren Beruf als Landesmuttertreu zu erfüllen
strebenund im Segen des Herrn wirken.

Ich wünschees sehr, AugenzeugeDeines häuslichenGlücks

zu sein und einmal unser altes Vaterlandwiederzu begrüßen.

Ich hatte daher die Absicht,in diesenTagen meinekleineFahrt

nach Ludwigslust zu machen, doch erfuhr ich durch Onkel

Gustav, daß Deine Mutter nach Berlin reisenwird, und Herr

von Lützowsagt mir, daß auchDu die Absichthabest, dort
DeinenBesuchzu machen. Daher bin ich mit meinerMutter
übereingekommen,dieseReise auf den Dezemberzu verschieben.

Dies ist wenigstensunser Wunsch."
Der geplanteBesuchkam aber erst im Frühling des nächsten

Jahres zur Ausführung. Es waren das schwereTage für Her-

zogin Helene. DreiundzwanzigJahre waren verstrichenseit dem

Tage, an welchemsie den blumengeschmücktenReisewagenbestieg.

Ein ganzesLebenlag dazwischen,ebensoreichan Hoffnung,Glück

und königlichemGlanz, wie an Trauer, herberEnttäuschungund

schmerzlicherEntsagung. Mit Wehmut betrat sie das bescheidene

Palais am Bassin, besuchtesie die Gärten und Plätze,wo sie als

Kind gespielt, blicktesie in Schwerin auf das Standbild des

Bruders, den sie im Lebennie wieder gesehen. Aber die warme

herzlicheAufnahme im Familienkreisethat ihr wohl, und die

vielenBeweisetreuerAnhänglichkeit,die ihr von allenSeiten ent-

gegenströmten,verwischtendieletztenSpuren peinlicherEmpfindung.

Die Aussöhnungmit derHeimatwar einevollständige.Daß dieser

Besuch,welchervom 19. bis 25. März währte, späternicht wie-

derholtwurde, hatte seinenGrund lediglichin äußerenUmständen.

Die wenigenReisen, welchedie Herzoginin den nächstenJahren

unternahm, waren der Ausbildung ihrer Söhne oder der Be¬
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festigung ihrer eigenen stark erschüttertenGesundheitgewidmet.

Hatte sie währendder Dauer der Präsidentschaftund selbstin den

ersten Jahren des Kaiserreichsdie Hoffnung auf eine Rückkehr

nach Frankreichmit der ihr eigenenEnergiefestgehalten,soschwan-

den doch dieseAussichtenangesichtsder politischenErfolgeLouis

Napoleons immer mehr. Nach dem Pariser Kongreßmußte sie

sich sagen, daß sie selbsteinensolchenWechsel,wenn er je ein-

treten sollte, nicht mehr erlebenwerde. Für ihre Söhne zwarhat

sie dieseHoffnung nie ausgegeben.Ihre letztenLebensjahrever-

brachte sie in England. Über die Feier ihrer Beisetzungschrieb

Prinz Albert dem Großherzogam 27. Mai 1858 aus Osborne:

„Am vergangenenSonnabend begleiteteich die irdische

Hülle der vielgeprüften,dochstets in Pflichttreue,Mut und Er-

gebungstarkenHelenezu ihrer Ruhestätte. Ich will nichtsagen:

ihrer letzten, weil sie ja im Lebenhoffte, diesedereinstan der

Seite des ihr frühzeitigvorangegangenenGemahls zu finden.

DieseScene, sowieihr so plötzlicherTod, der ruhige Ausdruck

ihrer Leicheund der Schmerz ihrer vernichtetenSöhne war

herzzerreißend Alle Hauptpersonender früheren Zeit waren

von Paris herbeigeeiltund hatten sich zu dem Traueraktein

dem kleinenGarten der Miß Taylor in dem DörfchenWey-

bridge vereinigt. Helene liegt jetzt neben dem armen alten

Königeund meiner teuern CousineMctoire Nemours. Als ich

dem Sarge der letzterenzu derselbenGruft folgte,hingen kaum

mehr die Blätter an den Bäumen, jetztschlugensie eben aus.

Kann das SchicksalschnellerseineSchläge auf eine schon so

unglücklicheFamilie solgen lassen? — Ich beabsichtigeheute

abend einen Abstechernach Koburg zu machen, wo ich mit

unserer Tochter zusammenzutreffengedenke. Die Freude des

Wiedersehenswird eine große für mich sein. Lassemich doch

ja die Ausführung des in DeinemBriefe angedeutetenPlanes,

einmal England zu besuchen,erleben. Wir würden Dich mit

Freuden bewillkommnen.— In verwandtschaftlicherAnhäng¬

lichkeitverbleibeich stets Dein treuer Vetter Albert."

Die Vermählungder Prinzessin Victoria mit dem Prinzen
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FriedrichWilhelm von Preußen hatte erst wenigeMonate vorher,

am 25. Januar, stattgefundenund GroßherzogFriedrichFranz,

der seinem acht Jahre jüngeren Vetter sehr zugethanwar. an

diesem frohen Familienereignis besonders lebhaften Anteil ge-

nommen. Die offizielleVerlobungwar im Frühjahr 1856 er-

folgt, und der Prinz von Preußen hatte in dem nachstehenden

Schreibenvom 4. April seinemNeffendavon Anzeigegemacht:
„Wenngleichich Deiner Mutter bereits die Anzeigeder

VerlobungmeinesSohnes mit VictoriaPrinceßRoyal of Eng-

land gesternmitgeteilthabe, so muß ich Dir als Familienober-

Haupt doch noch selbst die schuldigeAnzeigemachen, die ich

DeinerGemahlinmitzuteilenbitte. Augusteund ichsindEuerer

Teilnahmebei diesemwichtigenFamilienereignisgewiß,da Ihr

beideso gut alles versteht, was das Herz und Gemüt bewegt.

Es ist hoffentlichvon guter Vorbedeutung, daß in derselben

Stunde unsere beidenKinder sich versprochenhaben, nämlich

am 29. SeptembervorigenJahres1. Da die PrinceßVictoria

erst am letztenGründonnerstag konfirmiertwurde, so konnte

verabredetermaßendie Deklarationin den königlichenFamilien

nicht eher als jetzt geschehen.Möge Gott seinen Segen den

Verlobten immerdar verleihen! Nach menschlichenAnzeichen

dürften sie auf eine glücklicheZukunftund Häuslichkeitrechnen.

Dein treuer Oheim Wilhelm."
Auchdie folgendenBriefe des nachmaligenKaisersWilhelm

werdendem Leservon Interessesein:
„Sanssouci, den 28. Oktober 1857. Empfange meinen

herzlichstenDankfür DeineteilnehmendenZeilenzu demschweren

Ereignis, welchesuns heimsucht! Wer hätte es jemals für

möglichhallen sollen! Deine Mutter ist für die Königin ein

wahrer Trostengelgewesenund für uns alle ein Muster an

Gelassenheitund Besonnenheit.
Die schwereBürde, die mir überkommenist, trage ich

1 Die Vermählung der Prinzessin Luise von Preußen mit dem Groß-

herzogvon Baden fand am 20. September 1856 statt.
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willig zum Besten des Königs und, so Gott will, nichtzum

Nachteildes Landes! Je eher je lieber werde ich sie ablegen,

da dies der schönsteBeweis der Genesung des Königs sein

würde. Ich wünschemit Dir, daß während meinesJnteri-

misticums nichts vorfallen möge, was das gute Benehmen

zwischenunserenGouvernementsstören könnte.
Indem ich Dich ersuche,michdem gnädigenAndenkender

Großherzoginzu empfehlen,verbleibeich Dein Dich innig lie-
benderOheim Wilhelm."

„Berlin, 28. Oktober1858. Deine teilnehmendenZeilen,
besterNeffe,haben mir sehr wohl gethan, da jede Erquickung
der Art mir in diesenso wichtigenund schwerenTagen eine
Wohlthat war. Empfange dafür meinen herzlichstenDank.
Die Art und Weise, wie das Land dieseKrisis überstanden
und aufgenommenhat, sowiedie Haltung des Landtag,welches
eine unübertrefflichewar — haben Balsam in mein wundes
Herz gegossen! Es waren schwereTage, dieichseitdemsieben-
ten durchlebenmußte, in welchenun nochder Abschiedvom
teuren König fiel.

Gott, dersoweitgeholfenhat, wird michhoffentlichnichtver-
lassen bei allem Schweren, was mir noch bevorsteht;nur so
werde ich im ständesein, nach seinemWillen mein Amt zu
verwalten.

Deiner Frau lege ich michzu Füßen, indemich die besten
Wünschefür ihre Gesundheitausspreche. Dein treuer Oheim
Wilhelm."

Am19.Oktober1860begleitetederGroßherzogdenPrinzregenten
nach Warschau,wohin ihn der KaiserAlexandereingeladenhatte.
Es war dies die ersteBegegnungmit dem kaiserlichenVetter nach
dessenRegierungsantritt. Zur Beisetzungdes Kaisers Nikolaus
und zur Beglückwünschungdes neuen Zaren hatte der Groß-
herzogim März 1855 seinenBruder, den Herzog Wilhelm, in
Begleitungdes Oberstenvon Bernstorffnach Petersburg gesandt.
Auch die Großherzogin-Mutterwar damals eiligst dorthin ge-
reist, um ihrer tiefgebeugtenSchwesterTrost und Beistand zu
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spenden. Als jetzt wenige Tage nach den WarschauerFestlich-
keitendie Kaiserin-Mutter am 1. Novemberin Zarskoe-Zelo
verschied,wurde der Generalmajorvon Hopffgartenmit der Über-
bringung des Kondolenz-Schreibensbeauftragt, während Herzog
Wilhelm sichin seinerEigenschaftals Kommandeurdes branden-
burgischenKürassierregiments,dessenChesKaiserNikolausgewesen
war, gleichfallszur Beiwohnungan den Trauerseierlichkeitennach
Petersburg begab. Die Antwort des Zaren lautete:

„Zarskoe-Zelo, le 5./17. Novembre 1860. Cher Fritz!
Merci du fond de mon cceur pour ta bonne et amicale
lettre apportöe par le Göneral Hopffgarten.

Je sais que tu aimais et savais appretier notre adorable
Maman, aussi tes bonnes paroles et la part sincere que tu
prends ä notre douleur m'ont fait du bien.

Tu comprendras combien j'ai du penser ä ta pauvre
Mere qui a aussi perdu en Elle plus qu'une soeur!

Ton Fröre s'est acquitte d'une maniere touchante des
tristes devoirs qui l'ont aniene ici, en qualite de Commandant
du 6ii!medes Cuirassiers et comme tel il afait jusqu'au der-
nier moment le Service anpres du corps de notre cliere Defimte.

Laisse-moi te remercier encore pour ta visite ä
Varsovie qui ra'a fait un bien grand plaisir. Dieu veuille

que nous puissions nous revoir un jour sous de plus
heureux auspices. Rappelle-moi au souvenir de ta Mere

et remercie-la encore de ma part pour sa bonne lettre et

ses t616grammes.

Ma femme me Charge de mille amities pour toi, et moi

je me recommande ä la tienne et fem brasse du fond de

mon cceur.

Ton devoue Cousin Alexandre."

Über diesenTodesfall und die WarschauerZusammenkunft
schriebder Großherzog am 7. November an den Gesandten
von Blllow:

„. . . .Mama ist sehr betrübtüber den Tod derKaiserin, ihrer
Lieblingsschwester,mit der ein ganzes Lebensgebietin Nacht
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sinkt. Auchwir alle empfindenschmerzlichdiesenVerlust, der

sowohl in Rußland als außerhalb nicht ohne politischeBe-

deutung ist. Gortschakoffwird es nicht bedauern, daß ein

traditionelles Band weniger seiner vermeintlichenrussischen

Jnteressenpolitikentgegensteht,aus deren erstem Blatte Miß-

achtungDeutschlandsgeschriebenist. Wie sehrer und mit ihm

einstweilenauch Rußland unter dem Zauber Napoleons steht,

hat Warschauaufs neue bewiesen. Drei Monarchensahensich

dort, abervier verhandelten. Ein Brief Napoleons, von Gort-

schakoffausgelegt,bildete die Basis der Unterhandlungenund

bestimmteRußlands Haltung. Ein positives Resultat ist nur

die persönlicheAnnäherung der beiden Kaiser und Vergessen

der Vergangenheit, ein festes Bestreben von Österreichund

Preußen, auf denStipulationenvon Teplitzgegenüberfranzösisch-

russischenLockerungsversuchenzu beharren, und eine allseitige

Anerkennungdes Nationalitätsprinzipsin Ungarn und Polen.

Vielleichthaben sichbei KaiserAlexanderdieschonvorhandenen

Zweifel an der EhrlichkeitNapoleons auch verstärkt. Man

kann nicht wissen,inwieweit der Gang der Begebenheitennoch

die Keime zeitigen mag, welchein Warschauunbewußt gelegt

wurden. Österreichhatte mehr gehofft. Es sieht sichjetztdem

nahenden erneutenKampfe, den man zum Frühjahr erwartet,

allein gegenüberstehen.
Das Verhältnis zwischendem Prinzregenten und dem

Kaiservon Rußland war sehr herzlich. Das beiderzum dritten

anfangs etwas steif, später etwas freundlicher,das der beiden

deutschenHerren um einen Ton wärmer. Die österreichischen

Offizierehieltensichauffallendabseits, die preußischen,unsere

und die russischenimmer zusammen. Der Kaiser war gegen

michsehr herzlich. Man sah und hörte viel Interessantesund

ich freue mich sehr, dieseTage mit erlebt zu haben. Meinem

Lande kann es auch nützen."
Die Beziehungendes GroßherzogszumpreußischenHofwaren

auch während der Regentschaftdie denkbarherzlichsten.Er kam

oft nachBerlin. Zwischenihm und dem Prinzregentenfand in
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wichtigenpolitischenFragen fortgesetztein regerMeinungsaustausch
statt. Hatte Friedrich Franz für König Friedrich WilhelmIV.
herzlicheZuneigungempfunden,so war dochdas soldatischeWesen,
das sestezielbewußteAustretendes jüngerenOheims ihm ungleich
sympathischer. Er fühlte sichvon desseneinfacher,großer Natur
mächtigangezogen. Schonlange, ehedieWeltdiehohenRegenten-
tngenden'diesesMonarchenerkannteund seinenErfolgenzujubelte,
zollte FriedrichFranz seinemOheim eine mit Bewunderungge-
paarte Verehrung, die dieser durch wahrhaft väterlichesWohl-
wollen erwiderte. In allen großen Fragen, welchewährendder
nächstenzehnJahre die Welt bewegten,verstandensichdie beiden
Fürsten; in allen wesentlichenPunktender deutschenPolitikwaren
sie einig. Niemals hat dieses mehr noch aus der Gleichartigkeit
ihrer Charaktereals aus dem nahen Verwandtschaftsverhältnis
süßende,herzlicheEinvernehmendie leisesteTrübung erfahren.

Am 2. Januar 1861 endeteder Tod den langen Leidens-
zustand König Friedrich Wilhelms IV. Als Friedrich Franz
wenige Tage später der LeichefeinesOheinis folgte, konnteer
nochnicht ahnen, daß ihm im nächstenJahre ein weit schwererer
Gang bevorstehensollte. Der Gesundheitszustandder Großherzogin
war damals ein befriedigender,ja im Herbst1861 währendder
Pflege ihres auf der Jagd verwundetenGemahls zeigtesie soviel
Thatkraft und Leistungsfähigkeit,daß eine günstigeWendungin
ihrem Befindenerhofftwerdenkonnte.

Der erwähnteUnfall hätte leicht einenfehr traurigen Aus-
gang nehmen können. Am 2. Oktoberhielt der Großherzogmit
einigenPersonen seinerUmgebungund der Jägerei des Reviers
in dem unweit Schwerin gelegenenBuchholzeineJagd auf Hoch-
wild ab. Ein JagdteilnehmerberichtetüberdenHergangwiefolgt:

„Der Großherzoghatte einenHirschangeschossen,der in einen
mehr oder weniger dicht bestandenenBuchenkopfhineingezogen
und in demselbenbestätigtwar. Der Kopf wurde mit Schützen
umstellt und der Hund auf die Fährte gehetzt. Nach geraumer
Zeit fielen bald nacheinanderzwei Schüsseund nachdem zweiten
Schuß erschollder Ruf: »tot, tot«. Auf diesesZeichen, daß

von Hirsch feld, Friedrich Franz II. 2. 3
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der Hirscherlegtsei, begabich michnach der Richtung,von wo-

her der Ruf gekommenwar, und fand bald den Großherzogin

einer Lichtungstehend, neben ihm einen der Jagdteilnehmermit

einem blutgetränktenTaschentuchum ihn beschäftigt.Im ersten

Schreckenentfuhr mir der Ausruf: »Mein Gott, wer hat das

gethan?« Darauf erfolgte vom Großherzog die hochherzige

Antwort: »ich weiß es nicht, will es auch nicht wissen-,es soll

gar nicht darnach gefragt werden.« Dieser Befehl ist befolgt

worden. Wenn auch bei der geringen Anzahl der beteiligten

Persönlichkeiten— von den an der Jagd teilnehmendenHerren

hatte niemandin diesemTreibenseine Büchseabgeschossen— der

Name des unglücklichenSchützenauf die Dauer keinGeheimnis

blieb, auf nicht amtlichemWegespäter auchwohl zur Kenntnis

des Großherzogsgekommensein wird, so ist dochoffiziellnie¬

mals Notiz davon genommen, der Betreffendeist in seiner

Karriereunbeanstandetgebliebenund befördertworden.

Zum Hergang mag nochbemerktwerden, daß der ersteder

gefallenenSchüsfeden Großherzogverwundeteund daß der hohe

Herr — welcher sich allerdings nicht ganz vorsichtigin das

Treiben hineinbegebenhatte — nach seinerVerwundung, ohne

ein Wort darüber zu verlieren oder jemand herbeizurufen,erst

seinenHirsch tot schoß, ehe man von dem Vorgefallenenetwas

erfuhr. Da das Treiben das letztewar, so hielten die Wagen

in der Nähe. Der Großherzogwurde auf einen Omnibus in

liegenderStellung untergebrachtund die Fahrt nach Schwerin

angetreten, allerdings unter heftigenSchmerzen. Ein Arzt war

durch einen Jagdjunker zu Pferde sogleichgerufen, traf auch

schon unterwegsden Wagen des Großherzogs, dochwurde ohne

Aufenthalt die Fahrt fortgesetzt. Die Kugel hatte den Ober-

schenke!an der stärkstenStelle durchbohrt,gottlob ohneVerletzung

des Knochens, doch in solcherNähe des Hüftgelenks,daß, ein

paar Linien höher, das Lebendes teuerenHerrn in größter Ge-

fahr geschwebthätte."
Die Nachrichtvon der Verwundung des Landesherrn ver-

breitetesich rasch durch die Stadt, und eine große Volksmenge
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drängte nach dem Schloß, um Zuverlässigesüber das Ergehen

des Fürsten zu erfahren. Die allgemeineBestürzung wich dem

Gefühl der Freude, als die Bulletins des nächstenTages verkün-
deten, daß die Verwundungwenn auchkeineleichte, dochkeine
lebensgefährlicheund einevölligeGenesungzu erhoffensei. Aus

allen Teilen des Landesund von auswärtigenHöfenliefenKund-
gebungen der Teilnahme ein. Die Kugel war durch den Leib-
chirurgenVollbrechtaus derWunde entferntworden. Die weitere
Behandlungleiteteder erst kürzlichaus Frankfurt a. M. berufene

und zum LeibarzternannteMedizinalratDr. Mettenheimer. Die

Heilung verlief normal und die Genesungging raschvon statten.
GroßherzoginAugustewidmeteihrem Gemahl die sorgsamste

Pflege. Die erlittene Gemütsbewegungblieb ohne nachteiligen

Einfluß auf ihre Gesundheit. Ja, sie fühlte sichwohler als in

früherenJahren, und ihre Stimmung war gehobendurchdas Be-
wußtfein, ihre Pflichten als Gattin erfüllen zu können, durch
eigenesLeidennichtdaran gehindertzusein. Währenddes größten
Teils des Winters, den die großherzoglicheFamilie in Schwerin
verbrachte,hielt dieseStimmung an. Aber am 20. Februar 1862

wurde die Großherzoginvon einemkatarrhalischenFieber befallen,
welches bald in Lungenentzündungüberging. Die Hülfe der
Ärzte — aus Berlin war nochder GeneralarztDi'. Boegerbe¬

rufen — erwies sich als machtlos, und am 3. März endeteein

sanfterTod das Leben der edlenFürstin. Wie dieselbein den

Tagen ihres letztenLeidens in ihrem Glauben unerschütterliche

Kraft gefundenund bis zum letztenAugenblickebewährthat, —

wie sie mit ergreifendenund rührendenWorten von ihrem Ge-

mahl, von ihren Kindern, von ihren herbeigeeiltenVerwandten,

von ihrer ganzen Umgebungund der DienerschaftAbschiedge-

nommen,— wiesie auchauf dem Totenbettenochfür die Armen

und Kranken Sorge getragen und sie in reichenVermächtnissen

bedachthat, dies alles hat sichim Andenkendes Volkeserhalten.

Am 10. März wurde GroßherzoginAuguste in der Heiligen

BlutskapellenebendemGroßherzogPaul Friedrichbeigesetzt.Das

ganzeLand trauerte mit seinemFürsten.
3*
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Über die Stimmung, in welcherdieserzurückblieb,gebenwir

einer hochstehendenDame das Wort, welchedemGroßherzogsehr

nahe gestandenund tiefeEinblickein seinSeelenlebengewonnenhat:

„Schwer war die furchbareÖde für den Zurückbleibenden.

Er hat aber wie ein Held sichdurchgerungen,und vielleichtist

dieVollendungdiesesseltenenMenschenerst durchdiesenKampf

und Sieg völlig erreicht worden. Er war nun geläutert, im

Feuer der Trübsal bewährt und konnteselbständigneuengroßen

Aufgaben dienen. Aber nicht leicht war dieserKampf. Es

fehltenicht am redlichstenRingen, sichin GottesdunkelnWegen

zurechtzufinden.Manchmalindessendrohtendie trübstenStim-

mungen ihn zu überwältigen, doch erkannteer stets in der

ihm auferlegtenherbenPrüfung die liebendeHand seineshimm-

tischenVaters. Sein fester,unerschütterlicherGlaube hielt ihn

aufrecht. Nach dem Tagewerk,zu dem er allmählichwieder

Mut und Kraft gewann,war ihm in der Einsamkeitam wohlsten.

Allein im Wald, in der schönenFrühlingswelt, konnteer sich
ungestörtin dieErinnerung an sein vergangenesGlückversenken

und den Segen empfinden,der nochvon der Entschlafenenaus

ihm zuströmte. Dann wurde ihm das Herz leichter, es kamen

Zeiten, wo er selbstlosertrauern konnte. Die Erinnerungstage

des häuslichenLebens feierteFriedrichFranz mit ganz befon-

derer Treue. Wenn er dann an jene Zeiten zurückdachte,so

schienihm, als wenn alles dahin und ganz vergangenwäre.

Und doch wurde es ihm klar, daß die Frucht diesesgemein-

schaftlichenGlückesgeblieben,daß es einStückWegszumewigen

Lebenwar!"
Einem regierendenHerrn ist es nicht gestattet,sichdem Em-

pfindungslebenlange hinzugeben. Was in den erstenZeiten der

Trauer zur Pein wird, die Beschäftigungmit den täglichenEr-

fordernifseudes Berufs, gestaltetsichbei Männern, welchedieArbeit

lieben, allmählichzur Wohlthat. AuchFriedrichFranz empfand

mit der Bürde seines Berufs die lindernde Wirkung rastloser

Thätigfeit Die Regierungsgeschäftedurften unter dem Druckder

Seelenstimmungnicht leiden. Er widmetesichihnen jetztmit um
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so größerer Hingabe. Teils dem Rat der Seinigen, teils dem
eigenenVerlangen folgend, gewährte er sich im Sommer 1862
wieder die AnregungeneinerweiterenReise. Seit 1845 hatte er
Deutschlandsür längere Zeit nicht verlassen. Die Reise sührte
diesmal nach England und Schottland.

Am 9. Juli traf der Großherzogin Londonein. In seiner
Begleitung befandensich sein Schwager, Prinz HeinrichXIII.
Neuß, HofmarschallFreiherr von Stenglin und Flügeladjutant
von Lützow,einSohn des ehemaligenMinisters. Der Großherzog
reisteinkognitound stiegim HotelClaridgesab. Prinz Albertwar
nicht mehr am Leben. Die Königin weilte in strengerZurück-
gezogenheitauf einem ihrer Landschlösser.Von Mitgliederndes
englischenKönigshauseswaren nur der Herzog von Cambridge,
die Herzoginvon Kent und ihre Tochter, die Großherzoginvon
Mecklenburg-Strelitz,in Londonanwesend. Der Großherzogver-
kehrtehäusigmit diesenHerrschaften,wohnteeinerPreisverteilung
im Ausstellungspalastund einigenParlamentssitzungenbei; das
Hauptinterresseblieb indefsenden Sehenswürdigkeitender Stadt
und Umgegendzugewandt. Natürlichsandenauchdiemilitärischen
EinrichtungengebührendeBeachtung. Der Großherzogbesichtigte
die berühmtenArsenale von Woolwichund widmeteeinen Tag
dem Lager von Aldershott,wo er mit dem gleichfallsanwesenden
Großherzog von Sachsen-Weimar,dem Herzog von Cambridge
und anderen fürstlichenHerren beim General Kennefatherdas
Frühstückeinnahm. Demselbenfolgtedann Parade und Manöver
der Lagertruppen. Über die erstenLondonerEindrückeschriebder
Großherzogam 20. Juli an den Minister von Schröter:

„Der EinblickdieserachtTage in dies eigentümlicheLand
und Volk war ein sehr interessanter. Alles ist anders und
ungewohnt, aber nicht unsympathisch;es ist die EntWickelung
einer verwandten Rasse, die langsam und energischsich ihre
eigeneExistenzgeschaffenhat und diesenun ängstlichhütet wie
jemand, der mit seiner Lage im ganzen zufriedenist, ihre
Mängel wohl kennt, sie auch gelegentlichzu verbessernstrebt,
aber dadurch das Ganze nicht aufs Spiel setzenwill. Alles
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atmet Maß, Besonnenheit,gesundeVernunft. Dadurchhat der

EngländerZeit, mit seinerAmeisennatursichin die Specialis

täten gründlichzu vertiefen,und leistet darin Unglaubliches.

In allen Zweigentritt eine relativeVollkommenheithervor, die

sehr auffällt. Wie es mit dem inneren, geistlichenLebendes
Volkessteht,kannich noch nicht so rechtbeurteilen. Die Kirch-
lichkeitist sehr groß, und bekannt,welchfrischesGlaubensleben
in manchenKreisenherrschtund wie positiv der Kampf gegen
die Sünde in ihren verschiedenenGestaltengeführtwird." —

Am 21. Juli begab sich der Großherzogüber Jork und
Newcastleauf der BerwickberührendenschönenKüstenbahnnach
Edinburgh, von dort an die schottischenSeen und nachkurzem,
mit erfolgreichenJagdausflügen verbundenemAufenthaltin Ken-
more und Glen Lyon weiter in das wildreicheGebietder Black-
Mounts. Hier jagte die Reifegesellschaftzwei Tage lang in den
Bergenunter der Führung eines alten Försters Peter Robertson,
dessencharakteristischenKopfLandseerauf seinemberühmtestenGe-
mälde der Nachwelterhalten hat. Die Hochlandsjagdhatte viel
Anziehendesfür den fürstlichenWeidmann, der zwar in den
eigenenWäldern stattlichereHirschezur Streckebringen konnte,
durch die großartigeScenerie jedochund das eigenartigeJagd-
verfahren in hohem Grade gefesseltwurde. Der Rückwegnach
Londonführte über Glasgow und Liverpool. Die Etablissements,
welcheIndustrie und Welthandeldort hervorgerufenhaben,wurden
eingehendbesichtigt;doch entgingendie traurigen Kehrseitendes
ungeheurenKapitalumsatzesdem Blick des menschenfreundlichen
Fürsten nicht. In den beidenHafenortenbesuchteder Groß-
herzogdie dort ankerndenmecklenburgischenSchiffeund trank mit
den Landeskindernauf das Wohl der Heimat. Am 2. August
erreichtedie ReisegesellschaftLondon,rastetedort einigeTage und
unternahm dann einenAusflug nach Portsmouth und der Insel
Wight. In ersteremOrt dienteLord Follet dem Großherzogals
liebenswürdigerund sachkundigerFührer beimBesuchderMarine-
anstalten und Kriegsschiffe.Von Newhaven erfolgte dann . die
Rückreisenach dem Kontinentund zwar zunächstnach Paris.
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Friedrich Franz hatte diese Stadt nur einmal flüchtigbesucht.
Mit der diesmaligeneingehenderenBesichtigungsollte auch ein
Besucham Tuilerienhoseverbundenwerden.

Die Bedenken,welchein srüherenJahren dem persönlichen
VerkehrlegitimerFürstenhäusermit NapoleonIII. entgegengestan-
den, waren längst beseitigt. Die Machtstellungdes neuen Kaiser-
reichs, die Siege in der Krim und in Italien, die anscheinend
gesicherteStellung der Dynastie und die freundschaftlichenBe¬
ziehungen, welchesie mit den einflußreichstenHöfen unterhielt,
hatten dieErinnerung an dieTage von Straßburg und Boulogue,
an das LondonerExil und den Staatsstreichverwischt.Auchdie
Rücksichtenauf dieOrleansscheVerwandtschaft,welchein denersten
Jahren des KaiserreichseinenosfiziellenBesuchdes Großherzogs
unthunlicherscheinenließen,konnteneinesolcheBeschränkungfüglich
auf die Dauer nicht ausüben, zumal HerzoginHelene, die eine
solcheRücksichtallenfallshätte erwartenkönnen,nichtmehr unter
den Lebendenweilte. FriedrichFranz blieb achtTage in Paris.
Er schriebvon dort an Herrn von Schröter:

„Ich habe in diesen Wochen viel Licht und Schatten
gesehen,und jetzt ist die Vergleichungdieserbeiden so ganz
verschiedenenNachbarländervon höchstemInteresse. Man muß
diese großen Mittelpunktedes europäischenLebens doch mit
eigenenAugen sehen,um mancheszu begreifen,was von ihnen
ausgeht und die Welt dncchstürmt. Die entente cordiale ist
übrigens vorbei, und große Ereignissekönnendas Verhältnis
leichtumdrehen.

Mein Besuchin St. Cloud war mir dochsehrmerkwürdig.
Man war sehr freundlichauf meinenWunscheingegangen,em-
pfing michganz privatim, selbstohne Gefolge, und war sehr
aimable, Von demEindruckder Persönlichkeitenmündlichmehr.

Heute ist eine Revue von etwa 40000 Mann, die ich vom

Fenster aus ansehe. Morgen bin ich eigentlichabgereist, will

aber dem Volksfest(Napoleonstag)noch inkognitobeiwohnen

und verlasse Paris am 16. Körperlichbin ich wohl; der

Schmerzaber mein lieberund treuer Reisebegleiter!"
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Er verließ ihn auch in der Heimat nicht. Mit Eifer warf

sich Friedrich Franz auf die Regierungsgeschäfte.Nach kurzem
Aufenthalt in Doberan begab er sich im Herbst 1862 zu den
Manövern und später im Oktobernach Altenburg, um der Bei-
fetzungseinerTante, der HerzoginMarie, beizuwohnen,welcheam
26. Oktoberwährend eines Aufenthalts in Meiningenverschieden
war. Sie hatte sichstets ein warmes Herz für ihr Geburtsland
bewahrt und war oft nachMecklenburggekommen.Mit ihr ward
das letzteder Kinder FriedrichLudwigszur Ruhe bestattet.

Die Darstellung des Privatlebens und der persönlichenBe-
ziehungendes Großherzogshat uns weiter geführt,als der Gang
der politischenEreignisseund ihre Rückwirkungauf die Zustände
des Landes gestattethaben würden, wäre einstrengchronologisches
Verfahrenhier am Platze gewesen. WichtigeRegierungsaktesind
nochnachzutragen. Wir kehrennunmehrzu diesenzurück.
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Kirchliche Zustände. Die Auswanderungsfrage.
Steuer- und Handelspolitik.

Seit der Reformation lag in den mecklenburgischenLanden
das Kirchenregimentin den Händen der Landesherren,welcheals
Oberbischöfedie iura in sacra und circa sacra ausübten. Im
Domanium,wo sie auch das Patronatsrecht besaßen, waren sie
in der Kirchengesetzgebungganz unbeschränkt,in den Landesteilen
aber hatten sie zuvor das „ratsame Bedenken"der Stände ein-
zuholen. DieseBerechtigungberuhteauf dem § 1 der Reversalen
von 1621, welcherder Ritter- und Landschafteinerseitsdas evan-
gelisch-lutherischeBekenntnis garantierte, andererseits aber auch
bei ihren Mitgliederndasselbevoraussetzte. Auf dieser Voraus-
setzungfußend,hatte der Erbvergleichvon 1755 die Kirchensachen
einerMitwirkung der Stände in derselbenWeise wie alle rein
staatlichenSachen unterstellt und selbst Abänderungenan deren
Zustimmunggebunden. DieseVoraussetzungtraf solangezu, als
Ritter- und Landschaftbis in die dreißigerJahre unseres Jahr-
Hundertshinein anderenKonfessionendieAufnahmein ihre Mitte
versagtenund auch das lutherischeBekenntnisfür den Eintritt
in die höherenStaatsämter erforderlichblieb. In den späteren
Jahrzehnten änderte sich dies. Zwar war die Zahl der Nicht-
Lutheranerverschwindendkleinund politischbedeutungslos,indessen
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War das lutherischeBekenntnisfür den Eintritt in das Oberappel-
lationsgerichtneuerdings nicht mehr erforderlich, und in der
Ritterschaftbefanden sich Katholikenund Baptisten. Daß diese
ständischeÄmter bekleidenkonnten, wurde zwar, wie wir weiter
unten sehenwerden,entschiedenbestritten,dochwar immerhinder
synodaleCharakterder Landtagsversammlungdurch den Eintritt
Andersgläubigererschüttert.

Noch weniger wäre eine synodale Funktion der Landes-
Vertretungmit demkonstitutionellenSystem zu vereinigengewesen.
NachZusammentrittder Abgeordnetenkammerim Herbst1848 setzte
daher Großherzog Friedrich Franz eine aus drei Mitgliedern
bestehendeKirchenkommissionein, welcher er mit Ausschluß
der Kirchenhoheitsrechtealle diejenigenBefugnisseübertrug, die
bisher der großherzoglichenRegierung zustanden. Zu Mitglie-
dern ernannte er den Justizrat Kaysel, den Superintendenten
Kliesothund den Präpositus Karsten. Die Kirchenkommission
sollteunverzüglichMaßregelntreffen,um eine durch Wahlen zu
bildendeLandessynodeherbeizusühren.Sie trat am 1. Januar
1849 in Wirksamkeitund wurde ein Jahr später, am 1. Januar
1850, in eineständigeBehörde,den Oberkirchenrat,umgewandelt.
DieseobersteKirchenbehördewar fortan das Organ, durchwelches
der Landesherrseine oberbischöflichenRechteund Pflichten aus-
übte. Sie überstandauch die Krisis von 1850 und gehörte, wie
bereits früher erwähnt, zu den drei Institutionen, welche auch
nach der Reaktivierungder alten Stände in Wirksamkeitblieben.
An der Kirchenversassungselbstwurde nichts geändert. Die Be-
ziehungendes Staats zur Kirche,die Patronatsrechte im Doma-
nium wie überhauptdiejenigenAngelegenheiten,bei welcheneine
Mitwirkung staatlicher Organe erforderlichwar, wurden den
Ministerienunterstellt, insbesondereder Abteilungfür geistliche
Angelegenheiten.

Da mit der Aufhebungdes Staatsgrundgesetzesauch der
Plan einer Synode gefallenwar und die reaktiviertenStände
ihre alten Gerechtsamenin Kirchensachenwiederunbeschränktaus-
übten, so schlugder Oberkirchenratin einer Denkschriftvom
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16.November1850 vor, in diesenGerechtsameneineUnterscheidung
eintretenzu lassen,so zwar, daß alle Angelegenheiten,in welchen

die Kirche vom Staate Macht-, Geld-, Schutzmittelu. s. w.
begehrte, den Ständen in verfassungsmäßigerWeise vorzulegen

. wären, daß aber die rein privativen Angelegenheitender Kirche

nur vom Oberbischofdurch den Oberkirchenratgeregeltwerden
sollten. Als Materien der ersten Kategoriewurden u. a. Ehe
und Sonntagsfeier,als die der zweitenLehrwesen,Liturgie,Kul-
tus, Examenordnungen,Gottesdiensteu. s. w. bezeichnet. Die
GesetzgebungsgewalthierüberkönnederOberbischofwohl mit einer

Synode, nicht aber mit politischenStänden teilen, am wenigsten

dann, wenn nichtlutherischeElementein dieselbeneindrängenoder

die damals beabsichtigteReform eine Umgestaltungder Landes-

Vertretungherbeiführe. Zu dieser Reform kam es bekanntlich

nicht; vielmehrprotestiertendie Stände ihrerseitsgegen die Ein-

setzungdes Oberkirchenrats.Den Anhalt dazu gab eine früher
getroffeneBestimmung,wonach eigentlichdas Konsistoriumzu
Rostockdie kirchlicheAussichtsbehördewar. Auch bestritten die
Stände die Rechtsgültigkeitmehrerer liturgischerVerordnungen

und Formulare, die der Oberkirchenraterlassenhatte, und ver-
langten überhauptvor demErlaß kirchengesetzlicherBestimmungen

gehörtzu werden. Den letzterenAnspruchsetztensie auchteilweise

durch. Was aber die Beanstandung des Oberkirchenratsbetraf,

so erklärte der Großherzog wiederholt, daß er die Zuständigkeit

eines ständischenEinspruchs hierbei nicht anerkenne. Es stehe

ihm frei, die Behörden, durchdie er als Landesherroder Ober-

bifchofseineRegierungsrechteausübe, nach eigenemErmessenzu

bestimmen. Die Differenzwurde nicht endgültig ausgesochten;

allein der Oberkirchenratblieb seitdem in faktischanerkannter

Wirksamkeit.
Mit der Zeit söhnten sich die kirchlichgesinntenMitglieder

der Ständeversammlungmit demOberkirchenratund seinerAktion

immer mehr aus. Als die treibendeKraft dieserBehördewurde

Kliesothbetrachtet; in allen nicht juristischenFragen war er es

unbedingt. Wir sind Kliesothzuletztals Jnstruktor des Prinzen
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Friedrichbegegnet,den er 1838 in Dresden verließ, um sichfür

den geistlichenBeruf weiter auszubilden- 1840 wurde er zum

Pastor in Ludwigslust,1844 zum Superintendentenin Schwerin

ernannt. Schon früh wußte er sich als Kanzelrednerund Ge-

lehrter einenNamen zu machen; feinehervorragendsteBegabung

lag aber Wohlauf organisatorischemGebiet, und diesevermochte

sich nun in seinerStellung als Oberkirchenratfrei zu entfalten.
Sein Ziel war nicht nur ein regeres religiösesLebenim Lande

zu entsachen,sondernauchdie Eigenart der lutherischenKirchezu
festeremund bestimmteremAusdruckzu bringen. Er wurdedarin
unterstütztvon Männern wie Karsten,Krabbe,Delitzsch,Hofmann,
Philippi u. a. Solange Mecklenburg-SchwerinMitglied der
EifenacherKonferenzder deutschenKirchenregierungenund durch
Kliefothvertretenwar, nahm es in dieserVersammlungeine sehr
einflußreicheStellung ein. Als aber dieNeigungzur Unifizierung
in diesemKreisestärkerhervortrat und durchMajoritätsbeschlüsse
ihren Ausdrucksand, trat Mecklenburgaus dem Verbändeaus.

GroßherzogFriedrichFranz stand in allen kirchlichenFragen
ganz auf KliefothsSeite, billigtevollkommendessenBestrebungen,
die Landesgeistlichkeitim lutherischenGeist zu erziehenund straffer
zu disciplinieren. Für kirchlicheAngelegenheitenhatte er über-
Haupt ein reges Interesse1; es stand dies in natürlichemZu-
sammenhangmit seinen religiösenÜberzeugungen.Sein Privat-
leben sowohl wie sein öffentlichesAuftreten war eine fortgesetzte
BethätigungseinerGlaubenstreue.

Die Zahl der Nicht-Lutheranerim Lande war, wie gesagt,
überaus gering; die derKatholikenbetrug1850 etwa2000 Seelen.
Die katholischePropaganda hatte sich in den nordischenKüsten-
ländern bisher nur selten bemerklichgemacht. In Mecklenburg

1 Zu Pfingsten 1835 wurde durch großherzogliche Verfügung die

Kirchenordnuug neu publiziert, da die Exemplare der revidierten Kirchen-

Ordnungen von 1602 und 1650 vergriffen und verbraucht waren. Der Ab-
druck entsprach wörtlich den letztgenannten Ausgaben, und sollte diese Kirchen-

ordnuug, soweit sie nicht durch inzwischen erlassene Gesetze modifiziert war,

mich ferner in Kraft bleiben.
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genoßdie römischeKirchesovielDuldung, als diekleineZahl ihrer
Anhänger in einem strenglutherischenLandesgebietbeanspruchen
konnte. Der eigentümlichenVorliebe Großherzog Friedrich
Franz' I. sür den katholischenKultus ist schon oben gedacht
worden. Allein weder dieseGeistesrichtungdesLandesherrnnoch
der 1818 erfolgteÜbertritt seines Sohnes, des Prinzen Adolf,
hatten in den Kreisen der mecklenburgischenAristokratieNach-
ahmunggesunden. AuchdievielbesprocheneKonversiondes Grasen
FriedrichLeopoldStolberg in dem benachbartenHolsteinwar ohne
Einwirkunggeblieben.Der letztereFall hatte in Deutschlanddie
Reihe von Konversionenin vornehmenHäusern eröffnet. Am
häufigstenkamendieselbennachdenFreiheitskämpfenin den ersten
Jahren der Restaurationsperiodevor. Eine analogeErscheinung
zeigtesich jetzt, gleichnach der achtundvierzigerRevolution. In
Mecklenburgerfolgteder Übertritt mehrererMitgliederder Ritter-
fchaft,derHerren von derKettenburg—Matgendorf,vonBülow—

Emmendorf,von Vogelfang—AltGuthendorsund der nichtange-
sessenenHerren von Gloedenund von Suckowin kurzenZwischen-
räumen innerhalb der Jahre 1849—1852. Gleichzeitigtraten
auch die beiden Redacteuredes NorddeutschenKorrespondenten,
von Florencourt und Maassen, zur römischenKircheüber. Mit
ihnen hatten sichvon der Kettenburgund von Gloedenlebhaftan
den politischenVorgängen der letztenJahre beteiligt. Verständ-
licher wäre es vielleichtgewesen,wenn die Niederlageund nicht
der Sieg der von ihnen versochtenenSache sie auf die Bahn des
Katholicismusgedrängthätte. Unzufriedenheitmit den politischen

Erfolgen konnte also hier nicht bestimmendgewesensein, mehr

wohl ein Zug politischerRomantik,das Verlangender Anlehnung

an eine Autorität, die außerhalb der socialenErschütterungzu
stehenschienund von ihr unangetastetgebliebenzu seinvorgab.

NachdenMotiven einesKonsessionswechselszu forschen,ist immer

mißlich und hier am wenigstender Ort. Die vorliegendenFälle

interessierenuns auchnicht im einzelnen, sondernnur wegender

Gleichzeitigkeitihres Auftretens, die in dem kirchlichenLeben

Mecklenburgs immerhin ein auffallendesVorkommnis bildet.
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Florencourt hat übrigens die Gründe seines Übertritts in einer

Selbstbiographienäher dargelegt Die meistenkatholischgewor-

denen Edellenteverließen bald das Land. Bülow und Suckow

(diesernichtzu verwechselnmit demBadeintendantenvon Suckow,

welcher 1864 konvertierte)traten in den Jesuitenordenein. Der

RedacteurFriedrichMaassen, dessenÜbertritt Wohl dem Einfluß

seinesjournalistischenKollegenzuzuschreibenist, ging nachÖfter-

reich, erhielt später eine Professur in Wien und errang durch

gründlicheSchriften auf dem Gebiet des Kirchenrechtseine ge-

achteteStellung in der wissenschaftlichenWelt.

Von allen diesenKonvertierungenerregtedie des Herrn von

derKettenburgwegendessenzweimaligerBeschwerdeam Bundestag

weitaus das meisteAufsehen. Als von der Kettenburgim Früh-

jähr 1852 von Mainz, wo der Übertritt erfolgtwar, mit seiner

Familie auf seineGüter zurückkehrte,verbreitetesichbald dieNach-

richt, daß er einenkatholischenPriester aus Mainz bei sichhabe,

der in seinemHause zu Perow, in einem zu einer Hauskapelle

eingerichtetenZimmer, katholischenHausgottesdiensthalte. Dem-

nächst kamen dem Ministerium offizielleAnzeigenwegen dieses

Gegenstandeszu. Diese veranlaßtenein Reskriptvom 15. Juli,

in welchemKettenburgzu einer Äußerung über den Sachverhalt

* „Meine Bekehrung zur christlichen Lehre und christlichen Kirche.

Paderborn 1852." Dieselbe ist in dem ihm eigenen hochtrabenden Stil ge-

schrieben und enthält heftige Ausfalle gegen die protestantische Kirche, gegen

Luther und die lutherisch-koufervative Partei, welcher Florencourt selbst früher

seine journalistische Klinge geliehen. Schon im Beginn seiner Lausbahn

hatte er mit zwei Schriften Aufsehen erregt, deren erste in Sachen des Erz-

bischoss von Köln mit schneidender Schürfe für die Rechte der katholischen

Kirche gegen die preußische Regierung auftrat, während er in der zweiten

die Bibelgläübigen Hamburgs gegen die rationalistische Geistlichkeit verteidigte.

So stand er in beiden Konsessionen auf feiten der bedrängten Orthodoxie.

Der Plan des Übertritts kam in Mecklenburg zur Reife. Die Ausführung

desselben trennte ihn natürlich von der dortigen altstäudischeu Partei. Er

legte die Redaktion nieder, kehrte nach Preußen zurück und redigierte dort in

Köln nnd Breslau ultramontane Blätter. Eine Charakteristik Florencourts

findet sich bei Julian Schmidt, Gefchichte der deutschen Litteratur, III

287/88.
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aufgefordertwurde. Dieser gab die Thatsachezu, erklärte aber
zugleich,daß er einen Widerspruchseines Verhaltens mit den
Landesgesetzennicht anerkenneund daher an den Großherzogdie
dringendeBitte richte: „Allerhöchstderselbewolle nicht gestatten,
daß man in dessenLandeneinemkatholischenChristenverwehre,
in seinemHauseseinemGott nachdenVorschristenund Gebräuchen
seinerKirchezu dienen". Es ergingnunmehran Herrn von der
Kettenburgdie ministerielleAusforderung,den Geistlichenbinnen
achtTagenaus seinenGüternzu entfernen.Die Befugniszu diesem
Verlangenwar gesetzlichunanfechtbar,da nach Landesrechtnur
den in Schwerinund LudwigslustbefindlichenkatholischenPriestern

dieAusübung geistlicherFunktionenzustand. Kettenburgerbatund

erlangte zunächstvom Großherzogeine Frist von drei Wochen.

Als dieseverstrichenwar, ohnedaß derfrüherenVerfügungFolge

geleistetworden, erfolgteam 23. August die Erneuerungdes Be-
fehls und an den PriesterJohannes Holzammerunter Androhung

polizeilicherAusweisungdie Aufforderung,das Land binnen drei

Tagen zu verlassen.
Jetzt traten beideTeile, der katholischeGeistlicheHolzammer

und derKammerherrvon derKettenburg,mit einembis dahinver-

borgengehaltenenneuenArgumenthervor. Der erstereüberreichte

mit seinerErwiderungeine Akte,aus welcherhervorging,daß er

in demGutePerow das Heimatsrechterworbenhabe. Der letztere

bezogsich gleichfallsauf diesenvon ihm ausgestelltenHeimats-

schein,welcherdie angedrohtepolizeilicheProzedurausschließe.Er

bat, ihm zunächstwenigstensdiejenigeBefristung zu gewähren,

welchezu der Erlangung einer Entscheidungdes hohenBundes-

tags unvermeidlichnotwendigsei. Diesen Rechtswegwerde er

ungesäumtbeschreiten,gestütztauf den Art. XVI der Bundesakte,

welcherdie Gleichberechtigungder Religionsparteienim Bereich

des deutschenBundesgebietsausspreche. Angesichtsder fortge-

fetztenWeigerungsah sich die Regierung nunmehr zu schärferen

Maßnahmengezwungen. Sie verfügteunter dem 31. Augustdie

polizeilicheAusweisungdes Kaplans Holzammer,welcheübrigens
in schonenderWeiseund ohne Aufsehenvollzogenwurde. Herr
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Von der Kettenburgfuhr den Geistlichenin seinerEquipagenach
Güstrow und begleiteteihn von dort auf der Eisenbahnbis zur
Grenze,während ein Gendarm in einem anderenCoupe desselben
Zuges Platz nahm. Herr von der Kettenburgwandtesichnun mit
seinerBeschwerdesowohlan den deutschenBundestag wie an den
mecklenburgischenLandtag. Er wurde von beiden Seiten abge-
wiesen. Der Bundestag erklärte sich für inkompetent,da diese
AngelegenheitSache der Gesetzgebungin den einzelnenStaaten sei.
Der mecklenburgischeLandtag dagegenentschiedsichaus sachlichen
Gründen gegendieKettenburgscheBeschwerde.Die Justizkommitte
erklärte, daß das Ministerium durchdie Ausweisungdes Herrn
Holzammerzwar dieobrigkeitlichenRechtedesHerrn von derKetten-
bürg gekränkthabe, im übrigenaber eignetesiesichalle dieGrund-
sätze an, welchebezüglichder Beschränkungder katholischenReli-
giousübung in dem großherzoglichenReskriptaufgestelltwaren.
Sie bezogsichserneraus ein Gutachten, welchesder ritterschast-
liche Syndikus Dr. Dilmar soeben über die Rechtsverhältnisse
der zur katholischenKirchesich bekennendenLandeseinwohneran
den Landtag erstattet hatte. Nach Ansichtder Kommittehätte
Herr von der Kettenburgwissenkönnenund sollen, daß die Hal-
tung katholischenGottesdienstesin seinenGütern ohne vorgängige
landesherrlicheErlaubnis ungesetzlichwar. EineZurücknahmeder
Ausweisungin der ausgesprochenenAbsicht,jenesungesetzlicheBer-
halten fortzusetzen,könneständischerseitsnichtbefürwortetwerden-
Die Kommittebeantragtedaher, den EngerenAusschußmit der
Erwiderungan Herrn von derKettenburgzu beauftragen,daßihm
aus obigenGründen die nachgesuchteständischeVertretung nicht
zu teil werdenkönne. In diesemSinne entschiedsichderLandtag
in der Sitzung vom 10. Dezember1852.

Inzwischenhatte auch die großherzoglicheRegierung es sür
angemessenerachtet,den hier und da auftauchendenZweifelnüber
die rechtlicheBegründung ihrer Maßnahmen durch eine Publika-
tion zu begegnen. Im Herbst 1852 erschienzu Jena eine ano-
nhmeSchrift, betitelt: „Die katholischeReligionsübungin Mecklen¬
burg-Schwerin". Als Verfasserderselbengalt (wohl mit Recht)
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der Minister von Schröter. Jedenfalls war die Schrift im Auf-
trage der Regierungund unter Benutzungdes ihr zur Verfügung
stehendenAktenmaterialsentstanden. Der Grundsatz, daß die
mecklenburgischeLandeskirchedie lutherischesei, daß andereReli-
gionsparteiennur geduldetwären, daß dieihnenvon demLandes-
HerrnzugestandenenFreiheitensehr wohl aucheinerBeschränkung
unterliegen könnten, war ausführlichdargelegt,geschichtlichund
rechtlichbegründet. Auchder letztenVorgängewar darin gedacht,
ebensoeines hier nochnichterwähntenFalles von Überschreitung
der den katholischenGeistlichenin SchwerinzugestandenenBefug-
nisse. Einer derselbenhatte sichwiederholtnach Dömitzbegeben
und dort im Hausedes kürzlichzum Katholicismnsübergetretenen
Amtsverwaltersvon Suckow die Messegelesen. Die Regierung
hatte dies untersagt, die katholischeGeistlichkeitgegendas Verbot
protestiert. Die Staatsschriftwies darauf hin, wie die Geschichte
der römisch-katholischenMission in Mecklenburgseit zweihundert
Jahren eine ununterbrocheneKette stets wiederkehrenderÜber-
schreitungenbilde. Fast kein Jahr sei ohne Konflikteder einen
oder andern Art, ohne Widerwärtigkeitensür die Regierungvor-
übergegangen.Gerade jetzt, wo die Angelegenheitdes Kaplans
Holzammerglücklicherledigtwar, trat wiederein Fall ein, der

neue,anscheinendernstereVerlegenheitenheraufbeschwor.
Im Herbst1852erschienderRittergutsbesitzervonVogelsang<—

Alt-Guthendorsals Deputierterdes ritterschastlichenAmtesRibnitz

aus dem alljährlich sich versammelndenAnte-Komitial-Konvent.

Dort wurde von einemseinerritterschaftlichenKollegenseineMit-

gliedschaftunter Hinweis auf seineninzwischenerfolgtenÜbertritt

zur katholischenKirchebeanstandet. Der in demselbenJahre zu

Malchin abgehalteneLandtag,demdieserGegenstandzur Beratung

und Beschlußnahmevorgelegtwurde, überwies ihn, nebstzwei

vomEngerenAusschußübergebenenRechtsgutachten,einerKommitte

zur Berichterstattung. Die Kommitte sprachihre Rechtsansicht

dahin aus, daß verschiedeneständischeÄmter, insbesonderedas

eines Landrats, eines Mitglieds des Engeren Ausschussesund

eines ständischenSyndikus, die Angehörigkeitzum lutherischen
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 4
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Bekenntnisschlechthinerforderten,und daß fernerje nachder Ver-
schiedenheitdes christlichenBekenntnissesein Ausschlußvon ständi-
schenVerhandlungen,welchereligiöseund kirchlicheBeziehungen
hätten, stattfindenkönne. Die Landtagsversammlunggenehmigte
den BerichtdurchMajoritätsbeschlußund beauftragtedenEngeren
Ausschuß, denselbensämtlichen ritterschaftlichenÄmtern zur
Kenntnis mitzuteilen.

Infolge dieserEntscheidungrichtetenHerr von Vogelsangund
Kammerherr von der KettenburgEingaben an den Großherzog,
in welchensie gegenjede aus ihrem Bekenntnis abgeleiteteBe-
schränkungständischerRechteprotestiertenund um Annullierung
des betreffendenLandtagsbeschlussesbaten. Die landesherrliche
Antwort ging dahin, daß ein Fundament zur Beschwerdenicht
vorliege,da der zum BeschlüsseerhobeneKommittenbericht„Wohl
Wünscheund Erwartungen in Bezug auf künstigvorzunehmende
Wahlenzum Amtsdeputiertenausspreche,dadurchaber nochkein
Rechteines Eingesessenenverletze". Zu einerVerfügung, welche
jenenBeschlußbeseitige,liege also keinAnlaß vor. Die beiden
katholischenEdelleuteriefen nunmehr in einer gemeinschaftlichen
Beschwerdeschriftvom 16. Juni 1854 den Schutz der Bundes-
Versammlungan. Sie bezogensichdarin auf den Art. XVI der
Bundesakte,welcherden verschiedenenchristlichenReligionsparteien
in denLändernund Gebietendes DeutschenBundes die volle po-
litischeGleichberechtigungzusichere.Die ständischenRechteseien
aber politischerNatur, wie denn die Stände überhauptnichteine
kirchliche,sondern eine politischeKorporation bildeten. Auchdas
landesherrlicheBestätigungsrechtsei einAusflußder obrigkeitlichen,
nicht aber der oberbischöflichenGewalt. Die Beschwerdeschloß
mit dem Antrag: die Schweriner Regierung möge veranlaßt
werden,den betreffendenLandtagsbeschlußfür nichtigzu erklären,
soweitderselbedie Katholikenzur AusübungständischerÄmter für
unfähig und deren Ausschlußauf Grund des Bekenntnissesfür
zulässigerachte. Diese Beschwerdewurde der Reklamationskom-
Mission zugewiesen, und letztere erstattete darüber unter dem 1. No-

vember1854 Bericht. In demselbensprach sich die Majorität
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dafür aus, daß dem Gesuchder AntragstellerFolge zu gebensei.
Die Landtagsversammlungin Malchinhabe sichdieGesichtspunkte
des Kommittenberichts,obwohl dieselbeneine Beschränkungder
von der Bundesakte gewährleistetenGleichberechtigungin sich
schlössen, vollkommenangeeignet. Sie habe durch Mitteilung
ihres Beschlussesan die ritterschastlichenÄmter den darin aus"-
gesprochenenGrundsätzenauch praktischGeltung zu verschaffen
gesucht. Ein Anspruchauf die Wahl stehezwar dem einzelnen
nicht zu; wenn aber von vornhereindie Nichtangehörigkeitzur
lutherischenKirchemit derWählbarkeitunvereinbarerklärtwerde,
so sei dies bereitseineRechtsverletzungund dieBeschwerdedarüber
weder verfrühtnochunberechtigt.Die Majorität des Ausschusses
beantragtedaher, die SchwerinerRegierung zu einer Äußerung
über dieSache aufzufordern.Die Abstimmungüber diesenAntrag
wurde auf 4 Wochenvertagt, und dieseFrist gab der großherzog-
lichenRegierungGelegenheit,die Erklärung, welcheder Bundes-
tag zweifelloseinsordernwürde, vorzubereitenund schonin der
Sitzung vom 30. Novemberabzugeben. In derselbenhielt die
großherzoglicheRegierungan der Behauptungfest, „daß durch
denLandtagsbeschlußnur Wünscheund Erwartungenausgesprochen
seien,deneneine rechtlicheWirkungvorerstfehle. In diesenÄuße-
rungen könneaber keineVerletzungder in dem Art. XVI der
BundesaktebegründetenRechtegesundenwerden,wedereine prin-
zipielle, weil über die rechtlicheWirksamkeiteiner entgegengesetzten
Wahl nichtsbeschlossen,nocheinethatfächliche,weil keinBeschluß
über einenbereits eingetretenenderartigenFall gesaßtwordensei.
Nach der in MecklenburgbestehendenLandesverfassungkönne
übrigens »einerechtsgültigeFeststellungüber derartige ständische
Berechtigungenund Besähigungennur durch einen gemeinsamen
Beschluß der beiden Landesherrnund der Stände, nichtdurch
einseitigeBeschlußnahmeder letzterenallein getroffenwerden«."

Dieser Passus der großherzoglichenErklärung, welcheder
Reklamationskommissionzugewiesenwurde, ward nun entscheidend
für die Entschließungender letzteren.In demVortrag, welchen
die Kommissionam 5. April des nächstenJahres demBundestag

4*
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erstattete,sprachsichdie Majorität dahin aus, daß dieBeschwerde
der Reklamantenabzuweisen,die großherzoglicheRegierungaber
zu ersuchensei, ihre am Bundestag abgegebeneErklärung über
die rechtlicheBedeutungund Unwirksamkeitdes Landtagsbeschlusses
in angemessenerWeisekundzu geben- GegendieseAufforderung
legteder mecklenburgischeGesandtein der Sitzung vom 13. April
1855 Verwahrung ein. Eine solchesei weder durchdie Bundes-
gesetzenochdurchdieLagedesvorliegendenFalles gerechtfertigt.Eine
amtlicheKundgebungsei nicht das geeigneteMittel, angeregte
Zweifel zu beseitigenund Privatpersonen zu beruhigen. Die
großherzoglicheRegierung hoffe daher zu einer Publikationnicht
aufgefordertzu werden, die sie im reellenInteresse des Schutzes
politischerRechte ihrer Unterthanen nicht für nötig und weder
mit der Landesverfassungnochmit der landesherrlichenAutorität
für vereinbarhalten könne.

In der Sitzung vom 20. Juni kamdieAngelegenheitendlich
am Bundestage zur Abstimmung. Der konfessionelleStandpunkt
der Höfe und ihrer Regierungenkam dabei ziemlichunverhüllt
zum Ausdruck. Österreichund Bayern waren gegen die Ableh-
nung der Beschwerde.Österreichhatte sogar in einembesondern
Antrag noch eine schärfereEinwirkungauf die mecklenburgische
Regierungangeregt. Letzteresollte durcheine Mitteilungan den
Landtag jedenZweifel darüber beseitigen,daß der von den Be-
schwerdeführernangefochteneLandtagsbeschlußnicht zu Recht be-
stehe. In der Diskussion, die sich über diesen Punkt erhob,
wurden die Vertreter der katholischeyHöfe besondersdurchden
lichtensteinschenGesandten,Staatsrat von Linde,unterstützt,welcher
sür die Rechte der Katholikenin Mecklenburgschonwiederholt
publizistischeingetretenwar. Der preußischeGesandte, Herr
von Bismarck, stand entschiedenauf feiten der mecklenburgischen
Regierung. Er hielt es für höchstbedenklich,religiöseFragen
überhauptin dieDiskussionderBundesversammlunghineinzuziehen.
„Es ist ein AktWeiserVorsicht",schrieber an Herrn von Man-
teuffel,„daß derartigeStreitigkeitenin demArt. XIII derSchluß-
akte durch das Erfordernis der Einstimmigkeiterschwertworden
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sind, und daß jedemStaate ein Veto beigelegtworden ist. Es
wird dadurch wenigstensfaktischerreicht, daß sichdie Bundes-
Versammlungvon dergleichenSachen fernhält." Herr von Bis-
marckhielt nicht nur die von OertzengemachteVerwahrung für
fachlichbegründet, fondern hatte auchaus politischenRücksichten
zu einer Unterstützungder SchwerinerRegierunggeraten. Durch
das unverträglicheVerhaltender beidenBeschwerdeführerhabe die
Trage eineBedeutunggewonnen,die überdeneigentlichenfaktischen
Streitpunkthinausreiche. Auchsei von katholischerSeite einebe-
trächtlicheAgitationangewandt,um die mecklenburgischeRegierung
als im Unrechtbefindlicherscheinenzu lassen. Da Österreichin
diesemSinne auf die einzelnenRegierungenzu wirkensuche, so
empfahlHerr von BismarckdiesemTreibendurchdie königlichen
Missionenentgegenzutreten,um eineBeschlußfassungzu erzielen,
die dem Interesse des kirchlichenFriedens diene. Dank dieser
kräftigenUnterstützungtraten els Bundesregierungenaus die Seite
Mecklenburgsund wiesen den Antrag einer Aufforderungzur
Publikationzurück. Die AbweisungderBeschwerdeging mit einer
Majorität von 9 gegen 8 Stimmen durch. Die Angelegenheit
war sonnt am Bundestag erledigt. Sie hatte infolgeder katho-
tischenAgitation in der That eineBedeutungerlangt, welchezu
den Vorgängen am Landtag in keinemVerhältnis stand und die
bei der ersten Anregung der Frage schwerlichbeabsichtigtwar.
Eine praktischeFolge hat sie seitdemnicht gehabt, da sich der
Konfessionswechseleines ständischenDeputiertennicht wiederholte
und die Wahl zu ständischenÄmtern auchferner auf Angehörige
der lutherischen'Kirchefiel.

NachdemdieKettenbnrgfcheBeschwerdesacheprinzipiellerledigt
und zu Gunstender Regierungentschiedenwar, stand der Groß-
Herzognichtan, auf die Wünschedes Herrn von der Kettenburg,
den er persönlichhochschätzte,einzugehenund ihm im Gnadenwege
die Abhaltungdes Hausgottesdiensteszu gestatten. Die Erlaubnis
zur AnstellungeinesHausgeistlichenerfolgtedurchVerfügungvom
13. Dezember1855 mit dem VorbehaltdesWiderrufsund unter
der Bedingung, daß für die Wahl des betreffendenGeistlichen



54 Dreizehntes Aapitel.

jedesmaldieGenehmigungdes Ministeriumseinzuholensei. „Wir
versehenuns dabeizu Euch", hieß es in demReskript,„daß diese

UnsereGnadenbewilligungweder zu Überschreitungender bezeich-
neten Grenzen noch zu propagandistischenHandlungen oder kon-
sessionellenStörungen Veranlassunggebenwerde."

DieserWarnung ungeachtetnahm die römischePropaganda
sehr bald den Kampf wieder auf. Herr von Schröter sah sich
wiederholtgenötigt,Ansprücheder katholischenGeistlichkeitzurück-
zuweisen. Dieselbengingen insgesamt dahin, daß es den in
Schwerin und Ludwigslust angestelltenPriestern gestattet sein
müsse,geistlicheHandlungenauchin denübrigenTeilendes Landes
vorzunehmen. Ein ministeriellesReskriptvom 8. März 1858
widerlegtedie für jeneAnsprücheherangezogenenGründe. Nie-
mals seienden katholischenGeistlichenProvinzialrechtezumFunk-
tionieren außerhalb ihres Wohnsitzeseingeräumtgewesen,soweit
dies nichtwegenbestimmtereinzelnerVornahmenspeciellgeschehen
sei. Ein Bereisendes LandeszumZweckkirchlicherVerrichtungen
könneprinzipiell nicht zugestandenwerdenund bedürfein jedem
einzelnenFall der landesherrlichenBewilligung. Das Ministerium
sei weit entfernt,den römisch-katholischenUnterthanenihrebegrün-
detenRechteirgendwieverkümmernzu wollen. Es sei aber auch
verpflichtet,darauf zu halten, daß die römisch-katholischenGeist-
lichen nicht, wie sie zu allen Zeiten mehr oder wenigerversucht
hätten, die ihnen gesetztenrechtlichenGrenzen erweiterten. In
einer Verordnungvom AugustdesselbenJahres wurde dieHärte,
die darin liegenkonnte,daß kirchlicheBegräbnissenachkatholischem
Ritus außerhalb des Kirchensprengelsuntersagt waren, in der
Weise beseitigt, daß den Geistlichenfreigestelltwurde, für folche
Fälle Dispensationnachzusuchen.Die Klagen über Bedrückung,
welchein ultramontanenOrganen von Zeit zu Zeit noch auf-
tauchten,verstummtendenn auchbald. Bei der überaus geringen
Anzahlder im Lande lebendenKatholikenkonntevon einemallge-
meinenInteresse an dieserFrage überhaupt nicht die Rede sein,
und nur dieKettenburgscheAngelegenheithatte wegenihres in ge-
wissemSinne sensationellenCharaktersdieAufmerksamkeitkirchlich
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gesinnterKreisevorübergehendauf sichlenkenkönnen. Weit mehr
ward die letzteredurcheinenFall in Anspruchgenommen,der im
Schoß der Landeskircheselbstverliesund eine lebhasteBewegung
in der lutherischenGeistlichkeitverursachte:die Amtsentlassung
des ProfessorsDi'. Baumgarten.

Dieserwar seit 1850 ordentlicherProfessorderTheologiean
der UniversitätRostockund als solcherauchMitglied der Prü-
fungskommissionsür das erstetheologischeExamen. In letzterer
Eigenschafthatte er zu den PrüfungsarbeitenVoten abgegeben',
welchedem Oberkirchenratzu einer am 29. Juli 1856 erteilten
Verwarnung Anlaß gaben. Der Oberkirchenratfand, daß in
diesenVoten Äußerungenvon bedenklicherund staatsgefährlicher
Tendenzenthaltenwaren, und da die Antwort, welcheder Pro-
fefforauf jene Vorhaltungerteilte, in keinerWeisebefriedigte,so
wurde er am 1. NovemberdesselbenJahres seinerFunktionen
als Examinatorenthoben. Da aberBaumgartenauf feinemStand-
Punktbeharrte und die von ihm in Wort und Schrift vertretene
Anschauungin kirchlichenKreisenAnstoß erregte,so ersordertedas
Ministeriumim April 1857 von dem RostockerKonsistoriumein
Gutachtendarüber, „ob die von Dr. Baumgarten in bestimmt
namhaft gemachtenSchriften vorgetragenenLehrenmit demIn»
halt der symbolischenBücher der Landeskircheund der mecklen-
burgischenKirchenordnungübereinstimmtenoder nicht". Dieses
am 15. September 1857 erstattete und vom Konsistorialrat
Dr. Krabbe verfaßteGutachtenging dahin, daß „Abweichungen
von der lutherischenLehrenichtnur vorhanden, sonderndaß sie
auch fundamentalerArt seien, da die Irrtümer und Häresieen

1 In einem solchenVotum über eine Prüfungsarbeit, betreffenddie
Entthronung der Königin Athalia, fand sich die Bemerkung: „Indessen
vermutet der Verfaffer mit Recht, daß es mit dem Thema noch auf etwas
Weiteres abgesehenist, nämlich auf Gewinnung einer Schriftlehre über die
Berechtigung einer gewaltsamen Revolution." Uberhaupt waren in die
theologischenSchriften und Vorträge des DocentenvielfachpolitischeExkurse
verflochten, welcheAngriffe gegen das herrschendeStaatssystem enthielten
und zum Teil aus seinen theologischenLehrabweichungenabgeleitet warm.
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des ProfessorBaumgarten sowohl den ganzenBestand der kirch-

lichenLehreund die in ihm enthalteneGlaubenssubstanzzersetzten

als auch die faktischenBeständeder kirchlichenOrdnung aufzulösen

drohten". Das Konsistorialerachten,eine umfassendeDenkschrift,

wurde nun dem Oberkirchenratund dem Staatsministeriumvor¬

gelegt. Beide Behörden äußerten sich dahin, daß Baumgarten

aus seinerStellung zu entfernensei. Dies konnte anstandslos

auf dem Disciplinarwegegeschehen.Nach der Verordnungvom

4. April 1853, die Organisationder Ministerienbetreffend,ge-

hörte zur Kompetenzdes Staatsministeriums die Beschlußnahme

über Kündigungund Dienstentlassungder angestelltenBeamten.
Hiernach konnte auch die Verabschiedungeines Professors der

UniversitätRostockerfolgen, wenn Gründe dazu vorlagen oder

der Landesherr der Dienste desselbennicht mehr benötigt war.

Im vorliegendenFall war der Großherzogaußerdemdurchdie
Reversalenvon 1621 den Ständen und durchdas Regulativvon
1827 der Stadt Rostockgegenüberausdrücklichverpflichtet,daß
an dortigerUniversitätnur solcheLehrer „angestelltund geduldet
werden sollten, welchedie Schriften der Propheten und Apostel

im Sinne der allgemeinenchristlichenSymbole, der Augsburgischen
Konfession,der SchmalkaldischenArtikelund der SchriftenDr. Lu¬
thers" auslegen würden. Mit diesenAnforderungenstand das
Verhalten Baumgartens nach dem Erachten der maßgebenden
kirchlichenBehörden in offenkundigemWiderspruch. Daß der
Großherzog, dem die letzteEntscheidungzustand, dieseim Sinne
der motiviertenVorträge seinerBehörden treffen werde, konnte
bei seinerbekanntenStellung zu denLehrender Landeskirchenicht
zweifelhaftsein. Am 6. Januar 1858 verfügte er die Amts-
entlafsungBaumgartens, beließ ihm aber sein bisherigesDienst-
einkommenbis dahin, daß derselbeeine andere Anstellungerlange
oder durch sein Verhalten die Einstellung dieser Zahlung ver-
anlasse.

Das gegenBaumgarten eingeschlageneVerfahrenrief vieler-
orten Kritik und Mißbilligung hervor. EinzelneTheologenund
Juristen, auchKorporationen,wie z. B. die theologischenFakul¬
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täten von Greisswald und Göttingen, traten auf die Seite des
verabschiedetenDocenten. TheologischeStreitschriftenund juristische
Untersuchungenentstandenin Menge. Es erwuchs eine ansehn-
licheLitteratur über den BaumgarteuschenFall, die sür uns ohne
Interesse ist und auch damals ihre Entstehungwesentlichdem
Umstand verdankte, daß liberaleoder mit dem KliesothschenKir-
chenregimentunzufriedeneElemente die theologischeKontroverse
sür ihre Zweckeausnutzten. Dr. Baumgartenselbstwar nochin
den nächstenJahren bemüht,durchpolitischeAgitationund publi-
zistischeFehde seiner Angelegenheiteinen sensationellenCharakter
zu erhalten, doch nahm das Interesse des Publikums an dem
Verlauf des Streites allmählichab und erloschschließlichganz.
Die großherzoglicheRegierungließ sichdurchdie zahlreichenAn-
griffe nicht beirren. Die Rechtmäßigkeitihres Verfahrenskonnte
nach Publikation des Konfistorialerachtensund der Motive des
Reskripts auch von gegnerischerSeite nicht mehr angefochten
werden.

Die demokratischePartei Mecklenburgswar machtlos und
desorganisiert. Die Resormvereiuehatten sich längst aufgelöst,
die Presseunterlag einer scharfenKontrolle. Mehrereder Führer
von 1848 waren in einenHochverratsprozeßverwickelt,andere
durchden Gang diesesProzesseseingeschüchtert.EineErmutigung
liberalerBestrebungenvon außen her sand nicht statt. Mit Ge-
sinnungsgenossenin anderenBundesstaatenwar man ohne Füh-
lung. Der RostockerHochverratsprozeßerregte das allgemeinste
Interesseund ries im demokratischenLager einescharfeKritik des
dabei eingeschlagenenJustizverfahrens hervor. Wir könnenhier
auf eine nähereDarlegung der Vorgänge nichteingehen,zumal
dieselbenin verschiedenenDruckschriftenausführlichererörtert sind.
Der Gegenstand der sehr langwierigenUntersuchungwar mit
wenigenWorten folgender. Die PolizeihatteseitdemHerbst1851
den Verdacht, daß in Rostockeine von den Führern der demo-
kratischenPartei organisiertegeheimeVerbindungbestände. Nach
einer später vom KriminalkollegiumerlassenenBekanntmachung
war dieser Geheimbund„im Anschlußan eine hochverräterische
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Verbindungin Berlin" darauf gerichtet, „eineRevolutionherbei-

zuführenzur gewaltsamenVernichtungder gesamtendeutschenVer-

fassungenund ausdrücklichder mecklenburgischenLandesverfassung

und zur Neugestaltungderselbenauf den Grundsätzender Volks-

Herrschaft".Die Mitglieder dieserVerbindung waren in diesem

Sinne durchHerbeischaffungvon Geldmitteln, Unterstützungder

Berliner Mitverschworenen,durchAnknüpfungvon Verbindungen

mit Revolutionärenin London thätig gewesen. Sie hatten eine

eigeneRevolutionsanleihemittelstEmittierung von Kassenscheinen

„der deutschenRepublik" vorbereitet,mit dem Berliner Komitee

persönlichFühlung gesuchtund Waffenund Munition angeschafft.

Letzterewurdein einemGartenvergrabenaufgefunden. AufGrund

der als zureichenderkanntenVerdachtsmomentewurdenim Laufe

des Jahres 1853 eine Anzahl Personen in Rostockverhaftet.
Mehrere von ihnen hatten 1848 eine politischeRolle gespielt.
Sie wurden in das Untersuchungsgefängniszu Bützowabgeführt.
Die UntersuchungleiteteKriminaldirektorBolte. Dieselbewährte
mehrere Jahre. Die Justizkanzleiin Güstrow fällte das Urteil.
Von den 13 Angeschuldigtenwurden 2, Professor a. D, Ml-

brandt und SchiffszimmermannBörger, welchegegen das Er-

kenntnisappellierthatten, später freigesprochen.An den 11 an-
derenwurde das Urteil zunächstvollstreckt.Unter ihnen befanden

sich die Brüder Moritz und Julius Wiggers, ProfessorTürk,
Dr. Dornblüth und die AdvokatenHane, Uterhart, Ehlers und
Müller. Obwohldas Urteil bei den des Hochverratsüberführten
Jnkulpaten auf Zuchthausstrafevon längerer oder kürzererDauer
lautete, so wurde dieseStrafe vom Großherzog doch in den
meisten Fällen in Festungsstrafeumgewandelt, bei einigen in
Anrechnungder Untersuchungshaftganz erlassen. Nur Moritz
Wiggers und Hane wurden in das Zuchthaus Dreibergenabge-
führt. Die Gefangenen,welchenicht appelliert hatten, richteten
Begnadigungsgesuchean den Großherzog. Mit Bezug hierauf
schriebFriedrich Franz am 29. November 1856 an Minister
von Schröter: „DieseAngelegenheitwünscheich überhauptgroß-
herzig behandeltzu sehen, nicht in 1/s und 1U von Gnaden¬
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brächen. Man mache,wo sichüberhauptBegnadigungempfiehlt,
einige, vielleichtzwei großeKategorieenund entscheidedie Sache
rasch." NachdemalleGesangeneneinenTeil ihrer Strafe verbüßt,
wurden sie durch einen nochmaligenBegnadigungsaktvöllig in
Freiheit gesetzt.

Die vom Landesherrn geübteMilde machteüberall einen
guten Eindruck. Die Besorgnis vor einer weitverzweigtenVer-
schwörungwar übrigens längstgeschwunden,und auchdie in dem
Hochverratsprozeßzu Tage gekommenenEinzelheitenbewiesen,daß
dieRevolutionsplänenur in einigenerhitztenKöpfengereiftwaren,
daß aber eine gefahrdrohendeAgitationim LandenochnichtPlatz
gegriffenhatte. Eine Wiederholungjener Umtriebefand auchin
den nächstenJahren nicht statt. Vielmehr verharrte die demo-
kratischePartei in einemZustand verbitterterIndifferenz, der sie,
wie erwähnt, von den liberalen und unitarischenBestrebungen
auswärtigerParteigenossentrennte. —

Eine Angelegenheit,welcherdie Regierung in dieser Zeit
wiederholt ihre Aufmerksamkeitzuwandte, war die Answande-
rung. Bis zumJahre 1848 hatteman dieserFrage wenigBeach-
tung geschenkt,teils weil sich der Arbeitermangelnoch nichtso
sühlbar machtewie späterhin, teils weil es an statistischenNach-
weisenfehlte,die über den Ausfall wirtschaftlichenKapitals einen
Überblickgewährt hätten. Erst 1852 verordnetedie Regierung
die Aufstellungvon Auswanderungslistenseitens der Ortsobrig-
leiten,dochwar daraus nur der Abzugvom Ort, nicht die that-
sächlicheEinschiffungersichtlich.Bis dahin mußte man sich mit
approximativenSchätzungenbehelfen,denenman dieBevölkerungs-
ziffer sowie den natürlichenZuwachs und Abgang zu Grunde
legte1. Im Jahre 1852 betrug die Auswanderung über
Hamburg nach den Registernder dortigen Polizeibehördecirca
4900 aus dem Schweriner Landesteil, also etwa 1% der Be¬

1 Wenn man z. B. in dem Zeitraum von 1834—1849 den Über-
fchußder Geburten über die Todesfalle (angeblich98 635) mit demfaktischen
Zuwachs an Seelen verglich, so ergab sicheine Differenzvon 27503, die
als ausgewandert angenommenwurden.
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völkerung. DiesesVerhältnis wurde auchvon anderen deutschen

Ländern erreichtund hätte somit an und sür sichnoch nichts Be-

unruhigendesgehabt. Während indessenin anderenEmigrations-

gebietendie Auswanderungteils auf den entbehrlichenÜberschuß

einer dichtgedrängtenBevölkerungsichbeschränkte,teils durchden

DruckeinesmateriellenNotstandeshervorgerufenwurde, ward dem

dünn bevölkertenMecklenburgeine Summe von Arbeitskräften

entzogen,die es nicht ohneSchadenentbehrenkonnte. 1854 stieg

die Auswanderungsziffersogar auf 8900, d. h. auf mehr als

2 °/o der Bevölkerung. Dieses Maximum wurde zwar in späteren

Jahren nichtwiedererreicht,doch war die Auswanderung nun-

mehrzu einerKalamität geworden,die, als solcheoffenanerkannt,

in der Pressevielfachbesprochenwurde und Stoff bot zu mannig-

fachenUntersuchungenüber ihren Ursprung und die Mittel zur

Abhülfe. Zunächst war einezuverlässigeStatistikzu begründen.

In dieser Hinsicht war die großherzoglicheVerordnung vom

15. April 1857 äußerstwichtig. Danach war jeder überseeische

Auswandererverpflichtet,beimMinisteriumeinenAuswanderungs-

konsensnachzusuchenund seinenÜberfahrtsvertragnur mit einem

inländischen,koncessioniertenAuswanderungsagentenabzuschließen.

DieseweiseMaßregel,welchein ersterLinie darauf berechnetwar,

demgewissenlosenTreibengewinnsüchtigerAgentenEinhalt zu thun,

bot nunmehr auch Anhalt zu genauen Ermittelungen über die

Auswanderungsbewegung.Die Ergebnissewurdenvom statistischen

Bureau regelmäßigveröffentlicht.In den Listenfehltenur die

Zahl derjenigen,welchemit Reisepässenversehensichin Hamburg
einschifften,sowiederer, die sichder Verordnungauf ungesetzliche

Weise, durch Vertrag mit einem nicht koncessioniertenAgenten,

entzogen. Wenn sich die Totalziffernder nachstehendenTabelle

hiernachum 100—200 Köpfepro Jahr erhöhenmüßten,so tritt

für den Schweriner Landesteileine entsprechendeVerminderung

durchdenAbzugder aus StrelitzgebürtigenAuswandererein. Jene

Ziffern werden also für das Schweriner Gebiet ziemlichmaß-
gebendsein.
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Es wandertenaus:
nach Schätzung

Jahre 1851
|

1852 1853 1854 1855 1856

Personen 3519 | 4918 6623 8959 2500 5500

nach amtlicher Erhebung

Jahr
aus dem

Domanium

aus dm ritter¬

schaftlichen und

Klostergütern

aus den
Städten und

städtischen
Kämmereigütern

im ganzen

Personen

1857 1904 3549 920 6373
1858 559 946 261 1766
1859 299 458 133 890

1860 239 530 164 934

1861 288 581 145 1014

1862 542 948 161 1651

1863 723 1676 219 2618

1864 701 1858 347 2906

1865 1258 3146 421 4825

1866 1286 2239 537 4062

1867 1452 2522 538 4512

1868 1496 2311 455 4262

1869 1255 2263 411 3929

1870 737 1637 314 2688

1871 1127 1745 342 3214

1872 1346 3358 596 5300

1873 1065 2783 342 4190

1874 347 680 86 1113

1875 145 247 41 433

1876 76 89 24 189

1877 29 30 18 77
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Diese Tabelle gewährt nicht nur einen Überblicküber die

merkwürdigenSchwankungender Auswanderungsskala,sondern

sie liefert auch den Nachweis, daß die Heimatsverhältnisse,die

in den fünfzigerJahren als wesentlichsteUrsacheder Auswan-

derung betrachtetwurden, in Wahrheit hierfür keineswegsmaß-

gebendwaren. Denn dieUmgestaltung,welchedas Niederlassungs-

recht durch die Gesetzgebungdes norddeutschenBundes und die

Reichsgesetzgebungfand, blieb zunächst auf die Auswanderung

ohne allen Einfluß. Allerdings hätte auch schon der Umstand,

daß in anderen deutschenLändern der Wandertrieb in der Be-

völkerunggleichstarkhervortrat, darauf hinleitenkönnen, daß es

nicht der politischeZustand Mecklenburgs,insbesonderenicht der

Mangel einer Konstitutionwar. der die Leute aus dem Lande

drängte. Aber die ganzeErscheinungtrat so akut auf, wurde auf

dem platten Lande durch den zunehmendenArbeitermangelso

peinlichempfunden,daß man sie nur durchdas Zusammenwirken

äußererUmstände,durchmaterielleBedrängnis odersocialenDruck

erklärenzu könnenmeinte. Man suchtenach Gründen. Es ent-

stand eine ganze Litteratur über die Auswandererfrage. In

Mecklenburgverbreitetesichdieselbenamentlichüber die Beschrän-

kungendes Niederlassungsrechtsund des Erwerbs kleinenGrund-

besitzes.Daß die GutsbesitzerdieZahl ihrer Tagelöhnernichtver-

mehrtenund die Erlaubnis zu Eheschließungenihrer Gutsange-

hörigennur nachMaßgabedervorhandenenWohnungenerteilten,

wurde als eineunerlaubteHärte betrachtet,die Schwierigkeit,in

den Städten zum Wohnsitzzugelassenzu werden,als ein Rest

mittelalterlicherMagistratsthranneidargestellt. Freilich fehlte es

auch nicht an Entgegnungen,welchedarauf hinwiesen, daß nicht

dieUnbemitteltenes seien,dieauswanderten,daß ein Notstandnicht

vorliegeund eine Armut, wie sie in manchendeutschenDistrikten

herrsche,in Mecklenburgvöllig unbekanntsei. Man machtegel-

tend, daß dem Gutsbesitzerdie Last der Armenversorgungobliege

und man nicht verlangenkönne,daß er den Zuzug von Tage-

löhnern über eine durch die Rentabilität seines Guts gezogene

Grenze hinaus gestatte. Aber auch die eifrigsten Verfechter
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ständischerEinrichtungenund Sonderrechtesahen dochmit einer
gewissenBetroffenheitden Strom der Auswanderunganschwellen.
Ihre bestenArbeiterzogenfort, weitübers Meer, einer ungewissen
Zukunftentgegen. Man berechnetespäter,daß, wenn jeder von
diesen Leuten auch nur 100 Thaler mit sich nähme — was
jedenfallsviel zu niedriggegriffenwar —, dem Landevon 1851
bis 1871 etwa 7 765000 Thaler entzogenwurden.

Im ganzenstand man der Auswanderungratlos gegenüber.
Das Hauptdirektoriumdes PatriotischenVereins hatte sich mit
der Frage beschäftigtund der DistriktGüstrowden Vorschlagge-
macht, die verschiedenenAuswanderungsagenturengesetzlichaufzu-
heben und in eine durch Beamte verwalteteGeneralagenturzu
verwandeln. Die spätererfolgteEinsetzungkoncessionierterAgenten
entsprachdiesemGedanken, hatte aber keineden Auswanderungs-
trieb beschränkendeWirkung. Eine direkteBesteuerungder Aus-
Wandererwar gleichfallsin Erwägung gezogen. Dieselbewäre
aber natürlich,abgefehenvon den rechtlichenBedenken,für die be-
mittelteren Auswanderer nicht zur Schranke geworden. Man
stelltenun UntersuchungenüberdieLohnbewegungan. Eine 1866
anonym erschieneneBroschüre: „Auswanderung,Arbeitslohnund
Bodenwert. Nach mecklenburgischenThatsachen",suchtedenNach-
weis zu führen, daß seit 47 Jahren, d. h. seit Begründungdes
Kreditvereins,der dem damaligenTaxwert der Güter zu Grunde
gelegteTagelohn für männlicheHanddienstegar nicht, der für
weiblichenur um SU Neugroschengestiegensei. Außerdemseien
die Ausgabendes Tagelöhnersgewachsen,während der Wert der
Naturaleinkünftesichnichtentsprechendvermehrthätte. Das Herab-
drückender Löhneauf ein Existenzminimumdrängedie Leuteins
Ausland. GenaueBerechnungender gangbarenLöhneundWaren-
preise sollten dieseBehauptung erhärten. Mochtendieselbennun
zutreffendsein oder nicht, sovielwar gewiß, daß die allgemeinen
Theorieenvon dem AusgleichzwischenAngebotund Nachfrage,
von dem ehernen Lohngesetz?c. hier keineAnwendungfanden.
Denn während die Arbeitgeberüber den Mangel an Arbeitern
klagten,zogendiesevon dem Gut oder aus demNachbardorffort
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und wichenso einer in unmittelbarerNähe gestelltendringenden

Nachfrageaus. Was sichauf industriellemGebiethäufigbewahr-

heitet,trifft in der Landwirtschaftnicht zu, weil die Konjunkturen

hier schwankendesind und der Ertrag wedersofort zu übersehen

nochkurzerHand einzuziehenmöglichist.

In ritterschastlichenKreisen schlugman vor, die Regierung

möge im Domanium mehr Häusler ansetzen,die dann als freie

Arbeiter auf den Nachbargüternaushelfenkönnten. Allein auch

dieseroft unsichere, durchweiteGänge jedenfallssehr ermüdende

Erwerb wurde von den Leutennicht gern unternommen. Wer

dieMittel hatte, ein Haus zu erwerben,zog es dennochvor, aus-

zuwandern. Mit praktischenVorschlägenzur Abhülfe trat der

RittergutsbesitzerBock—Gr.Welzin̂ hervor, indem er eine Um-

gestaltungdes Justizwesens, des Heimatsrechtsund der Armen-

pflegeals die wirksamstenMittel zur Abhülfebezeichnete,Damit

müssedie Schaffung eines BauernstandesHand in Hand gehen.

Das auf die BauernregulierungbezüglicheGesetzvon 1827 sei

hierfür nicht genügend. Die Heimatsgesetzgebungin Mecklenburg

krankenochimmer an den mangelhaftenVerordnungen,welchedie

Aufhebungder Leibeigenschaftbegleitethätten oder ihr späterer-

gänzendgefolgtseien. Der Schutz gegenObdachlosigkeitund das

Recht auf Armenversorgungwären nicht ausreichend. Die volle

Freizügigkeitmüsseals dritter Faktor hinzutreten.

Die Aufsätzedes Herrn Bock riefen in den Landwirtschaft-

lichenAnnaleneine Reihevon Entgegnungenhervor, unter denen

sich namentlichdie des Herrn I. v. Pl. auf K. durch scharfe

Replik bemerklichmachten, Der Leserkreiserkannteunter der

ziemlichdurchsichtigenHülle dieserAnonymitätunschwereinenoft

genanntenVerfechteraltständischerPrinzipien. Allerdings boten

die Schlußworte des BockschenAussatzes:„Bruch mit der Ver-

gangenheitund Freiheit in allen socialenBeziehungen",in dieser

leichtmißverständlichenAllgemeinheitden Gegnerneinewillkom-

1 „Gedanken über die Ursachen der Entvölkerung Mecklenburgs und

Ideen zur AbHülse derselben", Landwirtschaftliche Annalen 1866.
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mene Handhabe, den Streit auf das politischeGebiet hinüber-
zuleiten. In sachlicherHinsichtstellteHerr v. Pl. den Grundsatz
aus, daß die Heimatsgesetzeüberhauptzunächstin der Pflicht der
Armenversorgungwurzelten, und knüpftedaran die Bemerkung, <?
er müssebehaupten, „daß unsereHeimatsgesetzedie besten, sitt-
lichstenund humanstensind, die es in Deutschlandgiebt". Eine
Heimatsberechtigungdurchs ganze Land würde übrigens eine
Landesarmenversorgungsanstaltbedingen, und diesesei nichtnur
übertriebenkostbar, tausendMißbräuchenausgesetztund für die
Armen unerträglich,sondernauchvernünftigerweiseunausführbar.
Der Streit zog sich noch längere Zeit in der Presse hin. Die
Erschütterungendes nächstenJahres (1866) machtenihm, wie so
vielen anderen theoretischenDiskussionen,ein Ende. Die Aus-
wandererfrageverlor überhaupt an Interesse, obwohl, wie die
Tabellezeigt, die Auswanderungkeineswegsnachließ,auchdann
nicht, als die von Herrn Bock gewünschteFreizügigkeitins
Lebentrat.

Eine Bemerkungmöge hier nochPlatz finden. Es ist auf-
fallend, daß in den Untersuchungenüber die Gründe der Aus-
WanderungzweiMotive unerwähntblieben,die bei derErklärung
dieserErscheinungfüglichhätten in Betrachtkommensollen: der
Wandertriebder deutschenRasse und die großenVerkehrserleich-
terungen,welchedenAuszugund dieÜberfahrtbegünstigten.Das
erste dieser Momente, welches namentlich den niederdeutschen
Volksstämmenschonlängst den Ruf verschaffthatte, daß siegute
Kolonistenabgäben, erfuhr eine fortgesetzteAnregungteils durch
die Verlockungender Agenten, teils durch übertriebeneSchilde-
rungen von den Erfolgen vorangezogenerLandsleute. Ein ge-
wisserabenteuerlicherZug, der sonst denseßhaftenStämmenfremd
ist, bemächtigtesich plötzlichder unterenVolksklasse.Das Bei-
spielanderer wirkteansteckend,und dieseEpidemieverbreitetesich
um so rascher,je geringerder Grad der Bildung, je unklarerdie
Vorstellungvon dem war, dessenman sichin der Ferne zu ge-
wältigen hatte. Die zweiteBegünstigungder Auswanderunglag
in der Leichtigkeit,mit welcherder Plan zur Ausführunggebracht

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 5
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werdenkonnte. Anstatt der wochenlangen,mit Mühsal und Ge-

fahr verbundenenSegelfahrt vermittelten jetzt direkteDampfer-

linien den VerkehrzwischenHamburg und Amerika. Nach dem

Einschiffungsortselbst aber wurden die Auswanderer von der

nächstenEisenbahnstationdes Heimatsorts raschund mit geringen

Kosten befördert. Auch der Briefverkehrmit den überseeischen

Stationen war beschleunigt,das Nachrichtenwesenin der Presse

erweitert. Alle diese begünstigendenEinflüssebegannenin den

fünfzigerJahren sich in Mecklenburggeltendzu machen. Wir

haben auchheute, nachdemdie Auswanderunglängst ihren beum

ruhigendenCharakterverlorenhat, nochkeinklaresBild von den

eigentlichenGründen jener Erscheinung;nur soviel läßt sichjetzt

feststellen,daß die Heimatsverhältnisse,denen man damals die

Hauptschuldbeimaß, diesenVorwurf nicht verdienen, jedenfalls

aber nicht ausschließlichmaßgebendwaren. Daß dieseVerhältnisse

jenen Grad der Vollkommenheitbesessenhätten, den ihnen Herr

v. Pl. nachrühmte, soll freilichdamit nicht gesagtsein. Das

Niederlassungsrechtwar mit dem patrimonialen Charakterdes

Heimatswesensso eng verwachsen,daß jede Veränderung auf

diesemGebiet zur tief einschneidendenMaßregel werden mußte

und die Mitwirkung der Stände, ohne einenDruckvon außen,

wie ihn später die Reichsgesetzgebungübte, nichtzu erhoffenwar.

Aber auch auf dem Gebietder SteuergesetzgebungbestandenUn-

gleichheitenund Beschränkungen,die längst der Abhülfebedurft

hätten,und diesenwandteder Großherzognunmehrseinebesondere

Aufmerksamkeitzu.
Das mecklenburgischeSteuerwesenerklärtund rechtfertigtsich

aus der historischenEntWickelungdesLandes. Diesesbestandaus

einer Reihe von Patrimonialherrschasten,unter denender Landes-

Herr als größter und mächtigsterGrundbesitzerdie ersteStelle

einnahm. Dieser Grundbesitzoder Domanium, durchEinziehung

des Kirchengutsbeträchtlichvermehrt, betrugetwa zweiFünftel

des ganzenLandesgebiets. Sein Erträgnis und die denHerzögen

sonst noch zufallendenEinnahmen aus Zöllen und Regalien

reichtenin früherer Zeit vollkommenaus, den Aufwand des



Airchl, Zustände. Die Auswanderungsfrage. Steuer-u. Handelspolitik, g?

Hofes und die Kosten der Landesverwaltungzu decken. Eine
Steuerpflichtder Stände für Landesbedürfnissebestandursprüng-
lich nicht. Nur zu Kreis- und Reichssteuernkonntensie heran-
gezogenwerden. Erst in demErbvergleichvon 1755 übernahmen
die Stände die Verpflichtungzur Aufbringungeines jährlichen
Steuerquantums, welchesniemals erhöht werden sollte. Diese
ordentlicheKontributionerstrecktesichabernur auf die eineHälfte
der ritterschaftlichenHufen; die anderebliebbis 1809 steuerfrei
Dann wurde auch sie zur Ablösungder nochdarauf ruhenden
Ritter- und Mannendienstemit einer unveränderlichenGrund-
steuerbelegt. Zu der ordentlichenAbgabetraten späterhinaußer-
ordentlicheZuschläge, welchesich zwar in der Folge als un-
abweisbardarstellten,die aber dochauf jedemLandtagbesonders
beantragt und bewilligt werden mußten. So war denn das
System direkterAbgabendie eigentlicheGrundlage des Steuer-
Wesens,da auch in dem Domaniumdie Abgabepflichtdurcheine
Kopfsteuerihren Ausdruck fand. In ihrer UnVeränderlichkeit
wirkte die ritterfchaftlicheHufensteuereigentlichwie eineReallast.
Neben den direktenSteuern bestand aber noch eine Reihe in-
direkterAbgabenin Gestaltvon Verbrauchssteuern,Binnenzöllen
und Octrois. Gegen dieseindirektenAbgabenrichtetesich vor
allem die Kritik. Namentlichim Zollwesenwaren die Übelstände
sehr fühlbar. Die Landzöllepaßten nichtmehr zu demVerkehrs-
Wesender Neuzeit. Ihre Einrichtungschriebsichaus einer Zeit
her, wo von dem reisendenKaufmann für Schutz und sicheres
Geleit noch eine Abgabe gefordertwurde. Durch die Reverfalen
vom Jahre 1621 erhieltihr BestandgesetzlicheGültigkeit. Auch
die Zollrollen, nach welchendie Erhebung stattfand, stammten
aus jenem Jahr. Es gab 1862 in dem SchwerinerLandesteil
54 solcherZollstellen,in demStrelitzer38. Einigederselbenlagen
an der Grenze, die weitaus meisten aber mittenim Landezer-
streut. An jeder dieser Zollstellenmußte für die passierenden
Waren, Produkte oder Stück Vieh ein Zoll entrichtetwerden,
gleichvielob das betreffendeGut schonan anderenZollstellen

5*
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abgabepflichtiggewesenwar. Befreit von dieser Abgabe waren

nur die Ritterschaftund die RostockerBürger.

Auch die Handelssteuerbot eigentümlicheAnomalieen. Sie

betrug in den LandstädtenVU Schilling vom Thaler des Ein-

kaufsPreises.Dochwaren Nichtkaufleutebis zurHöhe des eigenen

Bedarfs sowie Künstler und Gewerbtreibendezum Betrieb ihrer

Profession davon befreit. Auch ländliche Produkle unterlagen

dieserAbgabe nicht. Der Handelsstandwar dadurchübermäßig

belastet, der Bezug industriellerErzeugnisseunverhältnismäßig

verteuert. Die Folge davon war eine starkeNeigung zu Zoll-

defraudationen, und schon auf dem Landtagevon 1846 hatte

einer der Bürgermeisterbehauptet, es sei für einenKaufmannin

den kleinenStädten bei demDruckdiesesAbgabensystemsfast un-

möglich, ein ehrlicherMann zu bleiben. Die SeestädteRostock

und Wismar hatten ihr eigenesZollsystemund standenin dieser

Hinsichtden anderenLandesteilenals Ausland gegenüber. Die

RostockerAccisebestand in einer dem Landesherrn̂ zufallenden

Abgabeund einemZuschlagvon 50 Prozent, den die Stadt für

eigene Rechnungerhob. In Wismar wurde vom Landesherrn

unter dem Namen Licent eine Abgabe von den zur See an-

langendenWaren und von der Stadt eine Acciseauf die binnen-

ländischeEinfuhr erhoben. Alles in allem war der Versandvon

Fabrikaten aus den Seestädtennachdem übrigenMecklenburgso

belastet,daß es vorteilhafterwar, dieseWaren vom Ausland zu

beziehen. Solange noch kein Chaussee-und Eisenbahnbauim

Landebestand,hatte sichdie Hemmungdes Handels und die Un-

gleichmäßigst der Besteuerungweniger fühlbar gemacht. Die

Seestädte waren die natürlichenVermittler für den Export der

Landesprodukteund den Import ausländischerKonsumtionsartikel

gewesen. Andererseitswar das platte Land mit seinemWaren-

austausch auf die nächstgelegeneStadt angewiesen. Dies alles

1 In der Konvention von 1748 war die» Acciserecht an den Herzog

gegen Erlaß der ordentlichen Kontribution abgetreten worden. Der Landes-

Herr zahlte aber aus dieser Einnahme 14400 Thaler an die Stadt.
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mußte sichnaturgemäßmit derAusgestaltungdes Verkehrswesens
ändern. Schon die Berlin- HamburgerBahn hatte den Handel

nach anderenStapelplätzengeleitet. Die beidenSeestädtekonnten
jetztmit dem Ausland nichtmehrkonkurrieren.GehörteMecklen-
bürg auch in die Kategorieder Freihandelsstaaten,so wurde doch
die WirkungdiesesSystems durchdie unzweckmäßigeBesteuerung
desHandelsgrößtenteilswiederausgehoben.Ja, nochmehr,manche
EinrichtungbegünstigtedenausländischenImporteur geradezuauf
Kostendes einheimischenHandelsstandes-Trotzdemwar die Nei-
gung zum AusgebenderpartikularenZollgesetzgebungund zumAn-

schluß an einen größerenZollverbandauch in den Mecklenburg!-

schenHandelskreisengering. Das Mißtrauen gegenfremdländische
Einrichtungenund dieBesorgnis,in einewirtschaftlicheAbhängig-
keitvon Preußen zu geraten,überwogdas materielleInteresse.

Zu verschiedenenMalen hattePreußen den Versuchgemacht,

die GroßHerzogtümerzumBeitritt zu demDeutschenZollvereinzu

bewegen. Seine politischenInteressenund nichtminder die wirt-
schaftlichendes Zollvereinsfordertendie Einverleibungeines Ge-

biets, dessenGrenze auf einer weitenStreckemit der Küstezu-
sammenfiel. Die finanziellenVorteile für den Zollbund wären

nicht unbeträchtlichegewesen. Eine Verlegungder Zolllinie an

die deutscheGrenze würde eineVerminderungder Kontrollkosten

bewirkthaben. Mit der Erweiterungdes zu schützendenZoll-

gebietsvon 9110 auf 9400 Ouadratmeilenwäre eineVerkürzung

der Zollgrenzeum 76 MeilenHand in Hand gegangen. Die Be-

wachung der Seeküstewäre weniger kostspielig,der Schmuggel

dort weit leichterzu hindern gewesenals an der mecklenburgisch-
preußischenGrenze, wo er bereits bedeutendeDimensionenange-

nommenhatte. Rechnetman hierzudieGewinnungeines reichen

und fruchtbarenHandelsgebietsmit zweiSeehäfen,von denender

eine anerkanntermaßenzu den bestenderOstseegehört,so wird es
verständlich,daß aus den Beitritt MecklenburgsbesonderesGe-

wichtgelegtwurde.
Allein diesemBeitritt standen in der Steuerverfassungdes

Landeserheblicheund, wie es damals den Anscheinhatte, nicht
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zu beseitigendeHindernisseim Wege. Die Zollpolitikwar mit

dem direkten Abgabensystemund dieses wieder mit dem patri-

monialenCharakterder Landesverfassungso eng verbunden, daß

ein AuslöseneinzelnerTeileaus diesemBau wirtschaftlicherGesetz-

gebungnicht ausführbar erschien,solltenicht dieFestigkeitdes ge-

samtenstaatlichenOrganismus in ernsterWeisegefährdetwerden.

So wenigstensfaßten die Stände die Zollfrageauf, und es war

dies eines der wenigenGebietegewesen,auf demsichdieAnsichten

von Ritter- und Landschaftfrüher in der Hauptsachedeckten.

Die Anomalieenund Unzuträglichkeitendes bestehendenSteuer-

Wesens, namentlichder Binnenzölle, waren zwar längst auch in

ständischenKreisenanerkannt, aber die Vorschlägezu deren Ab-

hülfe, welchedie Regierungschon1824 und später wiederholtauf

verschiedenenLandtagengemachthatte, hatten niemals die Zustim-

mung der Stände erlangt. DieseVorschlägeliefenauf eineziem-

lich durchgreifendeUmwandlungdes direktenSteuermodus in ein

indirektes Abgabensystemhinaus. Die Stände dagegenhielten

prinzipiell an dem direktenSteuersystemfest, das sie als eine

nichtpreiszugebendeGrundlageder Verfassungund ihres Steuer-

bewilligungsrechtsbetrachteten.So gelangtemanzukeinerEinigung.

Auf demLandtag von 1846 trennte sichzum erstenMal in dieser

Frage dieLandschaftvon der Ritterschaft,indemsiedenRegierungs-

Vorschlägenzustimmte. Es war diesdieZeit des brennendenKon-

sliktszwischenadeligenund bürgerlichenGutsbesitzern.Eine An-

Näherungder letzterenan die Vertreter der Landschafthatte sich
auf focialpolitifchemGebietbereitsvollzogen. Auchin Wirtschaft-

lichenFragenmachtendie liberalenGruppenjetztgemeinsameSache.

Sie warfender Ritterschaft,insbesonderedem Adel vor, daß er

die allgemeineWohlfahrtdes LandeseinemveraltetenSystemzum

Opfer bringe, daß er die ständischenPrärogative in dieser ge-

meinnützigenAngelegenheitallzusehrbetone.
Das Jahr 1848 besreite die Regierungaus der beengten

Lage, in welchesie mit der Steuersragegeratenwar, und die

Lösung der letzterenschiendurch die Beschlüssedes Reichsparla-

ments und die projektierteZolleinigungaller deutschenStaaten
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Wesentlicherleichtert. Selbst die altständischePartei sah hier
einenwillkommenenAusweg,dieWirtschastsresormauf das weitere
deutscheGebiet zu übertragen. Herr von Oertzen—Leppin,der
spätereMinisterpräsident,rechnetees sogarseinenStandesgenossen
zum besonderenVerdienstan, durchihren Widerstandeinenterri-
torialen Grenzzoll vereitelt zu haben, der nun ohnehinfallen
müsse, und rechtfertigtein einer 1848 erschienenenSchrift die
Ritterschaftgegenden ihr von liberalerSeite gemachtenVorwurs
selbstsüchtigerJnteressenpolitik.Das Scheiterndes deutschenZoll-
Projektsführte die mecklenburgischeSteuerfrage wieder auf den
unerfreulichenvormärzlichenStandpunktzurück. Von demAugen-
blickan. wo nichtmehr das ganzedeutscheGebietfür dieZollunion
in Frage kamund der früherePlan zu dem eines engerenZoll-
bundes zusammenschrumpfte,nahm die SchwerinerRegierungeine
größere Zurückhaltungan. Der Beitritt zum Zollverein schien
ihr nichträtlich,solangedieSchwierigkeitenauf den anderenSteuer-
gebietennichthinweggeräumtwaren. Daher ihre kühleHaltung
zu dieserFrage auf den DresdenerKonferenzen.An den Machi-
Nationender süddeutschenStaaten, welche1851 behufsSprengung
despreußifch-deutfchenZollvereinsin Scenegesetztwurden,beteiligte
sichMecklenburgnicht. Abgesehendavon, daß die isolierteLage
der Großherzogtümerein zollwirtschaftlichesBündnis mit den
Gegnernder preußischenZollpolitikunmöglichmachte, war auch
eine prinzipielleAbneigunggegen den Bestand des Zollvereins
weder bei dem Großherzognoch bei seinen Räten vorhanden.
Dem Beitritt standenüberhauptkeinepolitischen,sondernlediglich
praktischeBedenkenentgegen. Die Einnahmenaus derZollvereins-
kassewurdennachderKopfzahl-derBevölkerungrepartiert. Mecklen-

bürg als ein schwachbevölkertesLand hätte also eineVerhältnis-
mäßig geringe Quote erhalten. Andererseitshätte es wegender
Konsumtionsfähigkeitund WohlhabenheitseinerBewohnerrelativ

mehr als andere Staaten zur Zollkassebeigesteuert.Dies wäre
wirtschaftlichunvorteilhaft gewesen. Die Regierungkam daher

aus ihren alten Plan, den Grenzzoll,zurückund nahm die durch

das Revolutionsjahr unterbrochenenVerhandlungenwieder auf.
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Die Landtage von 1851, 1852 und 1853 beschäftigtensichmit
der Steuer- und Zollfrage; allein eine Verständigungdarüber
ward nicht erzielt. Nachdem die AngelegenheitmehrereJahre
geruht, wurde sie endlich1858 durch das Projektder mecklen-
burgischenOstbahn, die von Güstrow über Malchin und Neu-
brandenburg in ihrer Verlängerung nach Stettin sühren sollte,
wieder in Anregung gebracht. Herr von Oertzen, welcherauf
diesemGebiet besonderserfahren und, wie wir gesehenhaben,
auch publizistischthätig war, hatte inzwischendas Ministeriuman
Stelle des Grafen Bülow übernommen. DieserUmstandmochte
gleichfalls dazu beitragen, mancheStimmen aus altständischen
Kreisen auf die Regierungsseitehinüberzuziehen.Kurz, die Ver-
Handlungenkamen in ein rascheresTempo. Man näherte sich
einer Vereinbarung. Das Ostbahnprojektwurde eigentümlicher-
weise in diese Debatten hineingezogen. Die Bahn selbsthatte
zahlreicheGegner. Diesebehauptetennun, dem Bahnbau müsse
eine gründlicheSteuerreformvorangehen, wovon sie eineweitere
Vertagung des ihnen unerwünschtenEisenbahnprojektserhofften.
Die LandschaftwiederumsuchtedieEisenbahnals einenHebelfür
die Steuerreformzu benutzen.Wirklichwurde bei einemTeil der
Ritterschaftder Widerstandgegen den Grenzzolldurchdie Rück-
sichtenauf den Bahnbau erschüttert,und bei den kommissarisch-
deputatischenVerhandlungen,welcheam 6. April 1859 in Schwerin
eröffnetwurden, zeigtesich zum erstenMal die Geneigtheitzu
einer Verständigung. Zwar wurde auf dem Landtage desselben
Jahres die Vorlage der Regierung, die nach wie vor die Um-
Wandlungder Binnenzöllein einen Grenzzoll zur Basis hatte,
von der Ritterschaftnochbeanstandet, dochrichtetedie Kritiksich
jetztmehr gegendie Form des Gesetzes, gegenden Einsührnngs-
modus und die Höhedes Tariss. Endlichauf demLandtagvon
1861 fiel die Entscheidung.Die Regierunghatte nachMaßgabe
der erhobenenEinwändedas Steuerprojektwesentlichumgearbeitet.
In der Versammlungkam es zu scharfenDebatten. Der Wider-
stand ging namentlichvon dem Freiherrn von Maltzan—Rothen-
moorunddenGrafenvonBaffewitz—SchwießelundvonSchlieffen—
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Schlieffenbergaus. Erstererbehauptete,das direkteSteuersystem
sei die wahre Grundlage der ständischenVerfassung. Wer jenes
antaste, erschüttereauchdie FundamenteständischenWesens. In
demselbenSinne sprachsichein Separatvotumder beidenGrafen
aus. Sie bestrittendie Möglichkeit,einenFinanzzoll,wie es der
Grenzzolldoch eigentlichsei, mit laxerKontrolledurchzuführen,
und besorgten, die RegierungenwürdensichgelegentlicherTarif-
erhöhungenbedienen,um dem LandegrößereLastenaufzuerlegen.
Mit dem Verlassendes Aversionalsystemswerde überhaupt die
ständischeVerfassungunhaltbar.

An derHand neuererErfahrungenurteilenwir heuteanders.
Der Beweis ist geliefert,daß eineständischeVerfassungmit einem
allgemeinendeutschenZollverband und einem sehr weitgehenden
System indirekterBesteuerungdurchaus vereinbar ist. Damals,
1861, hielt man dies noch für unmöglich,mindestensfür un-
wahrscheinlich.Die Vertreter dieser Richtung hatten aber doch
nichtmehr das numerifcheÜbergewicht,und dieRegierungsvorlage
wurde kurz vor demLandtagsschlußvon der Versammlungan-
genommen. Das neueProjekt ging dahin, alle Land-, Damm-
und Flußzölle(mit AusschlußdesElbzolls)sowiedieseestädtischen
Accisenund die landstädtischeHandelssteueraufzuheben.Die bis-
herigenEinnahmenaus diesenAbgabensolltenzueinemDrittel durch
einedirekteHandelssteuer,zu zweiDrittelndurcheinenEingangszoll
ersetztwerden. Nachdemletztererim Prinzip angenommenwar, blieb
die Verständigungüber den Tarif, über die zu befreiendenArtikel,
überKontrolleund Verwaltungnur nocheineFrage derZeit. Die
SchwerinerRegierungtrat jetztdrängendauf. Sie hatte an dem
baldigen Zustandekommender Reform aus mehrfachenGründen
ein Interesse. Zunächst lag ihr viel an der Entscheidungüber
den Bau der Ostbahn, den die Landschaftvon der vorherigen
Steuerreformabhängigmachte. GroßherzogFriedrichFranz nahm
persönlichlebhaftenAnteil an diesemUnternehmen.Da sicheine
Beteiligungvon Kapitalistenals unzureichenderwies, so beschloß
er, die Bahn aus eigenenMitteln zu bauen,und beantragtebei
denStänden einenZuschußvon 1000 000 Thaler, der dann auch
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auf demLandtag von 1861 bewilligtwurde. Das Projekt einer

Weiterführungder Bahn auf preußischesGebiet und einer Ver-

bindung mit der Berlin-StettinerBahn mußte aufgegebenwerden,

weil die preußischeRegierunghieran die Bedingungknüpfte, die

Durchgangszölleauf der Berlin - Hamburger Streckeaufzuheben.

Auf dieseEinnahme konnteman aber nicht verzichten.Sie war

in den 10 Jahren (1846—1856) von 21400 Thalern auf

226920 Thaler gestiegenund mußte sich in Zukunft noch ein-

träglicher gestalten. So wurde denn die Friedrich-Franz-Bahn

zunächstnur bis Neubrandenburggeführt, und der Anschlußan

das preußischeBahnnetzbliebeinemspäterenZeitpunktvorbehalten.
Ein anderer Grund zur Beschleunigungder Grenzzollange-

legenheitlag in dembevorstehendenAblaufderZollvereinsverträge.
Es stand zu erwarten, daß Preußen die Kündigungsbefugnisbe-
nutzenwerde, um eine zweckmäßigereOrganisationund eine Er-
Mäßigungdes Tarifs zu erzielen. Ebensowahrscheinlichwar die
WiederaufnahmezollbündnerischerStreitigkeiten. Eine Agitation
zu Gunstendes Eintritts in den Zollvereinmachtesichbereits in
Mecklenburggeltendund wurde durchverschiedeneBroschürenun-
terhalten'. Es lag der Regierungdaran, den anerkanntenMiß-

1 Besonders beachtenswert waren die Publikationen des Geh. Re-

gierungsrates Prosch: 1. Über die Grundübel des mecklenburgischen Steuer-

Wesens und die Mittel zu deren Heilung. Rostock 1860. 2. Blicke auf

die mecklenburgische Steuerfrage. Rostock 1861. In denselben wurde nach-

zuweisen versucht, daß das direkte Abgabensystem unvereinbar sei mit den

Forderungen der Zeit und der Beitritt zum Zollverein als das sicherste

und beste Mittel zur Beseitigung der vorhandenen Übelstände empfohlen.

Diese Publikationen, welche übrigens den Anlaß boten zum Austritt des

Verfassers aus dem Staatsdienst, riefen eine scharfe Polemik hervor. Unter

den zahlreichen Broschüren, welche die Steuersrage behandelten, mögen noch

erwähnt werden: Beleuchtung der in Mecklenburg-Schwein gegen den

Zollanschluß herrschenden Bedenken. Von einem Mecklenburger. Schwerin

1857; Witt—Grevesmühlen, Die Umgestaltung der Steuer- und Zollverhält-

nisse ?e. Wismar 18öS; Schumacher, Der Zollverein und Mecklenburg

(Sonderabdrnck aus dem „Archiv der politischen Ökonomie" von Ran und

Hanssen, N. F. Bd. VIII); Nizze, Volkswirtschaftliche Zustünde in Mecklen-

bürg. Rostock 1861; Moritz Wiggers, Die mecklenburgische Steuerreform.

Preußen und der Zollverein. Berlin 1862.
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stand in der Besteuerungbeseitigtzu haben, ehedieseAgitation
weiter um sich griff und die Abwehr der Werbungenfür den
Zollverein schwierigerwurde. Unterstützungsand sie namentlich
bei den Kaufleutenund Fabrikantender Seestädte, welchedurch
die Aufhebungder Ungleichheitenin der Besteuerunggewannen,
sowie bei solchenGewerbetreibenden,für die der Zoll prohibitiv
wirkte.

Die rechnungsmäßigeAufstellungdes neuen Projekts läßt
•sich mit wenigenZiffernbezeichnen.Der Ausfall aus den abzu-
lösenden Steuern wurde nach fünfjährigemDurchschnittauf
einen Bruttobetrag von 223437 und einen Nettobetrag von
186333 Thalern angegeben. Um ihn zu decken, sollte der groß-

herzoglichenKasseein jährlichesAversnmvon 200000 Thalernzu-
fließen,außerdemder Landesherrvon den eventuellenÜberschüssen
desGrenzzollerträgnisses20°/oerhalten.Vondiesen200000Thalern
sollten23774 Thaler durchdie neueHandelsklassensteuer,der Rest
durchdenGrenzzollaufgebrachtwerden. Auf dieserBasis gelang
es, während des Landtags 1862 mit den Ständen eineBerstän-
digung zu erzielen. Letztereermächtigtenden Engeren Ausschuß
zur Ratifikationeiner Vereinbarungmit den beidenLandesherren,
und diese erfolgteam 15. Mai 1863. Gleichzeitigerfolgtedie
Publikationder Vereinbarungen,welchedie Landesherrschaftmit
den SeestädtenWismar und Rostock,betreffendderen Eintritt in
das neueZollsystem,am 13. bezw.18. April abgeschloffenhatte.
Die neueSteuergesetzgebungtrat mit dem 1. Oktober 1863 in
Kraft.

In diese Zeit fallen noch zwei handelspolitischeAkte der
großherzoglichenRegierung,welchefür die wirtschaftlicheLagevon
Bedeutung waren und deshalb einekurzeBesprechungverdienen:
derAbschlußdes Handelsvertragsmit Frankreichund dieRevision
derElbzollakte.Die HandelspolitikMecklenburgswar, entsprechend
der eigentümlichenLandesverfassung,von jeher einefreihändlerische
gewesen. Im Jahre 1836 hatte es mit Frankreicheinen sehr
günstigenHandelsvertragabgeschlossen,diesenaber 1849 auf Ber-
langen des damaligendeutschenReichshandelsministersgekündigt.
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LetztererAkt hatte in Frankreichverstimmtund sichauchsonst die

Lage soweitverändert, daß die von der mecklenburgischenRegie-

rung angestelltenBemühungen, die Kündigung rückgängigzu

machen,erfolglosblieben. Dieser Zustand währte mehrereJahre.

Erst 1857 sah sichdie Regierungdurch die wiederholtenAnträge

der Seestädte und die zunehmendeBenachteiligungder mecklen-

burgischenFlagge in den sranzösischenHäfen veranlaßt, die Ein-

leitung neuerVerhandlungenoffiziellanzuregen. Die französischen

Bedingungenwaren aber ungünstig. Man bestanddort auf Ein-

fügung einer Klausel,nachwelcherdie französischenProdukteund

Jndustrieerzeugnifsein Mecklenburgganz wie die einheimischenbe¬

handelt werden, mithin keinerTariferhöhung unterliegensollten.

Die großherzoglicheRegierung lehnte dies ab und entschiedsich

durchBeschlußvom 22. Juni 1860 dahin, die Verhandlungbis

Tuch Abschlußder damals eingeleitetenSteuer- und Zollreform

zu vertagen. Als diesesZiel im Herbst 1862 erreichtwar, liefen

aus den SeestädtenwiederdringendeGesucheum Erneuerungder

Verhandlungen ein. Die Regierung entsprachdiesem Wunsch,

aber Frankreichbeharrteauf feiner Forderung.
Inzwischen hatte sich in der Handelspolitikder westlichen

Großmächtedie freihändlerischeTendenz mehr und mehr geltend

gemacht. Es stand zu erwarten, daß die Tarife überall mehr

heruntergehenund sich den niedrigenmecklenburgischenZollsätzen

nähern würden. Andererseitswar die Aussichtgeschwunden,die

Zustimmung der Stände zu einemAnschlußan den Zollverein

und damit die demselbenzustehendeninternationalenVorteile zu

erlangen. Die Verhandlungenauf den letzten Landtagen ließen

darüber keinenZweifel. So drängte sich denn der großherzog-

lichen Regierung die Erwägung auf, ob nicht die Bedeutung

maritimer Interessen das Bedenkengegen die geforderteKlausel

überwiege. Bereits beganndie RostockerReedereidurchden eng-

lisch-sranzösischenHandelsvertragempfindlichzu leiden. Von den

358 Schiffen,welchedenBestandvon 1864/65 ausmachten,hatten

nur 166Dividendengegeben,undderReinertragvon359909 Thlrn.

blieb gegendas Etatsjahr 1863/64 um 136000 Thaler, gegen
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das von 1861/62 um 165000 Thalerzurück. Nur diedazwischen
liegendePeriodewies einenkleinenMehrertragvon 34000 Thalern

auf. So ermächtigtedenn das Staatsministeriumnach einstim-
migemBeschlußden großherzoglichenMinisterresidentenin Paris
zum Abschlußeines Vertrags auf Grund der französischenBe-

dingungen, und nachdemnocheinmal, wiewohlvergeblich,ver-
sucht worden war, die lästigeKlauselnur in Form einer Reso-
lutivbedingungund für die Kündigung eine kürzereFrist ein-
zufügen, kam der Handelsvertragendlicham 9. Juni 1865 zum
Abschluß. Sein Bestandwar infolgeder politischenUmgestaltung
Teutschlandsnur von kurzerDauer. Immerhin scheinter auf
den Handel Rostocksvon Einfluß gewesenzu sein, denn bereits
in dem nächstenEtatsjahr zeigtees sich, daß von 352 Schiffen
240 Dividendengabenund derReinertragauf 566782 Thalerstieg.

Der Handel der beidenSeestädtewar durch den dänischen
Krieg, neuerdingsauch durch die Ablösungdes Elbzolls beein-
trächtigt worden. Eine Konkurrenzmit den benachbartengroßen
Hafenorten:Hamburg,Lübeckund Stettin, konntendieselbenüber-
Haupt nichtaufnehmen, die Langsamkeitdes Eisenbahnbauesund
die zollpolitischeIsolierung Mecklenburgswären hier hinderlich
geblieben,auch wenn — was nichtder Fall war — der Auf¬
schwungdes überseeischenHandels in Rostockund Wismar mit

demder größerenHandelsemporiengleichenSchritt gehaltenhätte.
Anders stand es mit der Reederei. Diese war in den letzten
dreißig Jahren im Verhältnis zu der gesamtenHandelsmarine

Deutschlandsund namentlichPreußens bedeutendgewachsen Den

* Der Stand der Rostocker Reederei betrug mit Beginn des Jahres

1851 '269 Seeschiffe mit 25 505 Rostocker Last Ränmde. 1861 war der-

selbe angewachsen auf 335 Schiffe mit einer Gesamtränmde von 42 012 Last.

Wismar zählte in dem letztgenannten Jahr 47 Schiffe mit 5127 Wismar-

schen Last Ränmde. Die Vermehrung der Handelsflotte war zum großen

Teil eine Folge der Nachwirkung, welche die englische Navigationsakte von

1850 und die später erfolgte Freigabe der englischen Cäbotage auf den kon-

tinentalen Schiffsbau ausübten. Auch in Mecklenburg hatte man sich durch

den Bau größerer Schiffe die veränderten Bestimmungen der Navigations-

akte nutzbar gemacht.
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frachtsuchendenSchiffenRostocksstand die Empfehlungzur Seite,

daß ihre Schiffer den Ruf seemännischerTüchtigkeitund Zuver-

lässigkeitin ausgedehnteremSinne des Worts besaßen. Der

Kapitalwert der Reederei wurde auf ca. acht Millionen Thaler

angenommen. Bei der Ausgabeder Anteilscheine,welcheim Lande

ziemlichverbreitet und als Kapitalsanlage beliebtwaren, hatten

sich indessenMißbräucheeingeschlichen,welcheeine ungleicheBe-

Wertungzur Folge hatten. Viele Reeder waren gleichzeitigals

LieferantenbeimBau interessiert. Die Baukontraktebenachteiligten

häufig die anderen Schiffspartner. Auf dem Landtag kam es

deshalbzu Beschwerden.Man beantragteeine Kontrolledurchdie

Regierung, welchedie Sicherheitder auf dem schwimmendenBe-

sitztnmruhendenHypothekenerhöhen und dadurchdieseAnteils-
scheinefür eine gelegentlicheHinterlegungbessernutzbar machen
sollte. Bei der Haudelskristsvon 1857/58 hatte dieStadt Rostock
auf solcheAnteilsscheineVorschüssegewährt. Diesehätten indessen
weit höher ausfallen können,wenndieGrundlagender Bewertung
dieserScheine weniger unsichergewesenwären. Eine solcheRe-
gelung erfolgte in erwünschterWeise, dochhatte die mecklenbur-
gischeReedereium die Mitte der sechzigerJahre ihren Höhepunkt
erreicht. Auf dieGründe, welchedenRückgangbewirkten,werden
wir späterzurückkommen.

Bezüglichdes Elbzolls und der sichdaran knüpfendenzoll-
bündnerischenAbmachungenkönnen wir uns kurz fassen. Am
23. Juni 1821 war vonsämtlichenElbuserstaateneineSchiffahrts-
akte auf der Grundlagefreier gegenseitigerGleichberechtigungab-
geschlossenworden. Dieselberegeltedie von der Schiffahrt zu
entrichtendenAbgaben unter Berücksichtigungder älteren Zoll-
Privilegienund Specialverträge. Doch blieben noch einzelneder
letzterenneben ihr bestehen,so z. B. auch die Verpflichtungzu
einer Abgabevon Mecklenburg-Schwerinan Mecklenburg-Strelitz.
Eine Revisionskommissionsollte von Zeit zu Zeit passendeVer-
änderungeneinführen, Beschwerdenentgegennehmenje. Bis in
die fünfzigerJahre blieb das Einvernehmender beteiligtenStaaten
ungestört. Neuerdingsaber trat, zum Teil unter dem Druckder
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öffentlichenMeinung, bei einzelnenKompaciscentendas Bestreben
zu Tage, den Elbzoll auf ein Minimum zu reduzierenund wo-
möglichganzabzulösen.Ammeisteninteressiertwarenhierbeinatür-
lich die oberelbischenStaaten, sodannauchHamburgwegenseines
Handels. Es bildeten sich demnachzwei Gruppen. Der Zoll-
ermäßigungkeineswegsabgeneigtwaren auchHannoverund Meck-
leuburg, dochverlangtensie eine entsprechendeEntschädigung,und
hierüber kam es bei der fünftenim Dezember1861 in Hamburg
zusammengetretenenRevisionskommissionzu Streitigkeiten.Schon
bei der dritten Revision von 1850 hatte Osterreich, um dem
böhmischenHandelaufzuhelfen,die gänzlicheAufhebungder Elb-
zöllebeantragt. Indessenmutetendiedaran geknüpftenVorschläge,
welchenSachsen und Hannover damals beitraten, den einzelnen
Staaten keinenVerlust an Einkommenzu, sondernberuhtenauf
dem Prinzip, daß die aus der HerabsetzungresultierendeZunahme
des Elbhandels in kurzerFrist eine finanzielleAusgleichungbe-
wirken würde. Eine Vereinbarungdarüber scheitertean der Ab-
lehnungPreußens, welchessortan mit dem Anspruchhervortrat,
daß die Herabsetzungdes Tariss auch ohne Rücksichtauf Entgelt
zu gewährensei. DieserBehauptung, für welcheaus dem Kon-
ventionsrechtüberzeugendeGründenichtbeigebrachtwerdenkonnten,
welcheraber die anderenStaaten aus Opportunitätsrücksichtenbei-
traten, setztennun Hannoverund MecklenburgentschiedenenWider-
spruchentgegen. Beide Regierungenbrachten1861 ihrerseitseine
gemeinschaftlichausgearbeiteteVorlageein, welche,ohnedenRechts-
bodenzu verlassen,die Förderung des Handels im Augehatte und
zugleichdie betreffendenUferstaatenin dem Genüssedessenbeließ,
was ihren bisherigen Einkünftenaus dem Ertrage des Zolls
nachbilligerVeranschlagunggleichkam.Hiernach solltendie bis-
herigen zu Vi, Va, x|* und Vs Satz tarifierten Artikelfortan

teils einem Einheitssatzevon Vio unterliegen, teils von einer
Maximalabgabegetroffenwerden,welchenichthöher als 2 Sgr.
2 Pf. für alle Staaten zusammengenommenzu bemessenwäre.

Hannover. Dänemark, Mecklenburgund Hamburg würden ihre

Zölle durch eine gemeinschaftlicheZollstelle zu Wittenbergeer-
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hebenlassen. Die ZweckmäßigkeitdiesesPlanes wurde sehr bald

anerkannt. Selbst in Preußen und Hamburg, wo man mit

eigenenAnträgenhervorgetretenwar, sprachsichdiePressegünstig

über den hannöverisch- mecklenburgischenVorschlag aus. Die

„KölnischeZeitung" und der „HamburgerKorrespondent"bezeich-

neten ihn als das besteAuskunstsmittelund rietenzur unbedingten

Annahme. Auch dieRegierungender oberelbischenStaaten konnten

das bundessreundlicheEntgegenkommenihrer Zollverbündetennicht

verkennen. Die Unterhandlungenkamenwiederin Fluß, und am

4. April 1863 wurde in Hamburg eine Schlußakteunterzeichnet,

in welcherdie wesentlichstenBestimmungenderVorlageAufnahme

fanden, mit der Modifikationjedoch, daß der Elbzoll oberhalb

Wittenbergeganz aufhörenund bei den dieseZollschrankePassie-

renden Schiffennur der ermäßigteZollsatzin Anwendung kom-

men solle. Am I. Juli 1863 trat dieserneue Zollvertrag in

Kraft.
Bei Gelegenheitder Steuerreform kam auch die Frage der

WiederaufnahmeWismars in den ständischenVerband in er-

neute Anregung. Seit 1648 war diesesBand gelöst. Wir haben

bereits im ersten Kapitel diesesWerks die eigentümlichestaats-

rechtlicheStellung erörtert, in welchedie Stadt durch den 1803

mit SchwedenabgeschlossenenVertrag zu Malmö geraten war.

Sie hatte dann 1827 und später wiederholt den Wunsch nach

Rückkehrin den ständischenVerband geäußert. Die sich daran

knüpfendenVerhandlungenhatten aber zu keinemErgebnis geführt,

weil man sichüber denBeitragWismars zur ordentlichenLandes-

kontributionnicht einigen konnte. Während der kurzen Dauer

der durch das Staatsgrundgesetzvom 10. Oktober 1849 eiuge-

führten Verfassunghatte die Einigungsaktischbestanden, obwohl

der Rat der Stadt protestiertund wegen der bekanntenNicht-

erfüllung der stipuliertenBedingungeneine Sonderstellungbean-

sprucht hatte. Mit der Wiedereinführungder alten Verfassung

trat aber auch die Stadt Wismar wieder in ihre alte Stellung

zurück. Erneute Anträge auf vollständigeEinverleibungführten

nunmehrzu einer Verweisungder Angelegenheitan den Landtag
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und zu kommissarisch-deputatischenVerhandlungen, welche im

Oktober1864 in Schwerin abgehaltenwurden, wiederumaber

resultatlosblieben. Die AufnahmeWismars in den ständischen

Verband ist bis heute noch nicht ersolgt. Neuerdingshat man

sich in der deutschenPressehin und wiedermit der Frage be-

beschäftigt,ob Wismar gegenErlegung der Pfandsummeund

deren Zinsen in den BesitzSchwedenszurückkehrenkönne. Diese

Untersuchungendürftensichvielleichtsür eineDoktorsrageeignen—

eine politischeBedeutung können sie nicht erlangen. Seitdem

Wismar zum Reichsgebietgehört, ist die Pfandsrage— abge-

gesehenvon der UnWahrscheinlichkeiteiner Einlösung— der aus¬

schließlichenVereinbarungder einstigenKontrahentenentrücktund

zu einer Reichsangelegenheitgeworden. Daß die Groß-

herzögevon Mecklenburgoder die maßgebendenGewalten des

Reichs jemals daran denkenkönnten, ein deutschesTerritorium

freiwilligin fremdenBesitzübergehenzu lassen, wird niemand

voraussetzen.

von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 6
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Mecklenburgs auswärtige und Bundespolitik.

Am 29. Juni 1858 wurde dem Ministerpräsidenten,Grafen

Vülow, der erbeteneAbschiedbewilligt. Die Gründe des schon

vor mehreren Monaten eingereichtenEntlassungsgesuchslagen

ausschließlichin dem leidendenGesundheitszustanddes Ministers.

Derselbe hatte bereits den letztenWinter im Süden zubringen

müssen,dochhatte der Klimawechseldie erhoffteKräftigungnicht

gebracht. Der Großherzogtrennte sich sehr ungern von seinem

bewährtenRatgeber. Er schriebihm am 29. Juni:
„Mein lieberGraf! Wenn ich heuteIhrem Gesuchewill-

fahre und Sie aus meinemDienst scheidenlasse, so kann ich

das nicht, ohne Ihnen ein aus dem Herzen kommendesLebe-

wohl zu sagen. Wir haben uns in einer ernstenZeit kennen

gelernt,und Sie haben mir mit Treue und Krast zur Seite
gestanden,als es galt, das Schiff des Staates aus mächtiger

Brandung in den sicherenHafen zu lenken. Das ist Ihnen

ganz gelungen, und seitdemhabe ich in Ihnen einen edeln
Freund und klugenRatgebergefunden. Damit haben Sie sich
ein unauslöschlichesVerdienstum unser Land und um mich
erworben. Hierfür Ihnen meinen und des LandesDank nnd
Anerkennungzu sagen, das ist der ZweckdiesesSchreibens;
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der zweiteder, Ihnen zu wiederholen,was Sie schonwissen,
daß Ihnen ein Stück meinesHerzenssolgt, in das sichIhr
edler Sinn und lautererCharaktertieseingegrabenhat- Möchte
auch in Ihnen etwas aus dieseStimme antworten und sich
zwischenuns ein warmes Verhältnis erhalten. Im Scheiden
und sür das LebenIhr dankbarerFreund FriedrichFranz."

Mit dem Grasen Bülow schiedauch Herr von Brock aus
dem Ministerium aus. An seine Stelle trat als Vorstand des
Finanzministeriumsder StaatsministervonLevetzow,welcher,wie

sichder Lesererinnern wird, im Herbst1848 kurzvor demZu-
sammentrittder Abgeordnetenkammerden großherzoglichenDienst
verlassenund sichins Privatlebenzurückgezogenhatte. Beschäftigt
mit der VerwaltungseinesausgedehntenGrundbesitzeshatte Herr
von Levetzowwährendder letzten10 Jahre dempolitischenTreiben
sern gestanden,auchauf den Landtageneine führendeRolle nicht
übernommen. Seine Befähigunglag auf demGebietder inneren
Verwaltung, und diesewar es, welchedie Wahl jetztwiederaus
ihn lenkte. DurchseinekonservativeGesinnungwar er denanderen
Mitgliedern des Kabinetts durchaus homogen. Der Vorsitzdes-
selben wurde dem bisherigenBundestagsgesandten,Herrn von
Oertzen,übertragen.Jasper vonOertzenwar am22. November1801
in Schweringeboren. Sein Vater, damalsJustizrat und zugleich
Hofchefder verwitwetenHerzogin Ludwig (Mutter Großherzog
FriedrichFranz' I.), wurde späterPräsidentdes Oberappellations-
gerichts in Rostock. Oertzenhatte in Erlangen, Göttingenund
Berlin studiert und war dann in den großherzoglichenJustiz-
dienstgetreten,in welchemer bis zum Justizrat aufrückte,den er
aber 1839 verließ,um die Bewirtschaftungder 1836 erworbenen
Güter Leppin und Tronsbergzu übernehmen. Seiner Thätigkeit
auf den Landtagenist schongedachtworden. Da seinGrundbesitz
in Mecklenburg- Strelitz lag, so hatte er nähereBeziehungenzum
dortigenHofe gewonnen, im Sommer 1849 den Erbgroßherzog
zu dem von Preußen berufenenFürstenkongreßbegleitetund
sodann die Strelitzer Regierungsowohl in dem Verwaltungsrat
als auchaus dem 1850 vonÖsterreichreaktivierten,von Preußen

6*
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nicht anerkanntenBundestageund auf den DresdenerKonferenzen

vertreten. Seine spätereamtlicheLaufbahnist dem Leserbekannt.

Als Oertzenim Frühjahr 1858 zum Ministerpräsidentenaus-

ersehenwar, äußerte sichsein damaliger preußischerKollege,Herr

von Bismarck, über seine politischeRichtung in einem an den

Minister von Schleinitz gerichtetenvertraulichenBericht vom

21. April 1858x, wie folgt:
. . . HerrvonLechensagtemir, daß er denhauptsächlichsten

Fehler der gegenwärtigenSituation in Mecklenburgin der über-

mäßigenHemmungder landesherrlichenGewalt durchdie stän-

dischenInstitutionen erblickeund daß dieseAnsichtvon den

befähigterenMitgliedernder Ritterschaftwenn nicht in gleichem

Maße geteilt, so dochals berechtigtanerkanntwerde. Er glaubt

deshalb als Minister sein Augenmerkwesentlichauf Kräftigung

der landesherrlichenAutorität richtenzu sollen und in diesem

Sinne eine einheitlicheund energischeHandhabungderselbenin
dem Kreise ihrer bisherigenrechtlichenBefugnisseerstrebenzu
müssen. Aus diesem Gesichtspunktefindet er das bisherige

System, nach welchemdie Ministerien unabhängig nebenein-
ander fungieren, zu scharfausgeprägt und glaubt, daß die
gesamteRegierungsgewaltmehr als bisher in ein System ge-
bracht werdenmüsse, desseneinheitlicheSpitze, mögesie nun
durchkollegialischeBeschlüsseeines Ministerrats oder durch den
Willen des Großherzogsrepräsentiertwerden, ein Zusammen-
wirkenallerStaatsorganezu gemeinschaftlichenRegierungszwecken
mehr als bisher verbürgt.

Bei voller Erkenntnisder Mängel, mit welchendie stän-
dischenEinrichtungenbehaftetsind, und der Nachteile, welche
die Spaltungen zwischenden adligen und bürgerlichenRitter-
gutsbesitzernmit sichbringen,siehter es dochnichtals dieAuf-
gäbeder Regierungan, zur Abhülfederselbendie Initiative zu
ergreisen. Er ist vielmehrder Meinung, daß dieseÜbelstände
den Ständen selbst, und namentlichdem Adel, sichin solcher

* Preußen im Bundestag III 302.
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Weise fühlbar machen, daß die Parteien des Landtags durch

Streit und Vertrag in nicht zu langer Zeit zu einer Verstän-

digung gelangen werden, welche, wenn sie sich ohne Zuthun

der Regierung aus der Reibung der Interessen organisch ent-

wickelt, naturgemäßer aussallen wird als eine von der Re-

gierung gegebene Lösung und zu Rekriminationen gegen die

letzterevon keinerSeite her Anlaß gebenkann. Vielleichtglaubt

er, was er indessennicht aussprach, daß dieser Entwickelungs-

Prozeß Anknüpfungspunktefür die Regierung bieten wird, um

eine festereund einflußreichereStellung zu gewinnen. In der

auswärtigen Politik, deren Wirksamkeitsichvorzugsweise auf die

deutschenAngelegenheitenbeschränkt, glaube ich, daß Herr von

Oertzen sich überall, wo das Interesse Mecklenburgsihm nicht

notwendig eine andere Richtung anweist, an Preußen anschließen

wird. Sein gerader und rechtlicher Charakter bringt es mit

sich, daß eine siebenjährigeTeilnahme an den Geschäften des

Bundestags ihn von einer Hinneigung zu Österreich, welcheer

im Jahre 1850 dokumentierte,vollständig geheilt hat. Er sieht

ein, daß Mecklenburg durch seine geographischeLage und durch

übereinstimmendeInteressen darauf hingewiesenist, seine Stütze

in Preußen zu suchen."

Dem hier abgegebenenUrteil hat die Haltung des Herrn von

Oertzen später vollkommen entsprochen. Die Frankfurter Er-

fahrungen waren in der That sehr lehrreich sür ihn gewesen,und

die Überzeugung von der Notwendigkeit eines Zusammengehens

mit Preußen, welchebei dem Großherzog längst feststand, wurde

die Grundlage eines Einvernehmens zwischen dem Fürsten und

seinem Minister, welches sichsrüher, zu Ansang der 50 er Jahre,

in dieser Weise nicht hätte befestigenkönnen.

Von dem NachfolgerOertzens, dem nunmehr zum Bundes-

tagsgesandten ernannten Geh. Legationsrat von Bülow, wurden

jene Anschauungen nicht in gleichemMaße geteilt. Bülow hatte

bereits eine sehr lehrreiche' diplomatischeLaufbahn hinter sich.

Während der Märztage 1848 hatte ihn der Großherzog nach

Berlin gesandt, von wo er, die HessensteinschenBerichteergänzend,
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sehr interessanteund wichtigeMitteilungen zu erstatten Gelegenheit

fand. Auch während der nächsten Monate blieb er in Berlin.

Auf den Dresdener Konferenzen hatte er Anlaß, seine diplo-

matische Befähigung in größerem Rahmen zu bethätigen. Im

Herbst 1850 schickteihn der Großherzog mehr zu seiner weiteren

Ausbildung als zum Zweck besonderer Austräge sür einige Mo-

nate nach Paris und ernannte ihn im Januar 1851 zum Geschäfts-

träger in Berlin. In dem Brief, durch welchen er dem Könige

Friedrich Wilhelm IV. diese Ernennung mitteilte, bezeichneteer

Bülow als „bescheiden, dabei sehr unterrichtet und trotz seiner
Jugend in den Geschäften in ungewöhnlichemGrade erfahren".

Er empfahl diesen „seinen bewährten Freund" dem besonderen
Wohlwollen des Königs. In Berlin, wo Bülow bis zum Fe-
bruar 1857 blieb, und in Wien, wo er von da an bis zu seiner
Versetzungnach Frankfurt beglaubigt war, bot sich ihm reichliche
Gelegenheit, das politische Leben der deutschen Vormächte und
namentlich die Bundespolitik ihrer Kabinette zu beobachten. Ob-
wohl ihm die Stagnation der österreichischenZustände, die hemmen-
den Einflüsse des dortigen Klerus, die politische Indifferenz der
höheren Wiener Gesellschaftskreisekeineswegs entgingen, er auch
dem Einfluß dortiger Staatsmänner nicht unterlag, so hielt er
doch die Fortdauer des österreichischenPrimats in Deutschland
nicht nur sür ein in der Bundesgesetzgebungbegründetes Recht,
sondern auch für eine die Sicherheit der kleinerenStaaten gewähr-
leistendeNotwendigkeit. An der Befähigung Preußens, die Führer-
fchaft in Deutschland zu übernehmen, zweifelte er ebensosehr
wie an dem Willen seiner Regenten, diese Führerschaft zum Leit-
stern ihrer Politik zu wählen. Die Schwankungen der preußischen
Staatsmänner erfüllten ihn mit Besorgnis und Mißtrauen. Es
war dies allerdings nicht die glücklichstePhase der preußischen
Politik. Mit diesen Eindrückenkam er nach Frankfurt, und ihnen
ist es zuzuschreiben, daß er auch dort während der ersten Jahre
die innere Haltlosigkeit der Bundesgesetzgebung nicht so klar
erkannte, die Wendung, welche in dem preußischenThronwechsel,
mehr aber noch in dem 1862 eingetretenenMinisterwechsel lag.
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nicht in dem Maße würdigte, wie er es bei größerer Unbefangen-

heit sonst wohl gethan hätte. Durch die Berichterstattung dieser

Jahre zieht sich wie ein roter Faden der Argwohn gegen selbst¬

süchtige Bestrebungen Preußens, denen zu begegnen die Mittel-

und Kleinstaatennur durchsestereAnlehnung an Österreichim stände

wären. Mit dieserAuffassungstand Bülow aber keineswegsallein.

Sie wurde nicht nur von der Mehrzahl der deutschenFürsten und

ihrer Minister, von der Majorität der Frankfurter Versammlung,

sondern von allen konservativen Gruppen in den Einzelstaaten,

von der gesamten süddeutschenPresse und zeitweisevon der öffent-

lichen Meinung in ganz Deutschland geteilt. Im konservativen

Lager fürchtete man, Preußen werde, auf der Bahn des Kon-

stitutionalismus fortschreitend,die vom Prinzregenten augekündigte

Erweiterung der Freiheiten auf den Bund übertragen und durch

die Gewalt der liberalen Kräfte auf dem Wege der Bundes-

reformen weiter getrieben werden als in den Absichtenseiner

Staatslenker lag. Die demokratischePartei dagegen war ent-

mutigt und glaubtenichtmehr an die deutscheEinheit mit preußischer

Spitze; sie war in viele Gruppen zersprengt, ihre Presse nieder-

gehalten. Selbst in Preußen waren die Liberalen durch die vielen

Mißerfolge des Manteuffelfchen Regiments ängstlich geworden.

Gewöhnt, das Berliner Kabinett von den übermütigen Nachbarn

als Macht zweiten Ranges behandelt zu sehen, erblickten sie in

jedem Versuch eines Widerstandes gegen die Zumutungen Öfter-

reichs immer nur den Anlaß zu Rückzügen und Demütigungen.

Auch ihr Vertrauen auf eine deutsche Politik Preußens war ge-

schwunden.
Merkwürdig bleibt bei alledem, daß Regierungen und Par-

teien, wenn sie, was tagtäglich geschah, Preußen die Reihe seiner

Unterlassungssünden vorhielten, niemals auf die Schwierigkeiten

Rücksichtnahmen, welche sich ihm bei der Durchführung jedes

irgendwie selbständigen politischen Programms entgegenstellten.

Man verlangte Reformen, verlangte eine Führerschaft. Im Augen-

blickder Gesahr zumal wandten sich alle Blickenach Berlin, und

es schien der mitteldeutschenDiplomatie selbstverständlich, daß
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Preußen mit seiner gesamten Wehrkraft für die Verteidigung des

Bundesgebiets eintrete. Aber irgend eine Machterweiterung, ein

Übergewichtin der Bundesversammlung sollte ihm dafür nicht ein-

geräumt werden. Diese eigentümliche Anschauung, nach welcher

Preußen nur Pflichten und Opfer zugewiesen, niemals aber als

Gegenleistung Vorteile oder Vorrechte zuerkannt wurden, war

damals so allgemein verbreitet, daß ihre Spuren sich in sast allen

wichtigeren Beschlüssen der Bundesversammlung wiederfinden.

Die BismarckfchenBerichte aus jener Zeit geben dafür den deut-

lichsten Beleg. Von der österreichischenDiplomatie geflissentlich

genährt und klug benutzt, bildete sich aus dieser Anschauung eine

Art Staatsdoktrin für die mindermächtigen Bundesregierungen

heraus, nach welcher jeder Antrag Preußens erwogen, jede seiner

Cirkulardepeschenbeurteilt wurde. Waren auch die alten Bundes-

Verträge die rechtmäßige gesetzlicheGrundlage, so wurde doch

manches hinein- oder herausinterpretiert, was nicht in dem

ursprünglichen Sinne ihrer Begründer gelegen hatte. Daß die

Zeit eine andere geworden, daß Preußen unmöglich in der beengten

Lage verharren konnte, welcheihm die Bundesverfassung zuwies,

daß an Stelle des zweimal besiegtenjetztein kampfgerüstetesFrank-

reich an den Grenzen stand, daß Österreichs undeutschePolitik in

mehr als einem kritischenFall klar zu Tage getreten war, —

alles dies blieb außer Betracht. Die eifrigsten Verfechter jenes

Doktrinarismus fanden sich in Dresden und Hannover. Am

deutlichsten erkennbar wurde er während der Krisis, welche der

italienische Feldzug 1859 heraufbeschwor. Wir müssen bei der-

selben einen Augenblickverweilen. Die Bülowfchen Berichte aus

jener Zeit geben ein sehr anschauliches, wenngleich nicht erfreu-

liches Bild von den Vorgängen in Frankfurt. Mit Recht konnte

Herr von Bülow in seinem Bericht vom 2. Februar 1859 sagen,

daß die Anschauungen, welche«r in seiner kritischenBeleuchtung

der Situation aussprach, von der Mehrzahl seiner Kollegen und

von der ganzenkonservativenPartei Norddeutschlandsgeteiltwürden.

Und dieseAnschauungen gipfelten in dem Satze, daß man Öfter-

reich in dem bevorstehendenKampfe mit Frankreich nicht allein
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lassen dürfe, daß der Bund und vor allem Preußen für die
bedrohten Interessen des Kaiserstaats einzutreten habe.

Aus jenen BülowschenBericht antwortete der Großherzog am

22. Februar:
„Ihre Mitteilungen haben michsehr interessiertund stimmen

im wesentlichenmit den von mir in Berlin empfangenenEin-
drücken überein. Preußen glaubt im Interesse der Erhaltung
des Friedens und seines Einflusses auf die Situation fehr vor-
sichtig sein zu müssen, scheintaber beim Eintritte des uns vor-
schwebendenFalles zu energischerHülseleistung entschlossenund
bereitet sich im stillen hierauf vor. England billigt diese
Haltung und steht auf unserer Seite, drängt aber nicht, wie
Rechberg Ihnen gesagt hat, in Berlin. Ebensowenig sind seine
Angaben über Rußlands Haltung genau. Rußland äußert sich

gar nicht, rüstet zur Aufstellung eines starkenObservationscorps
gegen Galizien und ist im besten Falle neutral. Louis Na-
Poleon scheint wirklich zum Kriege entschlossen;ist allerdings
durch Deutschlands und Englands, auch seines eigenen Landes
Haltung in seinen Calcnls etwas gestört und scheintdie Sache
noch hinhalten zu wollen, um den günstigeren Moment zu
erfassen. Seine Rüstungen waren bisher hauptsächlichauf einen
Krieg in Italien berechnet."

Wenige Wochen später erfolgte die österreichischeKriegs-

erklärung. Als Kaiser Franz Joseph das Wagnis diesesKampses

unternahm, rechneteer mit Sicherheit auf die Hülfe der deutschen

Bundesgenossen. Das kaiserlicheManisest, mit welchemder Krieg
eingeleitet wurde, sprach dies deutlich aus, indem es zugleich
erklärte, Österreichziehe das Schwert „zur Verteidigung der hei-
ligsten Güter der Menschheitgegen die Umsturzlehren, welchejetzt
sogar von Thronen aus geschleudertwürden". Der Gedanke,daß
es sich um einen Kreuzzug gegen die Revolution, nicht bloß um
einen dynastischenJnteressenkampshandle, sollte den Mittel- und
Kleinstaaten die Heeresfolge erleichtern. Wirklich war auch der

Unwille über Louis Napoleons diktatorischesAuftreten in Deutsch-

land so groß und so allgemein, daß eine kriegerischeStimmung
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sich der Bevölkerung bemächtigte und die in der Presse, Vorzugs-

weise der süddeutschen, häufig wiederkehrendeRedewendung, „der

Rhein müsse am Po verteidigt werden", sür die meisten nichts

Auffallendes hatte. Schwieriger war es natürlich, die aktive Mit-

Wirkung Preußens zu erlangen. Daß aber auch dies gelingen

werde, bezweifelteman in Wien nicht. Den Staatsmännern am

Ballplatz war die Abneigung des Prinzregenten gegenNapoleon III.

ebenso bekannt wie seine ritterlicheGesinnung, die es nicht zulassen

würde, daß eine deutscheBundesmacht in gefahrdrohender Lage

ohne Unterstützungbliebe. Gewiß war dieseVoraussetzungrichtig,

wenn Ästerreich der angegriffeneTeil war oder die Ziele eines

gemeinsamenKampfes in einer Vereinbarung mit Preußen fest-

gestellt wurden; daß aber ganz Deutschland zu den Waffen greifen

müsse, wenn der Kaiserstaat zur Sicherung einer nicht zum

Bundesgebiet gehörigen Provinz einen Angriffskrieg unternähme,

war eine Überhebung, die nur in dem seit Olmütz eingeschlagenen

Verfahren ihre Erklärung finden konnte. Preußens Vermittelungs-

Vorschlägeblieben erfolglos, seine Abmahnungen unberücksichtigt.

Als am 14. April der Erzherzog Albrecht in Berlin erschienen

war, um Preußen zu einer Aktion am Rhein zu bestimmen, der

Prinzregent aber entschiedenmit dem Hinweis abgelehnt hatte,

daß er Deutschland nicht zum Schauplatz eines Krieges machen

wolle und Österreich die Verantwortlichkeit für sein Vorgehen in

Italien überlassenmüsse, erfolgte aller Warnungen ungeachtet das

Ultimatum an Sardinien und bald darauf der Beginn des Feld-

zugs. Hiermit trat auch diejenige Bestimmung der Bundes-

Verfassungaußer Kraft, welche dem Bunde anheimstellte, einem

auf außerdeutschemGebiet angegriffenen Bundesstaat zu Hülfe zu

kommen. Einem Bundesbeschluß dieser Art, den Österreich zu

beantragen beabsichtigte,kam Preußen seinerseits durch den Antrag

einer Marschbereitschaft der Hauptkontingente zuvor, indem es

zugleich erklärte, daß diese Form der Rüstung lediglich einen

defensivenCharakter trage. Die Bundesversammlung ging hierauf

durch ihren Beschluß vom 23. April ein. Die Kriegsstimmung

in Deutschland hatte übrigens in den letzten Wochen wieder
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abgenommen.Nur in Süddeutschland,wo die Interessen der
Ultramontanenund der zahlreichenBesitzerösterreichischerPapiere
an die militärischenErfolge des Kaiserstaatsgebundenwaren,
warf man dem Berliner KabinettseinekühleHaltung vor. In
unbefangenerurteilendenKreifenbegann man das österreichische
Interesse von dem allgemeindeutschenzu scheiden.In Nord-
deutfchlandwar die Stimmung sehr geteilt. Man war dort nicht
geradeösterreichisch,mochtesich aber auch nicht der preußischen
Politik anschließen. Viele Regierungen wurden ängstlichund
fürchteten,Preußen könne den Augenblick,wo sein Rival mili-
tärisch engagiert sei, zu einem Umsturz der Bundesverfassung
benutzen. Waren dochselbstin PreußenStimmen laut geworden,
welchedie Regierung offen dazu aufforderten. Der Widerstreit
der Meinungenund Interessenspiegeltesichwiederin denFrank-
furter Verhandlungen. Überall Bedenklichkeiten,Einwürfe und
Verwahrungen,nirgends auchnur derSchimmereinerklarenziel-
bewußtenPolitik.

Der Mangel der letzterenwurde auchPreußen vorgeworfen.
Schon der Ausdruck„Marschbereitschaft"sei keinglücklicher,denn
er deckesich nicht mit der in der Bundeskriegsverfassungvor-
gesehenenMobilmachung. In denBundesgebieten,diewieMecklen-
bürg ihrer geographischenLageoder politischenRichtungnachauf
einen engen Anschlußan Preußen angewiesenwaren, vermißte
man in der Motivierungdes preußischenAntrags einenHinweis
auf die eigentlichenZiele. Herr von Bülow schriebdarüber:

„Es ist gewißvollkommenrichtig,dem preußischenAntrag
eine rein desensiveBedeutungzu vindizieren,denn nur für die
Erhaltung der äußerenwie inneren SicherheitDeutschlandsist
der DeutscheBund einzutretenbestimmt. Allein der Fall, daß
dieSicherheitdes deutschenVaterlandesdurcheinenKampfauf
dem außerdeutschenGebiet eines Bundesgliedsbedroht wird,
kann in jeder Stunde eintreten, wenn er nicht bereits ein-
getretenistV

1 Mau besorgte damals eine französischeLandung bei Venedig oder
Trieft.
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„DieserSituation ist in der Darlegung Preußens ebenso-

wenig mit irgend einemWorte gedacht als der Frage, auf

welcherSeite bei der obschwebendenSpannung zwischendem

BundesgliedeÖsterreichund Sardinien das Recht, auf welcher

das Unrechtist. Man kann diesenMangel des Heraustretens

einer bestimmtenAnsichtseitensPreußens nicht genugbeklagen.

Der gegenwärtigeMoment war sür Preußen äußerst günstig

und geeignet,von dem Terrain, welcheses bei denRegierungen

und BevölkerungenDeutschlandsseit dem Monat Januar ver-

lorenhat, einengutenTeil wiederzu erobern. Es hat denselben

verpaßt, und wenn auch die RegierungendeswegenPreußen

nichtminder folgenwerden, wie sie ihm heutegefolgtsind, so

ist der Eindruck,welchendieBevölkerungenvon dem bisherigen

VerhaltenPreußens davongetragenhaben, nicht so schnellver-

wischtund kann vielmehrdie übelstenFolgen haben."

In einem vertraulichenSchreiben an den Großherzog vom

25. April heißt es:

„Ich glaubenachwie zuvor, daß der Prinzregentwillens

ist, Österreichnichtim Stich zu lassenund DeutschlandsMacht

unter seinenFahnen zu vereinigen. Aber es thut not, daß in

dieserBeziehungein offenesWort gesprochenwird, um Sicher-

heit den Regierungen,BeruhigungdenBevölkerungenzu geben,

den deutschenWaffen den Erfolg zu sichern, den gegenwärtig

allerorten herrschendenvortrefflichenGeist nicht erlahmen,

nichtverfliegenzu lassen. Österreichspieltein sehrhohes Spiel,

allein es kenntdie Gefahr und den Einsatz,welchenes bringt,

und man kann nicht ohneBewunderungsür den Kaiserseinen

Entschlüssenfolgen. In der Entfernung und ohne in alle

Nuanceneingeweihtzu fein, kann man nicht ermessen,ob es

richtigwar, den jetzigenletztenSchritt in Turin zu thun. Er-

klärenaber läßt sichderselbevollkommen,und dieChancender

Jahreszeit für die Eröffnung des Krieges spielensicher dabei

eine große Rolle. — Nachdemdie Aufstellungeines Obfer-

vationscorpsbei Nancy französifcherfeitsoffiziellist, wird auch

seitens des DeutschenBundes die Aufstellungeines Corps an
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der französischenGrenze unausbleiblichwerden, und gießt

Preußen dazu seine Zustimmung, so ist ein großer Schritt

gethan."
Dies geschahaber nicht. In der Zusammenziehungfran¬

zösischerTruppen bei Nancy sah Preußen noch keineBedrohung

der deutschenWestgrenze. Thatsächlichwar jenes Corps sehr

schwach. Auch Beratungen wegen Ernennung eines Oberfeld-

Herrn hielt man in Berlin für verfrüht. Als der österreichische
Präsidialgesandtein der Sitzung vom 2. Mai dem Bundestag

die offizielleMitteilung von der österreichischenKriegserklärung

machte,wurde im Hinblickauf Preußens Haltung dieFrage der

Anwendbarkeitdes Art. 47 der Schlußakte(Hülfeleistungzur Ber-

teidigungaußerdeutscherBesitzungen)von ihm nichtweiterberührt

und nur die Erklärung abgegeben:„Österreichblicke, ohne be-

sondereAnträge zu stellen,mit Vertrauen auf dieEntschließungen

seinerdeutschenBundesgenossen".
GroßherzogFriedrichFranz war ebensowie sein Minister

fest entschlossen,sichin den Wirren dieserTage fest an Preußen
anzuschließen.Doch bedauerte auch er die Zurückhaltungdes

Berliner Kabinetts. Eine persönlicheAnfragebeimPrinzregenten

befriedigtenicht. Er hielt den vorliegendenFall zur Anwendung

des Art. 47 für geeignetund wies feinen Gesandtenan, den

darauf abzielendenAnträgenzuzustimmen.
„Die mir gesterntelegraphischgewordeneMitteilung" —

berichteteBülow — „wonachdas GroßherzoglicheGouver-

nementDeutschlandjetzt als bedroht ansehenmüsse,demnach

der Art. 47 der Wiener Schlußaktefür die gegenwärtigeSi-

tuation Platz greife, habe ich Herrn von Usedomnichtvorent-

halten, und ich glaube,daß die Entschließungeiner Regierung,

welcheso vielenGrund hat mit Preußen zu gehen, nichtohne

Eindruckauf denselbengebliebenist."

Zu einemAntrag im Sinne des Art. 47 kam es indessen

nicht. Die Mehrzahl der Bundesstaatenfand, daß das eigen-

mächtigeund rücksichtsloseVorgehen Österreichszu einer un-

bedingtenHeeresfolgekeinenAnlaß biete. War man mit Preußen
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unzufrieden, so hatte dochauch das Verhalten des Wiener Ka-

binetts einenungünstigenEindruckgemacht. AuchBülow mußte

dies zugeben und schriebam 7. Mai, ÖsterreichsPolitik lasse

sowohlVorsicht in der eigenenAngelegenheitals auchRücksicht

gegen diejenigenBundesstaaten vermissen, welchevermöge der

Bundesgrundgesetzean die GeschickeÖsterreichsgeknüpftwären.

Wohl sei es die Ausgabeund Pflicht Preußens gewesenim Hin-

blickauf die Gefahr, welchedem eigenenLande und Deutschland

aus einem KriegeÖsterreichsmit Frankreicherwachse,sich mit

seinem größten deutschenBundesgenossenzu verständigenund

somit auf dessenEntschließungeneinzuwirken. Allein eine gleiche

Verpflichtung,in weit erhöhteremMaße, habedem österreichischen

Kabinettobgelegen,und dieFrage der Hülfeleistungwerdevon den

Regierungennunmehr auch durch die Rücksichtauf die eigene

Selbsterhaltungbeeinflußtwerden.
Dieser Erwägungen ungeachtetund wahrscheinlichinfolge

einer von Wien aus gegebenenAnregungbrachte Hannover am

13. Mai einen Antrag ein, betreffendAufstellungeines Obser-

vationscorps am Oberrhein binnen 4 Wochenund Ernennung

des KommandierendendiesesCorps binnen 14 Tagen. Preußen

protestierteentschieden,weil man damit aus derDefensiveheraus-

trete. Auch andere Regierungenfanden den Antrag nicht zeit-

gemäß; er wurde demMilitärausschußzugewiesen.In der ganzen

nächstenkritischenZeit kam man über formaleBedenkennichthin-

weg, durchstöbertedas Bundesarchivnach Präcedenzsällen,prüfte

ängstlichdie Motive jedes Votums der Gesandten. Daß rasche

Entschlüssevon einer vielköpfigenVersammlungnichtzu erwarten

standen,war an sichnichtsWunderbares. Befremdlichaber blieb

dochder Mangel der Erkenntnis,daß Preußen, wennes sichwirk-

lich in einen europäischenKrieg einlassenwollte, das Rechtder

Initiative unbedingtbeanspruchenmußteund sichnichtvonMittel-

staatenwie Hannoverdie Wahl des Zeitpunktsund den Umfang

der zu treffendenMaßregelnvorschreibenlassen,mit einemWort,

den Krieg gleichsamim Auftrag der schwächerenBundesgenossen

führenkonnte. Dem Prinzregentenlag die Absicht,Österreichin
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. seinerprekärenLage im Stich zu lassen, so völlig fern, daß er
nochvor den entscheidendenGefechtenum dieMitte des Mai den
General von WillisennachWien schickte,um über dieBasis eines
Kriegsbündnisseszu verhandeln. Die preußischenForderungen
waren durchausannehmbar. Sie bestandendarin, daß Österreich
das Programm eines klerikal-legitimistischenGlaubenskriegesgegen
das französischeKaisertumund das konstitutionelleSardinienauf-
gebe,daß nicht die italienischenSpecialverträge,sonderndie Be-
stimmungendes Pariser FriedensObjektder Verteidigungsein,
Zweckund Ziel des gemeinsamenKampfes genau bestimmtund
die Bedingungeneines billigen, dauerhaftenFriedens verabredet
werden sollten. Dafür sichertePreußen seinem österreichischen
AlliiertendessenBesitzstandin Italien. Was die Mitwirkungder
anderenBundesstaatenbetraf, so beanspruchtePreußen in diesem
Punkt das Recht der Initiative und den österreichischenVerzicht
aus Separatbündnissemit einzelnendeutschenRegierungen.

Im Gesühl seiner Isolierung schiendas Wiener Kabinett
anfangs geneigt,auf dieseVorschlägeeinzugehen,und Gras Rech-
berg, welchervon Frankfurt nach Wien berufen war, um die
Unterhandlungzu leiten, zeigtesichdem Gedankeneiner Verstän-
digungsehrzugänglich,dochwaren in Wien andereStrömungen
vorhanden, welchedie MissionWillisenszum Scheiternbrachten.
Inzwischenwurde der hannoverscheAntrag in dem Frankfurter
Militärausschußberaten,jedochin einerso schleppendenForm, daß
derWunsch,der Gang der EreignissemögedieVersammlungeiner
Beschlußfassungüberheben,klar erkennbarwar. In der Sitzung
vom 30. Mai erklärtendie Vertreter der Königreiche,daß ihre
Regierungenzwar bereit wären, Preußen den Vorrang bei der
EinbringungmilitärischerMaßregelneinzuräumen,daß man aber
dochwissenmüßte, wohinPreußenDeutschlandzu sührengedächte.

Fast der ganzeJuni verging mit Erörterungenüber diese
Frage. Neuerdingshatte auchFürst Gortschakoffeine Cirkular-
depefchean die russischenVertreterbei den deutschenHöfen ge-
richtet,welchedurch ihren anmaßendenTon allgemeinverstimmte.
Rußland warf sich darin znm Protektor des Bundes auf.
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„KaiserNapoleon"— hieß es — „habe offenerklärt,keineEr--

oberungenmachenzu wollen, insbesonderekeinefeindlichenPläne

gegen Deutschlandzu hegen. Man mißtraue demselbenohne

Grund, und Rußlandkönnedie Wahrheit jener Erklärunggaran-

tieren, Deutschlandbrauche sich demnachnicht zu beunruhigen,

sondern müsseden Großmächtendie entsprechendeund ihm un-

nachteiligeRegelungder Weltverhältnissegetrostüberlassen,indem

es seinerseitsauchnicht das Rechthabe, für dieihm völligfremden

InteressenÖsterreichsin Italien einzutreten." In der weiteren

Deduktionwurde gesagt: que l'Allemagne voudrait fausser sa

Position, wenn der Bund den defensiven Charakter nicht bewahrte

und fremdenInteressen, ohne daß eineGefahr für das Bundes-

gebietvorhandenwäre, seineUnterstützungliehe. Rußland riet,

von der unbegründetenAgitationgegenFrankreichabzustehen,der

ruhigenund verständigenPolitik Preußens zu folgen, und sagte

für diesen Fall den deutschenFürsten die Unverletzlichkeitihrer

Territorienzu. Die letztereÄußerungveranlaßte einendeutschen

Staatsmann, dem der russischeGesandtedie Depeschevorlas, zu

der Bemerkung: „l'Allemagne n'est pas tombe si bas qu'elle

ait besoin des garanties de Monsieur de Gortscliakoff pour

son avenir." Noch schärfer als Rußland äußerte England sein

Mißfallenüber die österreichischePolitik. Die Wiener Ansprüche

Sardinien gegenüberseienvöllig unberechtigtgewesen. Übrigens

habe ÖsterreichdurchdieMißwirtschaftseinerBeamten in Italien

den Besitzder dortigenProvinzenverwirkt.

Mehr nochals die Warnungenund Protesteder Großmächte

wirkteaber bei den kleinerenBundesregierungender Gedankeer-

nüchternd,'daß dieAnnahmedes hannoverschenAntrags zu einem

offenenBruch führen oder doch Preußen den Vorwand geben

könnte, sichvon dem Bund loszusagenund die Krisis zu einer

Umgestaltung der Bundesversassungauszubeuten. War doch

mancherkleinstaatlicheDiplomat der Ansicht,Preußen werde bei

entscheidendenNiederlagenÖsterreichsauf die Seite Frankreichs

treten, um mit dessenHülfe Österreichaus demBundezu drängen.

DieseBeklemmungenschwandenerst, als am 25. Juni Preußen
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nunmehr selbst mit dem Antrag der Mobilisierungeines Obser-
vationscorpsin Oberdeutschlandhervortrat. Dasselbesollte aus
dem 7. und 8. Armeecorpsbestehenund die Besetzungdes Kom-
maudos der Krone Bayern zusallen, GleichzeitigzeigtePreußen
an, daß es seine eigenensechsArmeecorpsmobil mache, und
beantragtebeim Bunde die Genehmigungzu einer Truppenauf-
stellungauch aus außerpreußischemGebiet. In der öffentlichen
Meinung setztesichdamals die Vermutungfest, die nächsteVer¬
anlassungzu diesemSchritt sei die am 23. stattgehabteSchlacht
bei Solserinogewesen,Preußen habeeine entscheidendeNiederlage
der Österreicherabgewartet,um mit mehr GewichtseineMediations-
Politikaufnehmenzu können. DieseAnnahmewar durchausirrig.
Bereits am 17. Juni, also 8 Tage vor jener Schlacht, hatte
Preußen durchseineGesandtenan den deutschenHöfenmündlich

und vertraulichdenInhalt feinesspäterenAntrags bekanntgemacht

und dessenUnterstützungam Bunde erbeten. Am Abend des

17. war Baron Richthosenvon HamburgnachSchweringekommen

und hatte dem Minister von Oertzendie Pläne seinerRegierung
dargelegt. Freilich war auch hierbei Zweckund Ziel der krie-
gerischenAktion nicht genau bezeichnet.Herr von Oertzenwar

demnachberechtigt,den preußischenGesandtendarauf aufmerksam

zu machen,daß eine bewaffneteIntervention sichgegenbeidekrieg-

führendeParteien, mithin eventuellauchgegenOsterreichwenden

könne. Wenn die großherzoglicheRegierung auchmit Vertrauen

auf Preußen blickeund ihm gern die Initiative und Führung

am Bunde zubillige, fo könne sie doch füglichnicht einePolitik

unterstützen,die ihr in den wesentlichstenPunkten unbekanntsei.

Er bitte daher um nähere Auskunft.
Obwohlnun diesenicht erteilt wurde und auchdie Motive

des preußischenAntrags vom 25. Juni sich in dieserHinsicht

nicht aussprachen, so schriebdoch der Großherzog,welchersich
in Bad Oeynhausenzur Kur befand,sogleichnachBekanntwerden

diesesAntrags an Oertzen,man müssedie preußischenVorschläge

aus militärischenGründen unterstützen.Zugleichbefahl er die

Einberufungder Reserven.
von Hirlchfeld, Friedrich Franz II. 2. 7
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Inzwischenhatte KaiserFranz Joseph, der dringendenAb-

MahnungenBenedeksungeachtet,denBeschlußgefaßt,seineArmee

unter die Wälle von Verona zurückzuziehen.Das Nachrückender

verbündetenGegner wurde allgemeinerwartet. Der Prinzregent

hielt jetzt den Zeitpunktfür gekommen,um die bewaffneteVer-

Mittelung,die er längst geplant, eintreten zu lassen. Wenn er sich

bisher geweigerthatte, zum Schutz der österreichischenSeparat-

Verträge, welchedas ProtektoratdieserMacht über die kleineren

italienischenStaaten zum Zweckhatten, das Schwert zu ziehen,

wenn er heilsameReformenin Italien für notwendig, die Selb-

ständigkeitSardiniens für berechtigthielt, so wünschteer doch

dort wederden Sieg derRevolutionüber die Monarchieen,noch

eine Verschiebungder Grenzenim Pogebiet. Die Vorwürfe der

österreichischgesinntenBundesregierungen,die Schmähungender
süddeutschenPresse hatte er unbeachtetgelassen. Selbst der über-
mütigeTon einerRechbergschenDepeschevom 22. Juni, in welcher
nochmalsPreußens Heeresfolgezur Wahrung der Schutzverträge
beanspruchtund jedwedevon Berlin gemachteAlliancebedingung
kühl abgelehntwurde, vermochtedenRegentennichtumzustimmen.

Nocham Tage derSchlachtbeiSolserinospracher denKabinetten
von London und St. Petersburg seinen Entschlußaus, die be-
wafsneteVermittlung auf der doppeltenGrundlagederUnantast-
barkeitdes österreichischenBesitzstandesund einerin Italien durch-
zuführendengesetzmäßigenReform eintreten zu lassen. Er bat
zugleichum UnterstützungdiesesProgramms. Auchdendeutschen
Höfen wurden ähnlicheMitteilungengemacht. Am 30. Juni traf
Baron Richthofenwieder in Schwerin ein. Er las Herrn von
Oertzeneine Cirkulardepeschedes Ministers vonSchleinitzvor, in
welcherder Gang der bisherigenVerhandlungenmit Österreich,
die Mission Willisens und der Zweck der preußisch-deutschen
Mobilmachungausführlich dargelegtwar. Preußen strebe die
Erhaltung des österreichischenBesitzstandesin Italien an; seine
Vermittelungwerdedarauf gerichtetsein,und einestarkemilitärische
Ausstellungsolledies unterstützen.

WenndieseDarlegungdenmißtrauischenGemüternin Dresden,
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Hannover?c. nochnichtgenügte, — dem Großherzogschiensie
ausreichend. Er ließ dem Berliner Kabinettantworten, daß die
ihm bekanntgemachtenAbsichtenihn nur nochbestärkenkönnten,
diepreußischePolitikzu unterstützen,da er die„Übertragungsolcher
Vollmachtenan Preußen, welcheeine kräftigeund einheitliche
Leitung der gesamtendeutschenAktionsicherten,sür diewesentlichste
Bedingungdes Erfolgesansehe". Der Augenblickfür eineJnter-
ventionschienihm glücklichgewählt. Unter Beteiligungder vier
BundesarmeecorpskonntePreußen mit 400000 Mann an der
französischenGrenze auftreten. FrankreichsHauptmachtwar in
Italien engagiert,was es nochan Truppen aufzustellenvermochte,
einemVorstoß der deutschenHeereschwerlichgewachsen.

Man hättenun annehmensollen,daß dieBundesversammlung,
die Dringlichkeitder Umständeerkennend,ohne weiteres auf die
preußischenVorschlägeeingehenwerde, zumal damit alle die
Wünscheerfüllt wurden, welchebei Gelegenheitdes hannöverfchen
Antrags laut gewordenwaren. Damals war die Zurückhaltung
des Berliner Kabinettskritisiertworden; jetztfand man, daß zu
rasch vorgegangenwurde. Zwar empfahl der Militärausschuß
die Annahme der preußischenAnträge, dochwaren dabeiwieder
verschiedeneBedenkengeltend gemacht. Auch Herr von Bülow
schlugseiner Regierungvor, an das Votum die Bemerkungzu
knüpfen:daß Preußen mit der Initiative auch die Verantwort-
lichkeitfür die weiterenSchritte zufalle. Der Großherzoghielt
diesenHinweis aber für überflüssigund wies seinenGesandten
telegraphischan, einfach ohne Motivierung zuzustimmen. Die
Annahme der preußischenMobilisierungsanträgeerfolgte durch
Bundesbeschlußvom 2. Juli. Zwei Tage später erweiterte
Preußen dieselbenfür alle deutschenKontingente. Die Aufstellung
dreier großer Armeen am Rhein war geplant. Den Oberbefehl
der südlichensollte Bayern, den der mittleren und nördlichen
Preußen führen. Das Kommandoder 2. Divisiondes 10. Corps
war, wie schonfrüher erwähnt, dem Großherzogzugedacht.

In einer Cirkulardepefchevom 6. Juli gab Preußen nun
eine ausführlicheMotivierung seiner Anträge. Wenn diese eine

7*
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andereRegelungder Oberfeldherrnfragebezweckten,als die Bundes-

kriegsverfassungvorschreibe,so seizu bedenken,daß für denBund

ein casus belli nicht vorliege. Indessen seien auchpraktischeEr-

wägungendabeimaßgebend;Preußen müsseunbedingtdiepolitische

und militärischeFührung der ganzen Massenentwicklungbe-

anspruchen. Ein abhängiges Verhältnis vom Bunde würde

Preußens Bemühungenfür den Frieden hemmen,wenn nichtgar-

unmöglichmachen. In ihrer Antwort auf dieseDepescheerklärte

sichdie großherzoglicheRegierungmit der AuffassungdesBerliner

Kabinetts einverstandenund bereit,alle preußischenVorschläge,

welchedie Einheitund Kraft einer militärischenAktionbezweckten,

nachKräftenzu fördern.

Zu einer Abstimmungaber kam es nicht. Die Cirkular-
depeschevom 6. Juli war nochnicht zur Kenntnis der Bundes-
regierungengelangt, als jene unerwarteteWendungin der öfter-
reichischenPolitik eintrat, die damals ganz Europa überraschte.
Am 7. Juli beantragte Österreichim Bunde die Mobilisierung
aller deutschenKontingenteund die Übertragungdes Oberbefehls
an den Prinzregentenvon Preußen. Damit war die Lage mit
einemSchlageverändert, der Krieg, der nocheben unmittelbar
bevorstand, unmöglichgeworden. Mit freier Disposition über
alle militärischenKräfte Deutschlandskonnteder Prinzregentden
Oberbefehlübernehmen,niemals aber als Mandatar der Bundes-
Versammlung. Eine Spaltung Deutschlands angesichts diefer
beiden Anträge war unvermeidlichedie Spannung eine außer-
ordentliche, aber nur von kurzer Dauer. Bereits am 8. Juli
kam der Waffenstillstandzwischenden kriegführenden Par-
teien, drei Tage später der Präliminarsriede von Villafranca
zu stände.

Es ist sehr viel darüber gestrittenworden, welcheGründe
Kaiser Franz Joseph bewogenhaben, den Frieden unter Auf-
opserungeiner Provinz in demselbenAugenblickzu schließen,in
welchemer seine deutschenBundesgenossenzum Kampfe aufrief,
in einemAugenblick,wo Preußen für dieWiedergewinnungdieser
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italienischenProvinz das Schwertzu ziehenbereitstand und dies

den neutralenMächtenausdrücklicherklärt hatte. Ebensounklar

blieb den ZeitgenossenjenerEreignissedas VerhaltenNapoleons,

der seinen Siegeszug abbrach, die Italiener im Stich, das so

emphatischverkündeteProgramm „Frei bis zur Adria" unerfüllt

ließ und zu dem eilig geschlossenenFrieden die Hand bot. Man

erklärtedies Verhaltenteils mit der Unlustzu einemneuen,viel-

leicht schwierigerenFeldzug am Rhein, mit dem Mißmut der

französischenKlerikalen, welchedurchweitereWaffenerfolgeSar-

diniensdie weltlicheHerrschaftdes Papstes bedroht sahen, mit

DifferenzenzwischenNapoleonund Cavour, Alles mochtevereint

dahin gewirkthaben,daß der ersteresichan Savohen, Nizzaund

dem Kriegsruhm der letztenWochengenügenließ. Was aber

Österreichzu dem eiligenVerzichtauf die Lombardeibewog, ist

lange unaufgeklärtgeblieben.Erst neuerehistorischePublikationen

habeneiniges Licht daraus geworfen. Inwieweit die Deutung

zulässigist, daß die VerstimmunggegenPreußen und vor allem

dieBesorgnisvor preußischenSiegen am Rhein jeneEntschließung

herbeiführte, mag hier unerörtert bleiben. Wichtigerals die

Schutzherrschaftin Italien war dem Kaiser Franz Joseph doch

das Präsidium in Deutschland.Und dies schienbedroht, wenn

Preußen für eigeneRechnungund Gefahr, nicht unter der Kon-

trolle von siebzehnBundeskommissaren,einen glücklichenKrieg

führte, wenn es als Großmacht, nicht als Bundesglied,auftrat

und durch seine Vermittelungoder Aktion entscheidendeingriff.

Die BegründungsolcherErklärungenmuß denjenigenüberlassen

bleiben,welchedenselbenein besonderesGewichtbeimessen.Uns

kann indessenauchdas genügen,was aktenmäßigfeststeht. Hier-

nach ist die Entschließungdes Kaisers von Österreichaus den

Umstandzurückzuführen,daß ihm in der Besprechungzu Villa-

franca NapoleonIII. ein Mediationsprogrammvorlegte, welches

in 7 Punkten sehr viel ungünstigereFriedensbedingungensür

Österreichaufstellte,als er, Napoleon,vorschlug.In einerCirkular-

depeschevom 16. Juli, welcheauchder großherzoglichenRegierung

amtlichmitgeteiltwurde, erklärteGraf Rechberg,der Kaiser habe
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trt Mllafranca die Gewißheiterlangt, daß jene ungünstigenBe-
dingungenbei den Kabinettenvon St. James, Berlin und St.
Petersburg „Billigung und die Zusage nachdrücklicherUnter-
stüt-.ung"gefundenhätten. Deshalb habe sich<Se.Majestätnicht
entschließenkönnen,einenKampffortzusetzen,welcherbeiunsicherem
Ausgang neue schwereOpfer von den Unterthanen gefordert
hätte und bei welchemÖsterreich das moralischeGewichtdes
Einflussesder drei neutralen Mächteauf der Seite seinerGegner
gefundenhabenwürde. Gleichzeitigließ das österreichischeKabinett
jene siebenPunkte, die in der That sehr harte Bedingungenent-
hielten, in dem Mainzer Journal publizieren, obwohl die Un-
richtigkeitder von Louis NapoleongemachtenAngabendurcheine
Anfragebei den betreffendenMächtenleicht hätte festgestelltwer-
den können. Die Wahrheit war, daß jene Friedensbedingungen
von Paris aus in Londonvorgeschlagen,dort aber abgewiesenund
in Berlin überhaupt gar nicht bekannt gewordenwaren. Die
preußischeRegierungsäumtenichtdies festzustellen.Nachdembe-
reits durchzwei Cirkulardepeschen,beidevom 11. Juli, und eine
darangeschlosseneDenkschriftder Standpunkt der preußischenRe-
gierung ausführlich dargelegtund die Zurückziehungder Mobil-
machungsanträgeam Bunde angekündigtwar, ging Herr von
Schleinitzin einem an Baron Werther unter dem 23. Juli ge-
richtetenErlaßt auf die österreichischenVorwürfe und Beschul-
digungennäher ein. Wenn in dem Manifest des Kaisers von
Österreichdem Gefühlbitterer Enttäuschungüber das Alleinstehen
in dem letztenKampfeAusdruckgegebenund in den Depeschen
des Grafen Rechbergdie nicht mißzuverstehendeAndeutungent¬
halten sei, daß Preußen seinenEinfluß als neutrale Macht im
Sinne ungünstigerFriedensbedingungengeltendgemachthabe, so
könnedochaus Billigkeitsrücksichtenan das BerlinerKabinettnicht
die Zumutung gestelltwerden, jene aus völlig unrichtigenThat-
sachenberuhenden Borwürse unwiderlegtzu lassen. Dasselbe

* Eine Abschrift desselben wurde durch die preußische Gesandtschast

am 25. nach Schwerin mitgeteilt.
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glaube vielmehr einen gegründetenAnspruch zu haben, daß Öfter-

reich die öffentliche Rechtfertigung der von ihm zugestandenen

Friedensbedingungen nicht auf angeblicheAbsichten oder Hand-

lungen stütze, bevor es sich darüber eine Aufklärung verschafft

habe. Es wird nun der Nachweis geführt, daß Österreich durch

die Note vom 22. Juni dem Berliner Kabinett überhaupt die Be-

rechtigung zu einer eigentlichen Vermittlerrolle, namentlich im

Verein mit den außerdeutschenneutralen Mächten, abgesprochen

habe und demnach Preußen unmöglich für das verantwortlich

machen könne, was sich in den Friedensbedingungen von Villa-

franca als nachteilig für Österreich ergäbe. Dann fuhr Herr

von Schleinitzfort:
„Graf Rechberg muß heute die Gewißheit besitzen, daß das

angeblich von den drei neutralen Mächten angenommeneMe-

diationsprojekt in 7 Punkten kein englisches, sondern ein fran-

zösisches,in London zurückgewieseneswar. Jedenfalls haben

wir davon erst mehrere Tage nach der Unterzeichnungder Frie-

denspräliminarien die erste Nachricht erhalten. Die Regierung

Sr. Königlichen Hoheit des Prinzregenten ist sich bewußt,

dem österreichischenKaiserstaate über das Maß positiver Ver-

pflichtungen hinaus während der ganzen Dauer des Konfliktes

die freundschaftlichstenGesinnungen bethätigt zu haben. Die

Thatfachen sprechen hiefür zu laut, als daß wir das Urteil

unserer deutschenBundesgenossen, der europäischenMächte und

der öffentlichen Meinung in dieser Beziehung zu scheuen

hätten"l.
Waren hiermit die von Wien aus erhobenenBeschuldigungen

auch aufs klarste widerlegt, so blieb doch aus diesemganzenKon-

' Um jeden Zweifel zu beseitigen, ließ die preußische Regierung durch

ihre Gesandten (in Schwerin am 23. Juli) erklären:

1. daß seitens Preußens keinerlei Bedingungen einer Mediation sor-

mutiert oder dergleichen, die von einer anderen Macht formuliert ge¬

wesen wären, acceptiert worden seien;

2. daß das dem österreichischen Formular beigefügte, seitdem durch

die Zeitungen veröffentlichte Projekt der königl. preußischen Regierung

gänzlich unbekannt gewesen sei.



104 Vierzehntes Kapitel.

flikt, namentlich bei den Mittelstaaten, eine für Preußen ungünstige

Stimmung zurück. Wie immer wurde auch jetzt dem Berliner

Kabinett die Hauptschuld an der vorhandenen Spannung, an dem

ungünstigen Friedensschluß und an dem Scheitern einer Ver-

ständigung am Bundestage beigemessen. Bezeichnendist in dieser

. Hinsicht ein Brief des Königs Georg von Hannover, den dieser

am 25. Juli an den Großherzog richtete.

»Ich zweifle nicht" — heißt es darin — „daß Deine An¬

sichten über den von dem Kaiser von Österreich mit Napoleon

abgeschlossenenFrieden mit den meinigenübereinstimmen. Meine

Meinung ist die, Napoleon stellte den Waffenstillstandsantrag

einesteils, um den Großmütigen zu spielen, dann aber auch,

weil seine Armee nicht mehr in der Verfassungwar, den Kampf

fortzusetzen. Wenn man nun hätte wünschen mögen, daß der

Kaiser Franz Joseph auf jenen Antrag und um so mehr auf den

Frieden nicht eingegangen wäre und statt dessen dem tüchtigen

und erprobten Marschall Heß den Oberbesehl über die noch

ungebrocheneArmee gegebenhätte, — so halte ich es anderer-

seits für höchst klug und durchaus richtig von dem Kaiser, den

Frieden mit seinen gegenwärtigen Bedingungen abgeschlossenzu

haben. Erstens war die Möglichkeit immer vorhanden, daß
Feldmarschall Heß trotz seiner bedeutendenFähigkeiten doch der

schwierigenAufgabe unterlegen und der Kaiser alsdann genötigt

gewesenwäre, sich den demütigendstenFriedensbedingungen zu
unterwerfen. Zweitens hat sich der Kaiser durch das Eingehen

auf die gegenwärtigen von Napoleon allein ihm angebotenen
Friedensbedingungen von den beiden italienischenKronländern
dasjenige gesichert, welches von den beiden politisch und strate-

gisch für Österreich selbst sowie sür Deutschland das wichtigste

ist. Drittens bestraft der Kaiser durch den Friedensabschluß

mit Napoleon ohne Zwischenkunftder übrigen Mächte diese so-
genannten Verbündeten auf das allerdienlichstefür ihre judas-
gleicheFreundschaft, die sie von neuem dem armen Kaiser durch
den Inhalt der Bedingungen bethätigt haben, welche sie ihm
durch ihre Mediation zuzumuten sich unterfingen. Viertens
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schließtÖsterreich den Frieden zu einer Zeit ab, wo es noch
im Besitze eines vollkommenkräftigenHeeres ist, das der Kaiser
doch wohl bald Veranlassung haben wird, zu verwenden.

Für das übrige Deutschlandhalte ich den Frieden insofern
auch als entschiedengünstig, da Österreich in dieser ernsten Zeit
sich überzeugt haben muß von der großen söderativen Sym-
pathie, welchemit Ausnahme der Bewohner an der Spree sich
bei allen Fürsten und Stämmen Deutschlands kundgegebenhat."

Die Voraussetzung des Königs, daß der Großherzog seine
Ansichtenüber die Haltung der neutralen Mächte, insbesonderedie
über die preußischeMediationspolitik teile, war übrigens nicht zu-
treffend. Friedrich Franz war in der Hauptsachemit der letzteren
völlig einverstanden, namentlich soweit sie die Frage der Initiative
und des Oberbefehls betraf. Allein mit dieser Ansicht, die vor-
zugsweisein militärischen Erwägungen ihren Grund hatte, stand
er unter den deutschen Bundesfürsten ziemlich allein. Auch in
den meisten deutschenKabinetten hatte die jüngste Krisis ein Ge-
fühl der Verstimmung zurückgelassen.Nachdemüberall in Deutsch-

land die Abrüstung erfolgt war — viele Staaten hatten dazu
den Bundesbeschluß gar nicht erst abgewartet —•, begann man
kritischeRückblickeaus das Verhalten Preußens zu werfen, seine
letztenAkte auf die Echtheit bundestreuer Gesinnungen zu unter-
fuchen. Unter dem Eindruck dieser in Frankfurt damals herrschen-
den Stimmung schrieb Herr von Bülow, Preußens Antrag auf
Unterordnung der Bundestruppen unter seinen Oberbefehl habe in

fo offenbarem Widerspruch zu den Prinzipien des Bundes ge-
standen, daß damit offenbar geworden sei, wie wenig dem Ber-
liner Kabinett an der Erhaltung dieser Prinzipien liege. Dasselbe
habe sich über das Unzulässige seiner Forderung nicht täuschen
können und daher nicht nur den natürlichen Wunsch gehabt, sich
den Oberbefehl der Bundesarmee zuzuwenden, sondern mit seiner

Forderung offenbar noch einen anderen Zweckverfolgt. In feiner
weiteren Erörterung der jüngsten Vorgänge gelangte Bülow zu
dem Schluß, daß Preußens Rüstung weniger gegen Frankreich
als gegen Österreich gerichtet gewesen, daß es durch Umgehung
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der den Oberbefehl betreffenden Bestimmungen der Bundeskriegs-

Verfassung deutlich die Tendenz verraten habe, sich über das

Bundesgesetz hinwegzusetzen, daß es im stillen längst mit der

Heiligen Alliance gebrochenhabe und eine Politik verfolge, welche

die Schonung des Rechtes anderer Bundesglieder in Zukunft nicht

erwarten lasse. Allerdings betonte er dabei, daß diefe Politik

nicht die des Trägers der Krone Preußens sei, sondern die seiner

Minister. Aber er beklagte diesen Zwiespalt der Ansichtenund

befürchtetevon dessenFortdauer weitereSchädigungen des Bundes-

rechtes.
Wir haben bereits nachgewiesen, daß die Annahme einer

zweideutigen Haltung Preußens unbegründet war. Auch hat der

fernere Gang der Ereignisse den Voraussetzungen des Gesandten

nicht recht gegeben. Immerhin darf nicht verkannt werden, daß

es bei der Verwickelungder Lage und angesichtsmancherSchwan-

kungeu, welche die Politik des Berliner Kabinetts in den fünfziger

Jahren gezeigthatte, für ein Mitglied des Bundestages damals

schwer sein mochte, einen unbefangenen Standpunkt zu bewahren

und einen klaren Ausblick in die Zukunft zu gewinnen. Die groß-

herzoglicheRegierung teilte nicht ganz die pessimistischeAuffassung

des Bundestagsgesandten. Zwischen dem Minister von Oertzen

und Herrn von Bülow bestand häufig eine Meinungsverschieden-

heit über die von MecklenburgeinzunehmendeStellung am Bundes-

tage. Diese Divergenz trat im Verlauf der nächsten Jahre mehr-

mals schärfer zu Tage und führte gelegentlichzu Friktionen, in

welche der Großherzog vermittelnd eingreifen mußte. Der Fürst,

welcher beide Männer hochschätzteund der Dienste keines derselben

entraten mochte, ging dabei von dem Grundsatz aus, daß eine

Reform des Bundes, für die er stets eingetreten war, namentlich

auf dem Gebiet der Kriegsverfassung,anzustreben sei. Er war zu

sehr Soldat, um nicht einzusehen,daß eine Kriegführung, belastet

mit dem Schwergewicht eines kontrollierenden Bundeskriegsrats,

unthunlich, ja gefährlich war.
Die Krisis der letztenMonate hatte übrigens auchbei anderen

Bundesregierungen den Blick für die Mängel der Bundeskriegs-
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Verfassunggeschärft. Am 18. Oktober 1859 traf in Schwerin ein
Schreiben des bayerischenMinisters Freiherrn von Schrenck ein,
welches auf diese Mängel hinwies und auch andere Übelstände
der Bundesverfassung berührte. Die großherzoglicheRegierung
wurde in diesem Schreiben aufgefordert, sich an einer demnächst
zu eröffnenden Ministerkonserenzzu beteiligen, in welcherdie zu
erstrebenden Veränderungen zu beraten wären. Übrigens sollte
durch die an der KonferenzteilnehmendenStaaten nicht ein Bund
im Bunde gebildet werden. Die bestehendeBundesverfassungsei
vielmehr zu erhalten, denn dieselbegenüge vollkommen, wenn ihre
Bestimmungenrichtig gehandhabtwürden. Die Anregung zu diesem
Projekt war von Herrn von Beust ausgegangen, dessen zwei
Denkschriftenden Beratungen zu Grunde gelegt werden sollten.

Die in den Vordergrund geschobeneAbsicht, die offenkundigen
Mängel der Kriegsversassungzu beseitigen,war es vor allem, die
den Großherzog zum Eingehen auf diesen Vorschlag bewog, und
nach einem Schriftwechsel mit dem Münchener Kabinett, durch
welchen der Konferenz ausdrücklichder Charakter eines unverbind-
lichen Meinungsaustausches gewahrt wurde, erhielt Minister von
Oertzen den Auftrag, beide mecklenburgischenRegierungen zu ver-
treten, Die Konferenz fand vom 24. bis 27. Novemberin Würz¬
burg statt. Außer Mecklenburg beteiligten sich an derselben die
vier Königreiche, beide Hessen, Nassau und Sachsen- Meiningen.
Es kamen sechs an die Bundesversammlung zu richtende Anträge
zur Beratung. Dieselben betrafen: 1. die knrhessischeVersassungs-
frage, 2. eine beschleunigteFeststellung der Bundestags-Protokolle
und Einrichtungen zu deren Veröffentlichung, 3. gleichmäßigeVe-
stimmungen über Ansässigmachung und Heimat der Bundes-
angehörigen, 4. Errichtung eines Bundesgerichts, 5. Revision der
Kriegsverfassung,6. Befestigung der Nord- und Ostseeküsten.Die
betreffenden Antragsentwürfe wurden von den Bevollmächtigten
ad referendum genommen.

Nach feiner Rückkehr ließ Herr von Oertzen durch den Ge-
sandten von Hopffgarten der preußischenRegierung von dem Er-
gebnis der Verhandlungen Mitteilung machen.
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„In der wichtigstenFrage", hieß es darin, „nämlichder,

wie dem militärischenZerfallen des Bundes, wenn wiedereine

Krisis eintretensollte, entgegenzuwirkensei, ist in dem Sinne,

in welchemsich unser Gouvernementstets ausgesprochenhat,

zwar etwas, aber nicht soviel, als ich gewünschthätte, erreicht

worden."
Gerade in dieserwichtigstenFrage nun kam es infolge der

von Bayern nachträglichvorgeschlagenenEinfügung eines Passus,

betreffenddie Erweiterungdes Ersatzes,zu Differenzenunter den

Antragstellern. Die FassungdiesesPassus war unklar und konnte

als Forderung einer Erhöhung der Kontingentszifferausgelegt

werden. Viele Staaten, unter ihnenMecklenburg,wurden bedenk-

lich und zogensich vom Antrag zurück. Die anderen fünf An-

träge wurden am Bunde eingebrachtund dort teils angenommen,

teils den Ausschüssenüberwiesen.

Weit entschiedenerals bei den Regierungen äußerte sich die

Unzufriedenheitmit den Bundesverhältnissen bei der Bevölkerung

selbst. Der im August 1859 begründete Nationalverein gewann

rasch große Anhängerschaft. In Mecklenburg indessen, wo die

Zahl der Unitarier von jeher gering, das Interesse der Liberalen

weit mehr auf eine Umgestaltung der Landesverfassung gerichtet

war, fand seine Agitation keinen günstigen Boden. Überdies hatte

die Regierung den Landesangehörigen durch ein Publikandum vom

3. Oktober 1859 den Beitritt zum Nationalverein, wie überhaupt

zu allen solchen Verbindungen untersagt', welche eine Agitation

gegen die bestehendeBundesverfassung bezweckten. Als die groß-

herzoglich hessischeRegierung durch den Massenbeitritt dortiger

Landesbewohner zum Nationalverein und die daraus entstehenden

strafrechtlichen Verfolgungen in Verlegenheit geriet und deshalb

* Ein Widerspruch gegen diese Verfügung machte sich im Lande nicht

geltend. Das Programm des Nationalvereins, welches Preußen die Führer-

schast in dem neuen Bundesstaat zuwies, entsprach dm Wünschen der demo-

kratischen Partei keineswegs. Rur einmal, im Februar 1861, petitionierten

mehrere Rostocker Bürger um Aufhebung des Verbots von 1859, wurden

aber abschlägig beschieden.
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zu Beginn des Jahres 1861 einen Bundesbeschlußzu erwirken

suchte,durchwelchendieserVerein im Bereichdes ganzenBundes-

gebietsverboten werde, hielt GroßherzogFriedrichFranz diese

Maßregelsür überflüssig. Er wies Herrn von Bülow an, gegen

den hessischenAntrag zu stimmen, da die Entscheidungüber die

ZulässigkeiteinzelnerpolitischerVereineden Landesregierungenzu

überlassensei. DenselbenStandpunkt nahm die mecklenburgische
Regierung auch gegenüberden Bestrebungender großdeutschen

Partei ein, welchezu Ende Oktober1862 in Franksnrt tagte.

DieseVersammlungwar von Angehörigender süddeutschenStände-

kammernangeregtund besucht.Norddeutschlandwar hauptsächlich

durcheinigeHannoveranerund durchMitgliederdes rheinischen

und westfälischenAdels vertreten. Aus Mecklenburgwaren Herr

von Klinggräffund OberschulratSchröder erschienen. In dem

Programm, welchesden Beratungenzu Grunde lag und schließ-

lich von der Versammlungangenommenwurde, warendieHaupt-

punkte: der EinschlußÖsterreichs, eine kollegialeExekutiveund

die Bildung eines Parlaments durchDelegationen. Die Resolu-

tionen der Versammlungblieben indessenfür die weitereEnt-

Wickelungder ResormfrageohneBedeutung.
War die Indifferenz der mecklenburgischenLiberalengegen-

über den Bestrebungender klein- und großdeutschenPartei un-

verkennbar,so war doch ihr Mut durch die territorialen Ver-

sassnngskämpfeneu belebtworden,welchein Hannover,Kurhessen

und neuerdingsauchin Preußen entbrannten. Zehn Jahre hatte

die mecklenburgischeVerfassungsfragegeruht, als sie im Herbst

1860 wiederin ständischenKreisenangeregtwurde. Es geschah

dies durch eine Eingabe, welche82 bürgerlicheGutsbesitzeran

denEngerenAusschußrichteten. Sie beantragtendarin, dieLand-
tagsverfammlungmöge an die beidenGroßherzögedas Ersuchen

richten,„die nötigenSchritte zu thun, um demLande eineRe-
präsentativversaffungzu verleihen". An der Spitze diesesUnter-

nehmens stand der GutsbesitzerPogge—Jaebitz. Derselbeüber-

sandteauchdemGroßherzogeineAbschriftjenesAntrags mit dem

Bemerken:er und seineGesinnungsgenossenglaubten, indem sie
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auf gesetzlichemWege die Verfassungsfragewieder in Anregung

brächten,im Sinne und InteresseSr. Königl. Hoheitzu handeln.

In dem Antrage der 82 Gutsbesitzerwar ein bestimmtesVer-
sassungsprojektnicht aufgestellt.Es waren nur in 11 Punktendie

wünschenswertenReformen bezeichnetund diesederart motiviert,

daß die politischenEreignisseder letztenJahre es dringendgeboten

erscheinenließen, die Wünscheeines großenTeils der Bevölkerung

zu befriedigen.Nur sowerdedas Land im ständesein,einersrem-

den Vergewaltigungoder inneren Revolution die Stirn bietenzu
können. Wie zu erwarten stand, wurde der Antrag von der alt-
ständischenMajorität des Landtagsabgelehnt.Der Großherzoghielt
den Zeitpunktnichtfür geeignet,die Reform,der aucher prinzipiell
zugethanwar, in Angriffzu nehmen. Die Haltung der Landtags-
Majoritätbewiesdeutlichgenug, daß eine landesherrlicheJnitia-
tive gleichfallsaussichtslosgewesenwäre. Auchbesorgteer, durch
eineParteinahmezu GunstenderbürgerlichenGutsbesitzer,mochten
deren Pläne und Wünschesichauch mit den feinigendecken,ein
Wiederauflebender altenDifferenzenin der Ritterschaft.Er lehnte
es daher ab, eine Deputation der bürgerlichenGutsbesitzerzu
empfangen,welchewährenddesLandtagesam 22. November1860
in Schwerin eingetroffenwar, um ihre Reformplänemündlichzu
erläutern. Die liberale Partei im Lande war nicht stark und
nichtgeschloffengenug, als daß die Regierungsich hätte auf sie
stützenkönnen. Ohne einenMinisterwechselwäre dies nichtmög-
lich gewesen,und diefemstanden große Bedenkenentgegen. Die
Angelegenheitruhte nun wieder mehrereJahre. War auch der
Plan, eine zweckmäßigeVeränderungder ständischenVerfaffung
zu gelegenerStunde in Angriff zu nehmen, vom Großherzog
keineswegsaufgegeben,sowar dieserdochebensofestentschlossen,dar-
über keinenZweifel aufkommenzu lassen, daß er mit dem
konstitutionellen System für immer gebrochenhabe und
nichtdaran denke, die Prinzipien von 1848 in seinenReform-
bestrebungenzu verwirklichen. Als der Schweriner Magistrat
seineDeputiertenauf dem Landtage1862 angewiesenhatte, dem
alljährlich wiederkehrendenManeckefchenAntrag auf Wieder-
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Herstellungdes Staatsgrundgesetzesvom 10. Oktober1849 zu-
zustimmen,beschieder (3. Dez.) eineDeputation des Magistrats
aus das Schloß und sprachderselbenseineMißbilligungüber dies
Verhaltenaus.

„Der verständige mecklenburgischeSinn", sagte er dabei,
„wünschtjene Periode politischerVerwirrung, aus welcherdas
gedachteStaatsgrundgesetzhervorgegangenist, nichtzurück.Das
Land hat die Erlebnisse,gewerblichenStockungenund Verluste
jener Tage nochin frischerErinnerung. Ich könnteaus diesem
Grunde dieAgitationsür diesStaatsgrundgesetz,wie ich bisher
gethan,auchferner ihrem Schicksalüberlassen. Allein der Ruf
nachdiesemGesetze,welchesauf vollkommenrechtmäßigemWege
und für immer beseitigtist, hat jetzt eine andere Bedeutung.
Er ist nur ein Glied in der Kette, mit welcherdie aus jener
Zeit nochvöllig erkennbarePartei des Umsturzesdas engere
wie das weitereVaterland zu umschlingenund ihren Plänen
dienstbar zu machenbemüht ist. Dies hätte der Magistrat
meiner ResidenzstadtSchwerin einsehenmüssenund darnach
seinVerhalteneinrichtensollen."

Die BürgerschaftSchwerinswar übrigens mit der Demarche
des Magistrats sehr unzufriedenund wollte durch eine Adresse
dagegenprotestieren. Der Großherzoggab aber unter der Hand
zu verstehen,daß ihm einesolcheDemonstrationim Interesseder
Autorität der Behörde nicht erwünschtwäre, und die Adresse
unterblieb.

Die Frageder Bundesreformhatteinzwischenneue Spannung
unter den Regierungenhervorgerufen.Diese war zunächstver-
anlaßt worden durch den Reformplan, mit welchemder allzeit
rührige Herr von Beust Ende 1861 hervortrat. Preußen hatte
in dem Erlaß des GrasenBernstorffan denDresdenerGesandten
Herrn von Savigny vom 20. Dezember1861 sofort eine ent-
schiedenablehnendeHaltung zu den BeustschenVorschlägenein-
genommen. Diese ihrerseits führte zu den identischenNoten,
welchedas Wiener Kabinett und andere Regierungenanfangs
Februar 1862 nach Berlin richtetenund welchedie preußische
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Auffassung,daß innerhalb des Bundes auch den realen Macht-

VerhältnissenRechnungzu tragen sei, scharfverurteilten. Die dabei

beteiligtenRegierungenwaren gerade die der sogenanntenWürz-

burger Staaten. Auch an Mecklenburgwar eine Aufforderung

gelangt,sichdiesemSchritt anzuschließen.Herr von Oertzenaber

erwidertedaraufer könnein diesen vorläufigenErörterungen

noch keine positiven Vorschlägeerblicken. Auch Preußen habe

solchenicht gemacht; es liege demnachkeinAnlaß vor, an das-

selbeeineabmahnendeÄußerungzu richten. DieseAntwortwurde

gleichzeitignachBerlin mitgeteilt. Mecklenburghatte sich damit

von der WürzburgerKoalitiongetrennt,derenTendenzenjetztviel

weiter gingen,als das ursprünglicheProgramm besagte.

Preußen wies die in den identischenNoten erhobenenBe-

schuldigungengleichfallsin identischerForm und mit sehr kühlen

Worten zurück. Der Gesandte in Hamburg gab in einer Note

vom 14. Februar 1862 der SchwerinerRegierungKenntnisvon

dem Inhalt dieserDepeschenund knüpftedaran die Bemerkung,

der königlichpreußischenRegierung habe es zur Genugthuung

gereicht, daß Mecklenburgsichan einer Demonstrationnichtbe-

teiligt habe, welcheein Akt teils des Mißtrauens teils der Über-

Hebungsei.
Bei dem prinzipiellenGegensatzderKabinettevon Wien und

Berlin schienjede weitere Verständigungaussichtslosund das

BeustscheReformprojektbeseitigt, zumal dasselbeauchseitensder

Hofburg keineswegseine vollständigeBilligung gefundenhatte.

Um so überraschenderkam es daher, daß Graf RechbergAnfang

Juli 1862 die in Wien beglaubigtenVertreter der Würzburger-

Staaten zu einer Besprechungeinlud, welchesichaus die „nähere

Ausbildungder in denidentischenNotenvomFebruar angedeuteten

Reformvorschlägesowieauf die Errichtungeines Bundesgerichts"

erstreckensollte- Eine nach Schwerin dieserhalbergangeneEin-

ladung vom 5. Juli lehnte Herr von Oertzenmit dem Hinweis

* Erlaß an den Geschäftsträger in Wien, Herrn von Gamm, vom

8. Februar 1862.
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ab, daß der Großherzogsichin Englandbefinde,Herr von Gamm
seinenUrlaub angetretenhabeund ein besondererBevollmächtigter
zu der schonaus den 7. Juli anberaumtenKonferenznichtmehr
rechtzeitigeintreffenkönne. Indessen lag der wahre Grund der
Ablehnungdarin, daß man sich an weiterendemonstrativgegen
Preußen gerichtetenSchritten nicht beteiligenwollte. Die Re-
gierungbeschränktesichdaher auch, als Graf Karolhi später das
Protokoll jener Besprechungenübersandte(Note vom 18. Juli),
auf einedankendeEmpfangsbestätigung.

Das wichtigsteErgebnisder in Wien gepflogenenBeratungen
war der am 14. August am Bunde eingebrachteAntrag der be-
teiligtenStaaten auf Einberufungvon Delegiertenaller deutschen
Ständekammernzur Beratung der GesetzentwürfeüberCivilprozeß
und Obligationenrecht. Einem ähnlichenAntrag, der daraus
abzielte, dieseMaterie einer Bundeskommissionzu überweisen,
hatte Preußenbereits im Februar 1862 widersprochen.Es lehnte
auchdiesenAntrag ab und zwarmit derBegründung,daß erstens
die von ÖsterreichvorgeschlageneBeschlußfassungdurchStimmen-
Mehrheitgegendas Bundesprinzipsei, welchesStimmeneinhellig-
keiterfordere,und daß zweitensder eingeschlageneWeg von einer
gedeihlichenBundesreformabführe. Eine Delegiertenversammlung
entsprechenicht dem Bedürfnis der Nation nach einheitlicherGe-
staltung. Dieses sei wesentlichauf eine erhöhte Machtstellung
Deutschlandsnachaußen, auf eine gekräftigteExekutivgewaltsowie
auf einedamit zusammenhängendeNationalrepräsentationgerichtet.
Der Antrag wurde nun in Frankfurt einemAusschußüberwiesen
und der für das Bundesgerichtschonbestehendemit der Prüfung
eines neuen von ÖsterreichvorgelegtenEntwurfs beauftragt.
Beide Kommissionenbegabensich sogleichan die Arbeit. Die
Beratungen der ersteren förderten eine Reihe bundesrechtlicher
Kontroversenzu Tage, in welcheuns zu vertiefenwir um so
wenigerAnlaß haben, als das ganzeProjekt später in der Ab-

stimmung vom 23. Januar 1863 zu Falle kam. Interessant

bleibtindessen,daß der Gedankeeiner ständischenDelegiertenver-

sammlung, der schon1851 in den Dresdener Konferenzenauf-
von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 8
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getaucht,dann dem Bundestag zugewiesen,bald aber gänzlichin

Vergessenheitgeratenwar, jetztwiederund zwar in bestimmterer

Form zur Diskussionstand. Wenn das Wiener Kabinettdamit

die öffentlicheMeinung zukaptivierensuchte,so lag der eigentliche

Grund weit wenigerin einer Anerkennungder nationalenStrö-

mung als in dem Wunsch,die liberalenKreisevon Preußen ab-

zulenken,dessenRegierung zu isolierenund namentlichdie Unter-
Handlungenüber den preußisch-französischenHandelsvertragzu
stören. Der Bundestagsgesandtevon Bülow, der im Lauf des
September1862 auf einer UrlaubsreiseMünchenund Wien be-
rührte, hatte Gelegenheitdies festzustellen.Herr von Schrenck
fagteihm, Bayern und Hannover hätten sich dem Antrag vom
14. August nur angeschlossen,um sich nicht von den anderen
Staaten zu trennen1. Die Zoll- und Handelsfragefei dabeimaß-
gebendgewesen. Graf Rechbergseinerseitserklärtedem mecklen-
burgischenDiplomaten,er legeWert darauf, daß die großherzog-
licheRegierungsichäußere, denn ihr Schweigenwerde man so
deutenmüssen, als ob sie den preußischenReformvorschlägenzu-
neige. Er fügte hinzu: Der vorliegendeAntrag sei ein Versuch,
ein Minimum dessen,was man zur Herstellungeiner gleich-
mäßigerenGesetzgebungin Deutschlanderwarte. DieserVersuch
bietediegeringstenGefahrenim Vergleichzu allenandernReform-
Vorschlägen.Schließlichberief sich der Minister auf das Urteil
des Fürsten Metternichund teilteHerrn von Bülow den Inhalt
eines Schreibensmit, in welchemMetternichbereits im Herbst
1849 den jetzt von ÖsterreicheingeschlagenenWeg als einen
geeignetenund notwendigenbezeichnethatte. Die Berusnng auf
dieseneiner bedenklichenNeuerungssuchtgewiß nicht verdächtigen
Staatsmann verfingindessenbei demGroßherzogund seinenRäten
nicht. Die Gründe, welcheihn bestimmten,den Antrag vom
14. August am Bunde abzulehnen,lagen zunächstin seinerAb-
neigunggegendas System einerDelegiertenversammlungan sich,
welcheser fürnichtvereinbarmitdembestehendenBundesorganismus

* Jmmediatbericht an den Großherzog vom 1. Oktober 1862.
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hielt. Solchen periodischwiederkehrendenVersammlungen,welche
ihrer Natur nach zur Ausdehnungihrer Thätigkeitauf die ganze
Bundesgesetzgebungbestrebtsein würden, müsseeine starkeExe-
kutive gegenüberstehen.Diesesei nur in einemBundesstaatmög-
lich. Der Antrag der achtStaaten erschütterenur den bestehenden
Bundesorganismus und werdedie Massennichtbefriedigen. Ein
anderer Grund lag in der Rücksichtnahmeaus Preußen, von
welchemsich Friedrich Franz in der Bundesresormsragenicht
trennen wollte. Was er im stillenersehnteund thunlichstzu för-
dern strebte,kennenwir aus denBriefenfrühererTage, eineiniges
Deutschlandmit Preußen an der Spitze. Der Weg zu diesem
Ziel war durchdie österreichischeund mittelstaatlichePolitik für
lange Zeit verlegtgewesen. Auch die Haltung des Berliner Ka-
binetts hatte die AnhängerdieserRichtungoft enttäuschtund ent-
mutigt. Jetzt aber war dort ein Staatsmann an die Spitzege-
treten, dem man wohl das Einschlagenneuer Wege zutrauen
konnte. In der Beurteilung Bismarcks, seines Charaktersund
der Ziele, die er versolgte,wichdie Ansichtdes Großherzogsvon
der seinernächstenRäte und diplomatischenAgentenvielfachab,
nicht minder von der allgemeinenAnschauung,welchesich in
den konservativenKreisendes Landes betreffs der Politik des
preußischenStaatsmannes festzusetzenbegann. Man glaubtedurch
diesePolitik die Existenzder minder mächtigenStaaten bedroht
und besorgteeine gewaltsameSprengung des Bundes.

Gewiß war bei der zunehmendenHaltlosigkeitder Bundes-
Verhältnisseder von Herrn von Oertzen eingenommeneStand-

Punkt,das konsequenteFesthaltenam Bundesrecht,der korrekteste.
Aber dieserStandpunkt sührte oft zu praktischenSchwierigkeiten.
Man gelangte dabei meistensin eine unbequemeOppositionzu
einer der beidenGroßmächte,welchedieUmgestaltungdesBundes-

rechts, je nach den politischenErfordernissender Lage, bald

wünschtenbald beanstandeten.Dazukam,daß dieDeutungmancher

Bestimmungender Bundes- wie der Schlußaktestreitig war.

Schließlichwar es auch mißlich, ängstlichan den Paragraphen

eines Bundesrechtszu kleben,dessenReformbedürftigkeitdochall¬
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gemeinanerkanntwurde. So standdiemecklenburgischeRegierung

meistenszwischenden beidenGroßmächten. Mit Österreichwollte

man es nichtverderben; die preußischeBundespolitikkonnteman

nichtunterstützen,denn die in das dortige Programm ausgenom-

meneNationalvertretungauf breitesterGrundlage widersprachzu

sehr den konservativenAnschauungendes Großherzogsund des

leitendenMinisters wie überhaupt der herrschendenPartei im

Lande.
Schon damals, im Herbst 1862, schiender Ausbrucheines

KonfliktszwischenPreußen und Österreichsehr nahe bevorstehend.

Am 4. DezemberhatteHerr vonBismarckmit demGrafenKarolyi

eine zweistündigeBesprechungüber die Beziehungender beiden

Kabinette.Die Beschwerden,welcheer dabeigegendieösterreichische

Politik erhob, wurden gleichzeitigauchdurchBaron Werther in

einer Unterredungmit Graf Rechbergzur Sprache gebracht. Die

österreichischeDarstellung dieser Vorgänge gelangtedadurch zur

Kenntnis des Bundestagsgesandtenvon Bülow, daß der Frank-

furter PräsidialgesandteBaron Kübeckihm Einblickin die be-

treffendenAktenstückegewährte. Herr von Bülow berichtetedar-

über am 29. Dezember1862 an den Großherzog. Nach dem
KarolyifchenBerichthabe sichHerr von Bismarckzuerstüber die

Beeinflussungder Presse seitens des Wiener Kabinetts beklagt,

welchezu einer so heftigenAnfeindungPreußens geführt habe,

daß die Frage einer Abberufungdes Baron Werther ernstlicher-
wogensei. Graf Karolyi habeeinesolcheBeeinflussungder Presse
entschiedenin Abredegestelltund vielmehrerklärt, Österreichbe-

gleite den von dem preußischenMinisterium gegen den Parla-
mentarismus aufgenommenenKampfmit seinenbestenWünschen,

begrüßemit Freuden die Stärkung des Königtums und sei weit

entfernt,dessenRegierungSchwierigkeitendabei zu bereiten. Dar-

auf sei Herr von Bismarckauf die Beziehungender beidenKabi-

nettenäher eingegangen, die er als unerfreulichebezeichnetund

dabeibemerkthabe, die Erbitterungsei in Preußen so groß, daß

ein Bruch nur dann abgewendetwerden könne, wenn Österreich
eineanderePolitik einschlageund auf PreußensForderungenein-
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gehe. Dieseseiennun aussührlichdargelegtund motiviert wor-
den*; Preußen beanspruchedie Führung in Deutschlandauf dem

1 „Der Minister bemerkte, daß, während er früher zu den entschiedensten

Gegnern Österreichs in Preußen gezählt wäre, es jetzt so weit gekommen sei,

daß er anderen den Wunsch, mit Österreich den Frieden zu erhalten, aus-

spreche und aussprechen müsse; die Schuld wegen der unerfreulichen Be-

Ziehungen zwischen Österreich und Preußen falle lediglich dem österreichischen

Kabinett zur Last, indem dieses und die sogenannten Würzburger Regie-

rungen bei ihrem Vorgehen am Bunde der Stellung und den Wünschen

Preußens nicht Rechnung trügen, dessen Widerspruch unberücksichtigt ließen

und die Kompetenz der Bundesversammlung durch Majoritätsbeschlüsse in un¬

gerechtfertigter Weise auszudehnen bestrebt wären. Auch mache Österreich

feinen Einfluß auf die einzelnen deutschen — namentlich norddeutschen —

Staaten in einer Weise geltend, welche Preußens Stellung wesentlich zu

beeinträchtigen geeignet sei. Hannover und Kurhessen seien insbesondere die

zwei norddeutschen Staaten, in welchen Preußen keinen anderen Einfluß als

den seinigen dulden könnte. Hannover sei so zwischen Preußen gelegen, daß

Preußen, wenn es zu irgend einer Aktion schreiten würde, dasselbe sofort

militärisch oecupieren müsse und werde; diese Besetzung werde so schnell er-

folgen, daß Österreich mit seinem Schutze jedensalls zu spät kommen würde;

er (Herr von Bismarck) habe bereits srüher sich gegen den Grafen Platen in

diesem Sinne ausgesprochen. Kurhessens Lage sei nicht anders; dort werde

Preußen einrücken, falls innere Konflikte dazu irgendwelchen Anlaß bieten

würden. Herr von Bismarck hat ferner geltend gemacht, daß vor dem Jahre

1848 die Beziehungen zwischen Österreich und Preußen um deswillen be-

friedigend gewesen wären und Hütten sein können, weil der Fürst Metternich

vorzugsweise die Leitung der europäischen Angelegenheiten übernommen, da-

gegen die Leitung der deutschen Angelegenheiten Preußen überlassen hätte.

Damals sei der Zollverein entstanden und auf dem Wege der Separat-

Übereinkunft mit einzelnen deutschen Staaten habe Preußen auch nach an-

derer Richtung hin eine befriedigende Thätigkeit entwickelt. Neuerdings suche

Österreich aber auch Preußens Zollpolitik zu stören. Ein solches aggres-

fives Verhalten könne Preußen nicht länger dulden, es werde demselben

entgegentreten. Preußen müsse verlangen, daß Österreich der bisherigen Ein-

Wirkung aus die einzelnen deutschen, namentlich norddeutschen Staaten ent-

sage, auch müsse Preußen fordern, daß ihm der Oberbefehl über die beiden

norddeutschen (9. und 1t).) Buudesarmeecorps zugewiesen würde, während

Österreich denjenigen über die beiden süddeutschen Corps übernehmen möge.

Herr von Bismarck hat dem österreichischen Gesandten gegenüber diese Forde-

rungen als in der Machtstellung Preußens begründet bezeichnet, im Falle

der Nichterfüllung mit der Abberufung des Bundestagsgefandten wegen un-

gerechtfertigter Majoritätsbeschlüsse der Bundesversammlung sowie eventuell

mit einem völligen Bruch gedroht; derselbe hat andererseits darauf hin-

gewiesen, daß die österreichische Regierung zur Erhaltung der Staatseinheit
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politischen,insbesondereauf demhandelspolitischenGebietund den

militärischenOberbefehlbis zum Main. Österreichmüssejeder

Einwirkungauf die norddeutschenStaaten entsagen, sonst sei ein

Bruch unvermeidlich. Graf Rechberg,fo berichteteBülow weiter,

habe sowohldem Baron Werther, der sichähnlichgeäußert, als

auchin einemErlaß an Graf Karolyi sein Befremdenüber diese

Sprache des preußischenMinisterpräsidentennicht verhehlt und

dabeibetont, Österreichwerde sich dadurch in seinerbisherigen

Politik nichtbeirren lassen.
In dieseschwüleAtmosphärefiel die Abstimmungüber den

Delegationsantrag. In Schwerin war man längst entschlossen,

ihn abzulehnen,und befandsichdarin mit Strelitz in vollerÜber-

einstimmung. Die zwischenden GroßmächtenherrschendeSpan-

nung konntedie beidenRegierungennur darin bestärken,Preußen

nichtnochdurcheinenMajoritätsbeschlußzu isolierenund zu wei-

teren Schrittenzu drängen. Mit RechtbemerkteHerr vonOertzen

in einemSchreibenan den Staatsminister von Bülow, daß zur

Zeit eine MehrheitgegenPreußen ein größeresUnheil sein würde,

als die antiföderaleBerliner Politik de facto wäre. In der

Abstimmungam 23. Januar 1863 wurde der Delegationsantrag

mit 9 gegen7 Stimmen abgelehnt(Braunschweig—Nassauhatte

nichtvotiert). Der Konfliktwar damit nochglücklichabgewendet.

und Ausgleichung der Wirren im Innern wie zur Erfüllung ihrer euro-

päischen Aufgabe nichts Besseres thun könne, als sich von Deutschland los zu

sagen und den Schwerpunkt der Monarchie nach Ungarn zu verlegen, und daß

Preußen, falls auf seine Forderungen würde eingegangen werten, bereit sein

werde, eine Alliance mit Österreich zu schließen und demselben die eventuelle

Hülse in Italien zuzusichern."
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Der frankfurter Lürstentag. Feldzug in Schleswig-

Holstein. Wiedervermäblung.

Das Mißlicheeines jedenVersuchs,die Mängel derBundes-
Verfassungim Wegevon Einzelanträgenzu beseitigen,war durch

die Erfahrungen der letztenJahre hinlänglichdargethan. Da-
nebenbefestigtesichin liberalenKreisendieÜberzeugung,daß von
einemDruckder öffentlichenMeinungauf die Regierungennichts

zu erhoffensei. Auchan Preußen war man irre geworden. Die
Ziele seiner Politik wurden nichtverstandenoder falschgedeutet.

Das geringeWohlwollen,welchesdie Bestrebungendes National-

VereinsseitensdesBerlinerKabinettserfuhren,hatte bei den An-

hängernder deutschenEinheitsideedenGlaubenverbreitet,Preußen

habe auf eineFührerschaftin diesemSinne verzichtetund strebe

nach einer isoliertenGroßmachtstellung.Die Heeresreformwurde

in diesemSinne mißdeutet.WährendÖsterreichunddieschwächeren
Bundesstaaten die Verstärkungder preußischenWehrkraftmit
argwöhnischenBlickenverfolgten,ging auch den preußischenLibe-

ralen in dem parlamentarischenKonfliktdas Verständnissür den

politischenWert dieserMaßregelvöllig verloren. Man sah darin

nur einezweckloseVerschärfungdes Steuerdrucks,eineverfaffungs-

widrigeEigenmächtigkeitder Regierung. Das Vertrauenauf eine
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thatkräftigePolitik, welchediesenmilitärischenAuswand verwertet

oder gerechtfertigthätte, war unter den Ministerien der neuen

Ära völlig geschwunden.Zur Unterstützungdes Gewichtsder

Noten, welchedie Herren von Schleinitzund Graf Bernstorff

versandten,wäre, so meinteman, ein so hoher Militäretat nicht

erforderlich. Schon in den erstenMonaten derBismarckschenMi-

nisterpräsidentschaftsteigertesichderUnmut zur Erbitterung. Mit

Besorgnisblicktedie FrankfurterVersammlungauf den Gang des

Konflikts. AuchdieauswärtigePolitik des neuenMinistersflößte

den mittelstaatlichenKabinettenMißtrauen ein. Sicher waren die

Aussichtenauf eineVerständigungüber die Bundesreform gerade

in jener Zeit gering. Als Österreichdaher im August1863 mit

einem neuen Reformprojekthervortrat, war alle Welt überrascht.

Der Gedanke,die Frage in einemFürstenkongreßzu beraten,war

jedenfalls neu. Ob es ein glücklicherwar, ließ sichbei seinem

erstenAuftauchenschwerentscheiden.Der Erfolg — das wenig-

stens konnteman vorhersehen— hing wesentlichvon dem Pro-

gramm ab, welchesden GegenstandderBeratungenbildenwürde,

und von dem Einvernehmender beiden Großmächte, das man

anfangs durch geheime vorangegangeneVerständigung erzielt

glaubte.
Die Absicht, einen Fürstenkongreßzu berufen,hatte Kaiser

Franz Joseph zuerst am 2. August bei Gelegenheiteines Zu-
sammentreffensmit König Wilhelm in Gastein kund gegeben.
Die österreichischeProposition,welcheberaten werden sollte, um-
faßte folgendeHauptpunkte:einDirektoriumaus fünf Mitgliedern,

eine Delegationenversammlung,bestehendaus Abgeordnetender

deutschenKammern,mit beratender,nicht beschließenderStimme,

ein Bundesgerichtund periodischwiederkehrendeFürstenkongresse.
Eine Denkschriftdes Wiener Kabinettsbegründetedie Notwendig-

keitder Bundesreformin ihrem erstenTeil damit, daß das Ver-
tragsverhältnisder Bundesstaatenbedenklichgelockert,der Zustand
geradezuein chaotischerwäre. Zm zweitenTeile war gesagt,daß
eineeinheitlicheSpitze sowohl wie ein aus direktenWahlen her-
vorgegangenesParlament dem föderativenCharakterdes Bundes
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entgegenund deshalbunmöglichsei. Österreichbeharredaher bei

seinemalten Reformplan. Ministerkonferenzenhätten bisher nicht

zum Ziele geführt. Nur von einem persönlichenMeinungsaus-

tauschder Fürsten selbstkönneeineVerständigungerhofftwerden.

Sollte Preußen sichausschließen,hieß es endlichim dritten Teil,

so müssedas Bündnisrechtder einzelnenRegierungengewahrt
bleibenund diesesdahinsühren,daß einepartielleVerbindungder
gleichgesinntenStaaten eintrete. DieReformbewegungkönnedurch

ein Veto Preußens nichtaufgehaltenwerden. Obwohlder Kaiser

sich eine schriftlicheBeurteilung dieser Vorschlägevom König

Wilhelm erbetenhatte, traf dochschonam nächstfolgendenTage

in Gasteindie amtlicheEinladung aus Wien ein, und trotzdem

die Ablehnungumgehend erfolgte•— der König hatte dieselbe

mit dem Hinweis auf seine Gesundheitmotiviert —, ergingen

nocham Abenddes 4. Augustdie Einladungenan die anderen
deutschenFürsten. Das vom 31. Juli datierteHandschreibendes
Kaisersnebstder angeschlossenenDenkschristwurde am 6. August
von dem österreichischenGeschäftsträgerin Berlin, Grafen Chotek,

nach Schwerin überfandt. Gleichzeitigmit demselbentraf mich

eineDepeschedes preußischenMinisteriumsder AuswärtigenAn-
gelegenheitendort ein, mittelstwelcherGeh. Rat Abeleneine Ab-
schristdes Briefes übersandte,den König Wilhelm am 4. an
KaiserFranz Joseph gerichtethatte. Der König war nichtnnbe-
dingt gegeneine Vereinigungder Fürsten, hielt aber die kurze

Frist bis zum 16. Augustfür unzureichendzur Prüfung der Re-
formakteund zur unerläßlichenVorbereitung. Eine vorberatende
Ministerkonferenzwerde zunächstzweckmäßigersein. Mit einem
bloß beratendenParlament werde sich die liberale Partei nicht
zufriedengeben. DieGründegegendas sünsstimmigeDirektorium
waren dieselben,welchePreußen von jeher geltend gemachthatte.
Die Bestellungder drei Stimmen nebenÖsterreichund Preußen
werdegroßeSchwierigkeitenbereiten. Die Zusammensetzungmüsse

sichnach den Machtbefugnissenrichten,mit denen man das Cen-

tralorgan ausstatten wolle. Wären diesegering, so werde mit
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der Reform wenig erreicht,wären sie ausgedehnt,so würdensich
die nichtvertretenenRegierungennicht fügen wollen.

Als die Einladung des Wiener Hofs in Schwerin eintraf,

befandsichder Großherzogam HeiligenDamm. Er war schon

durcheinenBericht seinesGesandtenin Wien von denVorgängen

unterrichtet. Der Kaiser, schriebHerr von Gamm, habe noch

einenFlügeladjutantennach Gastein gesandt und den König ge-

beten,falls seineGesundheitden Besuchdes Kongressesunmöglich

mache,sichdurcheinen Prinzen des königlichenHausesvertreten

zu lassen. Die Einladungsschreibenseienübrigens sämtlichschon

vor der Abreisedes Kaisersnach Gastein ausgefertigtgewesen,

was denEntschlußbekunde,auchohnePreußen vorzugehen. „Nicht
die geringsteAndeutung",schriebGamm, „ist früherin das Publi-

kumgedrungen;mit außerordentlicherGeschicklichkeitist die Sache
ins Lebengerufen. Die hiesigediplomatischeWelt ist vollständig

davon überraschtworden. Wer die Anregungzu diesembedeut-
samenSchritte gegebenhat, ist nochnicht bekannt. Dieselbemuß
ganz kürzlicherfolgt sein, da mir Graf Rechbergnochvor vier-
zehnTagen auf meineAnfrageüber den Stand wegender deut-

fchen Angelegenheiterwiderte, es lägen andere wichtigereDinge

vor."
Der Großherzog berief Herrn von Gamm zu mündlicher

Berichterstattungnach Schwerin. Aus Gastein erhielt er die
Nachricht, der König gehebestimmtnichtnach Frankfurt. Auch
die BismarckfcheEntgegnungauf die Wiener Denkschrift(Depesche
an Herrn von Werther vom 13. August) ging der Schweriner
Regierungin Abschristzu. Der Großherzognahm dieEinladung
des KaisersFranz Joseph im Prinzip an, verband aber damit
den Vorschlag,man möge den Kongreß um einigeWochenver-
schieben,um noch eineVerständigungmit Preußen zu erzielen.
Aber die Sachen waren schonzu weit gediehen. Preußens Ab-
lehnungverhindertedenKongreßnicht. So überraschenddieEin-
ladung gekommenwar, so erwecktesie doch vielerortendie Hoff-
nung, daß man auf diesemWege endlicheinen Schritt weiter
rückenwerde. Man setztevoraus, es läge ein wohldurchdachter
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Reformplanvor. Auch das Ungewöhnlichedes zu erwartenden
Schauspiels übte seinenReiz. Der Kaiser, umgebenvon allen
deutschenFürsten, im Saal des FranksurterRömer — dieseVor¬
stellung weckteErinnerungenan die glänzendenZeiten des alten
Reichs. Überall wurde dieNachrichtsreudigbegrüßt,und wieder
richtetesichdie KritikgegenPreußen, das als Spielverderberdie
Einigung zu stören gesucht,und nun, da dies nicht gelungen,
mißmutigund verdrossenabseitsstehe.

Auch in Mecklenburgsah man dem bevorstehendenAktmit
Spannung entgegen. Die altständischePartei war in früherer
Zeit immer gut kaiserlichgewesen. Von Wien her drohtekeine
Gefahr. Im Gegenteil, der Kaiser war stets als Schirmherr
ständischerRechtegegendie absolutistischenGelüsteder Territorial-
sürsten angesehenworden. Noch bestandein Zug der Pietät für
die alte Kaifergröße, die man von dem HauseHabsburgunzer-
trennlich wähnte. Der NorddeutscheKorrespondentgab diesen
Empfindungenin schwunghastenWorten Ausdruck. Auchin den
liberalenKreisenhoffteman, daß aus dem beratendenParlament
unter dem Druck der Zeiten dochnochein beschließendeswerden
würde. Wenigeroptimistischsah GroßherzogFriedrichFranz die
Lage an. Bereitwilligfolgteer der Einladung, aber er ging mit
geringenErwartungennach Frankfurt. Die AblehnungPreußens
bedauerteer, hielt auch wohl die Gründe der Ablehnungnicht
für durchschlagend;allein er gehörtezu den wenigenFürsten, die
in dem Fernbleibendes Königs ein entscheidendesHindernis sür
jede Bundesreform erblickten,und war sest entschlossen,einem
Sonderbund, der Preußen ausschlösse,nicht beizutreten. Am
16. August traf der Großherzogin Frankfurt ein und stiegbei
dem Bundestagsgesandtenvon Bülow ab, dessenWohnung am
Blittersdorffplatzgelegenwar. Sein Gefolge,bestehendaus dem

Minister von Oertzen,dem Generaladjutantenvon Zülow, sowie

den Flügeladjutantenvon Hertzbergund von Lützow,war in den

Hotels der Stadt untergebracht.Die festlicheBegrüßung durch

die Senatsdeputation hatte er ebenso wie militärischeEhren-

bezeugungendankendabgelehnt. Der KaiservonÖsterreich,welcher
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gleichfallsam 16. eintraf und von der Bevölkerungmit Jubel

empfangenwurde, nahm seine Wohnung in dem Thurn- und

TaxisschenPalais in der EschenheimerGasse. Die Königevon

Sachsenund Hannover,der Großherzogvon Baden, derKurfürst

von Hessen,der seinenVater vertretendeKronprinzvon Württem-

berg waren in den berühmten alten Gasthöfender Stadt abge-

stiegen, die anderenFürsten wohnten teils bei ihren Gesandten,

teils in Privatquartieren. Der Großherzog von Mecklenburg-

Strelitz, welchersich bereits vor Zusammentrittdes Kongresses

zum Besuch seinerhessischenVerwandtenin Schloß Rumpenheim

aufhielt,verweiltedort auchwährenddes Fürstentags. In seinem
Gefolge befand sich der erst neuerdings mit der Leitung des
Ministeriums betraute Minister von Bülow. Außer Preußen
fehltennochLippe,Anhalt-Bernburgund Holstein.

Am 17. August fand die erste Sitzung der versammelten
Fürsten statt, in welcherdieselbensichhauptsächlichmit dem Ver-
hältnis zumKönigvon Preußenbeschäftigten.GroßherzogFriedrich
Franz war es, welcherzuersthervorhob,daß ohne die Teilnahme
Preußens keineBundesreformzu ständekommenkönneund eine
Deputation an König Wilhelm beantragte. Sein Antrag wurde
vielfachunterstütztund auch von Österreichzugestanden,jedoch
nur unter zweiBedingungen, daß nämlichder von dem Kaiser
mitgeteilteEntwurf als Grundlageder Verhandlungenanerkannt
und daß die Beratung auchin dem Falle fortgesetztwerde, wenn
etwa von Preußen die Teilnahmean derselbenabgelehntwerden
sollte. Die hohe Versammlungging auf dieseBedingungenein,
und ihr Zugeständnisfand bereits Ausdruckin dem Schreiben
an König Wilhelm, welchesam 17. August abends von samt-
lichenMitgliedern der Fürstenversammlungunterzeichnetwurde.
KönigJohann von Sachsenübernahmes, diesesSchreibenper-
sönlichzu überbringen,und begabsichtags darauf nachBaden-
Baden, wo König Wilhelmzur Kur weilte. Auf dieseKollektiv-
einladungseinerBundesgenossenabermalsablehnendzu antworten,
wurde dem König schwer, allein er blieb fest. Der königliche
Abgesandtekehrteunverrichtetersachezu der hohenVersammlung
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zurück.Am 22. AugustwurdendieSitzungenwiederaufgenommen.
Den Beratungenwurde ein österreichischerEntwurf zu Grunde ge-

legt. Der Kaiser empfahlzunächstzwölf der wichtigstenArtikel
vorzunehmen;die anderen, unwesentlicheren,könntenspäterden
Gegenstandeiner Ministerkonserenzbilden. Er sprachdie Erwar-
tung aus, daß Verbesserungsvorschlägedas Wesen der Vorlage
nichtalterierenwürden, und bat, Anträgeschristlichzusormulieren.
Von einer Geschäftsordnungmit ersterund zweiterLesung, von
einer Sonderung der Materie in allgemeineund Detailfragen
wurde Abstandgenommen. NachdemdieVersammlungdem vom
KaiservorgeschlagenenGeschäftsverfahrenzugestimmthatte und die
Formfragesomit erledigtwar, beantragteder Großherzog,es möge

vor Eintritt in die Beratung festgestelltwerden, daß aus der
Billigung einzelnerPunkteeineVerbindlichkeit,dieselbenunter allen
Umständenanzunehmen,nichterwachse. EinedefinitiveErklärung
über Annahme oder Ablehnungdes ganzenEntwurfs könneerst
dann abgegebenwerden,wenn dieserdurchberatenund dessenend-
gültigeFassungsestgestelltsei. Der KaisergenehmigtediesenVor-
behalt, sprachaber die Hoffnungaus, die Vota bei der Gesamt-

abstimmungals bindendbetrachtenzu dürfen.
Im Verlauf der nun folgendenDiskussiontrat Mecklenburg-

Schwerin mit -fünfModifikationsanträgenhervor, welchees als

so wesentlichbezeichnete,daß durcheinebefriedigendeVerücksich-

tigung derselbenseineschließlicheZustimmungbedingtwerde.

1. Die Bildung des Direktoriumsbetreffend,enthalteder Ent-

Wurfdas äußersteZugeständnis,welchesderpartikularenStellung

einzelner Staaten gemacht werden könne. Der Gewinn einer

energischenAktion des Bundes durch das Direktoriumgingever-

loren, wenn letzteresin einer Weife organisiertwürde, welchedie

Schwierigkeitwieder einführe, die man beseitigenwolle. Sollte

von anderer Seite eine Modifikationder vorgeschlagenenDirek-

tionsbildung eingebrachtwerden, so stelleMecklenburg-Schwerin

den Gegenantrag,anstatt der fünf Mitgliedernur drei einzusetzen,

und zwar neben den Regentender Großmächteeinen von den

anderenBundesgliedernauf bestimmteZeit gewähltenSouverän.
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2. Betreffenddie Stellung der beidendeutschenGroßmächte

zueinanderund zur Gesamtheit,wurde das Alternierendes Prä-

sidiumsvorgeschlagen.
Die Anträge 3 und 4 bezwecktendie Streichungderjenigen

Bestimmungen,nach welchendem Direktorium die Überwachung

des innerenFriedens und die Verhinderungvon Ruhestörungen

zustehen, die Bundesgesetzgebungaber sichauch auf innere Ange-
legenheitender Einzelstaatenerstreckensollte. Die Unabhängigkeit

und historischberechtigteEigentümlichkeitder letzteren,welchedurch
die Reformaktenicht aufgehoben, sondern nur einer kräftigeren
Gesamtaktionuntergeordnetwerdensolle, könnedamit nichtfort-
bestehen. Dagegenempfehlees sich, der Bundesgesetzgebungnoch
andere Materien, welcheder Entwurf nichtbezeichne,zuzuweisen,
so u. a. die Grundzügefür ein deutschesHandwerkerrecht.

In dem Antrag 5 wurde schließlichder Nationalvertretung
statt der bloß beratendenauch einebeschließendeBefugniszuer-
kannt. An und für sich empfehlesich die Einführungdes kon-
stitutionellenSystems in dieBundesinstitutionenzwar nicht. Die
Voraussetzungender englischenVerfassungseien in Deutschland
nicht vorhanden. Man müsseindessen,wenn eine Nationalver-
tretung eingeführtwürde, dieseInstitution so organisieren, daß
Konfliktezwischenihr und der politischenGewalt möglichstaus-
geschlossenblieben. Deshalb könneihr eineEinwirkung auf die
Matnkularumlagen und ein Steuerverfagungsrechtnicht zuge-
standenwerden.

DieseAnträge ließen deutlichden Standpunkt des Großher-
zogs erkennen. Er wünschteeine möglichstkräftige, den mittel-
staatlichenEinflüssenentzogeneCentralgewaltund die politische
GleichberechtigungPreußens im Vorsitz, aber keineEinmischung
der Bundesorgane in die Verfassungsangelegenheitender Einzel-
staaten. Diese sollten ihre Selbständigkeitbewahren. So wäre
Mecklenburggegen einen äußeren Zwang zur Einführungkon-
stitutionellerEinrichtungengeschütztgewesen.Am 24. Augustschrieb
der Großherzogan Herrn von Schröter:

„DurchZülow sendeich Ihnen diesevertraulichenZeilen,
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um Sie etwas von der hiesigenLage in Kenntnis zu setzen.
Nachdemder Königvon Preußen es abgelehnthat, an den Be-
ratungen teilzunehmen,könnendie hiesigenArbeitennur den
ihnen bundesrechtlichan sich schon zugemessenenWert von
Meinungsäußerungenhaben. Eine moralischeWirkung kann
dadurch erzieltwerden, einerechtlichenicht. Sollte selbsteine
Einigung stattfinden, so ändert das hieran nichts. Jedenfalls
müßte der zweiteSchritt nachsolgen,sichmit Preußen zu ver-
ständigen. Man muß sichalsobereithalten, ausModifikationen,
die etwa auftauchen,einzugehenoder, sollteeineEinigungnicht
erfolgen, den freienStandpunktzu gewinnen. Zu dem Zweck
habe ich gleichanfangs zu Protokoll meinenVorbehalt ange-
kündigtund an die Spitze desselbenden Satz gestellt: »Meck-
lenbnrg-Schweringlaubt keinemZweifel darüberRaum lassen

zu dürfen,welcheModifikationendes Entwurfs nachseinerAn-
sicht so wesentlichsind, daß nur durchein besriedigendesRe-
snltat der Verhandlungendarüber aus Grund der bestehenden
GrundgesetzeseineschließlicheZustimmungbedingtwird.« Am
Ende der Verhandlungendenkeich meineSchlußmeinungmit

der Bedingung abzugeben,daß ich michschließlichnur daran
gebundenhalten werde,wenn es gelingt,hierübermit Preußen

eineEinigungzu erzielen,und ich mir vorbehalte,auf Modifi-

kationeneinzugehen,welcheaus diesenVerhandlungenetwa ent-

springenwerden. Nachdemman sichso die Arme frei gemacht

hatte gegenalle Fassungenund Unterstellungen,sind wir offen

in die Diskussiondes österreichischenProjekts eingegangenund

haben die Artikel1 bis 6, allerdingssehr inhaltsschwere,Wut

bien que mal erledigt. Über den in unsererVersammlungbe-

stehendenGeschäftsgangwürden Sie sich allerdingssehr wun-

dern. Aber bei der etwas verschiedenenQualifikationmeiner

Herren Kollegenwäre es schweranders zu machen. Das Pro-

tokollder vorigenSitzung wird verlesen,wenn nötigrektifiziert,

dann etwaigeMitteilungengemachtund nun vom Kaiserder

betreffendeArtikel bezeichnet,der zur Diskussionkommensoll.

Vieleschweigen,einigesprechen,der Kaiserresümiert,suchtent¬
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gegenstehendeAnsichtenzu vermittelnund dann einenBeschluß

zu ständezu bringen, gegen dessenKonsequenzenman sichnur

durch eineVerwahrung schützenkann, also ziemlichbedenklich.

Art. 1 und 2 sind nach der Vorlage angenommen,Art. 3

aber so, daß das Direktoriumstatt aus 5, aus 6 Mitgliedern

bestehensoll: aus Österreich,Preußen, Bayern, einemder drei

Könige,welcheeinenTurnus unter sichobwaltenlassenwollen,

einemSouverän, gewähltvon den mit drei und zweiStimmen

im Plenum des Bundes begabtenStaaten (Großherzogvon
Mecklenburg-StrelitzausnahmsweisewegenunseresVerhältnisses

darin) und einem von den übrigen Staaten zu wählenden
Souverän. Bei Art. 6 wurde bestimmt, über Vorsitzfragen

nichtzu beschließen,nachdemdurchBaden, Weimar, Mecklen-
bürg, Oldenburg,Waldeck,Koburg konstatiertworden,daß wir
ein Alternieren des VorsitzeszwischenPreußen und Österreich
wollen, und der Kaiser das hiermit offiziell erfahren hat.
Wahrscheinlichkommenwir in dieserWochezu Ende. Was
aber der wirklicheWert diesesEndes sein wird, dürfte sehr
von den großen politischenVerhältnissenabhängen."

Den Gang der Verhandlungennäher zu verfolgen,hat heute
keinInteresse mehr. Waren dieselbendoch von vornhereinzur
Resultatlosigkeitverurteilt. Die von ÖsterreichausgegebeneParole,
daß man nicht auseinandergehendürfe, ohne irgend etwas er-
reichtzu haben,führte zu einerziemlichsummarischenBehandlung
selbstder wichtigstenArtikel. Von den.mecklenburgischenAnträgen
wurden der dritte und vierte im wesentlichenangenommen,der
zweiteund fünftevon derMajorität abgelehnt. Hieraus ergabsich
für den Großherzogdie Notwendigkeit,dem Gesamtergebnisfeine
Zustimmung zu versagen. GegenSchluß der Konferenzstanden
sichzweiGruppen gegenüber. Die Mehrheiterstrebtedie sofortige
Beendigungder Schlußredaktionund die Annahmeder beratenen
Reformakte. Die Minderheit, in welcherdie Großherzögevon
Baden und Mecklenburg-Schwerindie führendeRolle übernahmen,
hielt eine Verständigungmit Preußen für unerläßlich. Einem
Komiteefiel nun die schwierigeAufgabezu, einenVermittelungs-
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Vorschlagzu entwerfen. Es hatte zu diesemBehuf zwei Anträge
zu prüfen. Den einenhatte Hamburg,den anderenMecklenburg-
Schwerin eingebracht.Nachdem ersterensolltesichdieVersamm-
lung an die Reformaktegebundenerklären,vorausgefetzt,daß die
zur Zeit abwesendenFürsten später beitretenwürden. Der an-
dere enthielt jene Verbindlichkeitnicht, sondernnur die Aufsor-
derung an Österreich, sichmit Preußen zu verständigenund mit
ihm eineMinisterkonferenzzu berufen. Das Komiteesuchtebeide
Anträge zu vereinigen,und auf Grund feinesVermittelungsvor-
schlagsfand am I. Septemberdie Schlußabstimmungstatt. Die
Fragestellungdes Kaisersging dahin:

1. ob die Versammlungdas SchlußresultatderVerhandlungen
annehme;

2. ob die einzelnenMitgliederdie von ihnen erhobenenWider-
sprüchefallen ließen,und

3. ob die Versammlungsichsolangean die gefaßtenBeschlüsse
gebundenerachte, bis die hier nichtvertretenenBundes-
glieder den ihnen mitgeteiltenEntwurf entweder definitiv
abgelehntoder ihre Gegenvorschlägegemachthätten.

VierundzwanzigMitgliederstimmtenmit ja, sechsmit nein.

Die letzterenwarenBaden, Schwerin,Weimar, Luxemburg,Wal-

deck, Reuß j. L. In dem Votum des Großherzogshieß es:
„Mecklenburg-Schwerinlege Wert darauf, zu erklären,daß es

nur in dem einmütigenZusammenwirkender beidenmächtigsten

Bundesgliederden Weg erblicke,das von Seiner Majestät dem

Kaiserbis hierherso hochherziggeleiteteWerkauf bundesgemäßem

Wege zum endlichenAbschlußzu bringen." Die Mehrheitunter-

zeichneteeineErklärungim Sinne des oben erwähntenHamburger

Antrags sowie ein Kollektivschreibenan den König von Preußen,

in welchemsie gleichfallsihr Gebundenseinan das abgegebene

Votum aussprach. Die sechsFürsten, welcheabgelehnthatten,

beteiligtensich an diesemAktnicht. Darauf wurde der Kongreß

geschlossen.Er hatte ebenso, wie einstdie DresdenerKonferenz,

nur dahin geführt, die tiefeKluft deutlichererkennenzu lassen,

welcheÖsterreichund Preußen trennte. Er hatte den Riß er-

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 9
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weitert. nicht geschlossen.Die Befürchtung, die KönigWilhelm

demKaiser schon in Gastein ausgesprochen,hatte sich bestätigt:

der Eindruck,den das Scheitern der Resormplänebei der Be-

völkerunghinterließ, war ein deprimierender. Auchder Sonder-

bund, den Österreichfür den Fall der WeigerungPreußens im

Auge gehabt,war nicht zu stände gekommen.Also auchin Wien

war man unzufrieden. Niemandhatte bei dem Unternehmenge-

Wonnenals die GegnerDeutschlands,denensichdie innereZer-

rissenheitund Schwächedes Bundes offenbarte. Der Großherzog

litt unter diesenEindrücken,die FrankfurterTage waren für ihn

keineangenehmengewesen. An Mut und Festigkeitim Verteidigen

seiner Überzeugungengebrach es ihm nicht. Allein die freie

Meinungsäußerungwurde doch erschwertdurch die geschlossene

Majorität, der er sichgegenüberbefand,durchdas dringendeZu-

reden befreundeterFürsten, die er persönlichhochschätzteund mit

deren Ansichtener in vielenanderenPunktensympathisierte.Es
war in jenerZeit nicht leicht,Preußens Freund zu sein, sichoffen

zu einer Politik zu bekennen,welchedie große Mehrzahl der
Bundesmitgliederentschiedenmißbilligteund beargwöhnte,zu einer
Politik, derenäußerer Erfolgbeidenin Preußenselbstherrschenden

Konfliktenhöchstunsicherwar, ja für ihre Anhängerleichtder-
hängnisvollwerdenkonnte.

Mochteneinigeder von Frankfurt heimkehrendenFürsten sich
nochmit der Hoffnungtragen, daß Preußen in manchenPunkten
schließlichnachgebenwerde, so erloschdieseHoffnung mit dem
Eintreffender Antwort,welcheKönigWilhelmam 22. September
auf das letzteKollektivschreibenerteilte. DieserAntwort lag eine
Denkschriftdes Ministerratsbei, in welcherohne nähere Erörte-
rung des Frankfurter Verfassungsentwurfsdie Beteiligung an
Ministerkonferenzenvon dem vorgängigenEinverständnisüberdrei
entscheidendeGrundbedingungenabhängiggemachtwurde. Preußen
verlangteerstens für sichwie für Österreichdas Rechtdes Veto
gegendie Erklärung eines Bundeskriegsund zweitensWechselim
Präsidium der oberstenBundesbehörde. Die dritte Forderung
betraf die Zusammensetzungdes deutschenParlaments. Nur eine
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aus direkten Wahlen hervorgegangeneNationalvertretungböte
genügendeGarantie dafür, daß die derselbenabzutretendenBe-
fugnisseauch wirklichden Gesamtinteressender deutschenNation
und nicht Partikularinteressenzu gute kämen. Zur Begründung
der erstenbeidenAnsprüchewar teils auf die Großmachtstellung
Preußens, teils auf dessenEinwohnerzahlhingewiesen,welcheso-
wohl die der Mittel- und Kleinstaatenals auch die des zum
Bunde gehörendenösterreichischenLändergebietsübersteige.

In einem besonderenHandschreibenvom 22. September
sprachKönigWilhelm dem GroßherzogseinenpersönlichenDank
aus für die Art und Weise,wie derselbewährendder Frankfurter
Verhandlungendie deutschenGesamtinteressenvertretenund die
Stellung Preußenszu demvorgeschlagenenReformprojektgewürdigt
habe. WenigeTage später traf Graf Chotekin Schwerinmit dem
Auftrageein, Herrn vonOertzenüberdieGründe derMecklenburg^
fchenAbstimmungund wegenBeteiligungan einemgemeinsamen
VorgehengegenPreußenzu sondieren.Der Ministererwidertedem
Geschäftsträgerim Austrageseines Herrn, daß der Großherzog
die Gründe seinesVerhaltens sowohl dem Kaiser von Österreich
als dem Königevon Preußen mit gleicherOffenheitund Voll-
ständigkeitbaldigst darlegenwerde. An weiteren gemeinsamen
Schritten der Fürsten gegenPreußen, wäre es auch nur durch
Abfassungganz oder teilweisegleichlautenderDepefchen,könneer
sich nicht beteiligen. Die Antworten an die Höfe von Berlin
und Wien gingen in der Form von großherzoglichenHand-
schreibenden 13. Oktoberab. Jedem derselbenwar die Abschrift
des anderenbeigefügt. Wir heben nur einigesaus dem an den
König gerichtetenSchreiben hervor. Die günstigeBeurteilung
seines Verhaltens in Frankfurt, äußerte FriedrichFranz darin,
rechneer sich zur hohenEhre an. Sie ermutigeihn aber auch
rückhaltlosdie ernstenBedenkengeltendzu machen,zu welchendie
preußischenGegenvorschlägeihm Anlaß böten. Den erstenzwei
Bedingungender ministeriellenDenkschriftstimmeer vollkommen
zu. Die AnsprüchePreußens auf Alternierenim Präsidium und
auf WürdigungseinerGroßmachtstellungüberhauptwerdeer stets

9*
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unterstützen.Den dritten Punkt anlangend, sei er zwar nicht

gegenEinberufung einer beratendenVersammlung, Wohl aber

gegendas Prinzip direkterWahlen nach Kopfzahl. Das Heil der

deutschenStaaten läge in deren Einigung, nicht in der Einheit.

Den Konstitutionalismusin die deutscheVerfassungeinzuführen,

hießedie Bestrebungender Umsturzparteifördern, welcherichtig

erkannt hätte, daß dadurch die bestehendeOrdnung und die

Existenzder Einzelstaatenebensosicherwie durcheine Revolution

erschüttertwerde. Dieser Gedanke wurde ausführlich entwickelt

und begründet. Dann hieß es mit Bezugauf Preußens Vorschlag

direkterWahlen:
„Daß ich dieseWendungderSache nachmeinerinnersten

Überzeugungfür eine die Existenzaller deutschenStaaten und

des deutschenBundes gefährdendehalte und daher überall, wo

ich Gelegenheitdazu habe, gegen deren Einführungmicher-

klären werde, wird nach demObigen einerbesonderenRecht-

fertigungnichtbedürfen. In denmir zugegangenenMitteilungen

finde ich diesenVorschlaghauptsächlichdurchdie der deutschen

Nation zustehendenAnsprücheund dadurchmotiviert, daß nur

unterdieserVoraussetzungPreußenaufeineBundesreformeingehen

könne. Ich bekenne,daß ich dieseletztereBerechnungnicht für

richtig und die preußischeVolksvertretung,auchwenn sie aus

einerdirektenWahl nachderBevölkerunghervorgegangen,keines-

Wegs für identischund politisch übereinstimmendmit einer

deutschenauf gleicheWeisegebildetenVolksvertretunghalte."

Schließlicherklärtesichder Großherzogbereit, allenReform-

Vorschlägen,über die sichPreußen mit Österreichvielleichteinigen

würde, seine persönlichenÜberzeugungen,soweit er gewissens-

halber dazu im ständesei, unterzuordnen. Doch legeer mit der

ihm lange zur Gewohnheit gewordenenvertrauensvollenVer-

ehrungdem Königedie Bitte ans Herz, seineBedenkengegendie

dritte Vorbedingungeiner nochmaligenPrüfung zu unterziehen.

Zu weiterenVerhandlungenkames indessennicht. Der Abstand

der Meinungenin Wienund Berlin war zu groß. Auchdrängte

der bald darauf ausbrechendeKrieg mit Dänemarkdie Frage der
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Bundesreform in den Hintergrund. Sie sollte erst drei Jahre

später eine entscheidendeErledigungfinden.

War das politischeErgebnisdes Fürstentagsfür denGroß-

herzogunbefriedigendgewesen,— einenreichenpersönlichenGe-

winn brachte er doch von jenen Tagen heim. Während des

FrankfurterAusenthaltshatte er den nächstbelegenenHöfenwieder-

holt Besucheabgestattet. Mit demHerzogAdolsvonNassauwar

er seit langem befreundet. Die den beiden Fürsten gemeinsame

Neigung für das Weidwerk hatte sie oft zusammengesührt,

gleichartigeAnschauungenin manchenpolitischenFragen, ein

brieflicherAustauschdarüber den Bund befestigt. Andere Be-

suche galten den fürstlichen Familien in Rumpenheimund

Darmstadt. An letzteremOrt war es, wo der Großherzog

in jenenTagen die Bekanntschaftder PrinzessinAnna von Hessen

machteund der GedankeeinerWiedervermählungzum erstenMal

in bestimmterGestalt an ihn herantrat. Die Prinzessinwar die

Tochterdes Prinzen Karl, Bruders des Großherzogsvon Hessen.

Da letztererkinderloswar, so lag die Präsumtionvor, daß die

Krone dereinstauf den Prinzen Karl oder dessenNachkommen

übergehenwerde. Die Mutter der Prinzessinwar eine Tochter

des Prinzen Wilhelm von Preußen und Schwesterdes Prinzen

Adalbertund der Königinvon Bayern. Die schwärmerischeBer-

ehrung, welchedie junge Prinzessinsür die ersteGemahlindes

Großherzogsgehegthatte und welchersie bei der erstenBegeg-

nung warmenAusdruckgab, mochteden Grund gelegthabenzu

einer Annäherung, aus der schonbald eine gegenseitigeNeigung

erwuchs. PrinzessinAnna war in Wesen und Geistesrichtung

der GroßherzoginAugustesehr ähnlich. Gleich ihr einfachund

häuslich erzogen,wenig empfänglichfür den äußerenGlanz des

Lebens, besaß sie reicheGaben des Gemüts und echterHerzens-

bildung. Boll Anmut und von einer gewissenSchüchternheitim

Auftreten, die den Reiz der lieblichen,mädchenhaftenErscheinung

nur noch erhöhte, hatte sie sich schon in ihrem Heimatlande

alle Herzen gewonnen. Auch Friedrich Franz fühlte sichgleich

bei der erstenBegegnungungemeinvon der jungenPrinzessinan¬
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gezogen, die soviel Verständnisfür sein Denkenund Empfinden,
ja selbstfür seine Trauer zeigte. Er glaubtekeinebessereWahl
treffenzu können, um seinemHausewieder eine Herrin, seinen
Kindern einezweiteMutter zu geben.

Bald nachseinerRückkehrvom Fürstenkongreßreiftebei ihm
derEntschluß,den entscheidendenSchritt zu thun. Die Werbung,
welcheder Bundestagsgesandtevon Bülow vermittelte, ward an-
genommen,und am 10. Dezembererfolgtein Darmstadt die offi-
zielleVerlobung. Die Kundgebungender Freude, welcheihm nach
der Rückkehrvon der Brautfahrt aus allen Teilen des Landes
zugingen, mußten dem Fürsten die Überzeugunggewähren, daß
der Anteil der Mecklenburgeran der neuen Begründung seines
Glücksein aufrichtiger,die Zustimmungzu der getroffenenWahl
eine allgemeinewar. Die Zeit des Brautstandes war eine
politischernste,äußerlichunruhvolle. Die Beteiligungdes Groß-
Herzogs am dänischenFeldzug, der Tod König Maximilians
von Bayern, der dem hessischenHausenahe verwandtwar, fielen
in dieseZeit. In der Bundespolitikstimmtendie Ansichtendes
hessischenund mecklenburgischenHofes nichtimmer überein. In
Darmstadtwar man sehr österreichisch.

„Darin hat unsereBrautzeit" — schriebFriedrich Franz
damals an die Prinzessin — „große Ähnlichkeitmit jener
ersten, daß auch Stürme sie umtoben und die Herzen allein
eine Friedensoasebilden .... Meine Gedankenflüchtensich
aus einer schönenVergangenheit,aus der leerenGegenwartin
Deine liebe, beseligendeNähe und suchenda Trost
Erhalte nur der Herr unsereLiebestarkund rein und gebeDir
Kraft, nicht an mir zu verzagen,wenn im politischenGespräch
Stimmen, diemichtadeln, an Dein Ohr dringen. Ein deutsches
Herz schlägt in dieserDir geweihtenBrust, und in der Ent-
scheidungsstundewird es die That beweisen!"—

Bereits bei denerstenAnzeicheneinerkriegerischenVerwicklung
mit Dänemark hatte der Großherzogvom Königevon Preußen
die Erlaubnis erbeten, bei Ausbruchder Feindseligkeitensichdem
preußischenHauptquartier anschließenzu dürfen. Es lag ihm
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Vieldaran, mit eigenenAugenzu beobachten,wiediein denlangen
Friedensjahren aus theoretischenErwägungen hervorgegangene
Ausbildung der Truppen sich in der Praxis bewährenwürde.
KönigWilhelm,welcherdas ernstemilitärischeStrebenseinesNeffen
in jeder Weise zu fördern suchte, gab gern seineEinwilligung.
Sobald die ordre de bataille feststand,ward bestimmt,daß der
Großherzogsichdem Stabe des Feldmarschallsvon Wrangelan-
schließensolle. Die Aufforderung,sich im Hauptquartiereinzu-
finden, erreichteihn am 1. Februar währendseinesAufenthalts
in Darmstadt. Er brachsogleichauf und begabsichüber Berlin

und Hamburg direkt auf den Kriegsschauplatz.In seinerBe-
gleitung befandensich die Flügeladjutantenvon Hertzbergund
von Bietinghoff'.

Der Großherzogtraf am Mittag des 3. Februar im Haupt-
quartiernochrechtzeitigein, um dem Schluß des am Königsberg
stattfindendenGefechtsbeiwohnenzu können. Es war die erste
Wassenthatder österreichischenTruppen in diesemKriege. Den
Regimentern„Martini" und „König von Preußen" fielen vor-
zugsweisedie Lorbeerendieses Tages zu. Die österreichischen
Truppen waren zu jener Zeit die einzigenkriegsgewohntenim
DeutschenBunde. Ihre tapferen Leistungenin dem allerdings
unglücklichenFeldzugevon 1859 standen noch in frischemAn-
denken,und an die Namen der in SchleswiganwesendenRegi-
menter knüpftensichdie ruhmvollstenErinnerungen. Allgemein

folgteman daher auchpreußifcherseitsdemAustretenderselbenaus

dem nordischenKriegsschauplatzmit größterSpannung, und ohne

Zweisel waren die Österreichersich Wohl bewußt, daß sie die
Augen ihrer Verbündetenauf sich zogen. Daß auch Friedrich
Franz mit gesteigerterAufmerksamkeitdem Gange des Gefechts
folgte,war begreiflich.Für ihn selbstwar dieserTag von hoher
Bedeutung. Zum ersten Mal entrollte sich vor ihm das Bild

eines heißen, blutigen Kampfes. An demselbenAbend hatte er

1 Tie nachstehendeSchilderung ist hauptsächlichden Aufzeichnungen
des letztgenanntenOffiziers entnommen.
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nochGelegenheit,einenEinblickin Art und Weise der Befehls-
erteilungdesHauptquartiers zu thun, indemer vomFeldmarschall
zu der Besprechungzugezogenwurde, welchediesermit den kom-
mandierendenGeneralen der drei Corps zwecksFeststellungder
Dispositionenfür den 4. Februar abhielt. Prinz FriedrichKarl
hatte am 2. Februar durch eine Rekognoszierung,welcheer mit

einemTeil seinesden rechtenFlügel der ArmeebildendenI. Corps
gegenMissundeausführte, festgestellt,daß ein Übergangüber die
Schlei an diesemPunkte wegen der starkenVerschanzungder-
selbennicht zu bewerkstelligensei. Infolgedessenhatte er eine
Umgehungder Danewerkeweiter abwärts bei Arnis und Kappeln
ins Auge gefaßt. Ein Frontalangriff der dänischenBefestigung
schienschwierigund gefährlich. Der Oberbefehlshaberstanddavon
ab. Für die Nacht vom 5. zum 6. Februar wurde der Über-
gang über die Schlei bei Arnis angeordnet. Den Ruhetag des
5. benutzteder Großherzog, um sich über die Aufstellungzu
orientierenund das Gefechtsfeldam Königsbergabzureiten. Der
Ritt dehntesichbis Eckernfördeaus.

„Mit den traurigen Details", schrieber an Prinzessin
Anna, „will ichDich verschonen.Eckernfördebietetmit seinem
bewegtenTreiben ein kriegerischesBild. Eigentümlichist der
Kontrast der freundlichenGegend und der Menschen, die sich
anschicken,sichgegenseitigaus derWeltzu schaffen. Ich fürchte,
daß dieserKrieg noch vieleOpfer kostenwird. Möchte nur
eine dauerndeFreundschaftÖsterreichsund Preußens und eine
befriedigendeLösung der schleswigschenFrage daraus hervor-
gehen."

Am Abend des 5. begab sich der Großherzogzum Stab
des Prinzen FriedrichKarl, um dessenUmgehungsmarschmit-
zumachen. Während des Tages hatte der Prinz sein Corps so-
weit nach rechtsgeschoben,daß er dadurcheineBereitschastsstellung
für den Übergangüber dieuntereSchleigewann. DichtesSchnee-
gestöberbegleiteteden Marsch der Truppen, welchebereitsum
5 Uhr morgenshatten aufbrechenmüssenund zum Teil erst nach
Dunkelwerdenihre Ziele erreichten. Der größereTeil derselben
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mußte bivouakieren,aber nirgends durften Feuer angezündet

werden, damit die diesseitigenAbsichtendem Feinde nichtver-

raten würden. Prinz FriedrichKarl verlegtean diesemTage

sein Hauptquartier nach Karlsburg, einem unweit Arnis ge-

legenenSchloß, welchesdemPrinzenKarl vonSchleswig-Holstein-

Glücksburg, Bruder des Königs von Dänemark, gehörte. Der

Übergangsollteum 4 Uhr früh mit Bootenbeginnenund, nach

Einnahmevon Arnisund Kappeln,mit TagesanbruchderBrücken-

schlagausgeführtwerden. Die Dänen räumten aber in derNacht

ihre Stellungen,sowohlihrePositionenan derSchlei,demPrinzen

gegenüber,als auchdieDanewerkeselbst. Die ersterenverließensie

schonam 5. abends; dieswurdedurchLandeseinwohnerim Haupt-

quartiernochbekannt,und nach bestimmterFeststellungder That-

fachebegannnun derÜbergangschonbald nachMitternacht. Die

Brückebei Arnis wurde um 93U Uhr morgens (am 6. Februar)
fertig, und der Großherzogpassiertesie mit dem Prinzen Fried-

rich Karl an der Spitze des Corps. Es galt nun eineschleunige

Verfolgungdes abziehendenFeindes in der Richtungauf Flens-

bürg, zu welchemZweckdie gesamteKavalleriean die Tete ge-

nommen wurde. Der Großherzogschloßsichder Kavalleriean.

Es entsprachganz seinenNeigungen,schnellvorwärts zu kommen,

und nur an der Tete war etwas zu erleben. Der Vormarsch

ging jedochnicht so schnellvon statten, wie angestrebtwurde.

Die am Tage vorher und in der Nacht gefallenenSchneemassen

wurden durch die marschierendenKolonnenfestgetreten,tauten

unter dem Einfluß der vormittags scheinendenSonne oberflächlich

auf und bildeten dann, als sich bald nach Mittag der Frost

wiedergeltendmachte, eine spiegelglatteFläche, die den Marsch

natürlich ungemeinerschwerte. Kavallerieund Artilleriekonnten'

schließlichnur abgesessenvorwärts kommen. Dem Großherzog

waren beschwerlicheRitte nichtsUngewohntes. Wir habenschon

srüher erwähnt, daß er seineJagdausflügemit meilenweitennächt-

lichenRitten zu verbindenpflegte. Es war diesaberkeinesports-

männischeLiebhaberei,sondernsystematischeVorbildungsür einen

Feldzug. Er wollte sich zu einem durchaus abgehärtetenSol-
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baten ausbilden, was ihm auch gelungenist. Wenn er später

über die Ritte dieserTage sprach, so betonteer gern den guten

Erfolg seinerFriedensübungen,durch welcheihm leichtgeworden

war, was anderenhöchstbeschwerlichvorkam (Nur seinervor¬

trefflichenSchulung im Ertragen von Strapazen hatte Friedrich

Franz es im Jahre 1866 zu verdanken,daß er zur Schlachtvon

Königgrätzrechtzeitigeintraf. GleicheErfahrungenmachteer im

Winterfeldzug1870/71.)
Der Vorsprung, den die Dänen hatten, war jedochzu groß,

als daß die Kavalleriesie bei dem Zustand der Straße am 6.

noch hätte einholenund stellen können. Die Fühlung mit dem

Feindewurde nicht gewonnen,und dieTetederKavallerieerreichte

abends Sterup, halbwegs zwischenArms und Flensburg, wo

auchspäter das Hauptquartiereintraf.
An demselbenTage hatte das österreichischeArmeecorpsdie

aus der Stellung hinter den Danewerkenabziehendedänische

Armeeauf derStraße Schleswig—Flensburgverfolgtund die den

RückzugdeckendeArrieregardedes Feindes, welchebei Överfee
Stellung genommenhatte,in heißemruhmreichenKampfegeworfen.

Am 7. Februar wurde die Verfolgungdes Feindesfortgesetztund

Flensburg ohne Schwertstreichgenommen, da die letztenDänen

die Stadt wenigeStunden vorher geräumt hatten. Der Groß-
herzog war mit dem Prinzen vormittags bei heftigemSchnee-
treibendorthin gerittenund hatte sichbei einemKaufmannWald
einquartiert,dem Onkeleines Mecklenburgers,der ihn beim Ein-
reiten erkannthatte. Nochstandendie dänischenVedettenunweit
der Stadt. Man sichertesich jetzt gegeneinenÜberfall. Nach-
mittags traf auchFeldmarschallWrangel ein, und fchloßsichder
Großherzognunmehr dem Hauptquartier an. Die Verfolgung
war an diesemTage von der Gardedivisionübernommenworden,
welcheerst jenseitsFlensburg mit dem Feinde in Fühlung trat
und feststellte,daß er teils aus Sonderburg, teils auf Apenrade
den Rückzugfortsetzte.

Da der Feldmarschallnun zunächstdie Corps in sichauf-
schließenund die Truppen sich einigermaßenretablierenlassen
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wollte, wurden dieselbenam 8. Februar in ihren Quartierenge-
gelassen, aber am 9. und 10, Rekognoszierungenvon seitender
Gardedivisionangeordnet, um den Verbleibder beidengetrennten
dänischenRückzugskolonnenfestzustellenund namentlichin Er-
fahrung zu bringen, ob die DüppelerSchanzenverlassenwaren,
wie Gefangeneausgesagthatten, oder nicht. Zu diesemletzteren
Zwecke ging die Avantgarde der Gardedivisionam 10. nach
Gravensteinan der ChausseeFlensburg—Sonderburgvor und ent-
sandte von hier aus zwei Rekognoszierungengegendie Düppeler
Schanzen,und zwar eineüberAtzbüllauf Nübel,die andereüber
Satrup auf Rackebüll.Der letzterenschloßder Großherzogsich
an. Sie bestand aus drei Compagnieendes 3. Garderegiments
z. F., zwei Geschützenund einigenHusaren. Bei Satrup kames
zumGefechtmit feindlicherInfanterie, welcheauf Rackebüllzurück-
geworfenwurde, und hier war es, wo der Großherzog, den
Truppen in größter Nähe folgend,zum erstenmal ins Infanterie-
feuer kam.

Durch die beidenRekognoszierungenwurde festgestellt,daß
dieDänen dieSchanzenhielten,und nun konntederFeldmarschall
weiter disponieren. Während die Österreicherund die Garde-
divisionnachNorden operierensollten,fiel dem PrinzenFriedrich
Karl der Angriff der Düppelstellungzu. Das Armeecorpsdes
Prinzen war am 7. in Angelnstehengeblieben,und seinVor-
marschvon dort in denSundewitt erforderteein paar Tage, wäh-
rend welcherZeit keineGefechtezu erwartenwaren. Der Groß-
Herzogbenutztedie Ruhe des 11. zum Ausreitenin dieUmgegend,
um sich zu orientieren. Am 12. Februar machteer mit dem
Kronprinzenvon Preußen, begleitetvon den beiderseitigenAdju-
tanten, einenAusflugnach Schleswigzur Besichtigungder Dane-
werkerSchanzen. Als Führer dientender Commandeurder Ar-
tillerieund derersteJngenieuroffizierim Stabe desFeldmarschalls.
Die Fahrt nachSchleswigwurde mit der Eisenbahnzurückgelegt,
und hier besichtigtendie hohenHerren zunächstdas im Schlosse
Gottorp etablierteKriegslazarett, wo hauptsächlichverwundete
Österreicher,aberauchLeuteder Gardedivisionlagen. Dann wurde



140 Fünfzehntes Kapitel.

zu Wagen nach dem Danewerkhinausgefahren und einegründ-

liche Besichtigungder wichtigstenSchanzen vorgenommensowie

ein Überblicküber die ganze sormidableStellung gewonnen.Die

Besichtigungwar ziemlichanstrengend,da größereStreckenzu Fuß

zurückgelegtwerdenmußtenund derSchneestellenweisemeterhochlag.

NachSchleswigzurückgekehrt,traten dieHerren um 3 Uhr die

RückreisenachFlensburgmit derBahn an. Das bis dahinheitere

Wetter änderte sich plötzlichgleich nach der Abfahrt. Ein

furchtbarerSchneesturmsetzteein, der mit jeder Biertelstundean

Gewalt zunahm. Zunächst hatte er Verzögerungenfür den Zug

zur Folge, indem dieserhäufig halten mußte, damit die Maschine

zum Ankämpfengegendie bereits auf dem Geleiseaufgetürmten

SchneemaffenDampf sammelnkonnte, schließlichaber blieb der

Zug auf freiemFelde hoffnungslosstecken. „Die Situation", so

schildertHerr von Bietinghoffden Vorfall, „war keineangenehme.

Es war inzwischendunkelgeworden,und draußentobteder Sturm,

der einem den Atem benahm und das Blut in den Adern er-

starren machte. Die Kälte in den ungeheiztenCoupesnahm be-

denklichzu, und keinervon uns, auchdie Fürsten nicht, hatte

seit dem Morgenimbißin Flensburg etwas gegessen.Die ganze

Nachtfrierendund hungerndim Waggon sitzenzu bleiben, war

einehöchstunerfreulicheAussicht. Ein Aussteigenund ein Marsch

zu der nächstenetwa zweiKilometerentferntenDorfhaltestellewar

bei dem fürchterlichenWetter auch nicht ohne Gefahr, aber

schließlichwurde in dem Kriegsrat, welchendie Fürsten mit den

älteren Herren und den Zugbeamtenpflogen, sür die letztere
Alternativeentschieden.Der Marschwurde unter Führung eines

derGegendkundigenBahnbeamtenund unter demKommandodes

Kronprinzen ausgeführt aus dem Planum der Eisenbahn im

Gänsemarsch,wobei der strengeBefehl ausgegebenwar, dichtauf-

geschlossenzu bleiben, denn jederZurückbleibendeoder seitwärts

Hinausfallendewäre unbedingtverlorengewesen. Wir erreichten

aber glücklichdas Dorf und fanden in dem sehr primitiven

Dorfkrugeein Unterkommen,ein wärmendesFeuer, ein frugales

Mahl und eine Streu.
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Solange die Situation eine mißlicheoder gar gefährliche

war, trug der Großherzog mit der ihm eigentümlichenRuhe,

Überlegung und Entschlossenheitdas Seinige dazu bei, die

Schwierigkeitenzu überwinden, war mehr um die andern als

um sichselbstbesorgtund half, wo er konnte. Als wir aber ge-

borgenwaren und nur nochdie Unannehmlichkeitdes Entbehrens

blieb, nahm er alles von der heiterenSeite und verzichtetein
anspruchslosesterWeise auf jedeBevorzugung. Der Orkan blies

sich in der Nachtaus, und dieBahn nachFlensburgkonnteanderen

Tages (13.) schonso früh genügendvomSchneegesäubertwerden,

daß die hohenHerren mit ihrer Begleitungum 8 Uhr morgens

die Weiterreisenach Flensburg antreten konnten. Es fiel dem

Großherzogein Stein vom Herzen, als er bei der Ankunftda-

selbsthörte, daß in kriegerischerBeziehunginzwischennichts vor-

gefallensei. Der Gedanke,vielleichtetwasversäumtzu haben,war

für diebeidenhohenHerren währendihrer Gefangenschaftin jenem

Dorfe der einzigquälendegewesen."
Am 14. Februar vormittags besuchteder Großherzogdrei

verschiedeneKriegslazarettein Flensburg. Solche Besuchedes

Herrn waren keinebloße Formsache. Herz und Verstandwaren

in gleichemMaße daran beteiligt. Er brachteden armen Leiden-

den durchfreundlichenTrost, durchLob des tapferenVerhaltens,

durchErkundigungnach den Verhältnissenoder durch Geschenke

einenLichtstrahl; daneben aber orientierteer sichmit gewohnter

Gründlichkeitüber die Einrichtungendes Lazaretts, über den

Stand der Ärzteund über alle sonstigenVerhältnissevon Wichtig-

fett, um daraus zu lernen und um sich einUrteilzubilden. Die

Erfahrungen, die Friedrich Franz im Jahre 1864 gesammelt

hatte, trugen ihre Früchte, als er in den späterenKriegenselbst

Armeenkommandierteund das Lazarettwesenzu überwachenhatte.

So gern der Großherzogauch bis zum Schluß des Feld-

zuges im Hauptquartier gebliebenwäre, so riefen ihn dochdie

Regentenpflichtenin sein Land zurück. Auchein selbständiges

Kommando, welchesKönig Wilhelm ihm anbot, lehnte er ab.

Da Mecklenburgsich nicht mit Dänemarkim Kriegebefand, er¬
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schiendie aktiveBeteiligungseinesFürsten an der Kriegführung
unthunlich; sie konntesogar zu Verwickelungenführen. Am 14.
verabschiedetesich Friedrich Franz beim Prinzen FriedrichKarl
und beim Feldmarschall. Tags daraus verließ er den Kriegs-
fchauplatz, ließ aber seinen Flügeladjutanten von Vietinghoff
dort zurück,um sortgesetztdirekteNachrichtenüber den Gang der
militärischenOperationenzu erhalten.

Noch einmal im Verlauf des Feldzuges ward ihm die
Freude, auf das Kriegstheaterzurückzukehren.Am 18. April
waren die DüppelerSchanzenerstürmtworden. König Wilhelm,
welcherpersönlichseine Armee zu diesemglänzendenSiege be-
glückwüuschenwollte, begab sich nach Schleswig und lud den
Großherzogein, ihn dorthin zu begleiten. Die Eisenbahnfahrtdes
Königs von Altona nach Flensburg am 21. April glich einem
wahren Triumphzuge. Der Jubel der Bevölkerung,welchesich
sür immer von derDänenherrschaftbefreitfühlte,war unbefchreib-
lich. Von Flensburg ging es nach einemFrühstückbeim Krön-
Prinzen zu Wagen direkt auf den Paradeplatzbei Atzbüll. Die
Truppenteile, welcheden Sturm der DüppelerSchanzen ausge-
führt hatten, zogen hier vor ihrem Kriegsherrnvorüber, und
zwar nachSturmkolonnengegliedertund in der Ausrüstung, in
welchersie den Angriffunternommenhatten. Ein Vorbeimarsch
vonsolcherSchneidigkeit,wie ihn diesebravenKriegerausführten,
von denen jedem einzelnendas Siegesbewußtseinund das stolze
Gesühl erfüllterPflicht aus den Augenleuchtete,war bis dahin
noch nicht dagewesen. BegeisterteZurufe schollen aus ihren
ReihendemKönig entgegen,und dieserlohntemit warmenWorten
der Anerkennung. Der denkwürdigenParade folgten in den
nächstenTagen Besichtigungender anderenTruppen und Besuche
des Schlachtfeldes.Der Großherzogdehnte bei einemderselben
seinenRitt bis zu demBrückenkopfvon Sonderburg aus. Am
25. traf er wiederin Schwerinein.

Auf die erhebenden,aber ernstenKriegserlebnissesolltenun
ein sonnigeresFest folgen. Am 12. Mai wurde dieVermählung
in Darmstadt vollzogen. Die Trauung fand in der Schloßkirche
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statt. HofpredigerBenderhielt dieTraurede. Das Festmahlgab
der Großherzogvon Hessen. Außer denMitgliederndes dortigen
Fürstenhauseswohnten der Vermählungauch die Frau Groß-
HerzoginAlexandrine,der Herzog von Nassau und der Prinz
Friedrich von Hessen-Casselbei. An diesemFesttag legte der
GroßherzogzumerstenmaldieJnsigniendesHausordensder Wen-
dischenKrone an, dessenStiftung von ihm und dem Großherzog
von Mecklenburg-Strelitzschonseit einigerZeit beschlossenworden
war. Bisher hatte das mecklenburgischeFürstenhausüber einen
eigenenOrden nochnichtverfügt. Es bestandennur die Medaille
für Kunst und Wissenschaft,das 1848 gestifteteVerdienstkreuzfür
Auszeichnungim Kriege und das Dienstkreuzfür militärische
Dienstzeit. Die Zeichnungender neuenDekorationwaren unter
der Aufsichtdes ArchivratsDr. Lischentworfen, die Jnsignien
von dem HofjuwelierGodet in Berlin angefertigtworden. Das
Mittelfchildzeigt auf blauem Grunde den eigenartiggeformten
Stirnreif, den einst die alten wendischenFürstengetragen,mit der
Unischrift:Per aspera ad astra. Auf der Rückseitedes Me-
daillons befindetsich der Namenszugdes Stifters. Der Orden
hat vier Klassen. Zu dem Großkreuzkann aucheineOrdenskette
verliehenwerden1.

Die NeuvermähltenverließenDarmstadt am 18. Mai, be-
gaben sich zunächstnachdem unweitSchweringelegenenRaben-
steinfeldund hielten am 21. ihren feierlichenEinzugin die Re¬
sidenz. KönigWilhelm begrüßte feinenNeffen an diefembedeu-
tungsvollenTage mit einemherzlichenSchreiben:

„SchloßBabelsberg, den 20. Mai 1864. Um Dichmit
Deiner jungen Gemahlin in Deiner ResidenzseitensDeines
nächstenVerwandtenzu bewillkommnen,sendeich denGeneral-
lieutenant von Alvenslebenmit diesenZeilen nachSchwerin.
Gott segneDeinen Eingang in Dein väterlichesSchloß und

Land und schenkeDir das Glück,das Du schoneinmalgenossen

* Die Stiftungsurkunde wurde am 2. November 1864 publiziert und

der Staatsminister von Oertzen zum Kanzler des Ordens ernannt.
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hast und welchesder Himmelso hart zerstörte, ein Umstand,
der denMomentDeines Eintreffensin der Heimatschwer,recht
schwermachenwird! Gott sendetDir gewißin Deiner neuen
Wahl ein ähnliches häuslichesGlück, wie das frühere war,
wobeiman gewiß gut thut, alle Vergleichezu verbannen!

So wünschenDir also diese Zeilen Heil und Glückin
DeinerHeimat mit der Bitte, mir derselbeliebeund Vertrauens-
volle Verwandteund Freund zu bleibenwie bisher.

Dein treuer alter Oheim Wilhelm."
An den Einzug schloß sich eine Reihe von Festlichkeiten.

Der großherzoglicheHofstaat hatte, seitdemwir zum letztenmal
einenUmblickin diesemKreisegethan, mannigfachePersonalver¬
änderungen erfahren. Der bisherige Chef des großherzoglichen
Haushalts, Oberhofmarschallvon Bülow, war zum Oberhof-
meister der GroßherzoginAnna ernannt und an seineStelle der
Hosmarschall,Freiherr Adolf von Stenglin, getreten. Außer ihm
fungierte in der Hofadministrationder später zum Hausmarschall
beförderteKammerherrPaul von Hirschseid.Zur Oberhofmeisterin
war ernannt Frau von Bülow, geb. von der Schulenburg,
Gemahlin des Oberjägermeistersa. D. von Bülow auf Kühren.
Derselbewurde später, da seine Besitzungenin Holstein lagen,
vom König von Preußen in den Grafenstanderhoben. Die Hof-
damen der jungen Großherzoginwaren Baronessevon Branden-
steinund Baronessevon Möller-Lilienstern.DemHofjagddeparte-
ment stand der OberjägermeisterGraf von Bernstorff—Dreilützow
vor, dem Marstall der OberstallmeisterFreiherr von Branden-
stein. Als Stallmeister fungiertendie Herren von Wickedeund
von Passow. Die Adjutanturbestandaus demGeneraladjutanten
von Zülow, den FlügeladjutantenMajor vonHertzberg,an dessen
Stelle bald darauf Major Freiherr von Brandensteintrat, und
PremierlieutenantD. von Vietinghoff. Die Leitung des Hof-
theaters hatte nach dem RücktrittFriedrichvon Flotows, welcher
demselbenvon 1855—1868 vorstand,der bekannteDichterGustav
Gans Edler Herr zu Putlitz als Generalintendantübernommen.
Unter dem belebendenEinfluß dieser beidenkünstlerischenKapa-
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citäten hatte das Schweriner Theater einen außerordentlichen

Aufschwunggenommen. FriedrichFranz wandte der Lieblings-

schöpfungseinesVaters eine ganzbesondereFürsorgezu. Dank

des namhaften jährlichenZuschussesund der häufigen außer-

ordentlichenAufwendungen,welcheer aus der Schatullegewährte,

war es möglich,den gesteigertenAnsprüchenzu genügen,die man

neuerdings an die Bühnentechnikund Ausstattungstellte. Die

SchwerinerBühne gehörtezu den bestenin Deutschland;in einem

kleinenRahmenwurde hierVorzüglichesgeleistet.Das Ensemble-

spielnamentlichwar berühmt. Verschiedenem«!gabendieSchwe¬

riner Hofschauspielerin anderenStädten, so z. B. in Wien und

Amsterdam, Gesamtvorstellungen,die so vortrefflicheinstudiert

waren, daß ohneSouffleur gespieltwurde. Die SchwerinerOper

hatte von jeher einenguten Ruf. In der Aufführungvon Novi-

täten war man anderenHostheaternoft voraus. Die erstenWag-

nerschenOpern waren hier bald nachihrem Erscheinenin Scene

gegangen(1852 Tannhäuser, 1853 Holländer, 1854 Lohengrin),

also in einerZeit, wo das Verständnis für dieseKunstrichtung

im allgemeinennochwenigverbreitetwar. Ein namhaftesVer-

dienstnichtnur um dieOpernaufführungen,sondernauchum das

KonzertwesenSchwerins und dadurchmittelbar um das Musik-

lebenim ganzenLandeerwarb sichder seit 1856 angestellteHos-

kapellmeisterAlois Schmitt. Er war der ersteVeranstalterregel-

mäßigerKonzertaufführungengrößerenStils, in denenauswär-

tige Tagesberühmtheitenauftraten, organisierteSoireen für Kam-

mermusik,bei welchener selbst als ausgezeichneterPianist mit-

wirkte,begründeteeinenGesangverein,welcheralljährlichOratorien

zur Aufführungbrachte,u. f. w. Auf Grund seinerwiederholten

Vorstellungenwurde auchdas Orchester,welchesbisher wesentlich

auf dieMitwirkungderMilitärmusikerangewiesenwar, selbständig

und unabhängigorganisiert, ausreichendverstärktund mit einem

Pensionsfondsdotiert. AuchdieseerheblichenMehrausgabenüber-

nahm derGroßherzog,der den tüchtigenKapellmeistersehr schätzte

und ihm wiederholtöffentlicheBeweiseseinerAnerkennunggab.

FriedrichFranz war ein großer Freund und in gewissemSinne
von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 10
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auch Kenner der Musik. Er bevorzugtedie klassischeRichtung.
Das Flötenspielhatte er längst aufgegeben. Die Arbeitslastder
erstenRegierungsjahreließ ihm keineZeit dazu. Aber er besuchte
oft und gern die Opernvorstellungenund Konzerte,liebtees auch,
kleineremusikalischeAusführungenim Schloß abhaltenzu lassen.
Im Theater erschiener, so oft es seineZeit gestattete. Auchim
Schauspielwaren ernste,gehaltvolleStückemehr nachseinemGe-
schmackals das heitereGenre, für das er wohlwollendesVer-
ständnis, aberkeinebesondereVorliebezeigte. Auf einenähereSchil-
derung der SchwerinerTheaterverhältnissedieserPeriode, können
wir um so mehr verzichten,als Putlitz in seinenErinnerungen1
davon bereitsein treues und anschaulichesBild gegebenhat.

Auch bezüglichder diplomatischenVertretung Mecklenburgs
im Auslande sind noch einige Personalveränderungenzu ver-
zeichnen.Als Bülow zu Anfang des Jahres 1857 von Berlin
nach Wien versetztwar, wurde der bisherigeMajor im Dragoner-
regiment von Gamm zum Geschäftsträgeram preußischenHofe
ernannt. Derselbeging ein Jahr später in gleicherEigenschaft
nach Wien, und an seineStelle trat als Gesandterder General-
major vonHopffgarten. Als dieser1862 starb, wurdenachkurzem
Interimistikum,versehendurchMajor von Brandenstein,derBer-
liner Posten dem Generallieutenantund Oberhofmeistervon Sell
übertragen, welcherihn bis zur Begründungdes Norddeutschen
Bundes innehatte. Unter den außerdeutschenHöfen war Meck-
lenburg bisher nur in Paris durcheinenständigenAgentenver-
treten gewesen. Von 1816—1863hatte Herr vonOerthlingdort
als Ministerresidentfungiert. PolitischeGründe zur Unterhaltung
einer diplomatischenVertretung lagen natürlich auch dort nicht
vor. MaßgebendwarenausschließlichdiekommerziellenBeziehungen,
welchedie mecklenburgischenSeestädtemit französischenHandels-
Plätzenunterhielten,und der Umstand, daß die RostockerSchiffe
häufig französischeHäfen anliefen. Dies gab gelegentlichVeran¬

1 Gustav zu Putlitz, Theatererinnerungm. Berlin 1875.
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lassung zu diplomatischerIntervention, 1863 trat an die Stelle

Oerthlings derbisherigeKonsulin Paris, LegationsratvonBorne-

mann.
Einen schwerenVerlusterlitt der großherzoglicheDienstdurch

das früheAblebendesBundestagsgesandtenBernhardZon Bülow.
Derselbewar im Spätherbst1863 an einerRippenfellentzündung
erkrankt,mußte nachvorübergehenderBesserungim Februar 1864

ein milderesKlima aufsuchenund starb in Mentonenacheinem

eingetretenenRückfallam 14.März 1864. DemGroßherzogging

dieserVerlustseinesJugendfreundesaußerordentlichnahe. Bülows

besonnenesWesen, sein gerader rechtlicherSinn und die Offen-

heit, mit der er sichin allen wichtigenFragen aussprach, hatten

ihm die ZuneigungseinesFürsten gewonnen. Niemals war eine

Trübung diesesherzlichenVerhältnisseseingetreten. Bülow ge-

hörte zu den wenigenMännern, gegendie sichFriedrichFranz

rückhaltlosaussprach,die er zu VertrautenseinerprivatenAuge-

legenheitenmachteund denener Einblickin seinGemütslebenver-

stattete. Ohne geradeverschlossenzu sein, war er dochin dieser

HinsichtgegenseineDiener im allgemeinenzurückhaltend.Bülow

hatte sichergroße politischeBegabungund eineGeschäftsroutine,

wiesiebeiDiplomatenkleinererStaaten ungewöhnlichwar. Hierin

stand er dem bedeutendstenStaatsmann, denMecklenburgbis da-

hin gehabt,keineswegsnach. Wie einstHerrnvon Pleffen,würde

auch ihm mit der Zeit vermutlicheine einflußreicheRolle am

Bundestagzugefallensein,wäre diesemein längererBestand,ihm

selbst ein längeresLebenbeschiedengewesen. Wie sehr Friedrich

Franz ihn schätzte,beweisendie nachstehendenWorte, die er am

II. April an PrinzessinAnna von Hessenrichtete:

„Ich begrub heute einen meiner treuestenFreunde und

Diener, Bernhard Bülow, Ich hatte vielleichtbequemere,aber

einenwahreren,uneigennützigeren,geraderennicht! Er hat mir

nie geschmeichelt,nie seineMeinung verhehlt, war in seinem

Urteil zuweilen einseitig, irrte sich auch manchmal, aber die

Quelle seinesEifers war Liebezu uns und zu unseremVater-

lande. Das war mir ein wunderbaresGefühl, dessenSarg
10*



148 Fünfzehntes Kapitel.

versenken,mit Erde bedeckenzu sehen! Das war auchein Stück
meinesLebens,was da hinabsank!"—

Die Sommermonate des Jahres 1864 verlebtedas groß-
herzoglichePaar in Rabensteinseld,Doberan und Ludwigslust.
Rabensteinfeld,ein großherzoglichesHausgut, etwa lVa Meilen
von Schwerin entfernt, war schonfrüher zu kurzemAufenthalt
vorzugsweiseim Frühjahr benutztworden. Das dortigeWohn-
haus, ursprünglichein Forsthaus, war klein, niedrigund unan-
sehnlich. Es hätte kaumdenAnsprücheneinesbescheidenenHerren-
sitzesgenügt, trug also nichts weniger als den Charaktereiner
fürstlichenSommerresidenz.Aber die Lagewar schön. Von den
mit prachtvollenBuchenwaldungenbestandenenAnhöhen, die sich
längs des Seeufers hinzogen, überblickteman die weiteWasser-
fläche,dahinterin der Ferne dieTürme der Stadt und die wald-
umsäumtenBuchtendes Werders. Der Hauptreiz diesesAufent-
Haltslag aber geradein seinerEinfachheitund der stillenLebens-
weise, die dadurchgebotenwar. Der Großherzoglebtehier wie
ein Privatmann, beschäftigtesich mit Landwirtschastund Pferde-
zucht. Er hatte hier ein kleinesGestüt einrichtenlassen, welches
unter der AufsichtdesBarons von Maltzahn—Vollrathsruhestand,
später fuccefsiveunter derLeitungderHerrenvonLücken—Zahrens-
dorf und von Biel—Zierow. Es wurden hier Rennpferdege-
zogen, welcheauf den mecklenburgischenBahnen liefen, meistens
aber jung verkaustwurden. In Friedrichsthal bei Schwerin
wurden die Pferde trainiert. DieseAnstalt wie auch das Stein-
felder Gestüt wurden später aufgegeben,da sich die ganzeEin-
richtungals zu kostspieligerwies. Auchin Schwerinwar neuer-
dings eine Rennbahneröffnet. Den erstenRang unter denRenn-
Plätzendes Landes behaupteteaber nach wie vor Doberan, wo
sich während der Renntage gewöhnlicheinezahlreiche,glänzende
Gesellschaftvon nah und fern zusammenfand.

Auch als Seebad hatte sichDoberan seineninternationalen
Ruf bewahrt. Seit denTagen, wo FriedrichFranzI. hier weilte,
hatten der Ort und das Bad am HeiligenDamm mancheBer-
schönerungund Erweiterungerfahren. Doberanwar die ständige
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Sommerresidenzgeworden. Friedrich Franz II. hatte die An-

hänglichkeitan diesenOrt von seinenVorfahren ererbt. Es ist

wohl mit Ausnahme der Zeit der ersten Orientreiseund der

Campagnevon 1870 keinJahr seinesLebensvergangen,in dem

er nicht mehrere Wochendort verbrachtHütte. DieserUmstand

und dieBedeutungDoberans als Weltbadsowohlwie als einstige
Begräbnisstätteder mecklenburgischenFürstenrechtfertigenes, wenn

wir bei der Geschichteseiner Begründunghier einenAugenblick

verweilen.
Während der GebrauchheilkräftigerThermenin die ältesten

Zeiten des Mittelaltershinaufreicht,war, seltsamgenug,die An-

Wendungdes Seewasserszu therapeutischenZweckennoch im

vorigen Jahrhundert in Deutschlandunbekanntoder doch nicht

üblich. Wer Seebäder gebrauchenwollte, mußte weite Reisen

nach den englischenoder französischenKüstenunternehmen.Erst

1783 machteder ostfriesischePrediger Janus den Vorschlag,auf

der kleinenInsel Juist eineBadeanstaltzu errichten. Seine mehr-

maligen an Friedrich den Großen gerichtetenEingabenblieben

aber unbeachtet,vielleichtdeshalb, weil der ehrenwerteGeistliche

sich den wesentlichstenErfolg des neuenHeilverfahrensvon der

Seekrankheitversprach,welchedie nachderInsel hinüberfahrenden

Kurgäste befallenwerde. Großes Aufsehendagegenmachteein

in dem GöttingerTaschenkalendervon 1793 erschienenerAufsatz

des berühmtenLichtenberg:„Warum hat Deutschlandnoch kein

öffentlichesSeebad?" Der geistreichePublizisthatte in den eng-

lischenSeebädernMargate und Deal Heilung von seinenLeiden

gefundenund verbandmit derAnpreisungdieserso einfachenund

naturgemäßenhydropathischenBehandlungzugleichdenVorschlag,

bei CuxhaveneineBadeanstalt zu begründen. Sein Aufsatzund

die Anregung, welchegleichzeitigvon dem RostockerProfessor

AugustWeber ausging, veranlaßtedenLeibarztFriedrichFranz' I.,

den GeheimenMedizinalrat Vogel, der praktischenAusführung

jenes Fingerzeigsnäher zu treten. Der Herzogging bereitwillig

auf die BorschlägeseinesArztesein. Beidenahmendas Unter-

nehmensogleichin Angriff. Raschentschlossen,wie es bei solchen
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AnlässenseineGewohnheitwar, entschiedsichFriedrichFranz I.
für denStrand beiDoberan, und nochim HerbstdesselbenJahres
1793 wurde der dortigeAmtshauptmannWachenhusenmit der
AnlageeinesLustgartensim Ort und der Errichtungentsprechender
Baulichkeitenam HeiligenDamm beauftragt,unter demausdrück-
lichenBefehl,daß „keineandereKasfemolestiertund allesMs der
Privatfchatullebestrittenwerdensolle".

Doberan war damals ein kleinerunansehnlicherOrt, der
größte Teil der Häusernochmit Stroh gedeckt,aber es besaßein
historischesDenkmalin der schönengotischenKirche,welchejähr-
hundertelang die Begräbnisstätte der mecklenburgischenHerzöge
gewesenwar. Das ehemaligeberühmteCistercienserklosterwar
von dem letztenObotritenfürstenPribislav II. im Jahre 1173
gestiftetworden. Er selbst war nach vergeblichemRingen mit
Heinrichdem Löwenerst 1166 zumChristentumübergetretenund
hatte dann mit seinemBesiegereine Wallfahrt nach dem gelobten
Lande unternommen. Die Reliquien, welcheer und seineNach-
folger von dort heimbrachten,begründetenbald den Ruf des
Klosters, das sichunter dem Zuzug der Pilger und den Zuwen-
düngen der Landesfürstenimmer mehr bereicherte.Der Bau der
Klosterkirchewurde von Pribislavs Sohn, HeinrichBorwin I.,
1186 begonnenund unterJohann I. 1232beendet. Ihre Vollen-
dung fällt also ziemlichmit derjenigender Dome von Magdeburg
und Marburg zusammen. Die großen Münster von Straßburg
und Köln standendamals nochim Bau.

Das fchöneDenkmal deutscherBaukunst ward nun zum
Mausoleumdes mecklenburgischenFürstenhauses. Die langeReihe
der Grabsteineund Epitaphienhat die Namen der hier bestatteten
Herzögeund ihrer Gemahlinnenden späteren Geschlechterner-
halten. Sie stellt eineArt Chronikder mecklenburgischenFürsten-
geschichtedar^.

1 Die bedeutendsten Persönlichkeiten darunter sind folgende:
Pribislav II., der Begründer des Klosters.
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Die Herzöge hatten sich früher, namentlichwährend der

Fasten- und Ablaßzeit,oft wochenlangim Kloster einquartiert.

Den geistlichenHerren waren dieseBesuchewegen der damit

verbundenenKostennicht gerade angenehm. Dadurch entstanden

mancherleiStreitigkeiten,aber die Reformationmachteihnen mit

einemSchlage ein Ende. 1552 wurde das Klostersäkularisiert.

Die Mönchswohnungenverfielen,nur die Kircheblieb erhalten.

Oft und gern hatte FriedrichFranz I. dieseehrwürdigeGrabstätte

Heinrich der Löwe, gestorben 1195, Albrecht, gestorben 1379. Sein

Grabstein sagt:

„Wie des Tages Licht ist gegen die Nacht,

Hat er's für andere hoch gebracht.

Wenn er hat böse Wölfe gewüßt,

Entgegen er ihnen gezogen ist."

Magnus III., starb 1503 an der Pest. Er hob das Femgericht auf. Erich,

gestorben 1608; ein sehr gelehrter Herr; er war dreimal Rektor der Uni-

versität Rostock. Albrecht VII., der Schöne, gestorben 1547; berühmt durch

seine stattliche Erscheinung und sein gründliches Wissen. Auf dem Reichstag

zu Augsburg, 1530, war er der einzige der anwesenden Fürsten, welcher dem

päpstlichen Delegaten in lateinischer Rede zu antworten verstand. Seine

Grabschrift lautet:

„Bon vielen Wohnungen jetzt mein einziges Haus."

Christian I. (Louis), lebte in Hader mit seinen Verwandten, trat zum Ka-

tholieismus über und hielt sich lauge am Hose Ludwigs XIV. aus. Er starb

1633 im Haag. Karl Leopold, lebte infolge laugjährigen Streits mit den

Ständen gleichfalls im Auslände. Unter ihm wurden 12 Ämter an Preußen

und Hannover verpfändet; eine kaiserliche Kommission verwaltete das Land

und setzte seinen Bruder Christian Ludwig als Administrator ein; gestorben

1747. Christian Ludwig II., Stifter des 1755 mit den Ständen verein-

barten Landesgrnndgesetzlichen Erbvergleichs und Grüuder der Residenz Lud-

wigslust, gestorben 1756.

Neben den Grabdenkmalen weist die Kirche auch eine Reihe gut er-

haltener Bilder mecklenburgischer Fürsten auf. Außerdem besitzen mehrere

alte Adelsgeschlechter, wie die von Vehr und von Bülow, in den von ihnen

gestifteten Seitenkapellen Begräbnisstätten. Pröpste des Klosters, viele

Mönche, Edelleute und Privatpersonen wurden teils in, teils neben der

Kirche bestattet. Der naive Humor mancher Grabschriften legt noch heute

Zeugnis davon ab, daß der Ernst des Todes und die Würde des Orts sich

nach Ansicht unserer Vorfahren recht wohl mit einer derben Form des Nach-

rufs vertrugen. Hier einige Beispiele:
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feinerVorfahren besucht̂ und in den umliegendenWäldern ge-
jagt. Namentlichdie Jagd auf wilde Schwäne, die den unweit
des Meeres gelegenenCoventerseebevölkerten,hatte ihn angelockt.
Die Herzogin, selbst eine gute Reiterin, pflegte ihn bei diesen
weidmännischenAusflügen zu begleiten. Am 8. September1793
traf nun das herzoglichePaar mit zahlreichemGefolgein Doberan
ein. Auf einer kleinenWaldwieseam Strande — da wo jetzt
das Kurhaus liegt— war ein Zelt aufgeschlagen.Die Wellenbe-
spülenhier densogenanntenDamm, einenatürlicheAnschwemmung
glattgeschliffenerKiesel,welcheeinerfrommenSage nachzum Schutz
des Klosters gegendie Sturmflut durch ein Wunder aufgerichtet
wordensein soll. Dahinter senktsichder Meeresbodenallmählich
und bieteteinenvorzüglichensandigenBadegrund. Ein prächtiger
Buchenwaldziehtsichhart am Ufer hin. Die an der Ostseenicht

„Hier liegt die alte Ahle Pott,

Genad' ihr, lieber Herre Gott,

Als sie dir wollt genaden,

Wenn du wärst alte Ahle Pott

Und sie wär lieber Herre Gott."

Einem Klosterkoch ist folgender Spruch gewidmet:

„Hier liegt der Peter Klare,

Er kochte niemals gare,

Dazu gar unflätig, —

Gott sei seiner Seele gnädig!"
Die derbste Ausdrucksweise aber führt Wohl das nachstehende Epi¬

taphium :

„Wik, Düwel, Wik, Wik wid von mi,
Ick scher' mi nich een Har um di,
Ick biin en mecklenbörgsch Eddelmann,
Wat geit di Düwel min Supeu an.

Ick drink mit minen Herrn Jesu Christ
Derwil du in de Höllen büst.

Ick drink mit em de söte Kolschaal,
Wenn du sitzt in de Höllenqual."

1 Er war in der Geschichte des Klosters wohl bewandert. Es ist ein
Manuskript von seiner Hand vorhanden, in welchem auf 42 Folioseiten
„eine Historie von dem Kloster und der Kirche zu Doberan" zusammen-
gestellt ist. Die Daten dazu sind Schröders „Papistischem Mecklenburg"

entnommen.
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ebenhäufigeVereinigungvon Meer und Wald gewährtein Herr-
lichesLandschaftsbild.Der Herzogund seineHerrenbadetenhier
an jenemNachmittagzum erstenmalin der Salzflut.

Für die erstenBautenwaren circa12000 Thalerangewiesen.
In der Stadt sollteein großesLogierhauserrichtetwerden. Der
Gedanke, Wohnungenfür die Kurgästeam Strande selbsther-
zustellen,kam dem fürstlichenStifter nicht. Er konntedas Auf-
blühenseinerSchöpfungdamals nochnichtahnen. In derStadt
ließen sich Unterkunftsräumeschnellerund leichter herstellen.
Zudem bot schondie Einrichtungerwärmter Bäder am Strand
genügendeSchwierigkeiten.Man war auf diesem Gebiet ohne
Erfahrung. Dr. Vogel mußte daher die englischenSeebäder
bereisenund deren Einrichtung studieren. Dem Herzog konnte
alles nicht schnellgenuggehen. Er trieb Beamteund Bauleiter
zur Eile an und scheutekeineAusgabe. 1794 nahmen er und
sein Sohn, der Erbprinz, schonlängerenAufenthaltin Doberan.
In diesererstenBadesaisonerschienenbereits308 Kurgäste. Der
Herzogstiegin den nächstenJahren in dem Gasthaus Lindenhof
ab; später wurde ein Privathaus gemietetund 1806 der Bau
eines Palais begonnen, welches 1810 bezogenwerden konnte.
InzwischenentstandenLogierhäuser,Konversations-und Spielsäle,
Badehäuserfür Arme, ein Theater k. Der Kamp mit seinen
Kolonnaden, Verkaufshallenund Promenaden wurde angelegt,
1804 schondas erstePferderennenveranstaltet. Die Schweriner
Theatergesellschaft,welchedamals noch von einem Direktor für
eigeneRechnunggeleitetwurde, gaballjährlichwährendderSaison
Borstellungen;ihre Opern waren bald berühmt. KeinJahr ver-
ging ohne Verschönerungenund Neubauten. Der Aufschwungdes
Badeorts war ein außerordentlicher.Selbst währendder Kriegs-
jährebliebderZuzug derFremdenim Steigen. Seine glänzendste
Zeit begann aber mit dem Jahre 1816. VieleFürstlichkeiten,
europäischeBerühmtheiten,trafen alljährlichein, und dieAnwesen=

heit der interessantenFremdenwie des Hofes zog wiederumden
norddeutschenLandadelan, der sichhier wie zu einer season zu¬
sammenfand. Auch die Spielbank mochtewohl manchenherbei¬
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locken. Doch blieben die Umsätzein verhältnismäßigniedrigen

Beträgen. Für den großen Zug der Abenteurer und Gewohn-

heitsspieler, welchernach den rheinischenBädern strömte, war

Doberan doch zu entlegen. Bei den ersten grundlegendenEin-

richtungenwurde Friedrich Franz I. sehr wesentlichdurch den

Kammerdirektorvon Dorne unterstützt,dem die Funktioneneines
Badeintendantenübertragen waren. Auch unter seinen Nach-

folgern,den KammerdirektorenBrüning (1807) und von Flotow

(1821), bliebdieVereinigungdieserbeidenÄmter bestehen. Beide
Männer habensichum die Entwicklungdes Seebads großeVer-
diensteerworben. Unter ihrerVerwaltungentstandendas Kranken-
Haus, das große Kurhaus am Damm (1817), welchesüber der
KolonnadedieInschriftträgt: Heic te laetitia invitat post balnea
sanum, das Stahlbad in der Stadt (1821), die große Rennbahn

(1822), das erbgroßherzoglichePalais (1824) und viele andere
Neubauten.

Nachdem Tode des sürstlichenBegründers trat in der Er-
Weiterungdes Seebadeszunächstein Stillstand ein. Die Bau-
thätigkeitPaul Friedrichs erstrecktesich, wie wir gesehenhaben,
vorzugsweiseauf die VerschönerungSchwerins; dochließ er am
Damm eine Cottageerrichten,welcheder großherzoglichenFamilie
als Tagesaufenthaltdiente. Sein Sohn wandtebereits in den
erstenRegierungsjahrensein InteressedemSeebadzu. Im Laus
der Zeit entstandenam Damm eine zweite fürstlicheVilla, ein
großes Logierhaus, die Burg genannt, später zu Anfang der
sechzigerJahre eine ganze ReihevillenartigerHäuser längs des
Strandes zwischender Kolonnadeund demHerrenbad. Die Ver-
mehrungder Wohnungenam Damm bewirkte,daß die Badegäste

sichjetzt vorwiegenddort aufhieltenund die Wohnungenin der
Stadt nur zur Aushülfedienten. So wurde das Etablissement
am Strande allmählichzum Mittelpunktdes geselligenVerkehrs,
und dieser zog sich noch mehr von der Stadt zurück,als die
Spielbank1867 aufgehobenund bald darauf auch das dortige
Theater geschlossenwurde. Die Vorstellungen,welchedie Mit-
gliederdes Hoftheaterswährend derBadesaisondort und während



DcrFrankf. Fürstent. Feldz.iuSchlesw.-k/olsteiii. Wiedervermählung. 155

der Herbstwochenin Wismar gegebenhatten, erwiesensich als
einezu drückendeBelastungderSchatulle,nachdemdieEinnahmen
aus der Spielbank, welchein den letztenJahren durchschnittlich
etwa 3VWO Thaler betragenhatten, in Wegfallkamen. Dieser
Betrag war teils für baulicheZwecke,teils für die Rennen,die
Tierschau?c. verausgabtworden.

Der Versuch, einen Bundesbeschlußzu stände zu bringen,
welcherdas öffentlicheGlücksspielim Bereichdes Bundesgebiets
untersagte,war wiederholtgemachtworden,zuletzt,Ende der fünf-
ziger Jahre noch, von Preußen. Mecklenburghatte erklärt,es
werde sich einer darauf abzielendenKonvention anschließen,
auch finanzielleEinbußen dabei nicht berücksichtigen,voraus-
gesetztdaß eine allseitigeVereinbarung unter den Bundes-
regierungenzu ständekäme. Dies geschahaber nicht. In der
Ausschußsitzungvom 11- Dezember1862 wiederholteder mecklen-
burgischeGesandteausdrücklich,daß seineRegierungsichnachwie
vor an jene Erklärunggebundenhalte, doch konnte, da einzelne
Regierungender Aufhebungdes Hazardspielswiderstrebten,die
Angelegenheitam Bunde nichtdurchgebrachtwerden. Die mecklen-
burgischenStände, welchegleichfallsfrüher die Aufhebungder
DoberanerSpielbankangeregthatten, erneutenjetzt ihre Anträge
in dieserRichtung, und 1867 hob die Regierungdie Spielbank
auf, also nocheinJahr vor Publikationdes Gesetzesvom1. Juli
1868, welchesdas Verbot oder die Beschränkungdes Glücksspiels
im Bereichdes NorddeutschenBundes aussprach. Die Badekasse
wies von nun an ein starkesDeficitauf. Die Stände bewilligten
zwar für Rennen zt. einenZuschuß, den weitaus größten Teil
des Aussalls aber mußte der Großherzogdecken.Mit der Zeit
wurde dieseBelastungder großherzoglichenKasseso beschwerlich,
daß es finanziellgebotenerschien,sich des ganzenEtablissements
zu entäußern. Der Großherzogentschloßsich nur ungern dazu.
Er sah voraus, was auch tatsächlich eintrat, daß das Seebad,
wenn dessenVerwaltungin Privathände überging, seinen eigen-
tümlichen,fast einJahrhundert lang bewahrtenCharakterverlieren
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Würde. Bis dahin war der großherzoglicheHos immer nochan

der Mittagstafelerschienen.Der zwangloseVerkehrder Badegäste

war dadurchnicht beeinträchtigtworden. Immerhin hatte doch

der Hof den Mittelpunkt gebildet, der vieleFamilien aus dem

Lande anzog. 1873 wurden die Gebäudeund Badeanstalten:c.

für den Preis von 500000 Thalern verkauft,welchedemDoma-

nialkapitalfondsüberwiesenwurden. Die Hälfte der Kaufsumme

wurde bar erlegt,der Rest wird verzinstund in Annuitäten ab-

getragen.

Wir kehrennach dieserAbschweifungzumHerbstdes Jahres
1861 zurück. Am 14. Novemberwurde die Eisenbahn von

Güstrow nachNeubrandenburgeröffnet. Sie führte durch einen
der fruchtbarstenTeile des Landes, der zugleichdie anmutigsten
Landschaftsbildergewährte,nahe vorüber an prächtigenHerren-
sitzen,wie Schliessenberg,Burg-Schlitz,Basedow,Jvenack. Ent-
sprechendihrer Eigenschaftals EigentumderKrone erhieltsie den
Namen Friedrich-Franz-Bahn. Der Großherzogund seineGe-
mahlin besnhrendie Streckebei der Eröffnungsfahrt. In Neu-
brandenburgfand eineBegegnungmit den StrelitzerHerrschaften

statt. Die beidenältestenSöhne des Großherzogskonntendieser

Feier nicht beiwohnen. Sie waren einige Wochenvorher nach

dem südlichenFrankreichabgereist. Bei demErbgroßherzoghatten
sichin letzterZeit häufig katarrhalischeAffektionengezeigt, welche

es wünschenswerterscheinenließen, den Prinzen, der im übrigen
einenkräftigenund gesundenKörperbaubesaß,vorübergehendden
Einflüssendes nordischenWinters zu entziehen. Die Ärzte hatten
dafür den Aufenthaltin einemPyrenäenbadeangeraten,und der
damals bei derGesandtschaftin Paris beschäftigteLegationssekretär
Helmuthvon Oertzenwar beaustragtworden einengeeignetenOrt

zu ermitteln. Die von ihm getroffeneWahl einerMlla in Bagneres
de Bigorre wurdevomGroßherzoggenehmigt. Herr vonOertzen,
ein Sohn des Ministers und seit 1856 im Staatsdienst, hatte
srühervorübergehend(vom August 1862 bis Februar 1863) den
damals erkranktenBaron von Nettelbladtals Gouverneur der
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Prinzen vertretend Da die beiden ältesten Prinzen zusammen
erzogenwurden, so begleiteteauch jetzt 1864 Prinz Paul seinen
Bruder ins Ausland. Die beidenjüngerenKinder des Groß-
Herzogs, Prinzessin Marie und Prinz Johann Albrecht, ver-
bliebenim elterlichenHause. Die Erziehungder Prinzessinleitete
die Hosmeisterin,Frau von der Lühe, geb.von Hochstetter,die
des Prinzen der GouverneurDi', vonStein. Die älterenBrüder
verließenmit ihremGouverneurBaron Nettelbladtund denbeiden
Jnstruktoren, Dr. Gerlach und Dr. Schröder, die Heimat am
8. Oktober und begabensich über Paris nachBagneres. Der
Aufenthaltin dem Gebirgsbad erwies sich für ihre körperliche
EntWickelungin der Folge so zuträglich, daß derselbenochum
ein Jahr verlängertwurde, zumal ein trauriges Ereignis in der
großherzoglichenFamilie, auf das wir nochnähereingehenwerden,

ohnehineineVerschiebungder Rückkehrbewirkte. Erst am 6. Juni
1866 betraten die Prinzen nach fast zweijährigerAbwesenheit
wiederden heimatlichenBoden.

Der Großherzogverließ das Land im Herbst 1864 nur
zweimal aus militärischenAnlässen. Im September wohnte er
den Manöverndes Gardecorpsbei, welcheunter der Leitungdes
Prinzen August von Württembergin der Umgegendvon Berlin
abgehaltenwurden. Auf seineBitte, bei diesenÜbungen ein
Kommandoführen zu dürfen, hatte ihm König Wilhelm am
12. August1864 erwidert:

„Mit großer Freude seheich aus DeinemSchreibenvom

8. diesesMonats, daß Du Dichwiederuman denFeldmanövern
meinerTruppen bei Genthin zu beteiligenwünschest,was ich
nur zu gern genehmige.Nach demErnst auchwiederdenVor-

1 Oertzen wurde im Januar 1865 als Legationssekretür zur Gesandt-

schaft in Wien, im Oktober 1865 zur Gesandtschaft in Berlin versetzt. Von

dort wurde er im September 1866 nach Schwerin als Legationsrat und

vortragender Rat ins Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, später

auch in das Ministerium des Innern beruseu. Nach dem 1874 erfolgten

Tode seines Vaters zog er sich 1875 auf das ihm zugefallene Familiengut

Leppin zurück.
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Bereitungenzu demselbenobliegenzu wollen, kann ich nur sehr
loben. Da ich vom Prinzen von Württembergnoch keine
Manöverideenerhaltenhabe, so vermag ich auchnochnichtzu
übersehen, wie Deine Beteiligung am Kommandoam besten
einzurichtensein wird. Du wirst gewiß gut thun. Dich mit
ihm direktin Verbindungzu setzen.

Du hast sehr rechtzu sagen,daß diesmalderSoldat auch
mit demDiplomatenzusriedenseinkann. Der Soldat hat ehren-
voll am Frieden gearbeitet(wie der alte General von Katzeler
nach jedemGefechtsagte)und die Diplomatenhabenihn dann
zu ständegebracht.

Nun lebe wohl, grüße Mutter und Gattin herzlichstvon
mir und gedenkeDeines treu ergebenenalten OnkelsWilhelm."

Der zweiteAnlaß, der FriedrichFranz nach Berlin führte,
war der dort am 6. Dezember1864 stattfindendeEinzug der aus
Schleswig-HolsteinheimkehrendenTruppen. Unter ihnen befand
sichauchdas 24. Regiment,dessenChef der Großherzogwar und
welcheser an dem Königvorüberführte. Auf ihrem Rückmarsch
hatte ein großer Teil der preußischenTruppen den Weg durch
das Land genommenund war überallvon derBevölkerungfreudig
bewillkommnetworden. Auch durch Schwerin zogen starkeDe-
tachements. Der Hof und das Offiziercorpsveranstaltetenzu
Ehren der preußischenOffizierewiederholtmilitärischeBanketts.
Dem Großherzogwar der freundschaftlicheVerkehrseinerOffiziere
mit den preußischenKameradensehr erwünscht. Die erprobte
Tüchtigkeitund Bravour der letzteren,die Mannszuchtund Hal-
tung der durchmarschierendenRegimenter, alles dies mußte die
Achtungfür die preußischeArmeeerhöhen. Die nähereBerührung
mit derselbenkonntefür das mecklenburgischeMilitär nur von
günstigemEinfluß fein und war es in der That. Auch die
österreichischenTruppen hatten sich vorzüglichgeschlagen.Aber
derUnterschiedzwischendem norddeutschenVolkscharakterund dem
der anders geartetenStämme des Kaiserstaatswar dochbei der
letztenKampagnehäufig zu Tage getreten. Auchdie Zusammen-
fetzung,Bildung und gesellschaftlicheStellung der Offiziercorps
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wies Verschiedenheitenauf, welcheder persönlicheUmgang jetzt
deutlichererkennenließ. Unwillkürlichbegannendie Blickeder
mecklenburgischenMilitärs sichnochmehr als bishergeschehennach
Berlin zu richten. Der kameradschaftlicheVerkehr, der sich bei
dem letztenWittstockerManöver angebahntund bei den neuer-
lichenTruppendurchmärschennochmehr befestigthatte, bliebnicht
ohne Einfluß auf die Stimmung, in welcheretwa 18 Monate
fpäter das mecklenburgischeKontingentdie engeWaffenbrüderschaft
mit dem preußischenHeer begrüßte.—
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Neue Prüfungen» Reisenach Spanien. Ausgewählte
Korrespondenz»

Der Winter 1864/65 brachte dem Großherzogwieder die
stillenFreudentraulichenFamilienlebens,für die er so überaus
empfänglichwar. Am Hofeherrfchteein reger, geselligerVerkehr.
Dem sichtlichenBestrebender jungenFürstin, dieZuneigungihrer
neuenLandsleutezu gewinnen, kam man überall mit herzlicher
Sympathie entgegen. Das GlückdesneuenEhebundesschienvoll-
kommen,als am 7. April 1865 einePrinzessingeborenwurde.
Um so erschütternderwirktees, als in diesesGlückso rauh und
plötzlichdie kalteHand des Todes griff. Das Wochenbettwar
anfangs normal verlaufen; nach einigenTagen aber zeigtensich
Symptomeeines gefährlichenFiebers, und am 16. April schied
GroßherzoginAnna aus dem Leben. Nochhatte sichderJahres-
ring nicht geschlossenseit demTage, wo sie in die neue Heimat
einzog. Damals war es Frühling gewesen, jetzt legte man die
erstenKnospenan ihrem Sarge nieder. DieseSchicksalswendung
war von so ergreifenderTragik,daß sie wehmütigeEmpfindungen
selbstin solchenKreisenwachrief, die demFürstenhauseund dem
Landepersönlichfern standen. Wieviel tiefer mußte die Trauer
dort sein, wo dieserSchlag direkt empfundenwurde! Wer die
jungeFürstin, deren sanfte schöneZüge der Tod nicht entstellt
hatte,damalsauf demblumengeschmücktenParadebettin derSchloß-



Neue Prüfungen. Reise nach Spanien. Ausgewählte Korrespondenz. 161

kircheruhen sah, wird diesenEindrucknievergessen.Die Thronen,

die an ihrem Sarge flössen,entsprangennicht allein dem Gefühl

der Teilnahmean demGeschickdes tiefgebeugtenGatten, nichtnur

den Empfindungender Treue und Anhänglichkeitan das Fürsten-

Haus; sie waren auchderAusdruckjener reinmenschlichenRegung,

die uns allemal ersaßt,wenn ein junges blühendesLebengeknickt,

wenn der kauM geschlungeneBlütenkranzder Liebejäh zerrissen

wird. Vor drei Jahren am 10. März hatte man Großherzogin

Auguste zur ewigenRuhe bestattet. Jetzt am 22. April folgte

Friedrich Franz wieder dem Sarge einer heißgeliebtenGattin.

Auchdieseward in der Gruft der Domkirchebeigesetzt.Die Zahl

der leidtragendenVerwandtenwar sehr groß. . Die Eltern und

Brüder der Dahingeschiedenen,der Kronprinz und Prinz Adalbert

von Preußen, die Königin,Prinz Otto und HerzogKarl Theodor

von Bayern, sowievier Brüder der GroßherzoginAugustewaren

zugegen.
Wie sein Großvater Friedrich Ludwig, so kehrteauchjetzt

Friedrich Franz zum zweitenmalals Witwer in sein verödetes

Haus zurück. Wir besitzenvon ihm keineschriftlichenAufzeich¬

nungen wie die, mit welchenFriedrichLudwigdamals seineStim-

mnng so ergreifendschilderte.Aber wir lassenhier wieder jener

vertrautenFreundin das Wort, die so tiefeBlickein sein Seelen-

lebengethanund derenStimme wir schoneinmalnach demHin-

scheidender erstenGemahlinvernahmen:
„NachdiesemVerlustewar FriedrichFranz vielleichtsassungs-

loserals im März 1862. Der Schlag kam so plötzlich,soun-

vorbereitet. Das wunderbareseligeSterben seiner erstenGe-

mahlin, die nachlangemLeidenabberufenwurde, war ihmwie

eine Stütze seinesGlaubensgewesen. Diese Eindrücketrugen

ihn über seinenJammer hinweg. Damals glaubteer deutlich

die großenBeweiseder LiebeGottes zu erkennen.Jetzt wurde

es ihm vielschwererzu sagen:Herr, DeinWillegeschehe!Das

dumpfeGefühl,das er in sichtrug, ängstigteihn. DieseFührung

war ihmunverständlich.Dennochranger sichzu derÜberzeugung

durch,daß seinHerz, das sichnachernsterPrüfung, aberbewußt
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 11
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und freudig wieder an ein Menschenherzgekettethatte, den
irdischenFesselnentsagend,nachobengezogenwerdensolle. All-
mählichkammehrRuhe in diesesverstörteHerz. DieBilder der
beidenEntschlafenenschlangensichgleichsamineinander,er beweinte
beidein gleicherWeise. Seine kräftigeSeele kehrtezurückzur
Pflicht, zur Arbeit. Er hatte wiederLust zum Schaffen."—

Die Sehnsuchtnach seinenKindern war es, die ihn wieder
in die Ferne zog. Er wollte, wenn auchnur sür einigeWochen,
mit ihnenvereintsein. DieseZusammenkunfterfolgteam 17.August
in Bagncres de Bigorre. PrinzessinMarie und Prinz Johann
Albrechthatten sichdirektüberParis dorthinbegeben. Der Groß-
herzog,der Schwerinschonam I. August verlassenhatte, nahm
den Weg über Detmold, Darmstadt, Genf, Marseilleund Tou-
louse. Das Beisammenseinin BagneresdauertegegenvierWochen.
Schon vor seinerAbreiseaus Mecklenburghatte der Großherzog
den Plan gefaßt, mit dem BesuchseinerSöhne eineReisedurch
die pyrenäischeHalbinselzu verbinden. Die alte Wanderlustwar
erwachtund sicherlag in ihrer Befriedigung, in dem Aussuchen
raschwechselnderEindrückedas besteMittel, der trübenStimmung
Herr zu werden,der er sichentreißenmußte. Zum Reisebegleiter
und Führer durch die reichenKunstsammlungenSpaniens war
wiederHerr von Schackausersehen,der diesesLand schonfrüher
besuchtund sich bereits durch seineSchriftenüber das spanische
Theater, über die Kunst und Litteratur der Araber in der ge-
lehrtenWelt einenNamen gemachthatte. Schackgalt mit Recht
für einender erstenKennernichtnur auf diesemGebiet, sondern
auchauf demder spanischenMalerschule.Die vorzüglichenKopieen,
welcheLenbachin Madrid sür ihn angefertigthatte und die noch
heutedie Bewunderungaller BesucherseinerberühmtenGemälde-
galerieerregen,legtenschondamals beredtesZeugnis ab für den
seltenenKunstsinndes Besitzers. So trat denn der Großherzog
wiederumin GesellschaftdiesesergebenenFreundesund bewährten
Führers am 11. September die Weiterreisean. Zur Teilnahme
an derselbenhatte er außerdem seinenSchwager, den Prinzen
HeinrichXVII. Reuß, eingeladen,denselben,der späterals Lieute-
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nant im 1. Garde-Dragoner-Regimentbei Mars la Tour den
Heldentodfand. Zur Begleitunggehörten ferner die Flügel-
adjutantenFreiherr von Brandensteinund von Bietinghosf.

Während der Großherzogsichüber Bayonne nachBiarritz
begab,um demdort weilendenfranzösischenKaiserpaareinenkurzen
Besuch abzustatten, reisten die sürstlicheuKinder mit dem Er-
ziehungspersonalzum Gebrauchder Seebäder nachArcachonbei
Bordeaux,von wo diebeidenälterendemnächstnachBagneres,die
jüngerennachSchwerinzurückkehrten.

Der Aufenthalt des Großherzogsin Biarritz dauerte nur
einenTag. Das Kaiserpaar war sehr freundlichund entgegen-
kommend. Am 13. September überschrittdie Reisegesellschaftdie
spanischeGrenze. Wir müssenes uns versagen, auf die Einzel-
heitenderReiseeinzugehen,Was daran von allgemeinemInteresse
ist, findet sich in den „Erinnerungen" des Grafen Schack,auf
die wir schonbei der Orientreifehinwiefen,in anziehenderForm
geschildert.Nur einigeAndeutungenüber das Jtinerarium mögen
hier Platz finden.

Am 15. traf derGroßherzogin Madrid ein, bliebdort einige
Tage und machteAusflügenachToledo,Aranjuez,La Granjaund
Segovia. Bon hier ging er am 25. nachLissabon,schifftesich
am 2. Oktobernach Cadizein und bereistevon dort aus Anda-
lusieu. NachBesichtigungderStädte Sevilla, Cordobaund Malaga
wurde ein längererAufenthalt (11.—17. Oktober)in Granada
genommen,von hier die Rückreiseüber Madrid angetretenund
am 20. Bordeaux erreicht. Die ganze Reise ging ohne Unfall
von statten. Jahreszeit und Witterungwaren günstig. Der weit-
aus größteTeil der Landreisewurde auf der Eisenbahnzurück-
gelegtund nur von Madrid bis zur portugiesischenGrenzedie
Diligencebenutzt. Die mannigfachenkleinenBeschwerden,die mit
einemAufenthaltin Spanien verbundensind, die störendenZug-
Verspätungen,welchejedeEisenbahnfahrtbegleiteten,die Mangel-
hastigkeitder Gasthöfe,die oft unerträglicheHitzeund dieUnbilden
der spanischenKüchewurden in heitererLaune ertragen. Fand
man doch reicheEntschädigungin den entzückendenLandfchasts-

11*
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bildern, in den herrlichenKunstschätzenund in der Beobachtung

eines eigenartigenVolkslebens. Auchdie Besuchean den beiden

KönigshöfengewährteninteressanteEinblickein das Wesenund

Treibender höherenGesellschaftskreise.Der preußischeGeschäfts-

träger in Madrid, Herr vonPfuel, und der Gesandtein Lissabon,
Graf Brandenburg,hatten ihre Dienste für die offizielleAnmel-

dung bei den Höfenangebotenund waren auch sonstdemreisen-
den Fürsten mit Rat und Auskunftbehülslich.

Die spanischeKönigsfamiliebefand sich in der Sommer-
residenzLa Granja, einemam Fuße des GebirgesliegendenSchloß.
Über den Besuch des Großherzogs daselbstentnehmenwir dem
Tagebucheines Reisebegleitersdie nachstehendeSchilderung.

Um nachLa Granja zu gelangen,mußte man eineeinstündige
Eisenbahnfahrtbis zur Station Villalba machen, den circafünf-
stündigenRest der Fahrt aber zu Wagenzurücklegen.Der Groß-
herzogsolltederVerabredunggemäßamAbenddes 22. Septemberin
La Granja eintreffen.Die Diligencewar aber befetzt,Extrapostin
Villalba nichtzu haben und zur Beförderungder Reifendennur
nochein Omnibus vorhanden,in welchem,wiedervorausgesandte
Reisekurierberichtete,ein Platz bereits an einenPassagierver-
gebenwar. Als dieReisegesellschaftin Villalba eintraf, stelltesich
heraus, daß dieserPassagiereineFrau aus dem Volkemit einem
Säugling war. Nichtsdestowenigerbestiegder Großherzogmit
seinenHerren das Gefährt und langte in Gesellschaftdes weib-
lichenInsassenspät abendsvor der casa de los Infantes, einem
unweitdes SchlossesgelegenenPalais, an, wo die Hosherrenin
Gala versammeltwaren und eineCompagniecazadores unter den
Fanfaren der marcha real präsentierte. Nachdemdie üblichen
Vorstellungenvorüber waren, zog sichdas königlicheGefolgezu-
rückbis auf einen vornehm aussehendenund mit dem Großkreuz
der Isabella catholica geschmücktenHerrn, welcherdenGroßherzog
zum Souper nötigte. Man vermutetein ihmzum mindesteneinen
Hosmarschall;als er aber aufgefordertwurde, am Souper teil-
zunehmen,wurde er verlegenund verschwand.Es wnrde nun
klar, daß der Herr mit der hohenDekorationein Intendant oder
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Haushofmeisterwar. Den Großkreuzenbegegnetman übrigens
oft in Spanien. Am nächstenTage um 1 Uhr fand dieAudienz
im Schloß statt- Vor der Dependencehieltenzweisechsspännige
Kaleschen,von denendie sür denGroßherzogbestimmtemit Pfer-
den, die andere nnt Maultierenbespanntwar. Ein General und
ein Stallmeistermeldetensichzum Dienst. Die kurzeEntfernung
bis zum Schloß wurde in wenigenMinuten zurückgelegt.Die
Wachetrat ins Gewehr,und wiederertöntedie marcha real, wie
überhauptjedesmal, wenn der fürstlicheGast zu Fuß oder zu
Wagen seineBehausungverließ. Vor der Ankunftim Schloß
jagte das Maultiergefährtim Galopp an dem anderenWagen
vorbei, denn die spanischeEtiketteverlangt, daß das Gefolgedie
Wagenspäter als der Fürst besteigt, ihn aber bei der Ankunft
wiederstehendempfängt. Am Fuß der Treppe standen verschie-
deneHoschargen,unter deren Vortritt der Großherzogzu den
oberenGemächernhinaufschritt. Hart an seinerSeite rechtsund
links gingenzweiHellebardieroffizieremit gezogenemDegen. Helle-
bardiere bildetenSpalier die Treppe hinauf. Die Königinund
ihr Gemahlempsingenden Großherzogin einemSaal, umgeben
von einemgroßenGefolge. Unter demselbenbefandensich auch
die Minister des Äußern, Bermudezde Castro, und der Justiz,
Calderon Collantes, sowie der Duque de Ahumada, Chef der
Hellebardiergarde,welcherfür die persönlicheSicherheitderKönigin

haftet. Die Audienzverlief wie alle derartigenoffiziellenVe--
grüßungen. Der König machtegleichdarauf seinenGegenbesuch.

Um 4Va Uhr war wieder Vereinigung im Schloß, denn die

Königinwollte mit ihren Gästen einen Spaziergang durch den

Park machenund ihnen die Wasserkünstezeigen,welchenochgroß-

artiger sind als die von Versailles. Unter Vortritt der Hof-

Herrenund gefolgtvon einer glänzendenSuite setztesichder Zug

in Bewegung. Die Anlagendes Parks sind sehr schön.Mächtige
Baumgruppen wechselnmit Terrassen,Statuen und Fontainen.

Die Wirkungder hochaufschießendenWasserstrahlenwird erhöht

durchdie im HintergrundesichauftürmendedunkleGebirgswand.

Der Park war übrigens auchdemPublikumgeöffnet,welchessich
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zwanglos, aber ehrerbietigin der unmittelbarenNähe des Hofes

bewegteund das seltengeboteneSchauspielbetrachtete.Die Königin

ist stolzdarauf, sichohne Sicherheitsmaßregelnunter dem Volk

aushaltenzu können. Nirgends war ein Polizist zu sehen. Um

8 Uhr begabensichdie Gäste, immer unter dem gleichenCeremo-

niell, zum drittenmal ins Schloß, wo eine glänzendeAbendtafel

stattfand. Nach derselbenblieben die Fürstlichkeitennoch längere

Zeit in den oberenGemächernderKönigin beisammen.Der ganze
Empfang war ein herzlichergewesen.

„Trotzder vielenFörmlichkeiten"— so erzähltunser Ge-
währsmann — „welchebei einem königlichenLandsitzfür den
Fremdenetwas Auffallendeshatten, war dochder Verkehram
Hofefrei von jenemceremoniöfen,steifenWesen, welchesman
gewöhnlichmit der Vorstellung spanischerEtiketteverbindet.
Die Königinselbsthat etwas Freundlichesund Gewinnendes.
In ihrem Gesichtliegt ein Zug von Gutmütigkeit,der sehr
angenehm berührt. Der König, von unansehnlicherStatur
und etwas linkischemWesen, spricht sehr gut französischund
führt eineangenehmeUnterhaltung,währenddieKöniginäugen-
scheinlichdie französischeSprache nichtganz beherrschtund ihre
Muttersprachebevorzugt."

Spät am Abendverabschiedetesichder Großherzogund kehrte
am nächstenTage nachMadrid zurück. Da der königlicheMar-
stall nicht genügendmit Maultieren ausgestattetwar, so mußte
für die Fahrt nach Villalba wiederein sehrmangelhaftesFuhr-
werkgemietetwerden.

Der Empfangam portugiesischenHofewar wenigerförmlich
und bestand nur in Besuchen,welcheder Großherzogdem Kö-
nigspaar und dem KönigeFerdinand abstattete, welch letzterer
während der Minderjährigkeitseinesinzwischenverstorbenenälte-
sten Sohnes die Regentschaftgeführtund den Königstitelerhalten
hatte. Nach Beendigungder spanischenReisenahm der Groß-
herzog den Rückwegdurchdas mittlere Frankreich. Er besuchte
die berühmtenSchlösseran der Loire, Amboise,Chambordund
Blois, deren Baustil wegender für den SchwerinerSchloßbau
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entnommenenarchitektonischenEinzelheitenein besonderesJnter-

essefür ihn haben mußte. Fünf Jahre fpäter werden wir

ihn in dieser Gegend wiederfinden,aber diesmal an der Spitze

einer siegreichenArmeeund nichtin der Stimmung, den Denk-

malen der französischenRenaissanceirgendwelcheBeachtungzu

schenken.Paris wurde nur im Fluge gestreift. Hier werden

wir den Großherzognocheinmal vor dem Kriegein friedlicher

Umgebungantreffen,zu der Zeit, wo er 1867 die Pariser Aus-

stellungbesuchte.
Am 29. Oktobertraf Friedrich Franz wiederin Schwerin

ein. Der Zweckder Reisewar erreicht. Körperlicherfrischtund

moralischgekräftigt,trat er wiederan seinenHerrscherberufheran.

Die Zeiten waren ernst; der politischeHorizontwar umwölkt,

der Landtagstand bevor; eine durchgreifendeReform des Nieder-

lassungsrechtsundder ErwerbungkleinenGrundbesitzessolltedort

vorgelegt werden. Alles dies erforderte Wachsamkeit,Umsicht

und entschlossenesHandeln. Aber FriedrichFranz war nichtder

Mann, vor den Schwierigkeiteneiner Aufgabe zurückzuschrecken,

und jetztin der EinsamkeitseinesverödetenHauseswar ihm die

Arbeit doppeltlieb.
Seine Regierungssorgenwurdenbald nach der Rückkehrnoch

durcheinenVorfall vermehrt, welcherdengroßherzoglichenKassen

schwereOpfer auferlegte. Am 1. Dezemberwurde das Regie-

rungsgebäudein Schwerin durch einen Brand zerstört. Am

Nachmittagbrach das Feuer aus und griffaller Löschungsversuche

ungeachtetraschum sich. Der Brand dauerte die ganze Nacht

hindurch. Der Großherzogblieb auf der Brandstätteund leitete

die Bergung der Akten und Gelder, die zunächstim Schloß

untergebrachtwurden. Es gelang, die Kassenbestände,die Akten

des Archivsund der in den unteren StockwerkeninstalliertenBe-

Hördengrößtenteilszu retten. MancheswertvolleDokumentaber

wurdevernichtetoderging verloren,und diedadurchin den Regi-

straturenentstandenenLückenhaben sichbeim Quellenstudiumfür

dieseArbeit oft sehr fühlbar gemacht. Da zum GlückWindstille

herrschte,blieb das Feuer auf seinenHerd beschränkt.Das dem
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RegierungsgebäudegegenüberliegendePalais der Frau Großher-

zogin-Mutter war aber durch den Funkenregenstark gefährdet.

Sobald man erkannthatte, daß man des Feuers nichtHerr wer-

den könne, blieb die Thätigkeitder Feuerwehr auf die Erhaltung

der umliegendenGebäude gerichtet, und so erlangte der Brand

keinegrößere Ausdehnung. Die Außenmauerndes Regierungs-

gebäudesbliebenzwar stehen, waren aberdochso beschädigt,daß

sie größtenteilsabgetragenwerdenmußten. Der Großherzogbe-

stimmte, daß der Bau in seinerbisherigenGestaltwiederherge-

stellt werde, und dies geschahim Lauf der nächstenJahre. In

der Zwischenzeitwurden für die Behörden provisorischeUnter-

knnftsräumein verschiedenenTeilen der Stadt eingerichtet.

Gleichzeitigmit ihrer äußerenVerlegungerfuhrendie Mini-

sterien während dieses Provisoriums auch eine partielle innere

Umgestaltung. Am 14. August 1865 war der Staatsminister

von Schröter nachkurzer Krankheitgestorben. Der Großherzog

erhielt die Nachrichtvom Ablebendieses bewährtenund treuen

Dieners währendseinerReiseim südlichenFrankreichund wurde

davon schmerzlichergriffen. Er hatte die Dienste geradedieses

seiner Räte stets sehr hoch angeschlagen.Obwohl nichtan der

Spitze des Kollegiumsstehend, war Schröter dochin gewissem

Sinne die Seele desselbengewesen. Seine gründlichejuristische

Bildung, vielseitigeGeschäftskenntnisund geradezuerstaunliche

Arbeitskraft gaben ihm. wo es sichum sachlicheErwägungen
handelte, eine Überlegenheit,die seinen Einfluß auf die Ent-
fcheidungender Regierungimmer mehr befestigte.Er selbstwar
durchaus geneigt, diesenEinfluß geltend zu machenund zu er-

weitern. Seine Vota waren durchdacht, sorgsamausgearbeitet,

meistens ziemlichumfangreich; oft nahmen sie die Form von
Denkschriftenan. Dabei waren etwaigeGegengründesogleichbe-

rücksichtigt,besprochenund widerlegt. Einwendungenwar er
deshalbschwerzugänglich,zu Kompromissenwenig geneigt. Mit
Zähigkeithing er an dem konservativenPrinzip fest. Es blieb

die Grundlagealler seiner Entschließungen.Ein modus vivendi,

ein Vergleichmit den Verfechternanderer Richtungenwar ihm
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unsympathisch, und da die staatsmännischePraxis solcherAus-
kunstsmittelnie ganz entraten kann, so wies die Führung seines
Ministeriums häufig Härten und Schroffheitenauf, die seinen
Gegnern — und ihre Zahl im Lande war nicht gering —

Waffen zu seindseligenAngriffenin die Hand gaben. Allein die
bureaukratischeRegierungsweise, die er übte, beruhte auf einem
strengen Rechtsbewnßtsein,stets auf sachlichenErwägungen, nie-
mals auf persönlichenRücksichten.DieseLauterkeitder Gesinnung,
die Enthaltung von Jntrigue war es, die ihn feinem Fürsten
so wert machte, daß dieserdie Umständlichkeitder Schröterschen
Geschäftsgebarungwillig ertrug und sichdurch dessenEmpfind-
lichkeitgegen Widerspruch nicht verstimmen ließ. Die fünfzehn
Jahre der Schröterschen Amtsführung sind von der liberalen
Partei oft als die Zeit einer „im Finstern schleichendenReak-
tion", einer „unerträglichenJunker- und Priesterherrschaft"be-
zeichnetworden. Mag sein, daß manchen Verfügungenaus die¬
ser Zeit Härten und Irrtümer anhaften. Unfehlbar ist niemand.
Im ganzen— das wird die jetzigeGeneration dankbar erkennen
— war nach den Ausregungender vorangegangenenKrisis die
Herstellung eines festeren, vielleichtautokratischenRegimentssür
das Land sehr wohlthätig. Sie beruhigte die Gemüter, lenkte
den Blick von dem politischenParteigetriebe ab und auf die zur
Zeit wichtigerenwirtschaftlichenFragen hin. Die ständischePar-
tei aber ist dem Minister von Schröter sicherzu ganz besonderem
Dank verpflichtet. Sie hatte in ihm einen energischenVerbün-
beten, und dieseAlliance zwischenRegierung und Ständen war
es vor allem, welche der mecklenburgischenVerfassung über die
gefährlichenKrisender nächstenJahre hinweghalf.

Die Frage der Wiederbesetzungdes erledigten Postens ruhte
natürlich während der spanischenReise. Sie kompliziertesich
noch dadurch, daß der Ministerpräsidentvon Oertzenum Ent-
Hebung von der Leitung des Ressorts des Innern bat. Er
wünschteaus Gesundheitsrücksichtenseine Arbeitslast vermindert

zu sehen. Es fehlte zwar nicht an Ministerkandidaten, doch er-

sordertedie gleichzeitigeBesetzungzweier Staatsratsposten, von
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denen der eine die Departements der Justiz und des Kultus in

sich vereinigte, sorgfältige Erwägung. Gleich nach seiner Rück-

kehr beschäftigtesich der Großherzog eingehendmit dieser Ange-

legenheit. Zum NachfolgerSchröters ernannte er den Oberappel-

lationsgerichtsrat Dr. Buchka, welcher am 2. Januar 1866 in

sein Amt eingeführt wurde. Herr Buchka besaß den Ruf eines

ausgezeichnetenJuristen; mit vielen Fragen der Verwaltung hatte

er früher sich vertraut zu machen Gelegenheitgehabt. Wir sind

ihm schon wiederholt begegnetin der Zeit, wo er als Strelitzer

Kommissar bei den Verfassungsverhandlungenthätig war. Bon

streng konservativerGesinnungbot er alle Gewähr für die Fort-

sührung der von Schröter eingeschlagenenRichtung, welcheden

Intentionen des Großherzogs entsprachund in welchersich auch

die Leiter der anderen Ressorts bewegten. In den politischen

Rahmen des Kabinetts paßte auch der neue Staatsrat für die

inneren Angelegenheiten, Dr. Wetzell, welcher sein Amt am

10. April 1866 antrat. Derselbehatte eineakademischeLaufbahn

hinter sich; er war früher Professorin Rostockgewesenund von

dort nach Tübingen berufen worden. Während seines Rostocker

Aufenthalts hatte er Gelegenheitgehabt, die Eigentümlichkeitund

den Wert der mecklenburgischenVerfassungkennenzu lernen. Er

gab derselbenden Vorzug vor dem modernenKonstitutionalismus

und sprach sich später in Tübingen oft in diesem Sinne gegen

junge Mecklenburgeraus, welchedort studierten. Dies war dem

Großherzog bekanntgeworden, Wetzells Persönlichkeitihm über-

dies sympathisch. Indem er ihn mit der Leitung des Departe-

ments des Innern betraute, hoffteer, daß Wetzellshervorragende

Eigenschaftenden Mangel an Verwaltungspraxis und Personal-

kenntnis ersetzenwürden. Hierin täuschteer sich nicht. Mochten

auch in der ersten Zeit die Einflüsseder Ministerialräte für die

Beschlüsseihres Chefs maßgebendsein, so erkanntedochletzterer

sofort, wo es sich um prinzipielle Fragen handelte, und nahm

dann entschiedenStellung zu denselben. Das war es aber ge-

rade, was der Großherzog von den Ressortchefsforderte. Er

wünschtenicht, daß sie sich in Detailarbeit verlören und das
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Pensum ihrer Räte selbst aufarbeiteten, wie dies bei Schröter
oft der Fall gewesen. Als Mann von umsassenderGeistesbildung
verstand es Wetzellbald, sichmit den Verhältnissenseines Mini-
steriums vertraut zu machenund sich während seiner Amtssüh-
rung die allgemeineAnerkennungwie die besondereWertschätzung
seines Fürsten zu erringen.

Wir nähern uns nun demwichtigenZeitabschnitt,der durch
die Krisis des Jahres 1866 bezeichnetwird. Ehe wir an den-
selben herantreten, sollen dem Leser noch einige Auszüge aus
Briefen des Großherzogs vorgelegtwerden, welchein die zuletzt
besprochenePeriode 1850—1865 fallen und welchefür die Per-
sönlichkeitdes Fürsten selbstwie für dessenBeziehungenzu einigen
ihm besonders nahestehendenPersonen charakteristischsind. Das
Unzusammenhängendedieser der umfangreichen Korrespondenz
entnommenenÄußerungen, Bemerkungen, Austrägezc. ließ sich
nicht vermeiden. Der Leser, welcherdem Gang der Darstellung
bisher gefolgtist, wird sichaber dennochin diesen Aphorismen
leicht zurechtfinden. Wo es zum Verständnis nötig erschien, ist
eine erläuternde Anmerkung hinzugefügtworden. Dieser brief-
licheNachtrag bildet somit teils eine Ergänzung des in den letzten
Kapiteln Gesagten, teils einen Beleg für die darin enthaltene
Darstellung der persönlichenAnschauungendes Großherzogs.

An die PrinzessinAnna von Hessennnd bei Rhein.

(Schwerin, 10. 1. 64.) — — „Sei mir in dieser

Woche recht nahe, denn ich habe eine der schwersten
Regentenpflichten zn erfüllen. Mir liegt ob, zu prüfen,
ob ich ein Todesurteil bestätigensoll oder nicht. Die Gerichte
haben einen Mörder in 3 Erkenntnissen zum Tode ver^
urteilt. Die Pflicht des Regentenist nun, nicht gleichsamauch
noch ein Urteil zu sällen oder nach seinenGefühlenzu bestä-
tigen oder zu begnadigen. Ersteres wäre ein Eingreifenin die
Justiz, letzteres leichtfertigerMißbrauch der Gewalt. Er hat

zu erwägen, ob Gründe vorhandensind, dem Rechtenicht seinen

Lauf zu lassen. Sonst muß er bestätigen, denn »die Obrig-
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feit trägt das Schwert nicht umsonst«. Aber sür das mensch-

licheHerz ist es ein furchtbarschwererKampf, das Lebeneines

Menschenrettenzu könnenund es oft dochnichtzu dürfen." — —

(Schwerin, 12. 1. 64.) „Deine Bedenken wegen

Mangel an Talent zum Umgang mit Kindern teile ich nicht.

Nach der Art, wie Du jetzt schonaus der Ferne ihre Herzen

gewonnenhast, zweifle ich gar nicht, daß sichdas einfachund

von selbst gut machenwird, da die Hauptsacheda ist: Liebe

zum Herrn und zu Deinem neuen Beruf. Es sind gute, an

Gehorsam gewöhnteKinder, die mit Liebe und Ernst leicht

zu leiten sind. Auf sich selbst muß man allerdings besonders

acht haben, denn Kinderaugensind scharf, und es giebt keine

besserenErzieher für Eltern als ihre Kinder. Ich sucheihr

Vertrauen zu erhalten, ihr Herz zu pflegen, lasseihnen in er-

laubten Dingen viele Freiheit, fordere aber in den Hauptsachen

unbedingtenGehorsam." —

(Schwerin,16.1. 64.) „DieTodesurteilssachehabeich

durchgearbeitet,auch mit Sachverständigenbesprochen,und ich

glaube, ich werdebestätigenmüssen! Ein Schäferknechthat den

Schasmeisterauf offener Landstraße ganz kaltblütig ermordet,

um dessenFrau zu heiraten, dieseweiß darum und hat ihn

dazu angestiftet,da sie ihren Mann nicht mag, der ihr aber in

keinerWeiseetwas zuleidegethan hat. Der Knechtist zum Tode,

sie zu 20 Jahren Zuchthaus verurteilt. Er hat seine Strafe

durchaus verdient, und es liegt kein Begnadigungsgrundvor.

Sie hätte wohl dieselbeStrafe verdient, da sie als die Anftif-

terin ebenso schuldig ist, hat aber diese Absicht nicht einge-

standen. Das war nun mein einzigerZweifel, ob darin nicht

eine Ungerechtigkeitliege, daß er, der gestanden,schärferbestraft

werde wie die Frau, weil sie zu lügen verstanden. Das Rich-

tige ist aber, daß dieseungleicheBehandlungder beidenSchul-

digen immer die Schuld dessen,der seinen Mitmenschenauf so

ruchloseArt erschlagen,nicht vermindert und der Schaden, daß
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ein solcherMord unbestraft bliebe, größer wäre als das Be-

denkender zu geringenBestrafung der Frau. Ich werde noch

einige Tage warten und Gott um Erleuchtungund Kraft bitten;

dann nach bestem Gewissen meinen letzten Entschluß fassen.

Bete noch recht für mich!"

(Schwerin, 17. 1. 64.) „Am politischenHorizont
nahen entscheidendeTage. Zur Beurteilung der fchleswig-hol-

steinfchenSache muß man, um nicht konfusezu werden, be-

stimmt festhalten, I. daß sie keine rein deutsche,sondern eine

europäischeist, d. h. eine, wo England, Frankreichund Ruß-

land mitsprechen, 2. daß sie daher von Deutschlandnur mit

Hülfe von Österreichund Preußen zu einer praktischenLösung

gebrachtwerden kann. Daraus folgt, daß man Wohlanderer

Ansichtals diesesein, aber nicht daran denkendars, ohne sie

die Sache in die Hand zu nehmen, sondern daß es viel klüger

ist, ihnen das zu überlassen, wenn sie einig sind. Das ist

einfach meine Politik, und darum habe ich mit den Groß-

mächtengestimmt.
Die Truppen derselbensetzensichjetztin Marsch; die p>eu-

ßische13. Division per Eisenbahnvon Minden über Hannover

nach Haniburg, die 6. zu Fuß durchMecklenburgnach Lübeck,

die Österreichervon Presburg und Wien per Eisenbahnüber

Schlesien, Berlin, Ludwigslust nach Hamburg. Am 1. Fe-

bruar soll alles zum Vormarsch fertig bei Rendsburg stehen.

Am Montag gebeich in Ludwigslust meinem dort durchmar-

schierenden preußischen Regimente ein großes Diner. Am

Freitag kommt mein Bruder mit seinem Kürassierregiment

durch Schwerin und wird ein Ball ihm zu Ehren im Schau-

spielhausestattfinden.
Meine Truppen und ich selbstsind hiervon zunächstnoch

nicht betroffen, dochkann das schnellkommen, und bereiteich

im stillen alles vor."
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(Schwerin, 7. 4, 64.) — — „Wie ein Traum werden
Dir die MünchenerTage mit ihrem reichenInhalt voll Glück,
Trauer. Familienlebenund Kunstgenuß erscheinen. Und doch
war alles Wirklichkeit,ein Stück Menschenlebenrollte sichvor
Dir auf. Wenn man bedenkt, daß unzählige solcherKreise

sich aus unserer Erde nebeneinanderbewegen, Millionen Men-
schenlebensichin ihnen abspielen, ohne jemals sicheinanderzu
nähern, so staunt man vor der Größe dessen, der das alles
geschaffenhat und regiert. Da kann man ihm auch die Lei-
tung des eigenen kleinen Lebens getrost überlassen. Möchte
dieser Gedanke Dir nahe sein, wenn es Dir einmal bange
werdensollte!" — —

An den Staatsminister Grafen von Bnlow.

(Pyrmont, 18. 6. 50.) — — „Daß Wörnstorfŝ aus
Strelitz kommt, freut mich sehr und werden meine Herren
Minister bis dahin wohl ihre Meinungen etwas sestgestellt
haben. Meine Meinung ist:

1. staatsrechtlicheTrennung von Strelitz und Unierung zu
bestimmtenZwecken,

2. konstitutionelleVerfassung im konservativenGeiste, Be-
seitigungder Grundrechte,

3. ein unserenVerhältnissenangepaßtesWählgesetz.
Das konstitutionellePrinzip ist ein verkehrtesund schäd-

liches, aber für jetztdas einzigeMittel, um den großen Mittel-
stand dem neuen Staatsleben zu gewinnen, und dann eine
Ehren- und Gewissenssachesür mich und mein Verhältnis zu
meinem Volke!"

1 Die Schweriner und die Strelitzer Regierung waren, nachdem ein voll-
stündiges Einvernehmen wieder hergestellt, übereingekommen, die Verfassungs-
reform gemeinschaftlich zu behandeln. Einer von Schwerin ergangenen Ein-
ladung zu einer Konferenz entsprach man in Strelitz durch Ernennung des
Ministers von Bernstorff zum Bevollmächtigten.
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(Doberan, 7. 7. 50.) — — „Ihre Nachrichthat mich
nicht angenehmüberrascht,indemunserepolitischeLagedadurch
sehr erschwertund einem Striche meines Landes auch eine
große Last auserlegtwird^. Sodann finde ich auchdie aus-
schließlicheBenutzungmeines Landes nicht richtig und nicht
nötig, da Strelitz und Hannoverebensonah und näher liegen,
auchPerlebergdurch die Eisenbahnnichtzu sern ist.

Aus der anderen Seite wird man sich,insofernein Bun-
deszweckvorliegt, nicht ganz entziehenkönnenund es mehr
darauf ankommen,auf obigeVerhältnisseaufmerksamzu machen
und auf einer Verteilungder Lastund möglichsterMinderung
zu bestehen.

Eine Idee wäre die, wennmit Hannovernichts zu machen
wäre, die strelitzfche(Schönbergfche)und meine Grenze (Zar-
rentin und Boizenburg)nur leichtzu besetzenund das Übrige
als Reservebei Perlebergund Warnow aufzustellen.Auchauf
möglichstkurzeDauer wäre zu wirken,was freilichschwerzu
bestimmenseinwürde.

Auf morgen ein mehreres, jedochhabe ich Ihnen meine
erstenGedankennichtvorenthaltenwollen."

(Sanssouci, 14. 10. 50.) „Der König teilte mir
heute abend mit, daß sicheine Hoffnungzeigeauf friedliche
Lösungder hessischenSache. Dörnbergist wirklichÜberbringer
eines eigenhändigenBriefes des Kurfürstenan den Königge-
Wesen,in welchemderselbeden Wunschausspricht,seine An-
gelegenheitvon Österreichund Preußen im Verein mit den
übrigen deutschenFürsten geschlichtetzu sehen. Auchsoll die
Entlassungvon Hassenpslugin Aussichtgestelltsein.

1 Es handelte sichum dm Durchmarsch bezw. die Kantonierung der
uach Schleswig-Holsteinzu entsendendenBundestruppen. Wegender Willkür-
lichenDislokation österreichischerBataillone, mit welchenspäter, im Winter
1850/51,der ganze westlicheLandesteil belegtwurde, kam es zu einer Rekta-
mation, ans welchein Kap. XI näher eingegangenist.
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Über unsere Sache hoffeich den König zn sprechen,habe

bisher nur Schackgesprochenund ihm unfern Standpunktklar

dargelegt. Ich bin neugierig, was Radowitz dazu sagen

wird."

(Schwerin,22. 11. 51.) „Daß die in Sternberg

versammeltenRitter mit dem abweisendenVerhalten̂ ihrer

Deputierteneinverstandensein würden, ließ sich denken. Es

ist eine Weisungmehr, daß die Regierungsichnichtmit dieser

Partei identifizierendarf und daß sie auf eine Mitwirkungder-

selbenzu irgend einer Reform niemals wird rechnendürfen.

Man wird also ohne sie sein Ziel zu seinerZeit zu erreichen

suchenmüssen."— —

(Heil. Damm, d. 8. 8. 54.) „Für die schnelle

MitteilungIhrer Ansichtin der Mobilmachungssacheundüberun-
sereweiterePosition zu den Folgen des Beitrittes zum Bund-

nis dankeich sehr. Sie entsprichtin der Hauptsacheganz der

meinigenund weicheich nur in zweiPunktenvon derselbenab,

indem ich mich verpflichtetund es den deutschenInteressen

entsprechendhalte, wenn ein Beschlußbundesverfassungsmäßig

zu stände gekommen,ihm den Gehorsamnicht zu versagen.

Ferner ist es wichtig,bei den militärischenEinleitungendie
Bundesnormen strenge einzuhalten. Kommt es aber zum
ernsten Kriege,so ist die Waffenehreund die Sicherheit der
ErhaltungeinerkleinenTruppe nur bei der Armeeeiner großen
Macht zu finden, wie denn bisher das entgegengesetzteVersah-
ren stets den gänzlichenVerlust des mecklenburgischenKon-

tingents mit sichgeführthat." — —

(Ludwigslust,26. 11. 54.) — — „Hoffentlichwird

das Ende des Landtags dem ruhigenBeginn entsprechen.Daß

die bürgerlichenGutsbesitzernicht demonstrierenwürden, habe

1 Bezieht sichauf die in Schwerin abgehaltenenkommissarisch-deputa-
tischenVerhandlungen über die Verfassungsreform.
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ich immer geglaubt. Wenn aber von feitendes Adels oder

von uns nichts geschieht,um dieseWunde zu schließen,so

werden sie wiederzum Angriff schreiten. Ich bitte daher, es

immer wieder auszusprechen,daß die Regierungeine Einigung

in dieser politischruhigen Zeit sür notwendighält, wenn es

ihr in stürmischenTagen nichtunmöglichgemachtwerdensoll,

sür die alte Verfassung mit ihrer ganzen Krast einzu-

stehen."

(Ischl, 19. 6. 56.) — — „Ihren erstenBriefnachIhrer

Rückkehrvon Burg-Schlitzhabe ich richtig erhaltenund danke

Ihnen dafür. Ich kann nichtleugnen, daß ich einigeSehn-

suchtnachmeinemLandeund meinemWirkungskreisehabeund

daß ich mit dem lebhaftestenInteresse alle Nachrichtenvon

dort aufnehme. Ich beruhigemich nur bei dem Gedanken,

daß das Land bei Ihnen und Ihren Kollegenin sicheren

Händen ist und daß die hiesigeAussrifchungmir nützlichsein

und meinerspäterenThätigkeitzu gutekommenwird.
UnsereReisehierherwar durchdie Ausenthaltein Pots-

dam und München sehr interessant,und ich hätte wohl ge-

wünscht,Sie an elfterem Orte zu sehen. Der Kaisermachte

einen festenund milden Eindruckund hat, glaube ich, auch

in Berlin mancheSympathie erweckt,vielleicht,weil er das

Rusfentum nicht so ausschließlichrepräsentiert als sein

Vater.
In Münchensind wir sehrherzlichaufgenommenworden.

Meine Frau war viel mit der Königin, die eine gute Preußin

gebliebenist, und der König hatte eineMenge Aufmerksam-

keitenfür mich: Diners, Parade, Hubertus; aber das Merk-

würdigsteund wirklichInteressantewar die Einführung in

seinen Gelehrtenkreis,durch welcheEhre ich unwürdiger Laie

wirklichsehr geschmeicheltwar. Danebenmachtenwir natür-

lich bedeutend in Kunst, was zusammen etwas fatigant

wurde."

von Hiri'chfeld, Friedrich Franz II. 2. 12
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An den Staatsminister von Schröter.

(Ludwigslust, 22. 2. 51.) — — „Das Reskript, be¬
treffenddie Aufnahmevon Ausländern, habe ichunterschrieben,
obgleichmir die Motivierung als zu speciellnichtgefielund,
wie ich fürchte,der Sache schadenwird.

Die Aufforderungvon Pogge wird hoffentlicheine War-
nuug für die Adelsparteiin Malchin sein, wohin es kommen
kann, wenn sie fortfahren sollte, anstatt mit der Regierung
zu gehen,in einer Stellung gegen diese ihre Aufgabezu er-
blicken."

(Stonsdorf, 15.7.53.) „MeinerliebenFrau und den
Kindern sowie mir selbstgeht es in den schönenBergen vor-
trefflich,und bekommtmir auchdieGeistesruheund vieleKör-
Perbewegungsehr gut. Doch sehneichmichschonwiedernach
meinem Lande und meiner Arbeit und freue mich aus den
Augenblick,wo ich mit Ihrer treuen Hülsedieselbewiederer-
greifenkann.

Grüßen Sie Brockund Zülow! GottsegneSie und mein
liebes,schönesLand!"

(Ludwigslust,8. 7. 54.) „Graf Basfewitz—Schwießel
war gestern quasi im Auftrage Kettenburgsbei mir, welcher
zurückkehrenwill, wenn ihm auf sein Ansuchenunter ihm
regierungsseitigaufzulegendenKautelendie Haltung eines Haus-
kaplansgestattetwürde.

Mir scheintdie Sache nachallem Vorgefallenenund bei
dem jetzigenStreit der Geister,zur Zeit wenigstens,bedenklich,
wenn auch auf der anderen Seite Kettenburgder Mann ist,
welcherihm aufgelegteBedingungengewissenhafthalten würde.
Meiner Ansichtnach müßte er still nach Matgendorfzurück-
kehren, sich wie jeder andere Katholikin Mecklenburgan den
vorhandenenMitteln in Schwerin und Ludwigslustgenügen
lassen,und es von der Zeit erwarten, ob und wann ihm eine
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solchepersönlicheVergünstigungnach Lageder Verhältnissezu
teil werdenkann."

(Doberan,28. 7. 54.) „Diemir jetztausdem Staats-
Ministerium zur EntscheidungvorliegendeDifferenzzwischen
Finanzministeriumund Oberkirchenrathängt so eng mit den
übrigen Anschauungenüber letzterenzusammen,daß ohneFest-
stellung jener eine Heilungdieser einzelnenWundeschwerist.
Es hat sichmir daher die Frage aufgedrängt,ob es nichtan
der Zeit sei, die Kompetenzfragedes Oberkirchenratsin ihrer
Allgemeinheitnunmehr zur Entscheidungzu bringen. Einen
heftigenKampf wird es kosten,aber den muß man nicht
scheuen,wo es die SicherungwichtigerGüter gilt."

(Ischl, 20. 6. 56.) —-— „Daß Sie meinemWunschenach
Mitteilungenaus der Heimatso bald nachgekommen,hat mich
Ihnen zum lebhaftenDank verpflichtet,denn meine Sehnsucht
nach meinemgeliebtenLande,meinenGeschäften,mein Hunger
nach Nachrichtenist groß. Es ist doch wunderbar, welche
festenBannkreiseVaterland und gottgegebenerBeruf um den
Menschenziehenunddaßsieihn nur innerhalbderselbensichwohl-
fühlen lassen,namentlichwenn er älter wird. Ich kann mich
ganz in Ihre Gefühleversetzen,wenn Sie von Ihrem Schreib-
tischenichtloskommenkönnen,und dennochmuß es zum Nutzen
des Amtes, wenn es ein hohes ist, und zur Erhaltung der
FrischeseinesTrägers zuweilensein. Die Nervenhalten diese
ausreibendeThätigkeitnicht immer aus, und man verliertden
Maßstab sür den verschiedenenWert der zu behandelndenAn-
gelegenheiten.

Ihre Mitteilungenaus dem Geschäftslebensind sehr er-
sreulich,und ich gratuliere Ihnen zu dem Erfolgein Ihrem
regen Streben, den Rechtsbodenunserer Kirchegründlichzu
sichern. Ich gratulieremir aber auch, daß ich den tüchtigen,
treuen Mann gefundenhabe, dessenBefähigungund Eifer in

12*
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den ihm zugewiesenenÄmtern gleichen Schritt halten. Ich
erkennedas in vollemMaße an."

(Heil. Damm, 30. 8. 56.) „Auf dem Rückwegsehen
Sie sich vielleichtdie Lokalitätenin Bützowan. Selbst sehen,
ist für jedenRegierendensehr nötig."

(Berlin, 14. 9. 57.) „Aus Anlaß des Abganges von
vr. Ebeling bitte ich die Disciplin am Gymnasium, dieseso
unendlichwichtigeSeite derJugenderziehung,durchdas Schol-
archat genau prüfen zu lassen, auch selbst einmal hineinzu-
sehenund mir nachmeinerRückkehrVortrag darüberzu machen.

Nun muß ich Ihnen von meinemStandpunkteaus noch
eine besondereBitte an das Herz legen. Teilen Sie Ihre
Arbeitskraftso ein, daß sowohldieArbeit am Schreibtischeals
das Selb stsehen und Inspizieren zu ihrem Rechtekommen.
Sie müssendie Ihnen untergebenenInstitute und Menschen
von Zeit zu Zeit an Ort und Stelle sehenund denErfolg
und die Ausführungder gegebenenBestimmungenbeobachten.

So bitte ich Sie namentlich,Bützowmit Dreibergenein-
mal zu besuchen.Mit vielem Interesse habe ich das neue
Zuchthaus in Halle jetzt gesehenund muß wegen mehrerer
Einrichtungenmit Ihnen mich besprechen.Viel Anregendes
habe ich jetztgesehenund viel liegt nochvor mir. Aber schon
wächst die Sehnsuchtnach dem eigenenWirkungskreiseimmer
mehr, und ich sehe mit Freuden den 1. Oktobersichnähern.
Mögen Sie bis dahin in gewohnterTreue mir mein Haus
verwalten."

(Schwerin, 29. 6. 58.) „NehmenSie in der heutigen
Ernennung zum Staatsminister meine volle Anerkennungund
meinenDank entgegenfür Ihre mir und demLandein schwerer
Zeit geleistetenDiensteund für die hoheAufopferung,mit der
Sie fortfahren, sich meinemDienstezu widmen. Mit Be-
friedigungkönnen'Sie auf eineReihe segensvollerLeistungen
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zurücksehen,derenBedeutungje länger, je mehr erkanntwerden

wird, und derenFrüchteschonjetztsichzeigen/'

(Heil. Damm, 29. 8. 59.) „Meinen herzlichstenDank

für Ihre Mitteilungenund Ihre Bemühungen. Zweckmäßig

würde es, glaube ich, sein, an die bedrohtestenOrte1 einen

höherenArzt, etwa Freseoder Störzel, den Reskriptenauf dem

Fuße folgenzu lassenals großherzoglichenKommissarius,um

die Ausführungen des Befohlenen zu sichern und

Rat zu spenden, der dann aber wiederzurückkommtoder sich
an andereOrte begiebt,jetztz. B. nachTessin,Gnoienu. f. w.

MeineEinwilligungdem Divisionskommandogegenübererteile

ich hiermit."

(Ludwigslust,4. 9. 59.) „Von Goldberggesundhierein-

getroffen, eile ich Ihnen einiges von dort mitzuteilen. Die

von Ihnen ergriffenenMaßregeln,d. h. der Kommissarius,die

Gendarmenund vr. Müller, zeigensichwirksam, die Kranken

werdenbehandelt,die Toten weggebracht,dann ordnungsmäßig

beerdigt. Die Privatwohlthätigkeitsowohlder Umgegend,na-

mentlichdes KlostersDobbertin,als auchbesondersSchwerins

1 Anfangs Juli war die Cholera in Rostockausgebrochen,wohin sieauf

dem Seewegeeingeschlepptwar. Sie verbreitete sich rasch in die nächst-

gelegenenOrtschaftenund griff in denfolgendenMonaten immer weiterum

sich. Goldberg, Güstrow, Gnoien, Malchow, Wismar und viele andere

Städte wurden schwerbetroffen. Die Epidemie trat überhaupt verheerender

auf als bei ihrem letztenErscheinenund forderte viele Menschenleben.Der

Gefahr nicht achtend,bereisteder Großherzog die am meisten heimgesuchten

Städte und Ortschaften, traf sanitäre Maßregeln, besuchtedie Hospitäler

und richtetedurch sein unerwartetesErscheinenden Mut der Bewohnerschaft

wieder auf. Als er von Doberan zu dieserReiseaufbrach,befandsichGroß-

HerzoginAuguste nach der Geburt des Prinzen Alexandernochin Wochen.

Der Großherzog verschwiegihr den Zweckseiner Reise. Er äußerte in spä-

teren Jahren, daß ihm dieserAbschieddamals sehr schwergewordensei. Der

Eindruck, den das Erscheinendes Landesherrn in dem Choleradistriktmachte

und hinterließ, war ein außerordentlicher. Der Süden und der Südwesten

des Landes blieben von der Epidemieverschont.
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hat den anfangs hier herrschendenMangel nach jeder Rich-
tung verschwindenlassen. Geld kann immer gebrauchtwerden.
Subalterne Exekutivbeamtemangeln demKommissarius,um die
AusführungseinersanitätspolizeilichenAnordnungenzu sichern,
und habe ich auf seinen Wunsch das Divisionskommandobe-
fehligt,einenenergischenUnteroffizierund zwei umsichtigeSol-
datsn morgenan ihn abzusenden.

Das war eineFrucht meines Aufenthaltes, dann auchwohl
einigeAufrichtungder Gemüter.

Mittwochmittag 2 Uhr auf derRegierung,soGott will!"

(Heil. Damm, 21. 9. 59.) „Die Choleraberichtesende
ich hierbeizurückund bitte zumMontag eineZusammenstellung
derjenigenPersonenanfertigenzu lassen,welchesichdurchMut,
Energie,Geschicklichkeitund Aufopferungbei derEpidemieaus-
gezeichnethaben."

(Ludwigslust,8. 10. 59.) „Die Anlagefolgt zurück,und
kann ich die von Ihnen ergriffenenMaßregeln nur billigen.
Das Reskriptan Baumgarten bitte ich möglichstwenigzu än-
dern und rechtobjektivund ruhig zu halten; ich glaube, daß
fast gar nichtsgeändertzu werdenbraucht.

WitzlebensTod hat michsehr schmerzlichberührt."

(Ischl, 13. 7. 60.) „WährendNapoleonsichden Rhein-
gedankennochetwas verkneifenzu wollenscheint,rührt sichdie
Revolution allenthalben;Rüge zeugt davon. Man muß auf
seinerHut sein. So leichtmöchteübrigens die gemütlicheRe-
konstruktiv«Deutschlandsnichtsein, wie er meint. Für Meck-
lenburgist es aber hoheZeit, das Schadhafteim Innern mit
oder ohneStände kräftiganzufassen,wenn wir bei einemneuen
Sturm über Wasferbleibenwollen."

(Ischl, 27. 7. 61.) „Mich beschäftigendie kirchlichenund
Schulangelegenheitender hiesigenProtestanten, die noch sehr
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daniederliegen,und wir sind ebendarauf hinaus, durcheigene
Anstrengungenund durchBeiträgeandererder kleinenGemeinde
von etwa 180 Seelen eineeigeneSchule in Ischl zu begründen.
300 fl. jährlich, eine freie Wohnung für den Lehrer nebst
Schullokalsind gesichert.Nun ist der allgemeineWunschder
hiesigenPrediger und der Gemeinde,daß aus Mecklenburgder
Lehrergesendetwerde, da einewirklichdurchgebildete,den hie-
sigenVerhältnissengewachsenePersönlichkeithier nichtzu finden

ist, und ich habezugesagt,denVersuchdamitzu machen. Mein
Gedankeist, daß Sie einentüchtigenLehrer, der im Seminar
gebildetist, aussuchenund zum 1. Oktoberversuchsweiseher-

senden. Dies kann ihm als mecklenburgischerSchuldienstge-
rechnetund er zurückgenommenwerden,falls seineoder hiesige

Verhältnissees wünschenswertmachen. MusikalischeKenntnisse
würden ihm außerdemGelegenheitzu leichtemNebenverdienste
währendder Badezeitgewährenund zur Leitungdes Gemeinde-

gefangesnotwendigfein. Er müßte im stände fein, in Ab-
Wesenheiteines Predigers im Betsaalezu lesen."

An den Staatsminister von Levchow.

(Schwerin.5. 12. 61.) „Für Ihre BerichtesageichIhnen

meinenherzlichenDank. Mit derHaltung desLandtagsbin ich

bisher im allgemeinenzufrieden,und hat sichdiesesowohl der

Regierungals den versuchtenStörungen des Geschästsaanges

gegenüberals eine taktvollebewiesen. In Bezug auf Kap. III

und IV1 zähle ich fest darauf, daß sie angenommenwerden.
Man wird sich der Einsichtnichtverschließen,daß, nachdem

1 Bezieht sich auf die Landtagspropositionen, von denen die III. die
Steuerreform, die IV. den Eisenbahnhau von Güstrow nach Neubranden-

bürg betraf. In den nachfolgendenSätzen ist der Widerstand eines Teils

der Ritterschaft gegendie beabsichtigteSteuerreform gemeint. Die eingangs

des Briefes angedeuteteStörung war durch einen Zwischenfallin den Ver-

Handlungenhervorgerufen, der auf den Gang derselbenindeffen ohne Ein-

fluß blieb. Minister von Levetzowfungierte auf dem Landtag als groß-

herzoglicherKommissar.
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Fürst und Stände im Prinzip einig sind, demÜbel abzuhelfen,
nun die Sache nicht scheiterndarf. Das Ansehender Stände
würde sonstsowohlder Regierunggegenüberals auch in den
Augen des in Spannung verharrendenLandes und des Aus-
laudes empfindlichleiden. Was Demokratieund National-
verein daraus sür einenNutzenziehenwürden, kannman sehr
deutlichan Hessensehen. So wie die Sachen in Deutschland
stehen,darf es in Mecklenburgnicht zum Bruch zwischenmir
und meinenStänden kommen, und diesewürden einensolchen
herbeiführen.wenn sie das Werk selbstscheiternlassenwollten.
VerhehlenSie den Betreffendenden Ernst der Lagenicht. Ich
ermächtigeSie ausdrücklich,dafür zu sorgen, daß man über
meine persönlicheStellung zur Sache nicht im unklaren sei.
Ebensohalte ich aber auch an der Zuversichtfest, daß staats-
männischerBlickund Patriotismus über dieseGefahr hinweg-
führen und damit unserem Vaterlande noch lange die Seg-
nungenseineralten Verfassungsgrundlagenerhaltenbleiben."—

(Schwerin,18. 12. 61.) „Das Resultatdes Landtags ist
ja in der Hauptsachebisher ein trauriges und sehr ernstes.
Doch bin ich nicht gesonnen,mich hierbeizu beruhigen,und
ist heutedieAntwortfestgestelltworden,welchein ganzruhigem
und festemTone dieSache wiederauf den richtigenStaudpunkt
zurückführt,ein näheresEingehenauf die Vorlagenfordert und
die Geneigtheitzu einerVerständigungauf Grundlagedes fchon
Vereinbartenausspricht. Da es in Bezug auf eine mögliche
Verständigungsehr aus die Stimmung und die Details an-
kommt,man über letztere,ohneersterezu kennen,von hier aus
schwerlichschristlicheInstruktionen gebenkann, habe ich ge-
dacht, daß es angemessenund Ihnen lieb sein würde, wenn
ich Ihnen dieselbenmündlich durch KammerdirektorMüller
sendete. Sollte auchnur einigeAussichtauf ein Resultatvor-
handensein, so muß nach Weihnachtenweitergetagtwerden."
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(Schwerin, 25. 11. 65.) „Nachdemich Ihr Schreiben

vom heutigen Tage empfangenund das Promemoria der

Landräte gelesen,habe ich mit Minister von Oertzendarüber

beraten.
Weder meine Ansichtvon der Notwendigkeiteiner ver-

ändertenGesetzgebung^ nochmein sesterEntschluß,dieselbewe-

nigstensin meinemLandedurchzuführen,ist dadurchim min-

bestenerschüttertworden,und werdeich danachhandeln. Auch

ist dies weder im Jnlande noch im Auslande ein Geheimnis

und folglichmeine persönlicheund landesherrlicheEhre dabei

engagiert. Da man aber alle Chancenruhig überlegenmuß,

um die Sache auch mit Erfolg zu führen, so habe ich be-

schlössen,Ihnen die von mir vollzogenenVorlagenzunächstzur

vertraulichenEinsicht der Landräte übermorgen zugehenzu

lassen. Die weiterenInstruktionen werden in einigenTagen

folgen. Die Äußerung der Landrätewürde von mehr Gewicht

gewesensein, wenn sie sich, einer diesseitigenAufforderung

folgend, auf die Kenntnis der Vorlageund ihrer Motive ge-

stützthätten."

An den Bundestagsgesandten von Büloiv,

(Schwerin, 16. 12. 60.) — „Die Perspektiveist ernst,

wenn auchnicht so hoffnungslos, wie es Ihnen in Frankfurt

erscheint wo die Brandung der Geister gegen das schwache

* Dieselbe betraf die Errichtung von Erbzinsstellen auf den ritter-

schaftlichenGütern.
2 Dieser Brief war eine Antwort auf einen Situationsbericht Bülows

vom 13. Dezember, welchermit folgenden Sätzen schloß: „Das Bild im

allgemeinen, welchesich von den Zuständen in Deutschlandzu entwerfen

Hütte, könnte nur ein höchst trübes, hoffnungsloses sein. Ich beschränke

dieseHoffnungslosigkeitnicht auf die Versammlung, in derenMitte ichEw.

KöniglicheHoheit zu vertreten die Ehre habe. Gern würde ich dieseVer-

sammlung dahinscheidensehen, wenn ein anderes, besseresOrgan an deren

Stelle träte, treten könnte. Die Gefahr, welcherwir, selbst abgesehenvon

der von außen drohenden, entgegengehen,ist auch die des Aufhörens der

Selbständigkeitder einzelnen deutschenStaaten nicht nur, sondern die des

Aufhörens aller Autorität dank der revolutionären Partei. Wann die
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Bollwerkdes Bundestags allerdings schauerlichgenug klingen
mag. Kommtder Sturm, so haben wir auchgelerntihm zu
begegnen,und ich hoffe,daß dochnoch einigeKraft dagegenin
Deutschlandzusammenzubringenist. Ich für meinenTeil habe
wenigstensMut, den Kampf erst einmal recht gründlichaus-
zunehmen. Solange das Schwert nochruht, suchenwir im
engeren Vaterlande einstweilenam alten bewährtenBau zu
bessernund alte schadhafteStellen zu entfernen."

(Schwerin,2. 2. 61.) — — „Nur muß ich schonhier
bemerken,daß eine Sicherstellungvon Geldmittelnauf Kosten
des Landes,demjeder Thaler gehört, so lange ich auf meinem
Throne sitze,mir eines Fürsten nichtwürdig zu sein scheint.

Was die äußerenVerhältnissebetrifft,so ist die Zeichnung
der FrankfurterZustände, wie Sie dieselbenin Ihrem P. M.
darlegen,nur zu wahr. Es ist die alte Fabel vom Wolseund
Schaf. Ich fürchte, daß ein längererFriede dies Verhältnis
nur verschlimmernwird, wenn auch unsereWehrkraftseiner
zu ihrer Erstarkung nochbedürfenmag. Das weiß man an
der Seine aber auch; wenn nur Garibaldi, Ungarn und Polen
nicht aus der Rolle fallen und dem Meister das Spiel ver-
derben. Daß man in Österreichsich so rasch von der Basis
des 20. Oktoberin den SchmerlingschenLiberalismushinüber-
drängenließ, beklageich sehr. Ich fürchte,der Fall wird tief.

Deutschlandmuß jetztgerüstetauf der Wacht stehenund
jede weitere Schwächungirgend eines feinerGlieder zurück-
weisen. Die Entscheidungkommtaber im Süden, nichtan der
Eider. Daher Ihre Instruktionen,nicht um uns den Bundes-

Katastrophe eintreten wird, ist nicht mit Bestimmtheit zu sagen. Daß die-
selbe aber bei der völligen UnHaltbarkeitder gegenwärtigenZustände nicht
fern ist, dars nicht bezweifeltwerden, und ich vermag nur, Ew. Königlichen
Hoheit auf das dringendsteans Herz zu legen, Sich dieGefahr nicht ferner
und geringer vorzustellen,als sie es in der That ist; zugleich aber Sie zu
bitten, gnädigster Herr, überzeugt sein zu wollen, daß der Sturm, welcher
dann über Deutschland dahinsegt, nicht vor den Thronen stehen bleiben
wird."
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pflichtenzu entziehen,sondern zu bewirken,daß Mecklenburg
seine Kräfte bis zu größeren Entscheidungskämpfenschonen
könne."

(Gräsenberg,29.7. 61.) „Die Küstenschutzfragebetreffend,
muß vor allem auf möglichstrascheEntscheidunghingestrebt
werden, und sollte unser Vorschlagdas nur erzielen. Führt
eine andereAnsichtrascherzum Ziele, so kann man sichunter-
ordnen. Die Teilung der Werkein zu unterstützendeund an-
dere ist bedenklich.Jedenfalls müssendie Werkebei Wismar,
Tarnewitzund aus der Lieps Bundessachewerden. Warne-
münde und die Deckungder Brücke bei Poel sind weniger
wichtig. Kanonenbooteund KüstenbrigademüssenauchBundes-
sachesein. Der zur Bildung dieser letzterenvon Preußen ge-
machteVorschlagist praktisch.

Daß Sie meineKinderbesuchtund sie Ihnen samt ihrem
sehr tüchtigenGouverneur einengutenEindruckgemachthaben,
freutemichfehr. Heute besuchensie unser altes liebes Bonn
und dieVilla Domini. Das sind nun 20 Jahre her; so lange
habe ich von der frohen Jugend schonAbschiedgenommen!
Es war Gottes Wille, und darum muß es mir zum Segen
gewesensein!"

(Steinfeld, 5. 7. 62.) „Daß Preußen wirklichan einen
Austritt aus dem Bunde unter normalenFriedensverhältnissen

oder als bloßeDiversiondenkensollte,bezweifleichstark. Denn
die Konsequenzenliegen doch zu sehr auf der Hand. Ich
glaube,daß man sichin Frankfurthüten muß, nicht mehr zu
sehen,als wirklichexistiert; das führt leichtzu solchenIdeen,
wie sieuns neulichvon Hannover proponiertwurden,und die
geradedas Gegenteilvon dem zur Folgehabenwürden, was

man abwendenwill."

(Ludwigslust,14.11. 62.) „Vorläufigwird wohl die groß-
deutschePartei mit ihrem Programm ebensoan den realen
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Verhältnissenscheitern wie die kleindeutsche. Es scheintsich

mir immer deutlicherherauszustellen,daß Deutschlandin einen

Einheitsstaat nur durch eine Revolutiou oder einen großen

Krieg, und wahrscheinlichdurch beides zugleich,umgeschaffen

werdenkann."

An einen Jugendfreund.

(Schwerin, 7.12.57.) „Ihr Brief hat mir Freude ge-
macht, denn ich sehe, daß Sie an unserem alten Jugend-
Verhältnisfesthaltenund eineTrübung desselbennichtertragen
könnten. Daß es mit mir ebensosteht, haben Sie mit Recht
daraus ersehen, wie mich Ihr Abschiedsgesuchschmerzlichbe-
rührt hat. Daß ich meinerFreunde treuer Freund bin, müssen
Sie wissen, und daß nie Gedankenwie die, welcheSie an-
regen, in meinenSinn kommenkonnten, wird Ihnen Ihr
eigenesBewußtseinsagen. Wenn meine Stimmung in jener
Zeit eine sehr trübe war, so ist das erklärlich.

Doches ist gut, daß dieseSchatten verscheuchtsind, die
sich zwischenuns zu lagern drohten. Freundschaftverlangt
und verträgt das; festhaltenmuß man sie aber, denn im spä-
teren Lebenschließtman keineneue. Ihr Gesuchist ins Feuer
spaziert, und zwischenuns bleibtes beim alten! — Ein ge¬
sundes Söhnchen melde ich Ihnen an. Meine Frau befindet
sichgut.

Ihr
treuer Freund

Friedrich-Franz."
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Die Arisis und der Feldzug von J866» Mecklenburg

im NorddeutschenBunde.

In den preußisch-österreichischenKonfliktdesFrühjahrs 1866

wurde die großherzoglicheRegierung zuerstdurchdas preußische

Rundschreibenvom24.März offiziellhineingezogen.Herr vonRicht-

hosen traf am Abend des 26. in Schwerin ein, las Herrn von

OerhenjenesRundschreibenvor und übersandteauf dessenWunsch

einige Tage später noch eine Abschriftdesselben. Das Rund-

schreibenenthielt eine Beschwerdeüber die feindseligeHaltung

Österreichsund dessenTruppenbewegungen,gegenwelchesichnun-

mehr auchPreußen durch Sicherheitsmaßregelnzu deckenhabe.

Es schloßmit der Frage, ob und in welchemMaße Preußen

auf die UnterstützungseinerBundesgenossenzählenkönne, wenn

es durch Österreichangegriffenoder durch unzweideutigeDro-

Hungenzum Kriege genötigtwerde. Eine schriftlicheRückäuße-

rung auf dieseFrage erteiltedie großherzoglicheRegierungnicht.

Mündlichhatte Herr von Oertzenerwidert, daß der Großherzog

nach seiner bekanntenGesinnungzwar niemals gegenPreußen

etwas Feindseligesunternehmen oder unterstützenwerde, im

übrigen aber eingedenkder Pflichtenund Rücksichten,welchedie

bestehendeBundesverfassungihm auferlege,zumalbei der jetzigen

Situation, sichnicht in der Lagesehe, über seineweitereneven-

WellenEntschließungensich auszusprechen.Im weiterenVerlauf
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der Krisis wurden auch die Depeschen,welcheGraf Bismarckam
15., 21. und 30. April an Baron Werther richteteund welche
gleichfallsBeschwerdenüber die österreichischenRüstungenent-
hielten/nachSchwerin mitgeteilt. Die Regierungbewahrtediesen
wie auch den aus Wien zugehendenMitteilungengegenübereine
vorsichtigeZurückhaltung. Der sormelleBundesstandpunktwurde
festgehalten.

Inzwischen hatte in einer außerordentlichenSitzung des
Bundestags am 9. April Preußen seinen Reformvorschlagvor-
gelegt, nach welchemeine aus direktenWahlen und allgemeinem
Stimmrecht hervorgehendeVolksvertretungfür einennochnäher
zu bestimmendenTermin einberufenwerden sollte, um die in-
zwischenvon den Regierungenzu vereinbarendenReformentwürfe
entgegenzunehmen.In der sehr ausführlichenMotivierung hieß
es unter anderem:wenn sichPreußen auchnichtan demFürsten-
tag von 1863 habe beteiligenkönnen, so sei dochdas Bedürfnis
der Reform auch damals von ihm anerkanntworden. Seitdem
habe sichdie Unzuträglichkeitder bestehendenBundesverfassungbei
der jüngstenKrisis wiederfühlbar gemacht. Der dänischeKrieg
habe eklatantbewiesen,daß der Bund selbstunter den günstigsten
Verhältnissenzu einer aktivenPolitik nichtfähig sei und nament-
lich seineMilitäreinrichtungenviel zu schwerfälligwären, um in
dem augenblicklichenZeitalter der schnellenEntschließungenund
Ausführungenrechtzeitigeingreifenzu können. Der ganzeBund
beruheauf der Voraussetzung,daß Osterreichund Preußen einig
seien. Das UngenügendeseinerOrganisationmüssesichalso bei
jedwederMeinungsverschiedenheitdieserStaaten sühlbar machen.
Was im allgemeinendeutschenInteresseerreichtworden,seiwefent-
lich — wie z. B. der Zollverein — außerhalbdes Bundes zu
stände gekommen.Den Weg der Reform anlangend,hättendie
bisherigenVersuchesattsamgezeigt, daß einseitigeVerhandlungen
der Regierungen ebensowenigzum Ziele geführt wie die der
konstituierendenNationalversammlungvon 1848. Es müssedes-
halb eine Vereinbarung mit erwählten Vertretern der ganzen
Nation angestrebtwerden. Allgemeineund direkteWahlen ver-
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dienten den Vorzug vor den Delegationen,weil nur auf diesem
Wege ein gleicherMaßstabzur Anwendungkomme. Und wenn
die Einberufung des Parlaments für einen bestimmtenTag an-
gekündigtwerde, fo bietedies der Bevölkerungdie Garantie, daß
die Regierungen den Gewählten mit annehmbarenVorschlägen
entgegenzutretenbeabsichtigten. f

Der preußischeAntrag kam vollständigüberraschend,der
Präsidialgesandteselbst hatte erst am Abend vor der Sitzung
Kenntnis davon erhalten. Die allgemeineVerlegenheitsührte
zunächstzu einemgeschäftlichenStreit, darübernämlich, ob der
Antrag der ständigenpolitischenKommissionoder einemad hoc

zu wählendenAusschußzu überweisensei. Preußen bestandauf

demletzterenund drangauchnachÜberwindungmancherSchwierig-
keitdamit durch. Herr von Wickede,welcherim Frühjahr 1864

nachBülows TodezumBundestagsgesandtenernanntwordenwar,

wurdeangewiesen,für denSpecialausschußzustimmen.Dieserwurde

gewähltund bestandaus neunMitgliedern. Nebenden Gesandten

der Großmächteund Königreichewaren noch Baden, Hessen-
Darmstadt und die thüringischenStaaten darin vertreten. Öfter-

reich hatte gewünscht,daß die neunteStimme den Großherzog-

tümern Mecklenburgzufiele, doch war in einer Minister-

konserenz. welche die süddeutschenStaaten unter Zuziehung

einigermitteldeutschenRegierungenzu Augsburgabgehaltenhatten,

das obigeStimmenverhältnisverabredetworden. Herr von Wickede

meinte, die AusschließungMecklenburgssei in diesemFall nicht

zu beklagen, denn eineMajorität für den Antrag werdenichtzu

stände kommenund auch für einenMinoritätsberichtwürde zur

VermeidungallzugroßerZersplitterungein partiellesPreisgeben

eigenerAnschauungenerforderlichfein.
Die ersteSitzungdes Ausschussesfand am 11., die nächste

erst am 22. Mai statt. Herr von Savigny erläuterteden preußi-

scheuAntrag dahin, daß der bisherigeStaatenbund unter Bei-

beHaltungdes Bundestags aufrechterhaltenwerden solle. Dem

Parlament sei keine bestimmteCentralgewaltgegenüberzustellen,

sondernderVerkehrmit demselbendurchMinisterkonferenzenoder
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eine ähnlicheInstitution zu vermitteln. Dem Parlament sollte

die Befugnis eingeräumtwerden, in Fällen, wo bisherStimmen-

einheiterforderlichwar, die Majorität des Bundestagsdurchsein

Votum zu einer ausschlaggebendenzu machen. Die gesetzgeberische

Thätigkeit sollte sich vorwiegend auf Obligationenrecht,Civil-

prozeß. Wechselrecht,Münz-, Maß- und Gewichtsbestimmungen,

Post- und Telegraphenwesensowieüberhauptauf solcheMaterien
erstrecken,welcheseitherdurchSpecialkonferenzengeregeltworden
waren.

Die Andeutungen, welcheder preußischeGesandtein dieser
Hinsicht gab, waren ziemlichallgemeingehaltenund befriedigten

die Kommissionnicht. Herr vonWickedeschrieb,im Kreiseseiner
FrankfurterKollegenbefestigesichdie Ansichtimmer mehr, daß
es Preußen mit seinemVorschlagenicht ernst sei und es den-
selben nur gemachthabe, um seinen zahlreichenGegnern das
Odium der Nichterfüllungeines deutschenNationalwunscheszu-
zuschiebenund sichmit dem Schlagworte„DeutschesParlament"
Freundeund Parteigängerim mittelstaatlichenLagerzu erwerben.
In dieserAusfassungwerde man noch durchdie Wahrnehmung
bestärkt, daß der preußischeGesandteeine Angelegenheit,die er
mittelst einer außerordentlichenSitzung angeregthabe,jetztäugen-
scheinlichzu verschleppentrachte und daß er nochin der zweiten
Sitzung einer präciserenFassung seiner Vorschlägeauszuweichen
versuchthabe.

DiesemEindruckvermochteman sichauchin Schwerinnicht
ganz zu verschließen. Angesichtsder zunehmendenVerwirrung
hatte Herr von Oertzendem GroßherzogschonEnde April vor-
geschlagen,sichmit einigennorddeutschenHöfenüberdieStimmen-
abgäbe am Bunde zu verständigen. In Süddeutschlandbestand
bereits eine solcheKoalition. Der AugsburgerKonferenzfolgte
bald darauf einezweitein Bamberg. FriedrichFranz war jeder
Art von Sonderbuud abgeneigt;am wenigstenwollteer Preußens
Mißtrauen erregen. Zu einemMeinungsaustauschohneirgend-
wie bindendeVerpflichtungengab er indessenseineZustimmmuug,
obwohl er sich einen praktischenErfolg davon nicht versprach.
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Herr von Wickedewmde am 1. Mai nachSchwerinberufenund

mit einer Specialmissionan die Höfe von Hannover und

Casselbetraut. Mit Oldenburgtrat man schriftlichin Verbin-

dung. Der Vorschlag, den Herr von Wickedezu unterbreiten

hatte, ging dahin, daß die dem Neunerausschußgegenüberin der

Minorität befindlichennorddeutschenBundesstaatensichüber eine

gleicheAbstimmungsowie ein gleichesHandeln von Frage zu

Frage verständigenmöchten. Zunächsthätten sie sichdamit ein-

verstandenzu erklären,daß es unzulässigsei, ein deutschesParla-

ment in der von Preußen beabsichtigtenWeise zu berufenund

einem etwaigenMajoritäsbefchluß, der dies vorschreibensollte,

keineFolge zu geben. Ein beratendesParlament werdeunfehlbar

zu einem konstituierendenwerden und damit die Rechte der

Monarchengefährden. Die weiterenGründe, welchegegendas

allgemeineStimmrechtangeführtwurden, waren dieselben,welche

der Großherzogfrüher in seinem Schreibenvom 13. Oktober

1863 dem KönigWilhelm gegenübergeltendgemachthatte. In

Hannoverund Cassel, wo Wickedemit den Ministern Platen

und Abee Unterredungenhatte, zeigteman sich sehr entgegen-

kommendund zu gemeinsamemVorgehenbereit. Dochbliebes

bei dieser einmaligenDemarche. Bei den späterenAnträgenam

Bundestagezeigtees sich sehr bald, daß jeneHöfevollständig

unter österreichischemEinfluß standen und immer mehr in eine

feindseligeStellung zu Preußen gerieten. Mit Strelitz dagegen

blieb man fortgesetztin enger Fühlung. Die Instruktionenan

denBundestagsgesandtenwurden durchvorangehendenMeinungs-

auswuschzwischenden Ministern von Oertzen und von Bülow

meistensgleichlautend,immer aber in der Hauptsacheüberein-

stimmendfestgesetzt.Als am 21. Mai über den vonBayern und

den andern sogenanntenBambergerStaaten eingebrachtenAb-

rüstungsantragabgestimmtwurde, schlössensichbeideGroßherzog-

tümer dem„bundesfreundlichenErsuchenzu GunstendesFriedens"

an. Wenige Tage später erfolgtedie EinladungNapoleons zu

einem internationalenKongreß. Im Hinblickauf die Wahl

eines Bevollmächtigtendes Bundes wurde Wickedeangewiesen,
von Hirsch seid, Friedrich Franz II- 2. 13
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seineStimme für einen bayerischenStaatsmann, Pfordten oder
Schreitet, jedenfallsnicht für Beust oder Platen abzugeben.Als
zweiten Delegiertenempfahl man von Schwerin aus den Stre-
litzerMinister Herrn von Bülow. ÖsterreichlehntedenKongreß
ab und brachteam 1. Juni dieganzeStreitfragewegenSchleswig-
Holstein vor den Bundestag. Durch diesenSchritt wurde der
Krieg unvermeidlich. Der preußischeReformantrag wurde ganz
in den Hintergrund gedrängt. Der Neunerausschußhatte sich
noch einmal, am 26. Mai, damit beschäftigtund Herr von
Savigny das Programm seiner Regierung etwas ausführlicher
entwickelt.Es waren das so ziemlichdieselbenVorschläge,welche
später in den preußischen„Grundzügenvom 10. Juni" ihren
bestimmterenAusdruck fanden. Nach jener Kommissionssitzung
schriebHerr von Wickede,er halte eineVerständigungim Aus-
schußfür unmöglich, glaubeauchnicht, daß Österreichnunmehr
im Zustandeder KriegsbereitschaftKonceffionenmachenwerde,und
fei mehr denn je überzeugt, daß Preußen durchseineBundes-
genoffenfchaftmit Italien und fein Vorgehenam Bunde sichden
Rest seinerSympathie in Deutschlandverscherzthabe, ohne dafür
Ersatzin anderenReichenzu finden.

Soviel war gewiß, die Stimmung in Frankfurt war eine
äußerst gespannte,die Majorität in der Versammlungentschieden
antipreußisch.An einen friedlichenAusgleichglaubte niemand
mehr. Das Interesse richtetesich bereits ausschließlichauf die
Gruppierung der auswärtigen Mächte und die Parteinahmeder
deutschenMittel- und Kleinstaatenin dem bevorstehendenKampfe.
Mit Recht konnte Wickededie Stellung der beiden streitenden
Mächtemit derjenigenvonDuellantenvergleichen,welche,mit ge-
zogener Waffe auf dem Kampfplatzstehend, noch die üblichen
Formalitätenerledigen.

Die nächstenSitzungen des Bundestags befaßtensich nur
noch mit den Vorbereitungenzum Kriege, dem Ersatz der
Garnisonen in den Bundesfestungen, aus welchen Preußen
und Österreichihre Truppen herauszogen. Die Einzelheiten
des diplomatischenFeldzugs, der dem Waffengangvoraus¬
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ging, könnenwir um so eherübergehen, als dieselbenin dem

SybelschenWerkerst neuerdingseingehendgeschildertsindx. Wir

beschränkenuns darauf, die HaltungMecklenburgswährenddieser

Phase des Konfliktsin gedrängterForm zu belmchten.

Am 11. Juni stellteÖsterreicham Bundestag den Antrag,

sämtlichenichtzur preußischenArmeegehörigenBundesarmeecorps

mobil zu machenund über derenOberbefehlBeschlußzu fassen.

Sogleich nach Verlesung dieses Antrags fprach der mecklen-

burgischeGesandtedas Verlangen aus, daß derselbein der be-

gonnenenSitzung gar nicht in Beratung genommenund letztere

solange ausgesetztwerde, bis die Einholung von Instruktionen

möglichsei. Er stütztesich dabei auf die §§ 24 und 30 der

Geschäftsordnung.Da das Präsidium nur die Berechtigungdes

zweitenPunktes anerkannteund die Beratung höchstensauf drei

Tage verschiebenwollte, so erklärteHerr von Wickedebis dahin

außer stände zu sein, Weisungenseiner beiden Regierungenzu

erhalten, und gab, da die Versammlungdie Dringlichkeitaner-

kannte, seine Verwährung gegen diese Geschäftsbehandlungzu

Protokoll. Die Abstimmungwurde auf den 14. anberaumt.

Tags zuvor traf in Schwerineine vom 12. datierteDepeschedes

Gesandtenvon Richthofenein. Nachder Anschauungder Regie-

rung Sr. Majestät des Königs fehle dem von Österreicham

BundegestelltenMobilisierungsantragejedebundesrechtlicheGrund-

läge. DiejenigenStaaten, welcheden Antrag annähmen,würden

nicht nur das Bundesverhältnislösen, sondernsie würdenauch

den Zustandder Bundeslosigkeit,in welchensie einträten, sofort

mit einemAkt derFeindseligkeitgegenPreußenbeginnen.Preußen

hoffebei der AbstimmungMecklenburgwie bisher auf seinerSeite

zu findenund würdesichbeim ausbrechendenKriegenur durch

sein eigenesInteresseund dasjenigeder zu ihm haltendenStaaten

leiten lassen. Die königlicheRegierungglaube den gemeinsamen

Interessenwie den nahen und glücklichenBeziehungenderhöchsten

1
H. von Shbel, Die Begründung de» Deutschen Reiches durch Wilhelm I.

Bd. IV, Buch 16.
13*
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Regentenhäuseram bestendurchdieseoffeneund rückhaltloseMit-

teilung ihrer Anschauungund Absichtzu entsprechen.

Dieseswenngleichin freundschaftlicherForm gehaltenenUlti-

matums hätte es für die Entscheidungdes Großherzogsnichtbe-

dürft. Bereits war die Instruktion nach Frankfurt abgegangen,

welcheHerrn von Wickedeanwies, gegenden österreichischenAn-

trag zu stimmen. Das SchwerinerVotum, welchesder Gesandte

in der verhängnisvollenSitzung vom 14. abgab, war durchvier

Punktemotiviert: 1. Die Streitigkeit,auf welcheder AntragBe-

zug nehme, liege nicht auf dem Gebietedes Bundesrechts. Den

Krieg gegenDänemarkhätten Preußen und Osterreichnicht als

Bundesglieder,sondernals europäischeMächte geführt. An dem

WienerVertrag und der GasteinerKonventionhabe der Bund

keinenTeil gehabt. Derselbesei demnachnicht kompetent,in der
vorliegendenStreitsragezu entscheidenund mit bewaffneterHand
einzuschreiten.2. Läge wirklichder Fall vor, daß die Bundes-
Versammlungzur SchlichtungnachArt. 18 der WienerSchluß-
akte berufenwäre, so sei das einzuschlagendeVersahrenin den
folgendenArtikeln gleichfallsvorgeschrieben.Keinesfalls könne
einer der streitendenTeile vor Entscheidungder Rechtsfragevon

der Bundesversammlungverlangen, die Bundesarmeegegenden
andern Teil mobil zu machen. 3. Thatsächlichwürde einesolche
Mobilmachungjetztnichts anderes sein als eineBeteiligungdes
Bundes am Kriege. Ein solcherSchritt sei nur gerechtfertigt,
wenn der Bund in seinerGesamtheitbedrohtoderder Besitzstand
einzelnerStaaten gestört wäre. Dies sei aber nicht der Fall.
Der Bund könnesichmithin am Kriegenichtbeteiligen,ohneseine
Grundgesetzezu verletzen.4. Endlichhabe auchin der formellen
Behandlungeine Verletzungder Geschäftsordnungstattgefunden.

Nachdemder österreichischeAntrag mit 9 gegen6 Stimmen
(Baden hatte sichder Abstimmungenthalten)angenommenwar,
gab Herr von Savigny die Erklärung ab, daß dieserAntrag,
welcherdie Stimmenmehrheiterhalten,im offenbarenWiderspruch
mit den Bundesgesetzensteheund Preußen demnachden Bundes-
vertrag als erloschenbetrachte. Er sei beauftragt, die Grundzüge
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eines neuenBundes vorzulegenund dieRegierungen,welchedem-

selbenbeizutretengesonnenseien, einzuladen,sich mit seinerRe-

gierung darüber zu verständigen.Seine Thätigkeitin der hohen

Versammlungmüsseer für beendeterklären.
Der mecklenburgischeGesandtelegtehieraufeinertags zuvor

erhaltenentelegraphischenWeisunggemäßgegendieVerbindlichkeit

des MajoritätsbeschlussesVerwahrungein. Das Präsidium kon-

statierte mit demtiefstenBedauernüber die ErklärungPreußens,

daß derBund ein unauflöslicherVereinfei, auf dessenFortbestand

das gesamteDeutschlandsowiejedeeinzelneBundesregierungein

Recht habe. Während sichdie VersammlungdiesemProtest an-

schloß,verließder preußischeGesandteden Saal.

Allein die Zeit der Protestewar vorüber, der entscheidende

Schlag gefallen, der Bund faktischgesprengt. Die Abstimmung

am 14. Juni hatteDeutschlandin zweiseindlicheLager geschieden.

Die Mehrheit freilichstand zu Österreich. Gegen dessenAntrag

hatten außer MecklenburgnochLuxemburg,die großherzoglichund

herzoglichsächsischenStaaten (mit Ausschlußvon Meiningen),

die 15. und 17. Kurie und Braunschweiggestimmt. An diese

Staaten richtetedie preußischeRegierung nunmehr das Aner-

bieteneines Bündnissesmit der Aufforderung,ihre Truppen un-

gesäumtauf den Kriegsfuß zu setzenund dieselbendem König

zur Verfügungzu stellen. Damit war auch die Aufforderung

verbunden,sichzur Teilnahmean der Berufung einesParlaments

bereitzu erklären,dessenGrundzügePreußen bereits in derBun¬

destagssitzungvom 14. niitgeteilthatte und die den Regierungen

außerdem direkt zugingen. Für den Fall der Zusage wurde

den betreffendenStaaten die Unabhängigkeitund Integrität ihres

Gebietesgewährleistet.Die dieseVorschlägeenthaltendeNote des
preußischenGesandtentraf in Schwerinam 17. Juni ein. Minister

von Oertzenbeantwortetedieselbesofortdahin, daß zwischendem

König und dem Großherzogbereits eine Verabredunggetroffen

fei, welchekeineUngewißheitüber MecklenburgsmilitärischeHal-

tung zulassê und die Garantie des Besitzstandesschongewähre.

1 König Wilhelm hatte dm Grafen Finkenstcin in besonderer Mission
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Was die Einberufungdes Parlaments anlange, so erkenneauch

Mecklenburgdie Notwendigkeitan, der deutschenNation eine

lebendigeneue Vereinigungzu schaffenund sei bereit,zur Einfüh-

rung eines Parlaments mitzuwirken. Da aber hierbei Prinzip

und Wahlmoduswesentlichmaßgebendseien, so könneder Groß-

Herzogohne VernachlässigungseinerPflichten die Grundzügeder

neuen Parlamentsbildung nicht lediglichfremder Prüfung über-

lassen,wenngleicher von der Überzeugungdurchdrungensei. daß

bei großen gemeinsamenMaßregeln nicht jeder Einzelstaatdie

Berücksichtigungseiner besonderenWünscheverlangenkönne und

zu Koncessionenim allgemeinenbereitseinmüsse. Der Großherzog

knüpfedaher seineMitwirkungan zweiBedingungen:
1. daß die neu zu schaffendeBundesvereinigungauchwirklich

die deutscheNation umfasse,und
2. daß die Einberufungdes Parlaments durchPreußen nicht

srüher ersolge, als bis eineVereinbarungzwischenbeiden
Regierungenüber die Wahl,und die Befugnisseder neuen
Körperschaftstattgefundenhabe.

Die BismarckscheErwiderungvom 21. Juni konstatiertezu-
nächst das prinzipielleEinvernehmen.welchessowohl den poli-

tischenund geographischenVerhältnissenals den Verwandtschaft-

lichen Beziehungender beiden Höfe entspreche.Die zwei Be-
dingungenanlangend, deren erste den Einschlußaller deutschen
Staaten, also auch Österreichsbezielte, bemerkteGraf Bismarck
folgendes:„Österreichist aus materiellen,in seineneigeneninneren
VerhältnissenliegendenGründen außer stände,an der organischen
AusbildungderBundesverhältnisseteilzunehmen.Es würdeschwer
sein, irgend eine der vorgeschlagenenReformenin gleichemMaße

auf Österreichwie auf die übrigendeutschenStaaten anzuwenden.
Eine Reform, welcheÖsterreichannehmenund ehrlichaussühren
könnte,ohne seineeigeneIntegrität auszugeben,würdekaumirgend
welchenpraktischenInhalt haben können." Betreffs des Wahl-

und mit einem eigenhändigen Schreiben nach Schloß Steinfeld entsandt und

der Großherzog auf demselben Wege geantwortet.
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modus und der BefugnissedesParlaments sei eineVerständigung
keineswegsausgeschlossen.Der vorgeschlageneModus einerdirekten

und allgemeinenWahl bieteaber sestereBürgschaftenfür einekon¬
servative Haltung als jeder andere künstlicheund komplizierte
Modus durchZwischenstufenoderAbstufungen.Für Norddeutsch-

land namentlich,wo die Masseder Bevölkerungmonarchischund
konservativgesinntsei, glaubeman dies mit Sicherheitbehaupten

zu können und erwarte gerade von dieser direktenBerührung
zwischenden Regierungenund der ihnen vertrauendenund ihren

Fürsten anhängendenMasse des Volkes erfreulicheErgebniffe.

Ton und Inhalt dieses Schriftstücksließen keinenZweifel auf-

kommen,daß Graf Bismarck, wenn Preußen siegreichaus dem

Kampfehervorgehe,sein Programm durchführenwerde. Zu wei-

teren diplomatischenErörterungen war überdies die Lage nicht

angethan. Die nächstenWochengehörtendem Soldaten.

Am 21. Juni erließder Großherzogden Befehlzur Mobil-

machungseinerTruppen. Obwohl dieseMaßregel seit dem Be-

ginn der offenenFeindseligkeitentäglicherwartetwar, erregtesie

dochim Landeeine begreiflicheAufregung. Nochwar die Unter-

Handlungüber einenBündnisvertragmit Preußen und die von

letzteremgewährteGarantie desBesitzstandesnichtbekannt. Auch

über die Verwendungdes mecklenburgischenKontingentsherrschte

völligeUngewißheit. Sollte sichdasselbeden vordringendenOpe-

rationsarmeenanschließenoder zur Besetzungderbereitsoccupierten

Gebieteverwendetwerden,vielleichtzur Ergänzungder Garnisonen

in den Festungendienen? Vielfach glaubte man noch an die

MöglichkeitbewaffneterNeutralität ohne direkteTeilnahmeam

Kriege. Die Stimmung im Lande war eine geteilte. Der Land-

adel war nicht preußischgesinnt. Wir haben schonfrüher er-

wähnt, daß viele seiner Söhne in der österreichischenArmee

dienten. In diesen Kreisen war das VorgehenPreußens am

Bundestagenichtverstanden, meistensgeradezugemißbilligtwor-

den. Hier herrschteweder Vertrauen auf die Überlegenheitder

preußischenWaffen nochBegeisterungfür den Krieg als solchen.

Anders verhieltes sichmit derliberalenPartei. Dort warenneuer¬
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dings die Blickevertrauensvollauf Berlin gerichtet. Was man

von dem Siege Preußens erhoffte, war nicht sowohl das Er-

starkendieserMonarchieoder die nationaleEinigungals vielmehr

die endlicheBeseitigungder altständischenVerfassung,die, wie

man sicherglaubte,in dem neuenOrganismus desBundes keinen

Platz finden werde. Aber hinter den beidenParteien stand die

große Masse der Bevölkerung, und diese wußte nichts von den
Paragraphen des Bundesrechts,von dem langjährigenKampf der
beiden Großmächteum die Hegemoniein Deutschland.'Einen

Krieg gegenausländischeMächtehätte sie begriffen, die Feldzüge
gegenDänemark, die Befreiungder Bundesbrüderin Schleswig-
Holstein waren den politischUngebildetenverständlichgewesen.

Auch ein Krieg gegenFrankreichhätte den alten Haß gegenden
Erbfeind leicht wieder entflammt. Warum aber Deutschegegen
Deutschezu Felde zogen, vermochtedas Landvolksichnichtzu er-
klären. Es war begreiflich,daß die einberufenenMannschaften,
welchesast sämtlichdem Stande desKleingewerbesund der länd-
lichenArbeiterangehörten,ohne kriegerischeBegeisterungbei ihren
Truppenteileneinrückten.Es waren zunächstdieJahrgänge1861

bis 1863 eingezogen.Unter den Mannschaftenwar der mittlere
Bürgerstand,unter welchemnochdie meistenSympathieenfür die
preußischeSache vorhandenwaren, sogutwie gar nichtvertreten.

Wer nur irgendwiedas Geld für einenStellvertreteraufbringen
konnte, suchtevon jeher dem Militärdiensteauszuweichen.Die
Anhäusungso vielerjungenLeute,die teilweisenochZuschüsseaus
derHeimatmitgebrachthatten, dieRückkehraus freierenStellungen

in die straffenOrdnungendesDienstes,dieUngewißheitüber den
Zweck des bevorstehendenFeldzuges vermehrtendie allgemeine
Spannung. In einzelnenGarnisonenkam es zu tumultuarischen
Austrittenund zu AusschreitungenderReservistengegendieCivil-
bevölkerung.Durch Alarmierungenund Nachtmärsche,welcheder
Großherzogin Schwerin persönlichleitete, wurde man der Nei-
gung zu WidersetzlichkeitenjedochbaldHerr. Auchkamenirgend-
wie bedenklicheFälle von Insubordination nicht vor. Die nach
demMuster der preußischenHeeresverwaltungin den letztenFrie-
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densjahren getroffenenEinrichtungenbewährtensich vorzüglich.

In der vorgeschriebenenZeit von drei Wochenwar die Division

vollständig mobil und zum Ausmarschbereit. Am 28. Juni

wurde durch den Major von Brandensteinund den preußischen

Major von Hartmann ein Vertrag abgeschlossen,nach welchem

Mecklenburgdie Kostender Besoldung,Bewaffnungund Ans-

rüstung seinerTruppen tragen sollte, währendPreußen die Na-

tural- und LazarettverpflegungsowieEinquartierungs-undTrans-

portkostenübernahmvon dem Augenblickan, wo die mecklenbur-

gischenTruppenteiledie Grenzeüberschreitenwürden.

Das Bündnis mit Preußen war natürlich ausschlaggebend

für die Stellung Mecklenburgsam Bundestage. Die Versamm-

lungendort hatten ihrenFortgang genommen,aber schonseitdem

15. Juni war der großherzoglicheGesandteangewiesen,sichbei

allen Anträgen, die mit dem Beschlußvom 14. in Beziehung

ständen, der Abstimmungzu enthalten. Ein solcherAntrag auf

Bundeshülfegegendas EinrückenpreußischerTruppen wurde von

Sachsen bereits am 16. gestellt, ein hessischerfolgte. Es waren

die letztenZuckungendes Bundes. Die fernereAnwesenheitdes

mecklenburgischenGesandtenwar zwecklos. Herr von Wickede

wurde am 23. nachSchwerin berufenund kehrtenur nochzu

der Sitzung des 3. Juli nachFrankfurtzurück,um derVersamm-

lung zu erklären, daß seineRegierungenan den Verhandlungen

nicht mehr teilnehmenkönnten,da „durchdie Beschlüssevom 14.

und 16. Juni sowie durch die seitdemeingetretenenEreignisse

die Bundesversassunghatsächlichsuspendiert, die Existenzdes

Bundes in Frage gestelltund dessenMitgliedern die Ausübung

ihrer Rechteund Pflichtenunmöglichgewordensei".
Inzwischenwar der Großherzogdurch den König benach-

richtigtworden, daß in den erstenTagen des Juli entscheidende

Kämpfein Böhmenstattfindenwürden. EinerAufforderung,sich

im königlichenHauptquartiereinzufinden,teils um dort der er-

wartetenSchlachtbeizuwohnen,teils um die Bestimmungenüber

eineführendeStellung in der Armeepersönlichentgegenzunehmen,

folgte er ungesäumt. Am I. Juli nahm er von seinerFamilie
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in RabensteinfeldAbschiedund traf am 2. abends in Reichen¬

berg ein. Dort erreichteihn dieNachricht,daß am nächstenTage

ein Angriffauf dieösterreichischeStellung stattfindensolle. Er brach

in der Nacht um 3 Uhr wieder auf und traf nach einem
9 Meilen langen scharfenRitt geradenochrechtzeitigum 9V2Uhr

auf der Höhe bei Dub ein, um im Gefolge des Königs der

SchlachtbeiKöniggrätzbeiwohnenzu können. Es war das freilich
ein anderes Schlachtenbildals das am Königsbergeim Februar
1864. Damals waren es die Österreichergewesen, derensieg-
reichemVorgehen er zugeschaut.,Aber die Aufregungdes unge-
HeurenEntscheidungskampfesdrängte alle anderenEmpfindungen
zurück. Der Bruder des Großherzogs,HerzogWilhelm,zeichnete
sich an diesemTage durcheine glänzendeAttackeaus, die er an
der Spitze der von ihm befehligtenKavalleriebrigadeunternahm.
Der Großherzogblieb auchwährend der nächstenTage im könig-
lichenHauptquartierund wohnteden Beratungenüber dieDispo-
sition der auf dem westlichenKriegsschauplatzzu treffendenOpera-
tionen bei. Zwar hatte der Sieg bei Königgrätzüber die öfter-
reichischeStellung in Böhmen entschiedenund die Kapitulation
von Langensalzadas gesamtenorddeutscheBundesgebietden Hän-
den Preußens überliefert. Aber noch waren die süddeutschen
Armeenintakt, auchÖsterreichsmilitärischeMachtnicht gebrochen.
Die AbtretungBenetiens gestattetedie Heranziehungder dortigen
Streitkräfte. Im preußischenHauptquartiervermuteteman, daß
dieselbenüberTirol nachBayern geworfenwerdenund im Verein
mit bayerischenTruppen einenVorstoß gegen das Centrum der
von Mähren bis zum Rhein sich hinziehendenpreußischenAuf-
stellung ausführen würden. Hier war der schwächstePunkt der
letzteren. Die Hauptmassenbefandensich auf beiden Flügeln.
Schon von Gitschinaus hatte KönigWilhelm deshalb die Zu-
sammenziehungeines zweitenReservearmeecorpsbei Leipzigange-
ordnet, welches teils aus preußischenTruppen, teils aus den
Kontingentenvon Mecklenburg,Braunschweig,Anhalt und Alten-
bürg bestehensollte. Das Kommandodieses Armeecorpsüber-
trug er nunmehrseinemNeffen.



Die Arisis u. d. Feldzugv ^8SS. Mecklenburg!. Norddeutschen Bunde. 203

Indem der GroßherzogdieseStellung übernahm, war er

sichüber die Bedeutungdes Schrittes, den er that, vollkommen
klar. Er wußte im voraus, daß ihm derselbevon seitender-
jenigen deutschenFürstenhäuserverdachtwerdenwürde, die sich
auf der gegnerischenSeite befanden. Aus einer politischenGe-
folgfchast,die als eine durch den Zwang der Umständeaufge-
drungenebetrachtetwerden konnte, trat er zu einer persönlichen
Waffengenossenschaftüber; aus einempassivenZuschauer,der den
Heereszugeines verwandtenFürsten begleitete,wurde ein aktiver
Teilhaber an den FeindseligkeitenzwischendeutschenStämmen.
Dazu kam noch die Verantwortlichkeitder militärischenAufgabe.

So wie wir den Charakterdes Großherzogsbisherkennengelernt

haben,könnenwir mit Sicherheitannehmen,daß er nichtleichten
Herzensoder leichtenSinnes einen Schritt unternahm, der ihn
politischin einen schärferenGegensatzzu persönlichbefreundeten
Fürstenhäusernbrachteund ihn dem öffentlichenwie militärischen
Urteil weit mehr aussetzte als die mit ihm in gleicher Lage
besindlichen,aber in ihren ResidenzenverweilendenRegenten.
Indes derWeg, den er einschlug,war ihm von seinemEhr- und
Pflichtgefühlgenau vorgezeichnet,und wer ihn kannte, mußte
wissen, daß er denselbenauch dann unbeirrt verfolgenwürde,
wenn mißbilligendeoder verdächtigendeStimmen sichhie nnd da
erhebenwürden. NichtmilitärischerSport war es, der ihn zur
Annahme eines aktivenKommandos trieb. Zweimal hatte er
seine Truppen ausrückensehen, ohne sie selbstins Feld führen
zu können. Damals, 1848 und 1849, hielten ihn die inneren
Wirrendes Landeszurück. Auch1864 hatte er, wieschonfrüher
erwähnt, aus Rücksichtenfür sein Landein preußischesKommando
abgelehnt. Aber wie er es damals für richtiggehalten, zu ent-
sagen,so schienes ihm jetztundenkbar,daß seineeigenenTruppen,
die er mit unablässigerMühe und Sorgfalt für den Kriegsfall
herangebildethatte, nunmehr ohne ihren Kriegsherrngegenden
Feind ziehensollten. Dazu kam, daß er das Kriegsbündnismit
Preußen nichtals einenZwangsvertrag,sondernals eine ehrliche
Waffengenossenschaftauffaßte. Er hatte es in einem Augenblick
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abgeschlossen,wo die Lage kritisch, die Aussichtauf einenent¬

scheidendenSieg Preußens keineswegssicherwar.. Er stand nicht

an, offen vor aller Welt und auch mit seiner Person für diese

Waffengemeinschafteinzutreten,und dies um so mehr, als gerade

in jenen Tagen die zweideutigeHaltung Frankreichsdie Ausdeh-

uung des Kriegs sehr wahrscheinlichmachteund ein geschlossenes

Austretender wenigen VerbündetenPreußens gebotenerscheinen

ließ. „Wir sind es nicht", rief er seinen Truppen beim Aus-

marschzu^, „die den deutschenBund in diesen Kampfhineinge-

zogen haben; jetzt aber wollenwir freudigunser Leben an die

Verteidigungder guten Sache setzen. Es handelt sich um den

Fortbestand auchunseres mecklenburgischenVaterlandes, um die

höchstenGüter der deutschenNation, um ihre Unabhängigkeit

von ausländischemEinflüsse!"
Am 14. begannder Ausmarschder mecklenburgischenDivi-

sion unter dem Kommando des Generalmajors von Bilgner.

Sie bestandaus folgendenTruppenteilen:1. Jnfanterie-Regiment

(Oberst von Lützow),Grenadier-Garde-(erstes)Bataillon (Major

von Amsberg),zweitesBataillon (Major von Pressentin),2. In-

fanterie-Regiment(OberstvonJasmund), drittes Bataillon (Major

von Zülow), viertes Bataillon (OberstlieutenantMecklenburg),
Jägerbataillon (Major von Klein), Dragonerregiment(Oberst-

lieutenantvon Kahlden),Artillerieabteilung(Oberstvon Müller),
Pionierabteilung(OberstlieutenantSchmidt), Munitions-, Pro-

viant- und Lazarettkolonne;im ganzen 176 Offiziereund Be-

amte, 5377 Unteroffiziereund Mannschastenmit 1487 Pferden

und 12 Geschützen.Die Division wurde mit der Eisenbahn

nach Leipzigbefördertund bezogdort und in den umliegenden

OrtschaftenCantonnements. Der Großherzogtraf am 18. Juli

in Leipzig ein, schlugim Hotel de Prusse sein Hauptquartier

auf und erließ am folgenden Tage einen Corpsbefehlan die

ihm unterstelltenTruppen, in welchemer ihnen die Übernahme

des Oberbefehlsankündigte. Gleichzeitigwurden die Stäbe for-

* Tagesbefehl,erlassenaus Zwittau in Mähren am 11. Juli.
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miert^. Obwohl das Corps nochnichtvollzählig vereinigtwar
— es fehltenochdie preußischeKavallerieund Artillerie sowie

das braunschweigischeKontingent —, glaubte der Großherzog

den Vormarschdochnichtverzögernzu dürfenund befahldensel-

ben am 20. in der Richtung auf Werdau und Zwickau. Die

mecklenburgischenTruppen bildetendie Avantgarde. Zu derselben

gehörte noch ein Bataillon des vierten Garderegiments. Bei

dem DurchmarschdurchAltenburgwurdendie Truppen durchden

HerzogErnst begrüßt,der, wie wir wissen,demGroßherzognahe

verwandtund in diesemFeldzugauchsein Verbündeterwar.

Die Ausgabedes Corps war, über Hof in Bayern einzu-

dringenund die Streitkräfte, die man dort an der Grenzeauf-

gestellt vermutete, anzugreifen. Es handelte sich darum, die

Grenze möglichstbald zu überschreiten,um mit der Mainarmee,

die sicham 21. gleichfallsnachSüden in Bewegunggesetzthatte,

in Verbindungtreten zu können. Die Wegeim Gebirgewaren

beschwerlich.An die Marschtüchtigkeitder Truppen wurden sehr

hohe Anforderungengestellt. Nach einem anstrengendenNacht-

1 Die Ordre de Bataille des II. Reserve-Armeecorps war folgende:

Chef des Generalstabes: Oberst - Lieutenant Veith. Generalstabs-

ossiziere: Oberstlt. von Bessel, Maj. Frhr. von Brandenstein, Adjutautur:

Hptm. von Wrisberg, Rittm. von Oheimb, Prlt. von Vietinghoff.

I. Division (Generalmajor von Bilguer).

Grhzl. Mcckl. Truppen: 4 Inf.-Bat., 1 Jäger-Bat., 1 Drag.-Rgt.,

2 Battr., 1 Pionier-Det.

Herzog!. Braunschw. Truppen: 2 Jns.-Bat., 1 Hnsaren-Rgt., 1 Battr.,

1 Pion.-Det.
Herzogt. Sachs. Altenb. Truppen: 2 Jnf.-Bat.

II. Division (Generallt. von Horn).

Königl. Prenß. Truppen:

A. Kombinierte Garde-Jns.-Brigade (Oberst von Treskow): 4. Garde-

Rgt. z. F. (4 Bat.). Kombiniertes Garde-Rgt. (4 Bat.).

L. Kombinierte Jns.-Brigade (Oberst Baron Schuler von Senden):

Pommersches Res.-Jnf.-Rgt. (4 Bat.). Herzog!. Anhalt. Truppen (2 Bat.).

Kavallerie.

1 Res.-Landwehr-Husaren-Rgt.

1 Res.-Landwehr-Ulanen-Rgt.
Artillerie.

5 vierpsündige und 3 sechspsündige Batterieen.
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marscherreichtedie Avantgardein der Frühe des 23. die Stadt

Hof und besetztedieselbe, ohne Widerstand zu finden. Die zwei

bayerischenCompagnieen,welchedort standen, zogensichbei An-

kunstder Vorhut auf der Eisenbahnzurück. Es zeigtesichbald,

daß in dem ganzenGebietvon Oberfrankennur schwacheStreit-

kräste vorhanden waren. Am 24. wurde Münchberg,am 28.

Bayreuth ohne Gegenwehrbesetzt. Dem Großherzogging vom

königlichenHauptquartierder Befehlzu, ungesäumtvorzudringen

und möglichstviel bayerischesGebiet zu decken.Überraschend

war es daher, daß der Kommandeurdes bayerischenBataillons,

welchesbei Andringender MecklenburgerBayreuth verlassenund
unweit der Stadt Aufstellunggenommenhatte, dem Comman-
deur der Avantgarde, Oberst von Lützow, durch einen Parla-
mentärdie Nachrichtzugehenließ, es sei eineWaffenruhezwischen
den kriegführendenMächtenvereinbart. Ein Offizier wurde in
das großherzoglicheHauptquartier geschickt,welchessichin Ber-
neck befand. Er brachte die Antwort, daß dort von einer
Waffenruhenichts bekanntsei. Die Bayern zogen sich zurück,
die Mecklenburgerbivouakiertenin den Straßen Bayreuths, da
man sicheinemstärkerenFeind gegenüberglaubte. In der Nacht
suchtennochAbteilungendes Jägerbataillons und des 4. Garde¬
regiments mit dem Feinde Fühlung zu nehmen, wobei es zu
mehrerenScharmützelnkam. GegenMorgen des 29. wurde eine
Kolonne zur Rekognoszierungvorgeschickt.Sie wurde geführt
vom Oberst von Lützowund bestandaus dem mecklenburgischen
2. Bataillon, 2 Compagnieendes 3. Bataillons, 3 Compagnieen
des 4. Garderegiments,einer Jägercompagnie, 2 Schwadronen
Dragoner und einem Zug Artillerie. In der Nähe von Sey-
bothenreuthkam der Feind in Sicht; es war dies das 4. Ba-
taillondesJnfanterie-Leib-Regiments,geführtvonMajorGrafJoner,
welchesam 23. München verlassen,Bayreuth besetzthatte und
sichnun nach erhaltener Mitteilung, daß eine Waffenruhenicht
bestehe, vor dem überlegenenGegner zurückzog.Es kam zu
einem Gefecht, an welchemsichdie beiden Schwadronen(Ritt-
meistervon Boddien und Rittmeistervon Lützow),die Jäger-
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compagnie(Hauptmannvon Zülow), die drei Compagnieendes
4. Garderegiments(Major von Loos) und die beidenGeschütze
(Lieutenant von Hirschfeld)beteiligten. Die Dragoner sührten
zwei glücklicheAttackenaus. Rittmeistervon Boddien sprengte
ein Compagniecarreund erbeutetemit eigner Hand die Fahne.
Der Rest des Bataillons gewanneine bewaldeteAnhöhe, wurde
dort durch Granatfeuerdelogiert,von Jägern und Füsilierenan-
gegriffen und nahezu vollständig aufgelöst. Die versprengten
Teile sammeltensich bei Pressath und wurden von da mit der
Bahn nachWeidenbefördert.

Der Großherzog,der am Morgen des 29. in Bayreuth ein-
getroffenwar, ritt bei strömendemRegendem aus dem Gefecht
zurückkehrendenDetachemententgegenund sorgte für Unterbrin¬
gungder Verwundetenund Gefangenen. Unter letzterenbefanden
sich4 blefsierteOffiziere. Obwohl die Truppen durchdie Stra-
pazender letztenTage fehrerschöpftwaren, konntedochein Ruhe-
tag nichtgewährtwerden. Der Vormarschin der Richtungauf
Nürnbergwurde am 30. fortgesetzt,im Laufedes TagesHiltpolt-
steinund gegen Abenddurchein unter Major von Klein vorge-
schobenesDetachementErlangenbesetzt.Tags darauf, am 31.,
rücktedie Avantgardein Nürnbergein. Nochimmer hieltendie
bayerischenTruppenführer an der irrtümlichenAnsichtsest, daß
eine Waffenruhebestünde. Dies hatte zur Folge, daß einein
Eschenau,eineMeile vor Nürnberg, stehendeCompagnie,welche

sich durch Vorpostennichtgedeckthatte, umzingeltund gefangen
wurde. Mit Mühe gelanges dem Oberbürgermeistervon Nürn-
berg, Herrn von Wächter, die schwache, aus 2 Compagnieen
bestehendeBesatzungzum Abzug zu bewegenund dadurcheinem
Straßenkampfvorzubeugen.Er selbst war der mecklenburgischen
Borhut entgegengefahrenund hatte deren Führer erklärt, die
Stadt sei offen und werde keinenWiderstandleisten. Was die
bayerischeHeeresleitungveranlaßte, die Fiktionvon der Waffen-
ruhe aufrechtzuerhalten,ist auch später nicht aufgeklärtworden.
Richtigerwäre es gewesen,die schwachenin Frankenzerstreuten

Streitkräfte, die dem vordringendenAngreifernicht annähernd



208 Siebzehntes Kapitel.

gewachsenwaren, entwederzu verstärkenoder ganzzurückzuziehen.

Das Mißverständnis, welchesdie braven bayerischenTruppen in

eine peinlicheLage brachte, war anscheinenddadurchentstanden,

daß am 28. Juli in Nikolsburg ein Waffenstillstandzwischen

Preußen und Bayern verabredetwar, mit der ausdrücklichenBe-
stimmnng jedoch, daß derselbeerst mit dem 2. Augustin Kraft

treten sollte. Bis zu diesemTermin blieb es den Befehlshabern

der in Bayern operierendenTruppenkörperüberlassen,ob sie sich
schonüber einen früherenEintritt der Waffenruhemit dem Geg-
ner.verständigenwollten. Ein solchesAbkommentraf denn auch
der General von Manteuffelals Führer der Mainarmeemit dem
bayerischenFeldmarschallPrinzen Karl am 29. Juli in Würz-
bürg. Dasselbe bezog sichaber natürlichnichtauf die Truppen
des selbständigoperierendenGroßherzogs. Diesemging vielmehr
die Nachrichtvon der in Nikolsburg getroffenenVereinbarung
überhaupterstam Morgen des 31. zu, und hätte es ihm darnach
freigestanden,den Vormarschauch nochüber Nürnberg hinaus
bis zum Abenddes 1. August fortzusetzen.Hierzu lag indessen
nach der Einnahme NürnbergskeinzwingenderGrund vor. Es
erging daher an alle Truppenteiledes Corps nocham 31. Juli
der Befehl, keineWaffenentscheidungmehr zu suchen.

Am 1. Augustschlugder Großherzogsein Hauptquartierin
Nürnbergaus. Das ganze Corps wurde an die Stadt herange-
zogen. Der Waffenstillstandsollte 3 Wochen dauern. Am 4.
traf der bayerischeGenerallieutenantvon Hartmann in Nürnberg
ein. Zwischenihm und dem OberstlieutenantVeith wurde die
Demarkationslinievereinbartund eine Konventionüber die son-
stigen Waffenstillstandsbedingungenabgeschlossen.Die Eisenbahn
wurde wiederdem Verkehrübergeben.

Währendder nächstenWochensanden Übungenund Besich-
tigungen statt. Der Großherzoghielt auf strengeMannszucht;
zwischenSoldaten und Quartiergebernbildetesichein gutes Ver-
hältnis heraus. Daß der Stadt keinerleiKontributionenauserlegt
wurden, vermehrteden günstigenEindruck, den die Haltung der
Truppen hervorbrachte. Am 8. Augusthieltder Großherzogeine
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große Parade ab und verteilteam Schlüssederselbendas Mili-
tärverdienstkreuzan einigeOffiziere',Unteroffiziereund Soldaten.

Am 10. begaber sichnachSchwerin, wo wichtigeEntscheidungen

in Sachen des neuen politischenBundesverhältnissesseiner

harrten.

Durch ein Rundschreibenvom 4. Augusthattedie preußische

Regierung ihre militärischenBundesgenossenauffordern lassen,

die Voraussetzungenund Zusicherungender identischenNote vom

16. Juni in die vertragsmäßigeForm zu erhebenund zu diesem

Behufdie Entsendungvon Bevollmächtigtenerbeten. In Schwe-

rin trug man Bedenken,die „Grundzüge",wie Preußen es ver-

langte, en blocanzunehmen. Graf Bismarckabersprachin einer

schärfergehaltenenNote vom 15. August die bestimmteErwar-

tung aus, die beiden Großherzogtümerwürden, nachdemalle

anderen Verbündetenzugestimmthätten, in dieserZurückhaltung

nichtbeharren. In der That erfolgteder Abschlußder Verträge

mit jenen Staaten in Berlin schonam 18. August. Inzwischen

waren auch die Minister von Oertzenund von Bülow am 17.

dort eingetroffen.Da die Artikel2 und 5 der Grundzügedem

neuen Parlament Gegenständezuwiesen,welchenicht ohne Zu-

stimmungder mecklenburgischenLandständegesetzlichgeregeltwer-

den konnten,so fordertenund erreichtendie beidenMinistervom

Grafen Bismarck indessennoch die Einfügung eines Artikels,

nach welchemden beiden Großherzogtümerneine definitiveEr-

klärung hinsichtlichder Artikel 2 und 5 nochvorbehaltenblieb,

währendalle anderenPunkteacceptiertwurden. Mit diesemZu-

satzwurdendie beidenVerträgegleichlautendam 21. Augustab-

geschlossen.Die Ratifikationseitens des GroßherzogsFriedrich

Franz erfolgteam 10. September. Die Artikel2 und 5 betrafen

die EinführungeinerBundesverfassungauf Basis der preußischen

Grundzügevom 10. Juni und die EinberufungeinesParlaments

1 Die Dekorierten waren: Major von Klein, die Rittmeister von Boddien

und von Lntzow, Hauptmann von Zülow, die Lieutenants von Flotow,

von Schultz nnd von Hirschfeld.

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 14
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nachMaßgabedes Reichswahlgesetzesvom 12. April 1849. So
schweres dem Großherzogward, einem System beizutreten,das
er bisher entschiedenbekämpfthatte, so War dochbeidemZwang
der Lageein Widerspruchunmöglich. Jede Diskussionüber das
Prinzip hatte Gras Bismarckals aussichtslosbezeichnet.In den
Detailberatungenüber den Verfassungsentwurf,zu welchendie
Regierungenspäter zusammentretensollten, würde man Gelegen-
heit haben, sichüber die einzelnenModalitäten zu verständigen.
Von der Unbeugsamkeitdes preußischenStaatsmanns hatte der
GroßherzogGelegenheit,sich persönlichzu überzeugen. Er war
am Tage des Abschlussesin Berlin und begabsichvon dort zu
seinenTruppen nachNürnberg, wo er am 22. August, also am
Tage vor Ablaufdes Waffenstillstands,eintraf und bis zum 31.
verweilt^.

Während seinesAufenthaltsin Nürnbergbewegteer sichviel
unter der dortigenBevölkerung. Für die ehrwürdigenBaudenk-
male der alten Reichsstadthatte er stets einegroße Vorliebege-
habt. Er besichtigtedieselbenjetztwiederholt,beschenktedas ger-
manischeMuseumund zeigteauch für das gewerblicheLeben der
Stadt ein reges Interesse. Sein ungezwungenes,leutseligesBe-
nehmen,die Rücksicht,welcheer soweit irgend möglichauf das
Wohl derStadt nahm, seineBesuchein denbayerischenLazaretten
erwarbenihm die Sympathie der Bewohner. Die Teilnahmean
der kirchlichenFeier des Königsgeburtstages,welcherin dieseZeit
fiel, war mehr als ein bloßer Akt fürstlicherHöflichkeit;sie war
zugleichein Zeugnis dafür, daß der Großherzogüberall dieTreue
und Ergebenheitgegendas angestammteHerrscherhausehrte und
dieselbeauchäußerlichbethätigtsehenwollte. Wir könnenuns
zur Bestätigung des Vorstehendenauf das Zeugnis gegnerischer
Stimmen beziehen. Bürgermeistervon Wächter sagt in seinen
1870 veröffentlichtenTagebuchblättern:

„Die Leutseligkeitund Humanität des Großherzogshatte
schonvon Anfang an alle Herzen gewonnen. Sein längeres
Verweilendientenur dazu, seinePopularität beiderBevölkerung
zu steigern. Die Achtung, ja, man darf sagen, Verehrung,
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Welcheer sich während diesertraurigenZeitperiodeerworben

hat ist nicht wenigauchdadurchgemehrtworden, daß er jede
begründeteKlage oder Beschwerde,welchezu jeder Zeit und

von jedemEinwohnerder Stadt unmittelbarbei ihm selbster-

hobenwerdenkonnte,auchsosortselbstin dergerechtestenWeise
abzustellenwußte. Bei der strengenDisciplin, die im Armee-

corps gehandhabtwurde,kamenaber überhauptnur seltenAus-
schreitungenvor."

ÄhnlichäußertesichauchderNürnbergerKuriers In seiner
Proklamationan die BewohnerFrankens, in welcherder Groß-
Herzogden AbmarschseinerTruppenankündigte,sagteer:

„Ich sprechees gern öffentlichaus, daß sowohldiekönig-
lich bayerischenBehörden als die Einwohner überall gewußt
haben,die Treue gegenihren König mit den meinenTruppen
schuldigenRücksichtenin Einklang zu bringen. Möge das
freudigeErkennenecht deutschenWesensbei allen Stammes-
genossenaus Nord und Süd, die sich hier begegneten,ein
dauerndesBand gegenseitigerAchtungund Eintracht begründet
haben!"

DieserWunschsolltesicherfüllen. Bier Jahre späterfochten
die Bayern an der Seite der Mecklenburgerunter dem Befehl
desselbenFürsten, der es verstanden,die ernstenForderungendes
Kriegesmit derSchonungeinesdeutschenStammeszu verbinden-.

1 Nummer vom 30. August 1866.
2 Daß auch die Beziehungen der beiden Regenten sich bald wieder

freundschaftlich gestalteten, beweist der nachstehende Brief, den König

Ludwig von Bayern am 29. Dezember 1866 dem Großherzog schrieb:

„Lieber Vetter! Von Herzen freute mich Deiu lieber Brief vom

17. Dezember, in welchem Du mir neuerdings die Hand reichst zur Aus-

gleichung der letzten Dissonanzen, die seit den trüben Ereignissen dieses

Sommers zwischen Uns obwalteten; ich thne dies um so lieber, als ich aus

Deinem Briefe entnommen zu haben glaube, daß Du selbst recht wohl ge-

suhlt hast, mit welch gerechtem Schmerze ich Dich, meinen liebsn Vetter

und Freund, an der Spitze einer feindlichen Armee in mein geliebtes Land

einziehen sah. Doch nun geben wir diese Dinge der Vergessenheit anheim.

Für das, was Du meinen treuen Uuterthanen an Leiden und Lasten des

Krieges erspart hast, sage ich Dir meinen innigsten Dank. — Von Herzen

14*
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Der Feldzugder Mecklenburgerwar zu Ende. Er war kurz
gewesenund hatte keineschwerenOpfer gefordert. Nur ein kleiner
Teil des Kontingentshatte im Feuer gestanden,dennochbliebder
Feldzugeine gute Vorschule. In derDisciplinund Marschtüchtig-

keit war Anerkennenswertesgeleistet. Am 8. und 9. September
zogen die mecklenburgischenTruppen wieder in ihre Garnisonen
ein. Das Grenadier-Garde-Bataillon,die 1. Jäger-Compagnieund
die 1. Eskadron des Dragoner-Regimentswurden nach Berlin
befördertund bei dem festlichenEinzug am 20. vom Großherzog
am König vorbeigeführt.

WenigeTage später, am 26. September,wurde der außer-
ordentlicheLandtag,welcherschonEndeAugustausgeschriebenwar,
in Schwerin eröffnet. In seiner Thronrede erklärteder Groß-
Herzog,er habe die Stände einberufen,um mit ihnen die Rück-
Wirkungenzu beraten, welchesichaus den Bündnisverträgenund
den Folgen des Krieges sür die Stellung Mecklenburgsergäben.
Er forderesie auf, ihm vertrauensvollauf dem Wege zu folgen
den er nachbestemGewisseneinschlagenzu müssengeglaubthabe.
Die Erwägung der Stände, so hieß es weiter in der Landtags-
proPosition,habe sich mit den Artikeln2 und 5 des Vertrags
vom 21. Augustzu beschäftigen,welchedie Einführung und Be°
fchickungdes NorddeutschenParlaments beträfen. In Art. 6 sei
daher die Zustimmungder Landständevorbehaltenworden, weil
denselbenRechtezuständen, die nach dem Vertrag künftig dem
Parlamentezugewiesenwerdenfollten. Zugleichwurde die Ver-
fammlung durch den Minister von Oertzen mit den Haupt-
Verhandlungenbekanntgemacht,die seit Aufhebungdes Deutschen
Bundes mit der preußischenRegierungstattgehabthatten. Auch
waren der PropositionAbschriftender wichtigstenAktenstückebei-
gefügt.

wünsche ich, daß Dir das neue Jahr recht viel Gutes und Erfreuliches

bringen und dem gesamten deutschen Vaterlands zu tröstlichem Gedeihen

gereichen möge. — Bitte, grüße, lieber Vetter, Deine Kinder herzlich von

mir und gedenke stets freundlich Deines treuen Vetters

Ludwig."
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Die Sitzungendes Landtags fanden zuerst in der Central-

Halle, später im Saal des Schauspielhausesstatt. Man schritt

zur Wahl einerKommittevon 24 Mitgliedern,welcheeinErachten

über die Proposition erstattensollte. Die Stimmung auf dem

Landtagwar eine ruhige, aber nicht geradefreudige. Der Ver-

gleichmit dem Frühjahrslandtagvon 1848 drängte sich unwill-

kürlichauf. Auch jetzt handeltees sich um Opfer von Rechten,

um Neuerungen,deren Zweckmäßigkeitnicht jedem einleuchtend

war. Mancheblicktenbesorgtin die Zukunftund fürchtetenfür

denBestandderVerfassungüberhaupt. AberdiegewaltigeStimme

der Thatsachenwar zu eindringlich,zu überzeugend.Ihr gegen-

über mußtenProteste wirkungslos verhallen. Das Gefühl, daß

man sichin einer unabänderlichenZwangslagebefinde,machtesich

auchbei der Majorität der Ritterschaftgebieterischgeltend. Die

Landschaftwar mit demGangder Dingeim Grundeeinverstanden.

Ein zustimmenderBeschlußschienim voraus gesichert.In dem

Kommittenberichtkam aberdochdieGrundstimmungderVerfamm-

lung in eigentümlicherWeisezumAusdruck.WährendderBericht

prinzipiell die Notwendigkeitanerkannte,die Regierungsvorlagen

anzunehmen,suchteer auf der andern Seite soviel wie möglich

die FolgenderselbendurchAufstellungvonWünschenabzuschwächen.

Und zwar waren dies Wünsche,deren Realisierungdie Grund-

Prinzipiendes neuenParlaments umgestoßenhätte. Die Bildung

eines deutschenZoll- und Handelsgebietswurde beanstandet,die

Civilgesetzgebungden Befugnissendes Parlaments entzogenund

die Forderunggestellt,daß die Gesetzeüber Freizügigkeit,Heimat-

rechtund Gewerbebetriebauf MecklenburgkeineAnwendungfinden

sollten. DieseAnsprüchewaren,wiederKommittenberichtsagte,da¬

durchbedingt,daß den mecklenburgischenStänden auchin Zukunft

eine gedeihlicheWirksamkeitverbürgt bleiben müsse. Am aller-

wenigstendürfe dem Parlament eine Einwirkungauf die Ver-

sassungsverhältnisseder Einzelstaatenzuerkanntwerden. Deshalb

sei an die Landesherrendie Bitte zu richten,bei'der definitiven

Feststellungder Bundesverfassungdie Garantie der bestehenden
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Landesverfassungdurchdie Bundesgewaltin geeigneterWeiseher-
beizusühren.

Neben dem Hauptberichtwurde von sechs1Mitgliedernder
Kommitteein Separatberichtvorgelegt,in welchemderaltständische
Standpunkt nochunverhohlenerzum Ausdruckkam. Derselbesor-
derte die Ablehnungder Regierungsvorlageund motiviertedies
damit, daß immer nur von einemäußerenDruck, nichtaber von
einemim LandevorhandenenBedürfnis dieRedesei. Die Unter-
zeichnererklärten,nichteinsehenzu können,daß man einersolchen
Bedrängung in einer die Lebensinteressendes Vaterlandes be-
rührendenFrage nachzugebenhabe. In dem NorddeutschenPar-
lament dürfeMecklenburgnichthoffen,ein Verständnis für seine
Eigentümlichkeitenzu finden. Die Gefahr, die dadurch entstände,
daß seineAngelegenheitendort beratenwürden, sei nicht geringer
als diejenige,welchezur Zeit eine Pression von außen ihm be-
reitenkönne. Die Stände solltendaher den Landesherrenwider-
raten, auf dem eingeschlagenenWegeweitervorzugehen.

In der Diskussionüber die Berichtewarf Graf Bassewitz-
Schwießelden Unterzeichnerndes Minoritätserachtensvor, sie
sähendie Sachlagemit rein mecklenburgischenAugenan und ver-
schlössensichden Vorgängenim Auslande. Auchfür ihn sei es
eineharte Prüfung, sein eigenesIch zurückzusetzen,und schweren
Herzensmüsseer die Annahmeempfehlen. Es handele sichhier
aber um eineMachtfrage. Auch ein anderes Mitglied der alt-
ständischenPartei, Herr von Oertzen-Kotelow,bemängeltedas
Fehlen irgend welchenpositivenVorschlagsin demSeparatvotum.
Es sei nichtangegeben,wie man der Gefahrentgehenwolle. Man
müsseden LandesherrenGlauben schenkenund die Gefahr nicht
für geringerhalten, als siein der That sei. NebendiesenStimmen
erhobensichnoch andereaus der Ritterschaft,welchedieAnnahme
der Vorlage nicht nur durch die Besorgnisvor einerVergewal-
tigungvon außen motiviertsehenwollten,sondernvielmehrdurch

1 Es waren dies die Herren: von Plüskow, Lüder, I. von Maltzan,

B. Graf Bastewitz, F. von Dewitz, U. O. von Dewitz.
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die Sympathie, welchePreußen dadurch verdiene,daß es dem

deutschenVolk die längstersehnteEinigungzu schaffenbestrebtsei.

Angesichtsder Schwierigkeiten,welcheder Vollendungnoch ent-

gegenstünden,seies Pflicht,demStaat undseinengroßenMännern,

welchesichdieserAufgabeunterzogenhätten, ihr Werkzu erleich-

tern, anstatt es durch Einwände zu erschweren. Die Herren

Pogge, Bock und Genossengabenein in diesemSinne verfaßtes

Diktamenzu Protokoll. Schließlichwurde, nachdemein Antrag

auf itio in partes abgelehntwar, der Vorschlagdes Kommitten-

berichtsdurchAcclamationangenommen.Nachdemselbenwar die

Zustimmungzur Vorlage der beiden Regierungenmit der Ve-

dingungerteilt, daß der aus der Beratung des Parlaments her-

vorgehendeVerfassungsentwurfdenStänden zur Abgabeihrerver-

fassungsmäßigenErklärungvorgelegtwerde.

In den nächstenSitzungenwurden diejenigenWünschebe-

raten und festgestellt,welchederKommittenberichtaufgezählthatte,

und diese nebst einigenVeränderungendes Wahlgesetzesin der

ständischenSchlußerklärungden Landesherrenzur Berücksichtigung

empfohlen. In dieserForm, welcheeineRechtsverwahrungoder

eine bedingendeEinschränkungdes Landtagsvotumsausschloß,

konntendieRegierungendasselbeanstandslosgenehmigen,und in-

dem der SchwerinerLandtagsabschiedseinerBefriedigungüberdie

ständischenBeschlüsseAusdruckgab, verhieß er, daß der Groß-

herzognacherlangterÜberzeugungvon demGrundeund derAus-

sührbarkeitder ständischenDesiderienauf die thunlichsteBerück-

sichtigungderselbenhinwirkenwerde.
Eine wesentlicheBeruhigungkonntedieselandesherrlicheZu-

sagenichtgewähren. Mehr aber war zur Zeit nichtzu erreichen

gewesen. Der Landtag wurde am 3. Oktobergeschlossen.Man

trennte sichmit dem Gefühl, daß der weitereGang der Dinge

von Gewalten abhänge,gegen welcheder Widerstandständischer

Korporationenund minder mächtigerRegierungenwirkungslos

bleibenwerde. Die Landmarschälleund vieleLandtagsmitglieder

blieben noch einigeTage in Schwerin, um der am 6. Oktober

stattfindendenKonfirmationdes Erbgroßherzogsbeizuwohnen.
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Auchder wenigeWochenspäter in Malchin tagendeordent-
licheLandtaghatte sichnochmit der Nachwirkungder kriegerischen
Ereignissezu befassen. Die dritte landesherrlicheProposition be-
antragte die ÜbertragungeinesTeils der durchdie Mobilmachung
entstandenenKosten auf die Landeskassen.DieseKostenbeliefen
sich auf ca. 300000 Thaler. Der Großherzogsprach dabei den
Wunsch aus, daß eine Erörterung der Rechtsfragevermieden
und dem Lande eine möglichstgeringeSteuerlast auferlegtwerde.
Dasselbefolle deshalb nur die Hälfte der militärischenAuswen-
düngen,also ungefähr150000 Thaler, übernehmen. Der Land-
tag erkanntedie BilligkeitdiesesVerlangensan und gewährtedie
150000 Thaler mit der Modifikation,daß diese Beisteuerzu
gleichenTeilen auf die beidennächstenEtatsjahre verteilt werde,
um den Kontribuentendie Zahlung zu erleichtern.

MitteDezemberbegabsichMinister von OertzennachBerlin,
um an den Konferenzenüber die neueBundesverfassungteilzu-
nehmen- Den von den Ständen geäußertenWünschenGeltung
zu verschaffen,erwies sichals unmöglich. In der That hätten
Ausnahmebestimmungen,wie sie der Landtag beantragt hatte,
das Einigungswerk,das unter so schwerenZuckungendes ganzen
Volks zu stände gekommenwar, wiederin Frage gestellt. Die
Bedenkendes Großherzogsrichtetensich indes wenigergegendie
dem Parlament zuzuweisendenBefugnisseals gegen das Wahl-
gesetz.Das allgemeineund direkteStimmrecht weckteihm un-
angenehmeErinnerungenan das Jahr 1849. Und dieseEmpfin-
düngenwurdenvon der ganzenkonservativenPartei geteilt- Aber
Graf Bismarck hielt fest an seinemProgramm, und da die
preußischenGrundzüge von den verbündetenStaaten im Prinzip
bereits angenommenwaren, so bliebenalle nachträglichenEin-
wände und Gegenvorstellungenaussichtslos. Am 20. Januar
1867 hatte Herr von Oertzen mit dem preußischenMinister-
Präsidenteneine Unterredung, in welcherer nocheinmal seinen
Bedenkengegen geheimeund direkteWahlen Ausdruckgab. Er
berichtetedarüber: „Graf Bismarckist — ich glaubemichdarin
nicht zu irren — von der vollen und lebhaftenUberzeugung
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durchdrungen,daß, solangeman nicht überhaupt alles Wählen
beseitigenkönne, das bezeichneteWahlsystemnicht schlechter,son-
dern bessersei, als die sonstgangbarenWahlsysteme.Daß das
indirekteWahlsystem(durchWahlmänner)noch schlechterist als
das direkte,muß man allerdingszugeben.Ganz besonderssprach

sichGraf BismarckgegensolcheBeschränkungender Wahlberech-
tigungenaus, durchwelchedie großeMasseder geringstenVolks-
klassen,namentlichdie wohnhaftenTagelöhnerund Fabrikarbeiter
ausgeschlossenwürden, denn dieseVolksklassenhätten noch viel
mehr gesundenSinn und mehr Vertrauen zu der natürlichen
Autorität als die sogenanntenMittelklassen,welcheden Einflüssen
der politischenTagespresfezugänglichseien. Mit dieserAuffassung
bin ich nun zwar meinesteilsdurchausnicht einverstanden,allein
es läßt sichnichtverkennen,daß die Sache für den Augenblickso
steht und mit Gegenvorstellungennicht durchzudringenist. Die
meistenRegierungenwünschtenfür jetzt nur vorzuschreiben,daß
für die Zukunft ein Wahlgesetzauf bundesgesetzlichemWege sest-
gestelltwerdensolle. Preußen beharrt aber bei seinemVorschlage,
und die übrigenStaaten habensichbereits dabeiberuhigt, indem
sie Preußen die Verantwortlichkeitfür dies Experimentgewisser-
maßen zuschieben.In der That hält sich auch Graf Bismarck
bereitsüberzeugt,daß die nächstenWahlen,wenigstensin Preußen,
konservativoder doch regierungsfreundlichausfallenwerden." —

Bereitwilligerzeigte sichGraf Bismarckdagegenin der Be-

rücksichtigunganderer Wünscheder großherzoglichenRegierung.

Dieselbenbetrafen eine Entschädigungfür die bevorstehendeAuf-

Hebungdes Elbzolls und eine befriedigendeRegelung des Ein-
tritts in den Zollverein. Zu diesemEintritt war Mecklenburgso
lange nichtin der Lage,als nochsein Handelsvertragmit Frank-

reichbestand. Gras Bismarck versprachauf die Aufhebungdes

letzterenin Paris hinzuwirken. Er glaubte, daß Frankreichdazu

bereit sein werde, wenn man den Eingangszollauf französische

Weine für das ganze Bundesgebietherabsetze.Hinsichtlichdes

zwischenMecklenburgund Preußen bestehendenTransitvertrages

vom 20. Mai 1865 gestandBismarckim Prinzip gleichfallseine
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Entschädigungfür die mit dem Beitritt zum Zollvereinin Weg-

fall kommendenTransitzöllezu. Da die sormelleErledigungdieser

Vorbehaltewährend der Dauer derKonferenzselbstnatürlichnicht

möglichwar, so wurden dieselbenin dem Schlußprotokollvom

7. Februar nochausdrücklichgeltendgemacht, mit ihnenzugleich

auchein Vorbehaltbezüglichdes Fahneneids,den der Großherzog

so gefaßtzu sehenwünschte,daß nicht die Gewissender Truppen

durch die Möglichkeiteines Konflikts eidlichübernommenerVer-
pflichtungenbeschwertwürden. General von Zülow war im
Januar betreffs dieserAngelegenheitnach Berlin gesendetwor-
den, um womöglicheinedemGroßherzogmehrzusagendeFassung
des Fahneneideszu erwirken. Nachdemaber Sachsen,welches
gleicheBedenken gehegt, diese fallen gelassenhatte, gab auch
Friedrich Franz seinen Widerspruchauf, und die Eidesformel
erhielt die von Preußen vorgeschlageneFassung. Nach Unter-
zeichnungdes Schlußprotokolls, durch welches der Wortlaut
des dem Parlament vorzulegendenVersassungsentwurfsfestgestellt
wordenwar, kehrteHerr von OertzennachSchwerinzurück,be-
gab sich aber zur Eröffnung des konstituierendenReichstags
(24. Februar) wiedernachBerlin, diesmal begleitetvom Staats-
rat Wetzell,welcherdenSitzungenals Bevollmächtigterbeiwohnen
sollte. Die zahlreichenAmendementsdes Reichstags, die Hal-
tung desselbenin der Diätenfrage, vielleichtauch die durch die
LuxemburgerAngelegenheitheraufbeschworeneKriegsgefahrließen
es dem GrafenBismarck wünschenswerterscheinen,zunächstdie
Regierungen,ohneRücksichtaus den Reichstag,auf die Annahme
des Verfassungsentwurfsfesterzu verpflichten. Es sollte dies in
der Form einzelnermit derKronePreußenabzuschließenderStaats-
Verträgegeschehen.Die Sache wurde so eilig betrieben,daß die
Ratifikationdes von denHerren vonSavigny und von Oertzenam
9. April unterzeichnetenVertrags schonnach sechsTagenerfolgtex.

Zu dem konstituierendenParlament hatte Mecklenburg-

1 Die vom Parlament am 16./17. April angenommene Bundesver-

fassnng wurde am I.Juni auf einem außerordentlichen Landtag dm meckleu-
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Schwerin sechs Abgeordneteentsendet. Durch eine großherzog-
liche Verordnung vom 29. November1866 war die Einteilung

der Wahlkreisederart geregelt,daß derenzweidieDomanialämter,
zwei die Land- und Seestädtein sichschlössen,währendvon den

letztenzwei der eineausschließlich,der anderezum weitausgrößten

Teil die ritterschaftlichenÄmter umsaßte. Durch dieseWahl-
gevmetrie hatte man gehofft, die Namen von wenigstensvier
Konservativen oder doch PartikularistischenVertretern ans der

Urne hervorgehen zu sehen. Daß die städtischenWahlkreise

liberal wählen würden, wußte man im voraus. Die Rechnung

erwies sichaber als irrig, indem auchdie DomanialkreiseMänner

von liberaler Gesinnung, den Gutsbesitzervon Thünen—Tellow

und den Advokaten Wachenhusen—Boizenburg,ins Parlament

sandten, so daß nur in denritterschaftlichenKreisendiealtständische

Partei durch die Wahl des Grafen Basfewitz—Schwießelund des

Landrats von Oertzen—Woltowden Sieg errang. Die Städte

wählten den Regierungsrat a. D. Prosch—Schwerm und den

Professor a. D. Julius Wiggers—Rostod:.Durch den letzteren

war die extremdemokratischePartei repräsentiert. Sie hatte

in jüngster Zeit große Anstrengungengemacht,Agentendurch

das Land geschickt,durch Korrespondenzenaus Rostockauf die

in- und ausländische Presse einzuwirkengesucht. In diesen

Korrespondenzen,die in der Volkszeitung,in der Vossischenund

KölnischenZeitung erschienenund die mecklenburgischenZustände

in den schwärzestenFarben malten, wurde der Angriff auf die

alte Verfassung, den man im Parlament auszuführengedachte,

systematischvorbereitet. Die Abwehr der Konservativenwar lau.

Der „NorddeutscheKorrespondent", der schon längst aufgehört

hatte, ständischesOrgan im eigentlichenSinne zu sein und aus

finanziellen Gründen genötigt war, der RegierungseineDienste

zu leihen, fand in dieser unsicherenStellung nicht den nötigen

Halt, um ein bestimmtesProgramm zu verteidigen. Der Adels-

burgischen Ständen zur landesverfassungsmäßigen Erklärung vorgelegt und

am 25. Juni publiziert. Mit dem 1. Juli trat sie in Kraft.
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Partei war nach der AnnexionHannovers die Fühlung mit den
preußischenKonservativenganz abhandengekommen.Den Stand--

punkt eines Gerlach konnteman teilen, die Wandlung der Neu-
konservativenaber, welchedie Annexiongut hießen, konnteund
wollte man nicht mitmachen. Seitdem sich der alte Rundschauer

von der Kreuzzeitunglosgesagt, verlor dieses Blatt in Mecklen-
bürg viel von seinemEinfluß. Man hielt es nochauf den ade-
ligen Landsitzenteils aus alter Gewohnheit, teils wegender Fa-
miliennachrichten,Aber seineLeitartikelerregtendort nur Un-
behagenund Widerspruch. Von dem neuen Parlament versah
man sichnichts Gutes. Schon das ganzeWahlgetriebemit seiner
Unruheund Agitationwar den feudal gesinntenGutsherrenun-
sympathisch. Wahlenthaltungenwaren daher weit häufiger als
Wahlbeeinflussungen.Wir sind einer ähnlichenStimmung schon
im Sommer 1848 begegnet.

Unter diesen Umständen würde die rührige demokratische
Partei schonbei der erstenWahl mehr Sitze errungen haben,
wenn nicht im eigenenLager vielfachSpaltung und Befehdung
geherrschthätte. Dieseknüpftesichan Personalfragen,die bei der
Aufstellungder Kandidaten auftauchten. Die Leitung war nicht
mehr eine so einheitlichewie in den Tagen der Reformvereine.
Von den alten Führern waren manchegestorben,andere müde
oder dem politischenTreibenentfremdet,wiederandere,wie Moritz
Wiggers, durch einenParagraphen des Wahlgesetzes,der Un-
bescholtenheitverlangte, ausgeschlossen.In den Wahlversamm-
hingenzu Rostockund Güstrowkam es zu heftigenAuseinander-
fetzungenzwischenden Gefolgschaftender einzelnendemokratischen
Agitatoren. So war denn von irgend einer dem Wesen der
neuen VolksvertretungentsprechendenParteibildung keineRede.
Nur zweigroße Gruppen standensich in Mecklenburggegenüber:
die Anhänger der alten Verfassungund ihre Gegner. Es war
klar, daß dieseSonderung auch das Stichwort für die Wahlen
der nächstenJahre abgebenwerde. Ebensosicherwar, daß das
platte Land und dieStädte sichin diesemKampfgegenüberstanden.
So blieb denn den konservativgesinntenStädtern, deren Zahl
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unter den Beamtenund den andernsogenanntenEximiertennicht

unerheblichwar, ebensowie den liberal, aber doch ständischge-

sinntenMitgliedern der RitterschaftkeineandereWahl, als sich
einer dieserbeidenGruppenanzuschließen.DieserZustand, etwa

demjenigenin Bayern vergleichbar,wo es auchkeineKonservative,

sondernnur UltramontaneoderLiberalegiebt,hat sichin Mecklen-

bürg bis in die neuesteZeit erhalten. Er hat allen Äußerungen

politischenLebensseinenStempel ausgedrücktund die Bildung

von Mittelparteien,deren ein gesundesStaatswesen süglichnicht

entraten kann, verhindert. Alle in den nächstenJahren auf-

tauchendenFragen, mochtensie kirchliche,socialeoder selbstrein

wirtschaftlicheVerhältnissebetreffen,wurden unter den Gesichts-

Winkelgerückt, den die Stellung im Verfassungsstreitgebieterisch

anwies. Die großen Aufgaben, welche die Durchführung der

nationalenEinigung an das NorddeutscheParlament und später

an den DeutschenReichstagstellte,traten zurückgegendieseterri-

toriale Angelegenheit.Für die Wahl eiuesKandidatenwar in

erster Linie maßgebend, ob er für oder gegendie altständische

Verfassungsei. Die Wahlagitation wurde in diesemSinne auf

beidenSeitengeleitet. Es bildetesichgeradezuein System heraus,

in welchemandere politischeErwägungen keinen Platz mehr

fanden. Bei dem alleinigenVorhandenseinzweierextremerPar-

teien mußte sich der Gegensatzstetig verschärfen,die politische

Überzeugungzur Einseitigkeitversteifen. In dem Fehlen einer

Mittelparteilag derwesentlicheGrund dasür, daß alleAusgleichs-

versuchescheitertenund diewiederholtenAnstrengungenderLandes-

Herren,die alte Verfassungeiner Umbildungzu unterziehen,er-

folglosblieben. Ob dies für das Land ein GlückoderUnglück

war, mag jederMecklenburgervon seinempolitischenStandpunkt

aus beurteilen. Wir haben hier keineKritik zu üben, sondern

nur die Thatsachezu verzeichnen.
'
Und eineThatsachewar es,

daß es eine Regierungspartei,d. h. eine solche,mit derenHülse

der Großherzog seine Reformversucheauf verfassungsmäßigem

Wege hätte durchführenkönnen, nicht gab. Eine Rückkehrzu

dem Staatsgrundgesetzvon 1849 war für FriedrichFranz ganz
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ausgeschlossen.Niemals hätte er dazu die Hand geboten. Seine
eigenenÄußerungen, die wir mehrmals wörtlich citiert haben,
beweisen,daß er ein prinzipiellerGegnerdes Konstitutionalismus
war. Soweit derselbein der deutschenReichsverfassungzumAus-
druckgelangte, nahm er ihn als eine unvermeidlicheThatsache
hin. Ihm in seinemeigenenLandeaber Eingang zu verschaffen,
wäre er nichtzu bewegengewesen. Einem dahin zielendenDruck
von außen war er entschlossen,mit EntschiedenheitWiderstandzu
leisten. Doch war ein solchernichtzu besorgen. Er kannte die
Ansichtendes Königs und des Grafen Bismarck. Bei seinen
häufigenBesuchenin Berlin hatte er Gelegenheit,sichzu ver-
gewissern,daß einePressionvon feitender oberstenReichsgewalt
und desBundesrats nichtbeabsichtigtwurde. Für ihn war daher
eineVerfassungsreformnur auf der Basis einer zeitgemäßenUm-
gestaltungdes ständischenWesensmöglich. Er hatte diesenGe-
dankennie aus den Augenverlorenund nur den geeignetenZeit-
Punktabwartenwollen. Jetzt, im Frühjahr 1867, trat er dem-
selben wieder näher. Er besprachdie Sache mit Herrn von
Oertzen. Dieser riet indessen,die Bundesverhältnissesich erst
klärenzu lassenund die Wirkungder zahlreichenNeuerungenab-
zuwarten, welchedie Bundesgesetzgebungim Gefolge hatte und
die in die Landesverhältnissesehr tief einschnitten.Auchwar die
Arbeitslast, welchedie Einführung dieserGesetzeden Ministerien
und allen Unterbehördenauferlegte,eine so außerordentliche,daß
es ganzunmöglichwar, dieselbegerade jetzt noch durch Heran-
zieheneinerneuenschwerenAufgabezu vermehren.Endlichschien
es ratsam, die ohnehin erregtenGemüter sich erst beruhigenzu
lassen,anstatt die Aufregungdurch ein Anfachendes alten Ver-
faffungsstreitsnochzu steigern. Daß diesernicht so bald erlösche,
dasür sorgten jetzt ohnehin die Anträge der liberalen mecklen-
burgischenAbgeordnetenim NorddeutschenReichstag. Ohne die-
selbenim Detail zu verfolgen, müssenwir ihnen docheinekurze
Besprechungwidmen.

Zunächstschienes, als solltendieBeklemmungender mecklen-
burgischenLiberalenvon seilen der anderenVolksvertreterkeine
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besondereBeachtungfinden. Der konstituierendeReichstaglehnte

zweivon Julius Wiggers begründeteAnträgeab. Dieselbenbe-

trafen Zusätzezu Art. 3 und lauteten: a. „In jedem Bundes¬

staate wird die Gesetzgebungund die Feststellungdes Budgets

unter Mitwirkung eineraus Wahlen hervorgegangenenBolksver-

tretung geübt"; b. „In keinemBundesstaatedars der Genußder

bürgerlichenund staatsbürgerlichenRechtedurchdas religiöseBe-

kenntnis bedingt oder beschränktwerden." Der mecklenburgische
BundeskommissarStaatsrat Wetzellräumte die Richtigkeitder von

Wiggers gemachtenAngabenein, verwahrtesich aber gegendie

daraus abgeleitetenFolgerungen, insbesonderegegendie sofortige

Ersetzungder ständischenInstitutionen durch eine aus Volks-

WahlenhervorgegangeneVersammlung,ohne deren Bewilligung

keineGesetzeerlassenund keineSteuern erhobenwerdenkönnten.

Der Reichstagsei zu der Beratung einer Verfassungfür den

NorddeutschenBund, nichtzu wesentlichenAbänderungender Ber-

FassungendereinzelnendeutschenStaaten berufen. AucheinAntrag

des Dr. Prosch, die GleichberechtigungderIsraeliten in Mecklen-

bürg betreffend,wurde verworfen, weil dieseMaterie einer Be-

schlußsassungfür das ganze Bundesgebietvorbehaltenbliebt

1 Infolge der im Reichstag gegebenen Anregung richtete die groß-

herzogliche Regierung im Frühjahr 1867 an die Magistrate von Rostock und

Wismar Reskripte, worin sie die Absicht kund that, die Aufhebung derjenigen

Beschränkungen in Erwägung zu ziehen, welchen die Inden hinsichtlich ihrer

Zulassung zum Erwerb von Grundeigentum und zum bürgerlichen Nahrungs-

betriebe nach dem bestehenden Rechtszustande noch unterworfen seien. Der

Rostocker Rat wurde außerdem zu einer Erklärung darüber aufgefordert, auf

welche gesetzliche Bestimmungen sich die in Rostock bestehende gänzliche Aus-

schließung der Juden stütze. In dieser Stadt war den Juden der Ausent-

halt gänzlich verboten und der bürgerliche Nahrungsbetrieb sehr beschränkt.

Nur während des Pfiugstmarktes fand eine größere Zulassung von Juden

statt, doch mußten die in Häusern Verkaufenden 6 Thaler, die in den

Buden 3 Thaler als Judensteuer entrichten. Die Magistrate beider See-

städte erklärten der Regierung, daß sie die Sonderstellung der Juden auf-

znheben bereit seien, wenn denselben in allen Teilen des Landes eine den

Christen gleichberechtigte Stellung eingeräumt werde. Das Freizügigkeit?-

gesetz erweiterte die Rechte der Juden anch in Mecklenburg bezüglich der

Niederlassung, und in der Herbstsession von 1867 erklärte der mecklen-
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Dagegen nahm die Versammlung einen auf Vorkommnissein
MecklenburggegründetenWiggersschenAntrag an, nachwelchem
in Fällen unbegründeterJustizverweigerungder Bundesrat die
betreffendeRegierung zur gerichtlichenHülfe anhalten sollte.
Staatsrat Wetzellhatte das EinverständnisseinerRegierungmit
dieserBestimmungin Aussichtgestellt.

Die Wahlen für den nunmehr konstituiertenReichstag,der
noch in demselbenJahr am 10. Septemberzusammentrat,hatten
das gleicheErgebnis wie die im Frühjahr stattgehabten.Mit
Ausnahme desHerrn vonOertzeu—Woltow,an dessenStelle Graf
Plessen—Jvenacktrat, entsandteMecklenburgdieselbenMänner
nachBerlin. In dieserSession kamdie Verfassungsfragein be-
stimmtererForm zur Diskussion,und zwar auf Grund zahlreicher
Petitionen, welcheaus liberalen KreisenMecklenburgsan den
Reichstaggerichtetwurden. Die Petitionskommissionbeantragte
durchihrenReferentenJulius Wiggers,diePetitionendemBundes-
kanzlerzu überweisen.In derDiskussionversuchteMoritzWiggers,
der den dritten Berliner Wahlkreisvertrat, die Unverträglichkeit
der mecklenburgischenmit der Bundesverfassunginsbesonderean
den finanziellenund wirtschaftlichenVerhältnissennachzuweisen.
Die AbgeordnetenWindthorst,von Mallinckrodtund Graf Basse-
witzbestrittenindessendie Zuständigkeitdes Reichstagesin dieser
Angelegenheit. Der sreikonservativeAbgeordneteAegidi schlug
eine motivierteTagesordnungvor, nachwelcherdie Unvereinbar-
keitder mecklenburgischenmit der Bundesverfassungund die aus
dieserInkongruenzsichergebendeSchädigungnationalerInteressen

burgische Bevollmächtigte im Reichstag, daß auch der Gewerbebetrieb und

der Erwerb von Grundeigentum fortan keinen aus der Religion entspringenden

Beschränkungen unterliegen werde. Dem Herbstlandtag von 1867 ging eine

diesbezügliche Proposition zu. Der Schweriner Entwurf wurde angenommen

und das Rechtsverhältnis der Juden durch das Gesetz vom 2V. Januar

1868 geregelt. Nach demselben blieben die Juden noch ferner ausgeschlossen

von der Ausübung der Landstandschaft, der Jurisdiktion, des Patronats, der

Verwaltung christlicher Unterrichtsanstalten u. s. w. Schließlich hob das

Bundesgesetz vom 9. Juli 1869 alle aus der Verschiedenheit des religiösen

Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen auf und gewährte allen Staats-

bürgern volle Gleichberechtigung in der Gemeinde- und Landesvertretung.
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zwar betont, zugleichaber die Erwartung ausgesprochenwurde,
die Landesregierungenwürden auf einebaldigeUmgestaltungder
VerfassungszuständeBedachtnehmen. Der Rednerhob dabeiher-
bor, daß bei der jetzigenVerfassungauch die Landesherrennicht
alle den BundesfürstenzustehendenRechteder Staatsgewalt in
ihrer Hand vereinigtenund niemals auch nur diejenigenRechte
innegehabthätten, welcheArt. 57 der WienerSchlußakteeinem
deutschenSouverän zuschreibe.DieserAntrag, ebensowie derdes
Grafen Basfewitzauf einfacheTagesordnung, wurde abgelehnt,
schließlichaber auch der Kommissionsantrag,wenngleichnur mit
schwacherMajorität. Die Angelegenheitwar somit vorläufigab-
gethan. Auchdie Sessionvon 1868 befaßtesich nicht mit ihr.
Erst in der Frühjahrssessionvon 1869 kam sie wiederin Fluß.
Es lagen zahlreichePetitionen vor. Diesmal aber bezogensich
die Petentenauf den Art. 76 derBundesverfassung,nachwelchem
der Bundesrat verpflichtetwar, derartigeKonflikteim Wege der
Bundesgesetzgebungzu lösen; ihre Bitte ging dahin:

„Der Reichstag wolle den Bundesrat veranlassen,die
Kompetenzdes FreienwalderSchiedsgerichtszur Fällung des
UrteilssprucheseinerPrüfung zu unterziehenund demnächstdie
dem ErgebnisentsprechendenEinleitungenzu treffen."

Der Antrag der Kommissionlautete in diesemSinne. Bei
der Beratungdarüberbekämpfteder inzwischenzum Bundesrats-
bevollmächtigtenfür beideGroßherzogtümerernannteMinistervon
Bülow* die Zuständigkeitder Bundesorganesowie die auf Un-
VereinbarkeitgegründetenBehauptungen,stellteaber ausdrücklich
eine „EntWickelungund Fortbildung der mecklenburgischenVer-
sassungauf dem Boden des bestehendenRechts" in Aussicht.
Nachdemdie AbgeordnetenProschund von Bernuth sür, Windt-

1 Bernhard Ernst v. Bülow war geboren am 2. Aug. 1815 zu Cismar
in Holstein, wo sein Vater königl. dänischer Amtmann war. Nach der
Beendigung seiner Studien in Göttingen, Berlin und Kiel trat er in
schleswig-holsteinsche bezw. dänische Dienste, welche er 1848, damals Ge-
sandter in Hamburg, während der schleswig-holsteinschen Wirren verließ.
1849 kehrte er in den dünischen Staatsdienst zurück und vertrat die Elb-
Herzogtümer auf den Konferenzen von Dresden und London und bis 1861
im deutschen Bundestag. Im Herbst 1862 übernahm er die Leitung des
Ministeriums in Neustrelitz und blieb in dieser Stellung bis zum Herbst 1867.

von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 15
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Horstund Graf Bassewitzgegendie Überweisungan den Bundes-

rat gesprochen,nahm der Bundeskanzler,Graf Bismarck, das

Wort. Ohne sichüber dieKompetenzund Rechtsfrageauszulassen,

warnte er im Interesse der Entwicklung des Verfassungslebens

vor UntersuchungfaktischbestehenderVerfassungenauf ihre Legi-

timität. Es gebewenigein dieserBeziehungvorwurfsfreieBer-

faffungen. Die HerstellungderHomogenitätder mecklenburgischen

Zuständemit denendes Gesamtbundeskönneman füglichderZeit

und der natürlichenEntwicklung überlassen. Mail könnebezüg-

lich der Fortbildungder Verfassungalles Vertrauenin den guten

Willen Er. Königl. Hoheit des Großherzogsvon Mecklenburg-

Schwerin setzen,welcherdienationaleEntWickelungmit patriotischer

Bereitwilligkeitaufgenommenhabe; man sollenichtauf jedesEnt-

gegenkommenvon dieserSeite mit einer raschenMehrforderung

antworten. Es sei diesemFürsten hochanzurechnen,daß er von

Anfang an entschiedenund mit ganzerMacht für dievon Preußen

verfolgtenZiele auf jede Gefahr hin eingetretenfei und sichthat-

fächlicham Kampfebeteiligthabe, daß er, dem man als einem

treuenVerbündetenschwerlichGewalt angethanhaben würde, nach

siegreicherBeendigungdes Kampfesrückhaltlos,und ohnesichauf

ihm zur Seite stehendeRechtezu stützenoder Vorwände zu ge-

brauchen,auf die Intentionen des neuenBundes eingegangensei.

Er werdedies wohl auchferner thun, nachdemvieleHindernisse

überwunden,mancheBarrikadengefallenfeien, die eine altertüm-

llcheVerfaffungund jahrelangangehäufterSchult der Aufräumung

und dem Durchbruchneuer Straßen entgegengesetzthabe, nachdem

also die gestellteAufgabeeineweit leichteregewordenfei.

In dieserRede war der Grundsatzder Nichtinterventiondes

Reichs in den Verfassungsangelegenheitender Einzelstaaten,an

welchemGraf Bismarckauchin derFolge festgehaltenhat, bereits

sehrklar gekennzeichnet.Ein Urteil über den Wert oder Unwert

ständischerInstitutionen war darin nicht abgegeben;soviel aber

jedenfallserkennbar,daß der leitendeStaatsmann die Schonung

partikularerEigentümlichkeitenmit der Durchführungder Reichs-

ideefehr wohl vereinbarfand. So weit derPartikularismusdem

Einheitsgedankennicht feindlichgegenüberstandoder der Macht-
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stellungund Festigkeitdes Bundes nicht hinderlichwar, gestand

ihm Bismarcknichtnur prinzipiellseineBerechtigungzu, sondern

gewährteihm auchfreieBethätigungaus denGebieten,auf denen

eine Schädigungdes GesamtwohlsnichtPlatz greifenkonnte. Die

Bersailler Verträge sollten hierfür bald den vollgültigstenBeleg

liefern.
Die Rede des Bundeskanzlersblieb indeffenfür die 'Abstim-

mung ohne Wirkung. Auch die Freikonservativenstimmtenmit

den liberalenFraktionenfür den Antrag, der damit dieMajorität

erhielt. Die 70 Konservativenbliebenzwar bei ihrer Ablehnung

vom Jahre 1867, dochwar es auffallend,daß (nebenGraf Basse-

Witz)keinerdieStimme für dieSachedermecklenburgischenPartei-

genossenerhob. Der Reichstagsbeschlußgelangtediesmal an den

Bundesrat, der ihn in seinerSitzung vom 24. Mai demJustiz¬

ausschußüberwies. Der mecklenburgischeBevollmächtigtesprach

dabeidenWunschaus, daß dieserAusschußbald möglichstin die

Beratung eintretenmöge;seineRegierungensähenzwardenstatus

quo ihres Rechtsals ungefährdetund unzweifelhaftan, könnten

es aber mit der Stellung einer Vundesregierunngnichtvereinbar

erachten,sozusagenunter den Schatten des Artikels76 gestelltzu

sein,zumal einedringendeSteuerreformmit den dadurchhervor-

gerufenenEindrückenvielleichtkonnexwerden könne. Übrigens

zeigtesichschonjetzt, daß der Bundesrat sich zu einer Prüsung

desFreienwalderSchiedsspruchsnichtfür kompetenterachtenwerde

und den Art. 76 nichtsür anwendbarhielt. Gras Bismarckund

Herr von Saviguy, welchletztererdie Redaktionder Verfassung

geleitethatte, äußerten in Privatunterredungenmit Herrn von

Bülow, sie hieltenden Rechtsstandpunktder mecklenburgischenRe-

gierungensür unbestreitbar.
Der JustizausschußerstatteteseinenBerichtschonnachwenigen

Tagen, am 31. Mai. Der Reserent,GeheimerJustizrat Pape,

resümiertedenselbenin folgendenPunkten:

1. Die mecklenburgischeAngelegenheitseiidentischmit der 1868

erledigtenLippeschenVerfassungssrage.

2. Eine Verfassungsstreitigkeitliege nicht vor. Artikel 76

könneauf aktuellenVerfassungsbruchvon unten oder oben
IS"
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Anwendungfinden,nicht aber auf weit zurückliegendeAn-

fechtungeneiner bestehendenVerfassung.

3. Die mecklenburgischeVerfassungsei notorischseit 1850 in

vollerWirksamkeitund Gültigkeit. Dies verstehesicheigent-

lich bei einer lange bestandenhabendenVerfassungvon

selbst,hier aber ganzbesonders,da die Regierungen1866

dem Bunde unmöglich in der Absichtbeigetretensein

könnten,ihre bestehendenVerfassungszuständezu erschüttern,

sie vielmehr solchedurch Vorbehalt des ständischenZu-

stimmungsrechtsausdrücklichzur Anerkennunggebracht

hätten. Die ganze Bundesverfassungwäre invalidiert,

wenn das Gegenteilder Fall wäre, der gesamteRechts-

zustanddesLandeserschüttert,wennalleseitfast 19 Jahren

vorgenommenenAktederGesetzgebungzurückgenommenwer-

den sollten.
4. Es seiendemnachin Erwägung,daß diebestehendemecklen-

burgischeVerfassungdas gültige Recht des Landes bei

deffenEintritt in den Bund gewesen,die Petenten ab-

schlägigzu bescheiden.
DieserletzteAntrag wurde einstimmigzumBeschlußerhoben.

Damit war nun auchder Standpunktder VerbündetenRegierungen

klar gekennzeichnet.Der Reichstag,der sichzwar über die Kom-

petenzsragenichtprinzipiellausgesprochen,durch seinenBeschluß

aber doch die Tendenzverratenhatte, die auf Einführung des

KonstitutionalismusgerichtetenBestrebungenzu unterstützen,stand

also den beidenanderenFaktorender Bundesgesetzgebungallein

gegenüber. Es schienwenigAussichtvorhanden,daß derBundes-

rat seinenWiderspruchgegeneineEinmischungdes Reichs aus-

gebenwerde. Dennochversäumtendie liberalenmecklenburgischen

Abgeordnetenund der mit ihnen Hand in Hand gehendeMoritz

Wiggers keineGelegenheit,um die AufmerksamkeitdesHausesauf

die mecklenburgischenZuständezu lenken. Tie häufigenAusfälle

gegendie großherzoglicheRegierung,gegendie Ritterschaftund

den Landtagkönnenwir, da sie wirkungslosblieben,übergehen.

Auch ein WiggersscherAntrag in der außerordentlichenSession

des Parlaments im Winter 1870, in welchemdie Forderung
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einer konstitutionellenVertretungfür alle Bundesstaatenerneuert

wurde, blieb diesmalohneErfolg. Zur BegründungseinesAn-
träges verwies Wiggers auf den zwischendem Norddeutschen
Bunde, Baden und Hessenam 15. November1870 zu Versailles
abgeschlossenenBundesvertrag. Die neu in denBund eintretenden
süddeutschenStaaten würden an den Zuständenin Mecklenburg
Anstoßnehmen. Auchhätten die von einemrühmlichenFeldzug
heimkehrendenmecklenburgischenSoldaten einenAnspruchdaraus,

nicht nur die gleichenPflichten,sondernauch die gleichenRechte

mit andernBundesangehörigenzu teilen. Der Antragstellerzollte

diesmal dem vor dem Feind stehendenGroßherzogWorte der
Anerkennungund stellte die Ritterschaftals die eigentlicheGeg-

nerin jeder Reform dar. Sein Antrag berühre übrigens nicht
nur Mecklenburg,sondernauchRatzeburg,Lauenburgund Lippe,

wo ähnlicheZustände bestünden. Der Präsident des Bundes-
kanzleramts,Staatsminister Delbrück,trat sehr entschiedengegen

den Antrag auf. Der gegenwärtigeZeitpunktfei nicht geeignet,

zu den durch den Beitritt der füddeutfchenStaaten veranlaßten
Fragen nochandereheranzuziehen.Würde es sichum eineförm-
licheRevisionder Verfassunghandeln, so würdenwohl auchdie
RegierungenmancheWünschezur Geliung bringen, worauf sie

aber verzichteten,um zunächstauf der Grundlageder bestehenden
BundesverfassungdieAusdehnungdesBundes über ganzDeutsch-

land zu ständezu bringen. Nachdemnochdie Abgeordnetenvon

Hennig,Miquel und Fries im Sinne solcherBeschränkungder
Verhandlungengesprochenhatten, beschloßdas Haus in Aner-

kennungdieserGründe zur Tagesordnungüberzugehen.
Auf den weiterenVerlauf der Verfassungsfragewerden wir

später zurückkommenInzwischenhatte die Bundesgesetzgebung

einen großenTeil der vom Grafen Bismarckals Barrikadenbe-
zeichnetenHemmnisseder Reformtatsächlichhinweggeräumt.Die

Gesetzeüber Freizügigkeitund Gewerbebetrieb,die Aufhebungder

polizeilichenBeschränkungenderEheschließung,dieallgemeineWehr-

Pflichtund die neueZollgesetzgebunggriffentief ein in alle Ver-

Hältnissedes Landes. In letztererHinsichtbefandsichMecklen-

bnrg längere Zeit hindurch in der eigentümlichenLage, daß die
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am 1. Juli 1867 proklamirteBundesverfassungaus die Zollver-

Hältnisseund mithin auch aus die Abgabenzum Bundeshaushalt

keineAnwendungfinden konnte. Es war daher nach kommissa-

rischerVerhandlung' in Berlin zunächsteineÜbereinkunftgetroffen

(21. August 1867), nach welcherbis zum definitivenAnschluß

an das Zollgebietdie Großherzogtümerein Aversuman die

Bundeskassezu zahlen hatten. Dasselbewar berechnetnachder

Bevölkerungszifferund dem letztendreijährigenDurchschnittdes

Nettoertrags der Zölle und Verbrauchsabgaben.Es betrug für

Mecklenburg-Schwerin889900 Thaler, Inzwischen war durch

die diplomatischeVerwendungPreußens die französischeRegierung

zur AufhebungderjenigenBestimmungdes mecklenbnrg-sranzösi-

schenHandelsvertragsbewogenworden^, welcheden Eintritt der

Großherzogtümerin das Zollgebietdes Bundes bisher verhindert

hatte, und nachdemdie ModalitätendiesesEintritts durcheine in

SchwerinabgehalteneKonferenẑ geregeltwaren, erfolgte derselbe

am 11.August1868 mit der Maßgabe, daß die volleWirkung

der Zollgesetzeerst mit dem 1. Januar 1870 beginnensolle.

Von dieserwie von den anderen Neuerungender Gesetz-

gebung wurde der ländliche Grundbesitzam meistenbetroffen.

Zunächst empfand man, wie in jedemÜbergcmgsstadium,mehr

die Härten als die Vorzüge, die sich ja erst allmählichgeltend

machenkonnten. Das Unbequememancher neuen Bestimmung

steigerteden Mißmut in der altständischenPartei. Viele der

Schranken, welcheMecklenburgbisher von demübrigenDeutsch-

land getrennt hatten, waren nun gesallen,und gerade in diesen

Schrankenhatte man einenSchutz der alten Versassnngzu er-

* Bei derselben war Mecklenburg - Schwerin durch den Staatsrat

von Müller, den Landrat Grasen von Bassewitz und den Geh. Ministerialrat

Or. Meyer, Mecklenburg-Strelitz durch den Landrat von Rieben—Galenbeck

und den Drost von Oertzen—Feldberg vertreten. Die preußischen Bevoll-

mächtigten waren die Geh. Ober-Finanzräte Hasselbach und Meinecke.
2 Vereinbarung vom 15. Febnar 1868, abgeschlossen zu Paris zwischen

dem mecklenburgischen Gesandten, Geh. Legationsrat von Bornemann, und

dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten Marquis de Moustier.
3 Als mecklenburgische Bevollmächtigte fungierten Ministerialrat Olden-

bürg und Steuerrat Boccius. Der Zollbund war durch drei Finanzbeamte

aus verschiedenen Staaten vertreten. Die Verhandlungen begannen am

12. März 1868.
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blickengeglaubt. Allein dieZeit solltelehren,daß beidepolitische

Parteien sich geirrt hatten. Weder wurde die alte Landesver-

fassungdurchEinwirkungder Bundes- und Reichsgesetzgebungin

demMaß erschüttert,wiees die seudalePartei besorgte,nochbe-
wahrheitetesichdieBehauptungderLiberalen,daß dieseVerfassung

mit der Reichsversassungunverträglichsei. Beidehabenbis heute

24 Jahre hindurchneben-und miteinanderbestanden.
NamentlicherwiesensichdiejenigenBesürchtungenals grund-

los, welchedieRitterschaftan die Einsührungeines sreierenwirt-
schaftlichenVerkehrs und einer indirektenBesteuerunggeknüpft

hatte. Wir erinnernuns, daß Landrat von Maltzan und seine
Gesinnungsgenossengerade die AusschließlichkeitdirekterSteuern

als das FundamentständischenWesens bezeichnetund den Zoll-

anschlußvon diesemGesichtspunktaus bekämpftund verhindert

hatten. Der Wegfall der Zollschrankenblieb indessenohne jede
Rückwirkungaus die ständischenInstitutionen, wogegenHandel

und GewerbeeinenwesentlichenAufschwungnahmen. Daß ins-
besondereder Handelder Seestädtê durchdie Machtstellungdes

Reichs und den konsularischenSchutzerheblichgewann, bedars

kaumder Erwähnung. Aber auch die inländischeSteuerreform,

welchedurchkommifsarisch-deputatischeVerhandlungenam 6. Ok-
tobkr 1868 eingeleitetund am 1. Juli 1870 zum Abschlußge¬

brachtwurde, kam demHandelsstandzu statten. Diese Reform
bezieltedie Umwandlungvon neunverschiedenen,bisher als lästig
empfundenendirektenSteuern in ein dem Landesherrnzu ent-

richtendesjährliches Averfum, so daß nur vier der bisherigen

ordentlichenSteuern bestehenblieben. Der EinschlußMecklnburgse

in den nationalenZollverbandbedingtenatürlich auch den Weg-

fall des Elbzolls. Der letzte Ausgleich zwischenden User-

ftaaten datierte, wie wir früher gesehenhaben, vom 4. April

1 Die Rostocker Reederei zählte im Jahre 1861, wie früher schon er-

wähnt, 335 Schiffe. Der Bestand hob .sich noch in den nächsten Jahren

und betrug 187V 382 Schiffe. Er schwankte in dem folgenden Deccuninm
!j

1870/80 zwischen 382 und 354, sank bmw-abet fnccessive auf 341 (1881), /

325 (1882) und 817 (1883). Dieser Rückgang steht also in keinen Be-

Ziehungen zu der Handelsgeschgebungdes NorddeutschenBundes und
Deutschen Reiches; er ist auf die Konkurrenz anderer Seestädte und die Aer-

Mehrung der Dampferlinien zurückzuführen. \
^ >.Vv. .
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1863. Bei derFeststellungderBundesverfassungauf denBerliner
Konferenzenvom Winter 1866/67 hatte der mecklenburgischeBe-
vollmächtigteden Vorbehalt gemacht, daß der Verzichtauf die
Rechte, welcheseiner Regierung rücksichtlichder Erhebungeiner
Abgabe vom Elbverkehrzustanden, nur gegenEntschädigunger-
folgenkönne. Eine darauf bezüglicheVerwahrung hatte auchbei
Unterzeichnungder Bundesverfassungim SchlußprotokollAusdruck
gefunden. Seitdem war die Aufhebungder Elbzölleim Parla-
ment mehrfachangeregtund in der Sessionvon 1869 ein Antrag
der Petitionskommissionauf schleunigeErledigung angenommen
worden. Infolgedessenlegte das Bundeskanzleramtin der
Frühjahrssession1870 einen Entwurf vor, nach welchemder
Elbzollam 1. Juli 1870 aufhören, dagegenden zur Erhebung
berechtigtenStaaten eineEntschädigunggezahltwerdensollte. M.
Wiggers—Berlin, der schon früher gegen die mecklenburgischen
Ansprücheaufgetretenwar, bekämpfteauchjetzt die Entschädigung
mit einemGegenantrag. Da das vertragsmäßigeRechtMecklen-
bnrgs unbestreitbarwar, so versuchteer den Nachweis, daß die
ElbzöllereinePassagezölleseien,die nachArtikel54 der Verfassung
einfachwegzufallenhätten. Auchwarf er Zweifelauf, welcheVer-
Wendungdie dem GroßherzogtumzugedachteEntschädigungssumme
findenwürde. Der mecklenburgischeBevollmächtigtevon Bülow
verwiesauf die Rechtsverwahrungund legteausführlichdar, daß
die 100000 Thaler, welchederElbzolljährlicheinbringe,für das
Landesregiment,mithin für Staatszweckeverwendetwürden. Der
Antrag Wiggers ward abgelehnt,die Vorlage angenommenund
die an Mecklenburgzu leistendeEntschädigungaus eineMillion
Thaler festgesetzt.

Währendder großherzoglichenRegierungeinerseitsdieschwie-
rige Aufgabezufiel, die Bundesgesetzeden heimatlichenVerhält-
niffen anzupassen,blieb ihre Aufmerksamkeitauch auf die Fort-
entWickelungder territorialen Gesetzgebunggerichtet. Besondere
Erwähnung verdienen in dieser Hinsicht die fortgesetztenBe-
mühungendes Großherzogs, den Bauernstandzu kräftigenund
den Erwerb kleinenGrundbesitzeszu erleichtern. Im Domanium
konntedies ohne Mitwirkung der Stände durchgeführtwerden.
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Die Umwandlungder Zeitpachtbauernin Erbpächterund die Er-
richtung zahlreicherBüdner- und Häuslerstellenwar schonseit
1865 im Werkel Die Gemeindeordnungenvom 31. Juli 1865
und vom 29. Juni 1869 legtennichtallein den Grund zu einer
SelbständigkeitderOrtsgemeindenund ihrer kommunalenVerwal¬
tung, sondernsolltenzugleich,wie wir spätersehenwerden, die
Elementefür eine neueForm der Landesvertretungheranbilden.
Der Großherzogwünschtenun aber auchin demGebietdes ritter-
schaftlichenGrundbesitzesdie AnsiedelungkleinerBesitzerzu er-
leichtern. Eine dahin zielendeVorlagewar bereitsdemLandtage
von 1865 gemachtworden. Bisher galt für die Ritterschaftnoch
die Verordnungvom 6. Februar 1827, durchwelchedie Hingabe
vonLand zu Erbzinsstellenan den lehnsherrlichenund agnatischen
Konsensgebundenund je nach der Anzahlder Hufenbeschränkt
war. Die Ritterschafthatte von dieserBefugnis fast gar keinen
Gebrauchgemacht. Wir haben gesehen,daß man in demMangel
an HäuslereienlangeZeit, wenngleichmit Unrecht, die Ursache
der starkenAuswanderungerblickte.FritzReuters „KeinHüsung"
schildertediesenZustand in den düsterstenFarben, und dieGegner
der Verfassungentnahmen ihm ihre schärfstenAngriffswaffen.
Thatfächlichwar in anderen Bundesstaatendie Auswanderung
ebensogroß, im angrenzendenVorpommern erheblichgrößer;
thatfächlichbestand aber auch ein berechtigtesVerlangen nach
kleinemGrundbesitz.Die Neigung der Ritterschaftzu Parzellie-
rungen war indes gering. Die 1865 begonnenenVerhandlungen
zogensich in die Länge, und erst am 20. Mai 1868 konnteein
Gesetzpubliziertwerden,dem dieVorschlägevon 1865zu Grunde
lagen. Die dadurch erzielteNeuerung bestand im wesentlichen
darin, daß von jedemritterschaftlichenGute, auchwenn es nur
zwei und wenigerHufengroß war, 2 Prozent desAreals zur Er-
richtung von Erbzinsstellenweggegebenwerden durften. Dabei
fiel die Bedingungdes landesherrlichenund agnatischenKonsenses

fort, nur dieZustimmungderHypothekengläubigerblieb,wiebillig,
auch fernerhin erforderlich. Es ist nichtbekanntgeworden, daß

1 1867 zählte man 1423 Erbpachtstellen, 7371 Blldncr- und 2994

Hnnslerstellen.
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die BestimmungendiesesGesetzesin nennenswerterWeisezur An-

Wendunggelangt wären. Die Gutsbesitzerglaubtentrotzdes oft

sehr sühlbarenArbeitermangelsnichtihre Rechnungdabeizufinden.

Sie zogen es vor. wenn die Handdiensteihrer Tagelöhnernicht

mehr ausreichten,freieArbeiter aus anderenGemeindenoderselbst

vom Auslande vorübergehendheranzuziehen.

In den Zeitraum, welchenwir hier behandeln, fallen noch

zwei wichtigePersonalveränderungenim Staatsministerium. Am

1. Juli 1867 war der Ltaatsminister von Levetzowauf seinen

Wunschvon derLeitungdes Finanzdepartementsenthobenworden

und an seineStelle derKammerdirektorvonMüller—Rankendorf^

getreten. Zwei Jahre später, am 30. Juni 1869, legteauchder

Ministerpräsidentvon Oertzensein Amt nieder. Tiefer Entschluß

war in ersterLinie durchGesundheitsrücksichtenbedingtworden,

dochhattenauchGründepolitischerArt dabeimitgesprochen.Zwar

bestandzwischendemGroßherzogund seinemerstenMinisterkeine

prinzipielleMeinungsverschiedenheitüber die Richtung,in welcher

sichdie Politik des Landes der Hauptsachenachzu bewegenhabe.

1 Adolf von Müller war ein Sohn des in hannöverischen Diensten

stehenden Rittmeisters Ernst von Müller und dessen Gemahlin, einer Tochter

des russischen Generals Grafen von Bennigsen. Er wurde während der

Oeenpation Flanderns am 19. Juli 1817 zu Cysoing bei Lille geboren, be-

suchte das Gymnasium in Lüneburg, die Universitäten von Göttingen und

Berlin und erlernte die Landwirtschaft bei dem Hofrat von Wedemeyer auf

Langhagen in Mecklenburg. 1842 mit einer Tochter des letzteren vermählt,

erbte er in demselben Jähre von seinem Großvater das Rittergut Ranken-

dors und nahm dort seinen Wohnsitz. In den Wirren der vierziger Jahre

trat er entschieden für die Rechte der altständischen Partei ein, wurde Mit-

glied des Engeren Ausschusses und beteiligte sich lebhaft an den ständischen

Angelegenheiten. 1860 ernannte ihn der Großherzog zum Kammerdirektor.

In dieser Stellung erwarb er sich bleibende Verdienste mit der Durch-

bringung der Steuerreform 1863 und der fpäteren Vererbpachtung im Do-

manium. Der Beitritt Mecklenburgs zum Norddeutschen Bunde schuf ihm

neue schwierige Aufgaben: den Eintritt in den Zollverein und die sich daran

knüpfende Steuerreform. Alle diese Ausgaben löste er mit Umsicht und Ge-

schick. Seine Pflichttreue und Uneigennützigkeit, sein gerader rechtlicher Sinn

erwarben ihm die allgemeine Anerkennung im Lande und das volle Ver-

trauen seines Fürsten, welcher ihm dasselbe auch noch über seinen 1875 er¬

folgenden Rücktritt hinaus wiederholt bethätigte. von Müller starb am

14. Dezember 1886 zu Rankendorf.
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Indessen waren dochin den letztenJahren betreffsder Stellung

zum Bunde wiederholtDivergenzenzu Tage getreten,welcheHerrn

von Oertzenbereitsfrüher veranlaßthatten, seineEntlassungnach-

zusuchen. Zuerst war dies im Juni 1866 geschehen,als der

GroßherzoginfolgedererwähntenMissionFinkensteinsseineTruppen

dem Königevon Preußen zur Verfügungstellteund felbstan der

Spitze derselbenins Feld rückte. Damals ließ Oertzensichdurch

den WunschseinesHerrn bestimmen,dieGeschäftenocheinstweilen

fortzuführen, um Fürst und Land nichtwährenddes Kriegeszu

verlassen. Auchin demschwierigenÜbergangsstadiumdernächsten

Jahre harrte Oertzennochauf seinemPosten aus. Empfander

gleichschmerzlichdie Kluft, welchezwischendem eigenenStand-

Punkt und der durchden Zwang der UmständegebotenenPolitik

bestand,so bestimmteihn doch die große Verehrung für seinen

Landesherrnnochmehrmals,denwiederholterbetenenRücktrittbis

dahin zu vertagen, daß ein Nachsolgerfür ihn gefundensein

würde. Auch war bei dem Minister eineVerstimmungdadurch

hervorgerufenworden, daß der Großherzogdie Verhandlungen

und den Abschlußder Militärkonventionvom 24. Juli 1868 dem

aus Preußen stammendenGeneralmajorvon Pritzelwitzübertragen

hatte, währendOertzenden GeneralvonZülow zur Wahrung der

mecklenburgischenInteressen für geeigneter,auch einige der an

Preußen gemachtenKoncessionenfür zu weitgehendhielt. Immer-

hin würden dieseGründe für den Rücktrittdes Ministers nicht

ausschlaggebendgewesensein, hätten nicht die Anzeicheneines

ernstenLeidens,welcheswenigeJahre später (am 20. Juli 1874)
den Tod des hochverdientenStaatsmannes herbeiführte,schonda-

mals dieSchonungseinerGesundheitdringenderheischt.Friedrich

Franz trennte sichungernund unter dem Ausdruckwarmer An-

erkennungvon diesemtreuenDiener und bewährtenRatgeber. Er

übertrug den Posten eines leitendenMinistersdemLandratGrafen

von Baffewitz—Schwießel.
Ein Systemwechselwar mit keinerdieserbeidenPersonal-

Veränderungenverbunden. Sowohl Herr von Müller als Graf

Basfewitzgehörtender altständischenPartei an und waren früher

währenddes Verfassungskonfliktsfür dieErhaltung der altenVer¬
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fassungsehr entschiedenaufgetreten. Henning Gras von Bassewitz

war am 27. Oktober 1814 zu Schwerin als ZweitältesterSohn

des Grafen von Bassewitzauf Prebberedegeboren. Er hatteseine
wisfenfchaftlicheAusbildungin Preußen erhalten,dieRitterakademie

in Brandenburgund die Universitätin Berlin besucht,die preußi-

schenStaatsexaminaabsolviertund kurzeZeit in dortigemStaats-

dienstgestanden. 1842 war er in Strelitz als Regierungsratein-

getreten,hatte aber 1848 gleichzeitigmit demMinistervonDewitz

seine Entlassung genommen. Seitdem sind wir ihm im Laufe

dieses Werks wiederholtbegegnet. Als einer der Führer der
Adelsparteiwar er an derHerbeiführungdes FreienwalderSchieds-
spruchsvorzugsweisebeteiligtund seit seiner1851 erfolgtenWahl

zum EngerenAusschußund gleichzeitigenErnennungzumLandrat

in allenständischenAngelegenheitenüberausthäliggewesen.Basse-

Witzwar ein Mann von gediegenenKenntnissenund von sestem,
ernstemCharakter,durchden er ein vonNatur erregbaresTempe-
rament für gewöhnlichzu beherrschenvermochte. Wenn er auch
gelegentlichheiter sein und scherzenkonnte, so überwogdochin

seinemVerkehrmit anderen— namentlichnach dem frühenTode

seinerGemahlin, einer geborenenvon Behr — eineernsteStim-
mung, eineetwas verschlosseneHaltung. Die Ereignissevon 1866

mit ihren nächstenFolgen hatten einen tiefenEindruckauf ihn
gemacht. Die Rückwirkungdieser Ereignisseaus die mecklenbur-
gischeuVerhältnisseerfüllte ihn mit Besorgnisfür die Erhaltung
der ständischenVerfassung,und wir sahenihn schonim Reichstage
bestrebt,dieseGefahrabzuwenden.AlleinfeinefrühereAusbildung

im preußischenStaatsdienst und eineunverkennbarstaatsmännische
Begabungbefähigtenihn, die EntWickelungder deutschenVerhält¬
nissezu würdigen und die Macht realer Vorgängein Rechnung
zu ziehen. Entschlossen,in dem Kampfder Gewaltenund Par-
teien nur für das Wohl des Landeseinzutreten,und gestütztauf
das VertrauenseinerständischenGenossen,war er ganzderMann,
dem Großherzogin diesemKampf mit seinemRat zur Seite zu
stehen,und die Folgezeitsolltelehren,daß dieseWahl eineglück-
lichewar.



AchtzehntesKapitel.

FriedrichFranz' dritter Ehebund. HeisenachItalien.

FriedrichFranz als Feldherr im deutsch-französischen
Kriege.

Der 7. März 1867 war für GroßherzogFriedrichFranz

ein bedeutungsvollerGedenktag. FünfundzwanzigJahre waren

seit seinemRegierungsantrittverstrichen.Mit der Erinnerungan

jene wichtigeLebenswendungwar aberauchdie an den Heimgang

seinesgeliebtenVaters eng verknüpft. Friedrich Franz wünschte

deshalbkeineoffizielleFeier des Jubiläums. PatriotischeKund-

gebungenfanden aber im ganzen Landestatt. Auch von außer-

halb trafen zahlreicheZuschriftenein. König Wilhelmhatte kurz

vorher,am 28. Februar, zur Feier des Geburtstagsden Prinzen

FriedrichKarl nach Schwerin entsendet,welcherden nachstehen-

den Brief überbrachte.
„Berlin, 27. Februar 1867. Empfange meine innige

Teilnahmezu DeinemmorgendenGeburtstageund Jubiläums-

tage! Wie ein Traum erscheintes, daß 25 Jahre dahin sind!

Biel hast Du in derbewegtenZeit durchzumachengehabt, aber

Dein GewissengiebtDir Zeugnis, immernochAnhörungjenes

gehandeltzu haben. Zwei schwereSchlägehat die Vorsehung

Dir auferlegt, die Du im Hinblickauf den, der so Schweres

verhängt, christlichund männlichträgst. Gottes Lohn wird

Dir dafür werden!
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Als einenBeweis, wie sehrich Deine Teilnahmefür Dein
Regiment anerkenne,das sich seinerbeiden Chefs in neuester
Zeit so würdig gezeigthat, habe ich demselbenauch Deinen
Namen beigelegt,wie die KabinettsordreDir offiziellmitteilt.
Desgleichenlege ich hier das 25jährige Dienstkreuzbei, das
Du eigentlichschonvoriges Jahr verdienthattest, da das Jahr
1864 Dir doppelt gerechnetwerden müßte wegen der Bei-
Wohnungder Campagne.

Nun nochmals Gottes Segen über Dich und die Dei-
nigen!

Dein treuer OheimWilhelm."

Aus der großen Zahl der Zuschriftenfremder Souveräne
und ehemaligerStaatsdiener mögenoch die eines Mannes hier
Platz finden, der vor 25 Jahren dem jungenFürsten bei seiner
Thronbesteigungals erster Ratgeberzur Seite stand. Friedrich
Franz war mit Herrn von LützowauchnachdessenRücktrittstets
in sreundschastlichemVerkehrgeblieben,hatteihn auf feinemGute
Boddin besuchtund ihm häufig geschrieben.Es lag nichtin der
Art des Großherzogs,geleisteteDienstezu vergessenoderMännern,
von denenihn die Politik trennte, die persönlicheWertschätzung
zu versagen. Dem abgetretenenMinister, der in den erstenIah-
ren seinesPrivatlebensvon seinenStandesgenossenmancheKrän-
kungersahrenhatte, war dieseFortdauer der freundlichenGesin-
nungen seinesFürsten sehrwohlthuendgewesen,und dieser hörte
auch später noch gern die Ansichtdes ehemaligenDieners über
politischeVorgänge.

„Denkeich an das Jahr 1842 zurück"— schriebLützow
jetzt am 1. März 1867 — „und stelle ich es der Zeit ent-
gegen,die uns bevorsteht,so ergiebtsichein wesentlicherUn-
terschiedin den Aufgabendes Regenten. Damals galt es, in
ruhigem Geleise fortzuführen, was sich vorfand, und Ew.
KöniglichenHoheitVertrauen zu den Räten Ihres Vaters er-
leichtertedies. Jetzt dagegenbildet sich ein Zustand heraus,
der einenWandel in fast allenstaatlichenVerhältnissengebietet.
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Somit wird der Antritt der zweiten25 Scthre Allerhöchstdero

Regierungsthätigkeitein schwererwerden. Zwar konntees Ew.

KöniglichenHoheit, der Sie Ihre und Ihres Landespolitische

Aufgaben stets zu würdigen verstanden,nicht entgehen,daß

Preußen den Kamps um seineStellung zu Deutschlandund

für dasselbeauskämpft»mußte, und daß dies auf das Ver-

hältnis aller Fürsten DeutschlandseinetieseingreifendeWirkung

haben werde. Allein sich dies gleichansangsnachallen Rich-

tungenhin klar zu machen,war nichtleicht, und jetzt, wo es

näher herantritt, ist nicht zu verkennen,daß die Opfer sehr

großesind. Für Mecklenburg,das eineVerfassungund manche

Zustände fest erhalten hat, wie sie die Geschichtein anderen

Staaten längst beseitigte,wird dies um so schwieriger,als es

nichtbloß gilt, einzelneszu ändern, sondernes unvermeidlich

wird, irreFrage auszuwerfen:kann das Fundamentfernerbe-

stehen?Handeltees sichbloß darum, die vortrefflicheEbrach-

tung der allgemeinenWehrpflichtherzustellen,— der bisher

so sorgsältigabgewehrtenZolleinigungsich anzuschließen,so

würde dies auch mit den bestehendenStänden durchzuführen

sein, — allein wenn so wesentlicheJntraden, wie der Nord-

deutscheBund fordert, an ihn abzugebensind, wenn so gewal-

tige Kostenfür die Wehrkraftzu tragen sind, — dann ist ein

Finanzsystemnichtzu halten, bei dem seitensder Stände nie

anerkanntist. daß es einen Staat, einen Staatszweckund

Staatsbedürfnissegiebt.— Es wird unmöglichsein, jetzt, wo

der Bundesstaatmit seinen Forderungen in den Vordergrund

tritt, wo der einzelneStaat seinen Vorschriftenin vielen

PunktenFolge leistenmuß, eineandereFinanzwirtschaftanzu-

nehmenals das Bndgetfystem.Und kommtes zu diesemnach

Verhandlungmit den Ständen, so wird die Frage, ob es zu

einer Änderung oder Erweiterung der Verfassungkommen

müsse,nichtausbleibenkönnen. EuereKöniglicheHoheitgehen

sonnt einer schwierigennnd sorgenvollenZeit entgegen.Unser

aller Gebetkann nur sein, daß Gott Sie stärkenund zu die-

ser Arbeitkräftigenmöge!"
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Wenn auch nicht alles eintraf, was Herr von Lützowvor-
aussah: die nächsteZeit war keineleichte. Wie vor 25 Jahren
stand FriedrichFranz inmitten der aufihn eindringendenArbeits-
last wiedervereinsamtda. Seinem Hausefehltedie Gattin, die
Mutter. Und gerade er war für das Glückdes Familienlebens
so überaus empfänglich. Die jüngeren Kinder standen nochin
einemAlter, wo sie der mütterlichenErziehungbedurften. Wohl
sah er sie täglich um sich, ging freundlichauf ihre kleinen
Wünscheund Bedürfnisseein, aber um so fühlbarer war die
Lücke,welcheder Tod gerissenhatte. Die beidenältestenPrinzen
befandensichseit dem Herbst1866 mit ihrem Gouverneurund
den beidenJnstruktoren in Dresden. Sie hatten eine Privat-
Wohnungbezogenund besuchtenvon da aus das Vitzthumsche
Gymnasium. Das BlochmannscheInstitut als solcheswar ein-
gegangenund in Verbindungmit dem VitzthumschenInternat
eine öffentlicheSchulanstalt unter staatlicherAufsichtentstanden.
Der Großherzogplante für feine Söhne denselbenBildungsgang,
den er selbstgenommen,mit der Veränderungjedoch, daß die-
selbennicht, wie es bei ihm der Fall gewesen,den Unterricht
im Hauseerhielten, sonderndie Klassendes Gymnasiumsselbst
besuchten.So war denn Friedrich Franz den größten Teil des
Jahres mit den drei jüngerenKindern in dem großen Schlosse
allein. Sein Bruder, HerzogWilhelm, hatte sichinzwischenein
eigenesHeim gegründet. Seit dem 9. Dezember1865 war er
mit PrinzessinAlexandrine,der Tochterdes Prinzen Albrechtvon
Preußen, vermähltund bewohntedas Schloß Bellevuein Ber-
lin. Das einzigeKind dieserEhe, PrinzessinCharlotte, wurde
dort am 7. November1868 geboren. Ihm selbst, dem Groß-
herzog, mochtean seinemJubiläumstage der Gedankean eine
Wiedervermählungnochfern liegen. Aber das Jahr solltenicht
vergehen, ohne ihm die Aussichtauf ein neues Eheglückzu er-
öffnen.

Im Juni 1867 begabsichder GroßherzognachParis zum
Besuchder internationalenAusstellung, welcheFürstenund Böl-
ker aller Weltteilenach der französischenHauptstadtlockte. Auf
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der Reise dorthin verweilteer einigeTage in Detmold bei seinem

Jugendfreund, dem Fürsten Leopold. Dieserwar seit 1852 mit

PrinzessinElisabethvon Schwarzburg-Rudolstadtvermählt. Zum

Besuchbei dem sürstlichenPaar befandsichin jenen Tagen auch

eine Nichte der Fürstin, Prinzessin Marie von Schwarzburg.

Die jugendsrische,anmutige Erscheinungmachteaus den Groß-

Herzogeinen nachhaltigenEindruck.Die Prinzessinhatte erst kürz-

lich durch das Hinscheideneiner jüngeren Schwester den ersten
schwerenVerlust erlitten, und beider Empfindungenbegegneten

sichin einem gemeinsamenGefühl der Trauer um geliebteTote.
Der ersten Begegnung folgte im Frühjahr 1868 eine zweitein
Rudolstadt, und dieseführte am 4. März zur Verlobung.

Wer die Thüringer Lande durchwandert hat, dem wecken

auch die Namen Rudolstadt und SchwarzburgfreundlicheErinne-
rungen. In den Stammschlösserndes alten Fürstengeschlechts,

in den anmutigen Thälern der Saale und Schwarza hatte Prin-
zessinMarie ihre Kindheit verlebt. Ihr Vater, Prinz Adolf,
hatte lange in österreichischenDiensten gestanden,dann aber nach
seiner Vermählung mit einer Cousine, Prinzessin Mathilde von
Schönbnrg-Waldenburgals Feldmarschalllieutenantden Dienst
quittiert und seinen Wohnsitzin Rudolstadt genommen. Dort
war als erstes Kind PrinzessinMarie am 29. Januar 1850 ge-
boren. Von ihren Geschwisternbefand sichzur Zeit ihrer Ver-
mählung der einzigeBruder Prinz Günther (geb. 1852) mit sei-
nem Gouverneur in Dresden, wo er, ebenso wie die mecklen-
burgischenPrinzen, das VitzthumscheGymnasium besuchte, die
jüngere Schwester, Prinzessin Thekla (geb. 1859), im elterlichen
Hause. Zusammenmit der letzterenwurden vom Prinzen Adolf
und seiner Gemahlinauch die Nachkommendes 1867 verstorbenen
Fürsten Günther erzogen. Dieselbenentstammtendessenzweiter
Ehe mir HelenePrinzessinvon Anhalt Gräfin Reina und führten
den Titel Prinz und Prinzessinvon Leutenberg. Die Regierung
des Landes war erst kurz zuvor nach dem am 28. Juni 1867
ersolgten Tode des Fürsten Günther auf dessenBruder, Prinz
Albert, übergegangen. Dieser hatte in seiner Jugend in einem

von Hirsch feld, Friedrich Franz II. 2. 16
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Berliner Garderegiment gedient, viel am preußischenHofe ver-

kehrt und war damals mit dem Erbgroßherzog Paul Friedrich

eng befreundet gewesen. Wir sind ihm schon einmal begegnet,

als er mit anderen fürstlichenGästen an der Jubelfeierdes Groß-

Herzogs Friedrich Franz I. in Ludwigslust teilnahm. Seine

Tochter war die Fürstin von Lippe-Detmold; sein Sohn, der

Erbprinz Georg, stand als Rittmeister im Regiment der Gardes

du Corps und war eine in den Berliner Hos- und Gesellschafts-

kreisenbekannte,sehr beliebte Persönlichkeit.

Der Hofhalt in Rudolstadt war einfach, der Hofstaat nicht

zahlreich. Fürstliche Besuchewaren in den letztenJahren selten

gewesen. An glänzendenHoffesten,weiterenReisenund sonstigen

wechselndenEindrückenhatte es im Leben der Prinzessin Marie

bisher gefehlt. Sie war einfachund anspruchsloserzogenwor-

den. Um so reicherhatte sich ihr Gemütsleben entwickelt. Das

neue Lebensgebiet,das sichihr erschloß, solltesiezugleichin ganz

neue Verhältnisse, in ein fremdes Land, eine fremde Umgebung

führen. Mit vollem Ernst, aber auch mit vollem Vertrauen auf

die sorglich führende Hand des Mannes, dem sie sichangelobt,

trat sie an die Aufgabenund Pflichten derneuen Stellung heran.

Am 1. April 1868 fand in Leipzig eine Begegnungder beiden

fürstlichenFamilien statt. Tags darauf schriebFriedrich Franz

an seineBraut:
„Das war des Herrn Segen, daß er Dir das Herz

meiner Mutter und meiner Kinder auf den ersten Blick so zu-

gewandt und auch Dir das Herz für sie geöffnethat. Dafür

müssen wir ihm recht danken wie für alle seine Führungen

mit uns beiden!"
Den späteren, im April und Mai aus Schwerin geschrie-

benen Briefen entnehmenwir einige Stellen:
„Dir wird viel Liebe entgegengetragen!Du brauchst sie

nur zu erwidern und zu pflegen, so ist sie unwandelbarfür

Dein ganzes LebenDein. Und nachden LeipzigerErfahrungen,

die mir darum so unendlichwert sind, glaube ich, daß es Dir

gelingen wird, und das ist, was das äußere Lebenbetrifft,
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die Hauptsache. Im eigenenHause, da kennst Du die Liebe,

die das Leben schmückt.Du erfüllst alle meine Gedanken,

mehr wie es für meine Geschäftevielleichtgut ist, und ichfühle

mich in Deiner Liebeso froh und glücklich,während ich feit

drei Jahren nur Schmerz und Verlassensein empfunden

habe."
„Das gehört mit zu unsermFürstenberuf, den Menschen,

die an uns gewiesensind, das Leben mit uns und besonders

das Gehorchenleichtzu machen."—

„Heute ist ein geschäftlichruhiger Tag, dabei das schönste

Maienwetter mit Nachtigallengesang.Um 2 Uhr fahre ich in

meine geliebteLewitz, deren Buchenwald und Wiesenflächen

im schönsten Frühlingsgrün prangen. Morgen früh 5 Uhr

etwa reite ich einigeStunden darin umher, ganz allein in der

Morgenstille. Dann frühstücke ich und lese. Um 2 trifft

Mariechenein, der icheine Streckeentgegenfahre,um sie dann

allein herzubringen. Wir effenzu zwei, und um 5 etwa be-

ginnen wir unfere Fahrt durch den Wald. Um 8 Uhr geht

es dann wieder nach Schwerin. Eine solche Waldexkursion

liebe ich sehr."
Am 4. Juli fand der neue Ehebundin der Schloßkirchezu

Rudolstadt die kirchlicheWeihe. Die Trauung vollzogder Hof-

Prediger Leo. Bei der Feier waren außer den Mitgliedern des

fürstlichfchwarzburgfchenHauses noch anwesend:die Frau Groß-

HerzoginMutter, Herzog Wilhelm, Prinz Hugo Windischgrätz

ferner der Großherzogvon Sachfen-Weimar, der Herzogund die

Herzoginvon Sachfen-Altenburg, der Fürst und die Fürstin zur

Lippe nebst anderen fürstlichen Personen, den am Rudolstädter

Hofe beglaubigtenGesandten und einer großen Zahl geladener

Gäste. Die Festlichkeitenwaren vom herrlichstenWetter begün-

stigt, Die sympathischenKundgebungender Bevölkerungbezeugten

deren Anhänglichkeitan das alte Herrscherhaus und die Zu-

neigung zu der jungen Fürstentochter, die nun aus der Heimat

schied. Seit lange hatte das Rudolstädter Schloß nicht eine so

glänzendeVersammlung in seinenRäumen vereinigt. Der lang-
16»
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gestreckteBau, aus verschiedenenJahrhunderten stammend, wirkt

trotz seiner einfachenund schmucklosenFanden doch imposant

durch seine Lage auf dem steil abfallenden Ausläufer eines Berg-

rückens. Aus seinenFenstern blicktman wie aus der Vogelschau

herab auf die Straßen und Plätze der tief unten liegendenStadt,

auf die rauschendeSaale, die sich durch die Thalniederungwin-

det, und hinüber zu den waldigen Kuppen der Berge. Es ist

die Gegend, die Schiller in seinem „Spaziergang" schilderte,und

mancher Ort des reizvollen Thales ist durch die Erinnerung an

den oft und gern dort weilenden Dichter bezeichnet. In den

nächstenTagen unternahm die Festgesellschaftnoch Ausflüge nach

dem romantischenSchwarzburg und der berühmten Klosterruine

Paulinzelle. Am 8. Juli erfolgtedie Abreiseder Neuvermählten,

am 9. die Ankunft in Ludwigslust, wo die gesamtegroßherzog-

liche Familie versammeltwar, und am 13. der festlicheEinzug

in die ResidenzstadtSchwerin.
Der Hofstaat für die Großherzoginwar neu gebildetworden.

Er bestand aus der OberhofmeisterinFrau von Bülow geb.

Gräfin von Linden, der Witwe des 1864 verstorbenenBundes-

tagsgesandten, den HofdamenGräfin Boß und Fräulein von der

Lanckenund dem Oberhofmeister von Sell. Letztererwar mit

der Begründung des NorddeutschenBundes von dem Berliner

Gesandtschaftspostenzurückgetretenund dieser, wie wir uns er-

innern, dem Staatsminister von Bülow übertragen worden.

Am 24. April 18ü9 wurde in Ludwigslust das Stand-

bild Friedrich Franz' I. enthüllt, dessenKostendurch Beiträge pa-

triotischerLandeseinwohnerbestrittenwaren. Der Entwurf rührte

von dem Bildhauer Albert Wolff her. Das Denkmal erhebt sich
unmittelbar vor dem Portal des Schlosses, welchesder verewigte

Fürst während seiner 52jährigen Regierung bewohnt hatte. In

diesemSchlossewurde noch in demselbenJahr dem Fürstenhause

ein neuer Sproß geboren. Am 10. August gab Großherzogin

Marie einer Tochter das Leben, welcheam 25. Septemberin der

Taufe die Namen Elisabeth AlexandrineMathilde Augusteer¬
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hielt. Unter den anwesendenTaufpaten befand sich auch König

Wilhelm.
In seiner Eigenschaftals Bundesfeldherr hatte der König

schonim September1868 die mecklenburgischenTruppen inspiziert,

welche infolge der neuen Heeresorganisationnunmehr einen Teil

der 17. Division bildeten und zum 9. Armeecorps gehörten.

Nach der Konventionvom 24. Juli 1868, welchedie neuen Mi-

litärverhältnisse regelte, wurden die Offiziere vom König von

Preußen ernannt und konntenvon ihm auch in andereRegimenter

versehtwerden. Infolge der Einführung der allgemeinenWehr-

Pflichthatte eine starkeVermehrung des Kontingents stattgefunden.

Dasselbe bestand nunmehr aus der 34. Jnsanteriebrigade (Gre¬

nadierregimentNr. 89 und FüsilierregimentNr. 99), dem Jäger-

bataillon Nr. 14, den beidenDragonerregimenternNr. 17 und

18 (letztereswar neu errichtetund stand in Parchim), der 3. Fuß-

abteilung des 9. Feld-Artillerieregiments und zwei Landwehr-

regimentern. Das Kommando des neuen Bundeskontingentsund

zugleichder Jnsanteriebrigade war mit dem Eintritt der neuen

Organisation im Herbst 1867 dem preußischenGeneralmajorvon

Pritzelwitzübertragen worden. Generalmajor von Bilguer war

in zeitweiligenRuhestandversetzt,übernahm aber später 1869 an

Stelle des ausscheidendenGenerallieutenants von Zülow die Lei-

tung des Militärdepartements.
Der Großherzog widmetesichmehr denn je den militärischen

Angelegenheiten.Der Feldzug von 1866 war für ihn eine gute

Schule gewesen. Seine militärischeBegabung bewährte sich bei

allen Manövern, denen er beiwohnte und in welchener fortfuhr,

sichin der Truppenführung zu üben. Es stand fest, daß er bei

dem nächstenKriege ein diesenFähigkeitenentsprechendeshöheres

Kommando erhalten würde. König Wilhelm lud seinen Neffen

zu allen größeren Besichtigungenund Übungen ein. Bei Gelegen-

heit einer solchenTruppenschauschriebder Großherzogaus Pots-

dam am 2. Mai 1869 an GroßherzoginMarie:

„Nach dem Gottesdienst in der Garnisonkirchefolgte die

Parade des 1. Garderegiments in Blechmützen, wobei der
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älteste Sohn des Kronprinzen zum erstenmal eintrat. Tann

versammelteder König die Offiziercorps des 1. Garderegiments,

der Gardes du Corps und Gardejäger und erinnerte sie an die

Schlacht von Groß-Görschen am 2. Mai 1813, wo diese

Truppen mit Auszeichnunggefochten, gab dem alten General

von Werder, dem einzigenvon damals nochanwesendenOffizier,

die Hand und sprach schöneWorte zum Enkel: es sei ein wich-

tiger Tag, wo er znm erstenmal den Degen gezogen, er möge

ihn einst zu führen verstehen."

Auch der Einweihung von Wilhelmshavenam 17. Juni des-

selbenJahres und den großen Herbstmanövernbei Danzig und

Königsbergwohnte der Großherzogbei. Das am 26. November

erfolgte Ableben des Fürsten Albert von Schwarzburg, dem

nunmehr sein Sohn in der Regierung folgte, veranlaßte eine

Reise des großherzoglichenPaares nach Rudolstadt. Während

der nächstenWintermonate beschäftigtensichFriedrich Franz und

seine Gemahlin eifrig mit dem Studium der Kunstgeschichte,da

für das nächsteFrühjahr ein Aufenthalt in Italien geplant war.

Der Großherzog hatte gewünscht, durch eine anerkanntewissen-

schaftlicheAutorität tiefer in dies Gebiet eingesührtzu werden,

und war deshalbeineentsprechendeAufforderungan die Professoren

Curtius und Eggers in Berlin ergangen. Da aber beide Gelehrte

durch ihren akademischenBeruf behindertwaren, so übernahmen

der damals in WiesbadenlebendeKunsthistorikervi'. Kekuleund

der ProfessorFriederichsaus Berlin eine Reihe von Vorträgen in

der großherzoglichenFamilie, zu welchenauch die zur Reisebeglei-

tung bestimmtenPersonen des Hofstaats herangezogenwurden.

Unterricht in der italienischenSprache erteilte der aus Rom be-

rufene Dr. Marchesi, Im Februar 1870 verweilten die Herr-

schastenin Begleitung der Herzogin Marie mehrere Wochen in

Berlin und Dresden zum Besuchder dortigen Höfe. Am 7. März

traten sie dann die Reife nach Italien an. Dieselbeführte infolge

einer Einladung des Kaisers Franz Joseph zunächstnach Wien,

wo sich einige Tage später die Herzogin Marie in Begleitung

ihrer Hosmeisterin,Frau von der Lühe, den fürstlichenEltern für
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die Weiterreiseanschloß. Die Begleitung bestand aus dem in

Wien beglaubigtengroßherzoglichenGesandtenHerrn von Gamm,

der als Reisemarschallfungierte, der Hofdame Gräfin Boß

und dem Flügeladjutanten Major von Coming Über Trieft,

Venedig und Rom ging es nach Neapel. Der Aufenthalt dort

währte vom 19. März bis zum 2. April. Nach einem Ausflug

nach Sizilien und Malta trafen die Herrschaftennm 12. wieder

in Neapel ein, wo sichinzwischender Erbgroßherzogin Begleitung

seines Gouverneurs Baron Nettelbladt eingesundenhatte. Der

Prinz hatte kurz zuvor in Dresden das Abiturientenexamenbe-

standen und solltenach der Rückkehrvon der Reise die Universität

Bonn beziehen. Am 13. April erreichtedie ReisegesellschaftRom,

wo ein mehrwöchentlicherAufenthalt geplant und in dem am

Corso belegenenHotel de RomeQuartier bestelltwar. Sechsund-

zwanzigJahre waren seit dem letztenAufenthaltdes Großherzogs

in der Ewigen Stadt verstrichen. Man war mitten in der Kar-

Woche, der nächsteTag der Gründonnerstag, die Stadt von

Fremden und Pilgern überfüllt Seit Monaten tagte das Konzil

in der Capella Sixtina. Die Annahme des neuenDogmas stand

bereits fest, der Widerstand der schwachenMinorität war ge-

krochen. Das Papsttum erschienin seinem höchstenGlänze, und

die Pracht der kirchlichenFeier desOsterfestes,beiwelchemPius IX.,

diesmal umgebenvon allen Bischöfender katholischenChristenheit,

die Messe celebrierte,widerspiegelteden Triumph der Kurie und

die Machtfülle des Stuhles Petri. Es waren das denkwürdige

Tage, und ihr Eindruckmußte später in der Erinnerung der An-

wesendenum so nachhaltigerhasten, als jenes Osterfestdas letzte

war, welches die BevölkerungRoms unter der weltlichenHerr-

fchastdes Papsttums beging. Damals ahnte niemand, daß der

Untergang dieserHerrschaftfo nahe bevorstand. Noch nie hatte

sich unter der Kuppel Michel Angelos eine so glänzendeBer-

sammlung von Kirchenfürstenund Prälaten vereinigt. Auchviele

Mitglieder weltlicherFürstenhäuserwaren zur KarwochenochRom

gekommen. Auf der Estrade, welcheunweit des Hauptaltars für

die fürstlichenBesuchererrichtet war und auf welcher auch den
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mecklenburgischenHerrschaftenund ihrem GefolgePlätze angewiesen

waren, befandensich die Großherzogin von Toscana, der Herzog

von Nemours mit seinemSohne, dem Herzog von Alenxon, und

dessen junger bildschöner Gemahlin, die Gräfin Girgenti, die

Herzögevon Parma und Modena mit ihren Gemahlinnen, Don

Alsonso, Infant von Spanien, und mehrere Mitglieder des

Hauses Braganza. Der Erleuchtung der Peterskirche, der Welt-

berühmten Girandola, sahen die Reisenden von der dem Portal

gegenüberliegendenWohnung des Kardinals Theodoli zu. Ein

Kamerlengodes Papstes, MarcheseAlborghetti, war dem Groß-

Herzogfür die Festtageals Kavalier beigegeben.

Wir könnenbei den Einzelheitendes römischenAufenthaltes

nicht verweilen. Eine Audienzbei Pius IX., ein Ausflug nach

Tivoli, wo auf der Villa d'Este beim Kardinal Hohenlohe das

Frühstückeingenommenwurde, das deutscheKünstlerfest in den

Cervaragrotten, die Abstimmung über das Jnfallibilitätsdogma

mit der lateinischenRede des Papstes und dem endlos wieder-

holten Placet der einzelnaufgerusenenBischöfe, die Illumination

des Kolosseums unterbrachen die täglichen Besichtigungen der

Altertümer und Kunstschätze,welcheFriedrich Franz seiner Ge-

wohnheit nach systematischund gründlich betrieb. Der aus

Berlin eingeladene Professor Eggers und der Vorstand des

deutschenarchäologischenInstituts Dr. Helbig dienten dabei

als Führer. Mit dem Gesandten Freiherrn von Arnim und

seiner Familie sowie mit anderen Mitgliedern des diplomati-

schen Corps standen die Herrschaftenin regem Verkehr; auch

besuchtensie an jedem Sonntag den Gottesdienst im Palast

Caffarelli. Am 15. Mai wurde die Heimreife angetreten, welche

nach Besuch der Städte Florenz, Mailand und Venedig zunächst

nach München führte. Von hier begab sich der Großherzognach

Darmstadt zu seinen hessischenVerwandten und traf am 15. Juni

in Schwerin mit seiner Gemahlin zusammen, welche inzwischen

ihre Eltern in Rudolstadt besuchthatte. Zu guter Stunde kehrte

er in die Heimat zurück. Wenige Wochen später starrte ganz

Deutschlandin Waffen.
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Die Darstellung der nun folgendenEreignisse, bei welchen
dem Großherzog eine thätige Rolle zufiel, bedarf einer kurzen
Vorbemerkung. Der Biograph kann diesen wichtigenLebensab-
schnitt natürlich nicht übergehen. Ihn eingehend zu schildern,
würde aber den Raum eines selbständigenBuches beanspruchen.
Zudem liegt ein solchesWerkbereits vor^. In diesemwie in
dem Werk des preußischenGeneralstabs sind die Leistungendes
Großherzogs als Feldherr auf Grund des offiziellenAkten¬
materials sowohl in ihren Einzelheitenals im Zusammenhang
mit dem Gang der Kriegsereignisseausführlich geschildert. Aus-
züge aus diesenkriegsgeschichtlichenWerkenwürden nur Bekanntes
wiederholenund keinInteresse beanspruchenkönnen. Wir sehen
daher ab von einer systematischenAufzählungder Märsche,Ope-
rationett, Schlachten und Belagerungen, welcheFriedrich Franz
als Feldherr leitete, kurz von der eigentlichenmilitärischenAuf-
gäbe, die ihm während diesesFeldzuges zufiel und die er in so
ruhmreicher Weise löste. Die Kriegsgeschichtehat diese Thaten
bereits verzeichnet,Deutschlanddem Helden den wohlverdienten
Lorbeerkranz gereicht. Auch den Anteil des mecklenburgischen
Kontingents an dem deutsch-sranzösischenKriege können wir nicht
im einzelnenverfolgen,wie es bei den früheren kürzerenFeldzügen
geschah,wenngleiches diesmal eine weit interessantere,dankbarere
Aufgabesein würde. Wir verweisenin dieserHinsichtauf die in-
zwischenpubliziertenGeschichteneinzelnerTruppenverbände2.

Trotz diesesdurch den verfügbarenRaum bedingtenVerzichts

1 Der Anteil der unter dem Kommando Sr. KöniglichenHoheit des
Großherzogs von Mecklenburg-Schwerinvereinigt gewesenenTruppen am
Kriege 1870—71. Nach offiziellenQuellen bearbeitet. Berlin 1875.

2 Geschichtedes mecklenburgischenGrenadier-Regiments Nr. 89 von
Paul von Baerensels—Warnow. Schwerin 1882. — Geschichtedes mecklen¬
burgischenFüsilier-RegimeutsNr. 9» von P. von Wrochemund O. Haevernick.
Berlin 1888. — Geschichtedes mecklenburgischenDragoner-RcgimentsNr. 17
vom 6. November 1819 bis 1. Januar 188S von Seeler. Berlin 1885.—
Geschichtedes mecklenburgischenJäger-Bataillons Nr. 14 vom 1. Juni
1821 bis 1. Juni 1881 von Freiherr von Langermann—Erlenkamp.
Schwerin 1881.
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kann indessendem Leser auf den nachstehendenBlättern einiges

geboten werden, was in den kriegsgeschichtlichenAbhandlungen

nicht enthalten ist. Wie früher einmal erwähnt wurde, hatte

Friedrich Franz im Herbst 1849 die Führung eines regelmäßigen

Tagebuches aufgegeben. Tagegen verzeichneteer später auf den

Reisen nach Italien und dem Orient (1870 bezw. 1872)

sowie während des deutsch-französischenKrieges die Ereignisse

jedes Tages mit kurzenNotizen in einem Journal. An der

Hand des letzterenund der während des Feldzugs an die Groß-

HerzoginMarie geschriebenenBriefe werden wir versuchen,den

Eindruckzu schildern, den die großen Vorgänge jener Zeit auf

Friedrich Franz machten. Auch dieseDarstellung wird Lücken

aufweisen, denn während der anstrengendenMärscheund der die

Anspannungaller Kräfte beanspruchendenThätigkeitals Truppen-

führer fehlte es oft an der nötigen Ruhe, um die empfangenen

Eindrückezu sammeln, oft sogar an der Zeit, sie niederzuschreiben.

Dennoch werden solcheAphorismen das Charakterbild vervoll-

ständigen. Wir sehen neben dem Feldherrn auch den Regenten,

der inmitten des ihn umtobendenKriegslärms seines Landes nie

vergißt und jeden Ruhetag benutzt,um Regierungsgeschäftezu er-

ledigen, den Menschen,dessenHerz von der Begeisterung gehoben,

von dem Elend, das den Krieg begleitet,bewegtwird, den Gatten

und Vater, dessenGedankenoft nach der Heimat schweifen, den

Christen, der unverzagt dem Tod ins Auge schaut und nach dem

Sieg Gott die Ehre giebt! —

Am 15. Juli verfügte das Bundespräsidium die Mobil-

machung des gesamtenNorddeutschenBundesheeres. Am 18.

wurde dem Großherzogder Oberbesehlüber die zum Schutz der

Nord- und OstseeküstenbestimmtenTruppen übertragen. Es galt

ebensowohleine französischeLandung zu verhindern als eventuell

einer TeilnahmeDänemarks am Kriege durch eineDefensivstellung

zu begegnen. Zu diesenTruppen gehörte auch die 17. Division,

mithin das mecklenburgischeKontingent, welchesfortan dauernd

unter dem Befehl seines Kriegsherrn blieb. Am 20. begab sich

der Großherzog nach Berlin, um mündlich Instruktionen für
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seineAufgabe einzuholen. Er schriebvon dort am nächstenTage
an die Großherzogin:

„In diesem unruhvollen Treiben fühle ich mich recht
fremd und fern von Dir und denkemit Sehnsucht an Dich,
Du liebeFrau, und die seligeVergangenheit.Was war das für
ein genußreicherWinter und welchewohlthuendstillenWochen
folgtendarauf, als solltenwir in ihnenKraft suchensür eine un-
sichereZukunft! Der König ist sehr ernst gestimmt,aber wohl
Bismarck, Roon und Moltke sind ruhig und zuversichtlich.
Trotzdem ist die augenblicklicheLage kritischund peinlich, da
man die Franzosen in der Bewegung weiß und die eigenen
Truppen noch nicht fertig sind. Friedrich kommt zum König.
Meine Stellung wird wohl eine ernste Thätigkeiterhalten, da
man eine Flottenunternehmungim Norden bestimmt erwartet
und glaubt, daß dann die Dänen nicht neutral bleibenwerden.
Paul ist als Ordonnanzoffizierzum Stabe von Fritz Karl ge-
kommen."

Die Mobilmachung der mecklenburgischenTruppen^ vollzog

1 Die Ordre de bataille beim Aufmarsch war folgende!
Kommandeur der 17. Infanterie - Division: General- Lieutenant

von Schimmelmann.
Generalstabsossizier:Major Fischer.
Adjutantur: Premier-Lieutenant von Balluseck vom Jngen.-Corps;

Premier-Lientenant von Livonius vom Rgt. 76.
34. Infanterie-Brigade: Oberst von Manteuffel.
Grenadier-RegimentNr. 89: Oberst von Kleist.

1. Bat.: Major von Koppelow.
2. - - von Seeler.
3. - - von Zenner.

Füsilier-Regiment Nr. 90: Oberst-Lieutenantvon Papstein.
1. Bat.: Major von Stübnitz.
2. - Oberst-Lt. von Legat.
3. - Major von Flotow.

Inger-Bataillon Nr. 14: Major von Gaza.
17. Kavallerie-Brigade: Generalmajor von Rauch.
Dragoner-Regimeut Nr. 17: Oberst von Kahlden.
Tragoner-Regiment Nr. 18: Oberst-Lieutenantvon Rathenow.
Artillerie-Abteilung: Major Kossel.
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stch diesmal weit schneller als 1866. Neun Tage genügtenzur

Marschbereitschaft.Am 26. und 27. verließensie ihre Garnisonen

und bezogenin und um Hamburg Quartier. Der Stab des Ober-

kommandos befand sich in Hamburg. Der Großherzogbewohnte

ein dem (später zum mecklenburgischenGeneralkonsulernannten)
Herrn Oetling gehöriges Landhaus in Uhlenhorst. Die gastfreien

Hamburger wetteifertenin der Bewirtung der Offiziere. Aberdas

üppige Lebenin der reichenHansastadt, fern von dem eigentlichen

Kriegsschauplatz,sagte diesen wenig zu. Sie brannten vor Be-

gierde, die Gefahren und Entbehrungenihrer Kameradenzu teilen.

Schon die erste Nachrichtvon der Verwendung der 17. Division

zum Sicherheitsdienstan der Küste hatte eine gewisseEnttäuschung

hervorgerufen. Selbst die Äußerung Moltkes, die er einem un-
geduldigen, in mecklenburgischenDiensten stehendenNeffengegen-

über gethan: „Wartet es nur ab; Ihr kommt nochalle dran"
gewährte keinen ausreichendenTrost. Jetzt verging Woche auf
Woche, ohne daß das eigentlicheFeldleben begann. Auch der
Großherzogmochtedie Stimmung seiner Offiziereteilen, aber er
ging ihnen mit gutem Beispiel in dieser Geduldsprobe voran.
Hier einige Auszüge aus den Briefen der Hamburger Zeit:

30. Juli. — „Wenn es nichtKrieg wäre und ichgetrennt
von Dir, so könnte mir der Aufenthalt in diesemreizendge-
legenen Landhaus wohl gefallen. Aber so ist das thatenlose
Stillsitzen doch traurig, und ich wollte, ich wäre im Westen.
Die Küsten sind noch unbehelligtund die französischenPanzer-
schiffeanscheinendin Kopenhagen. Lassensich die Dänen mit
fortreißen, fo kann es hier im Norden dochnochzumLandkrieg
kommen. Meine Losunghabe ich nicht, auch keineBibel, und
kannst Du mir beides schicken,auch ein mecklenburgischesMili-
tärgesangbuch. Der Archivar Wigger kann mir auch einige
Bücher senden, namentlichwenn politischeBroschürenheraus-
kommen, die auf die Zeitlage Bezug haben. Gott schützeund
segneDich und uns alle!" —

6. August. — „Du wirst mit Vater und Bruder einen
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schönenTag in Ludwigslustverlebthabend Mich freut, daß

Günther nun seinenPlatz gefunden. Du wirst ihn Wohlmanch-

mal in Ludwigslustbesuchen;lasseihn aber einstweilennicht

nach Schwerin, damit er nichtvom Dienst abgezogenwird."

7. August. — „Die sichso raschfolgendenSiegesnach-

richtenversetzenuns in einengewissenTaumel,und Du kannst

Dir denken,daß die Hoffnungsteigt,von hier abberufenund
auch nach dem Rhein gezogenzu werden. Ob dieseHoffnung

erfüllt werdenwird, Gott weiß es! Ich erwartees mit Sehn-

suchtund dochgefaßt."
10. August.— „Heute vor einemJahre war der Freu-

dentag,der uns »Elisabethchen«brachte! Wir habenrechtfür

alleBewahrungzu danken,dieDir und demKindchenin diesem

Jahre zn teil geworden. Laß uns festauf GottesBarmherzig-

keit für das ernste jetzt Begonnenehoffenund täglichzu ihm

beten, daß Segen aus dieserPrüfung für jedenvon uns er-

wachse!"

Mit Ungedulderwarteteman nun in Hamburg die Nach-

richten von dem Vormarschder in FrankreicheindringendenAr-

meen. Die Aussicht,bald nachzufolgen,gewannmit jedemSiege

an Wahrscheinlichkeit,Fast fürchtetemanschonzu spätzu kommen.

Endlicham 21. Augusttraf die langersehnteOrdre ein, sichzum

Abmarschbereit zu halten, und am 24. erhieltder Großherzog

den Befehl, mit der 17. Division und der 2. Landwehrdivision

behufs Verstärkung der Einschließungstruppenvon Metz zur

I. Armeeunter Befehl des Generals von Steinmetzzu stoßen.

Am 23. hatten sich die Großherzoginund HerzoginMarie zum

Abschiednach Hamburg begeben. Am Abend desselbenTages

' Prinz Adolf von Schwarzburg war mit seinem Sohn, dem 17jährigen

Prinzen Günther, kurz zuvor in Hamburg eingetroffen, um ihn als Frei-

willigen beim 17. Dragoner-Regiment anzumelden. Er hatte für ihn auf

das Staudesvorrecht einer Einstellung als Offizier verzichtet und gewünscht,

daß sein Sohn den praktischen Dienst wie jeder andere Freiwillige erlerne.

Prinz Günther wurde daher als Dragoner bei der Erfatzschwadron in

Lndwigslnst ausgebildet und rückte später mit dem Regiment nach Frank-

reich, >vo er zunächst Unteroffizier und am 16. Oktober Offizier wurde.
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sandteFriedrichFranz seiner heimkehrendenGemahlin noch fol-

gendeAbschiedswortenach:
„Da es vielleichtlange dauern wird, ehe ichDir wieder

ein Liebes- und Lebenszeichengebenkann, sendeichDir nach

unsermschwerenAbschiededieseTrosteswortezu: ich dankeDir

so rechtaus tiesstemHerzensür alles Glückund allenSonnen-

schein,den Du mit Deiner Liebein mein Lebenhineingetragen

hast. Diese zwei Jahre zählen zu den glückseligstenmeines

Lebens und waren ein ununterbrochenerFriede. Ich empfehle

unsereLiebeund unser GlückdemSchutzeunseresliebenHerrn

im Himmel! »Beteund arbeite«, das wird Dir am leichtesten

über diebangenTrennungstagehinweghelfen."
Das neu gebildeteArmeecorpserreichtein denletztenAugust-

tagen durch Bahnbeförderungdie Gegendvon Saarbrückenund

traf am 1. SeptemberunweitMetzmit seinenHauptkräftenhinter
dem im GefechtstehendenGeneralvon Manteuffelein. Die Meck-
lenburger vernahmenhier zum erstenmalden Donner der fran-
zösischenGeschütze,kamen aber nicht mehr zur Aktion. Das
Armeecorpswurde während der nächstenTage zur Verstärkung

der Einschließungslinieverwendet. König Wilhelm begrüßteden

Großherzogbei seinemEintreffenauf dem Kriegsschauplatzmit

dem nachstehendenSchreiben:
„Vendresse,südwestlichvonSedan, den4. September1870.

Mit Freuden habe ich Dein Einrückenmit DeinemCorps vor
Metz erfahren, vielleichthast Du nochdem Gefechtbeiwohnen
können. Ebensofreueichmich,daß der GrobherzogvonOlden-
bürg beim 10. Corps etabliert ist. was Du ihn vielleicht
wissenlassenkannst. WelcheEreignissehabenwir hier erlebt!!
Das geht über alle Berechnung. Hoffentlichfolgt Metz bald
dem Beispiel von Sedan, wenn freilichkeinzweiterKaiserzu
fassenmehr ist! Napoleonwar bei unsererEntrevuenatürlich

sehr gebrochen,aber würdig und ergeben; ich sendeihn durch

BelgiennachWilhelmshöhebeiCassel. So mächtigdieseSuccesse

bei Sedan sind, so ist unsereAufgabenochlangenichterfüllt,
denn Paris und die öffentlicheMeinungmüssennochbekämpft



Friedrich Franz' dritter Lhebnnd. Reise nach Italien. :c. 2F5

werden, und das kann lange dauern! Also bleibt alles im
Vorrückenund in Waffenbereitschaft.DeintreuerOnkelWilhelm.

Dein Sohn war überallmit mir und benimmtsichjeder-

zeit sehr taktvollund wird sehrgeliebt."
Die Truppen desGroßherzogserhieltenbereits am 10. Sep-

tembereineneue Bestimmung. Ein Teil sollteToul belagern,der

andere den zwischenMetzund den vorrückendenArmeenliegenden

Landstrichbesetzen,um die rückwärtigenVerbindungenzu sichern.

^Der Großherzogbegab sich zunächstnach Toul, um dort die

nötigenAnordnungenzu treffen. EineRekognoszierungüberzeugte

ihn, daß nur durch eine abgekürzteförmlicheBelagerungmit

Bombardementdie Übergabeder Festung zu erzwingensei. Er

befahldemgemäßdieengereEinschließungundAnlagevonBatterieen,

übertrugdie Leitungder BelagerungdemGeneralvon Schimmel-

mann und begabsicham 13. nachChateau-Thierryins königliche

Hauptquartier, wohin ihn ein AllerhöchsterBefehlzum Empfang

nähererInstruktionenrief. LetzterebetrafenfeineErnennungzum

GeneralgouverneureinesTeils der erobertenProvinzen. Am 16.

tras er in Reims ein, wo er sein Hauptquartierim erzbischös-

lichenPalast aufschlug.Von dort schrieber:
„16. September. Da bin ich nun in der altenKrönungs-

stadt der französischenKönige, im ehrwürdigenReims, und

muß hier einstweilenbleiben,meineTruppen abwarten, denen

ich raschvorausgeeiltbin, um den König nochzu sehen. Das

war eine schwierigeSache von Toul bis Reims und dann

nochnachChateau-Thierry,wohindas Hauptquartierdes Königs

zweiStunden vor meinerAnkunftabgereistwar; sast48 Stun-

den mit immer müden Pferden, ohne Bedeckung,auf unbe-

kanntenWegen im feindlichenLande. Aber alles ging ohne

Unfall ab; derKönigwar fehr gnädig, erzähltenamentlichvon

Sedan und seiner Begegnungmit Napoleon. Mir war also

das Generalgouvernementaller erobertenLande außer Elsaß

und Lothringenmit dem Sitz in Reims zugedacht. Ich er-

klärte, es gern übernehmenzu wollen, sobaldder letzteSchuß

gefallen;solange aber müsseich mein Corps vor dem Feinde
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führen. Da wurde denn die Sache so gestellt,daß ichan der
Spitze meines Corps, das nunmehr das 13. genannt wird,
bleibeund es hinführe,wohines bestimmtwird, das Gouverne-
ment übernehme,sobaldich den Befehldes Königshabe, und
mich, sobald mein Corps weiter rückt, in Reims vertreten
lasse."-

„18. September. Heute ist Sonntag. Ich habedieLosung
gelesen,in ihr Epistelund Evangeliumaufgesucht,bin in der
Kirchegewesenund habe somitseit drei Wochenzum erstenmal
wiederSonntag gefeiert. Das hat sehrgut gethan; auchwaren
meineGedankenviel bei Dir. Meine Lage hier ist nichtan-
genehm, weil die Stadt sehr gelittenhat, immer neue Ansor-
derungenkommenund ich dann helfensoll. Sobald nur meine
Truppen erst hier sind, wird leichterOrdnung zu halten sein,
und hoffe ich durch rechtzeitigeStrenge und Milde mir das
Vertrauenzu erwerben."—

Das letzteregelang, obwohldie Aufgabedes Generalgouver-
neurs in der That keine leichtewar. Die Bevölkerungwar
aufgeregt. Wiederholt demonstriertenScharen beschäftigungsloser
Fabrikarbeitervor der Präfektur. Die Kommune wars ihren
Schatten voraus. Der GroßherzogbestimmteeinigeFabrikanten,
die Arbeit wieder aufzunehmen;andere folgten; bald ward die
Stimmung ruhiger. Als Civilkommifsarwar dem Großherzog
der Landrat Prinz Hohenlohebeigegeben,den später einWürttem-
berger,Graf Tauffkirchen,ablöste. Der Großherzogspeistetäglich
mit denOffizierenseinesStabes^ in dem HotelLion d'or. Seit

1 Derselbe war wie folgt zusammengesetzt:

Chef des Generalstabes: Oberst von Krenski.

Erster Artillerie-Ofsizier: Oberst-Lieutenant Wiebe.

Erster Ingenieur-Osfizier: Oberst Braun.

Generalstab: Major Strempel, Hauptmann Graf Schließen, Haupt-
mann von Vietinghoff.

Adjutantur: Hauptmann am Ende, Hauptmann von Leithold, Ritt-
meister von Kleist, Premier-Lieutenant von Kotze, Premier-Lieutenant

von Hirschfeld.

Kommandant des Hauptquartiers: Rittmeister von Thadden.
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Beginn des Jeldzugs befandsichbei diesemStabe auchderHerzog

von Altenbnrg mit seinem AdjutantenMajor von Radowitz,für

welchenspäter Lieutenantvon Hirschfeldeintrat, sowiederOberst-

lieutenantvon Tiele-Wincklerund als Delegierterdes Johanniter-

ordens der Freiherr von Maltzahn-Vollrathsruhe.

Die Verwaltungsthätigkeitin Reims wurde durchzweimili-

tärische Erfolge unterbrochen. Am 23. September kapitulierte

Toul, am 15. OktoberSoiffons. Bei der Übergabedieserbeiden

Festungen war FriedrichFranz zugegenund zog an der Spitze

der Truppen dort ein. Die Übergabevon Toul war strategisch

sehr wichtig. Die vorrückendenArmeengewannendamit die feste

BahnverbindungüberChalons—NancynachdemElsaß. Sie trug

dem Großherzogdas eiserneKreuz ein. Soissons wehrte sich

energisch.General von Selchow, der den Befehl über die Be-

lagerungstruppenmit dem 1. Oktoberübernommenund die Cer-

nierung am 9. durchgeführthatte, meldeteam 12. nach Reims,

daß die Batterieenschußbereitseien. Der Großherzogbegabsich

nunmehr nach dem hinter der CernierungslinieliegendenSchloß

Busancyund bliebdort während des Bombardements. Eine am

13. durch Graf SchlieffenüberbrachteAufforderungzur Kapitu-

lation wurde vom Kommandantenabgelehntund die Beschießung

wiederausgenommen.Erst als einepraktikableBrescheentstanden

war und zahlreicheBrände die Stimmung der Bewohnerherab-

gedrückthatten, bot der Kommandantam 15. spät abends die

Commandeur der Feldgendarmme: Rittmeister von Weltzien.

Feld-Intendant: Geh. Kriegsrat von Schwedler.

Generalarzt: Dr. Schilling.

Kriegs-Anditeur: Justizrat Michelis.

Ches der Feldpost: Feldpostmeister Köhne.

Von den beiden Flügeladjutanten hatte der altere, Major von Coming,

bald nach dem Ausrücken die Führung eines Bataillons erhalten. Der

jüngere, Hauptmann F. von Vietinghofs, Bruder seines gleichnamigen Vor-

gangers, erkrankte in Reims und mußte nach Deutschland zurückkehren.

Der Großherzog wählte zur Dienstleistung als Flügeladjutant den Premier-

Lieutenant von Schröter vom 89. Regiment, welcher diese Funktionen während

der ganzen Dauer des Feldzugs versah.

v on Hirschfeld, Friedrich Franz II, 2.
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Übergabean. Die Kapitulationsbedingungenwaren die gleichen
wie bei Sedan.

Der Großherzog begab sich am 18. wieder nach Reims
und blieb dort bis zum 23. NebendenGouvernementsgeschäften
hatte er in diesenTagen aucheigeneRegierungsangelegenheitenzu
erledigen. Kabinettsrat Flügge hatte die Akten aus Schwerin
überbracht. Da aber im weiterenVerlauf des Feldzugsein fort-
gesetzterVerkehr mit den mecklenburgischenStaatsbehördenge-
boten erschien,fo wurde zu diesemZweckeineeigeneKanzleiein-
gerichtet und der Legationsrat von OertzenzwecksFührung
dieser Geschäfteund Vortrags der Landesangelegenheitendem
Stabe attachiert. DieseEinrichtungbewährtesichaußerordentlich,
und Herr von Oertzenverbliebim großherzoglichenHauptquartier
währendder ganzenDauer der Kampagne.

InzwischenhattederKönigdemdreizehntenArmeecorpseineneue
Verwendungzugewiesen.-Dasselbesolltein Verbindungmit der
württembergischenDivisiondas an derCernierungvon Paris be-
teiligteelfteArmeecorpsablösen,welchesnachVersaillesbeordertwar,
und sichzu diesemBehufam 9. Oktoberin Coulommierssammeln.
„Endlichkommeichin dieersteLinie"— schriebderGroßherzog—
„ichbin glückselig!"DochvergingennocheinigeWochen,bis er
selbstderDivisiondorthin folgenkonnte. Der Fall vonSoissons,
die Einnahme von Mezicresund St. Ouentin mußte erst ab-
gewartet, manchesim Bereich des Gouvernementsnochgeregelt
werden. NachÜbergabeder Geschäftedes letzterenan denGeneral-
lieutenantvon Rofenberg-Gruszczynskitrat der Großherzogam
23. Oktoberdie Reiseüber Chalons, Epernah, Nanteuil, Meaux
nachFerneres an und nahm dort am 24. Oktoberdas Haupt¬
quartier. Er kanntedas prachtvolleSchloßdes Baron vonRoth-
fchild schonvon einem früherenBesuchim Sommer 1867 und
fand feinenNamen in dem Fremdenbuchwieder. Auf derFahrt
dorthinhatte er in Meaux im bischöflichenPalast gerastet,einem
Gebäude, an das sich viele historischeErinnerungenknüpften.
Hier verbrachteMarie Antoinettedie Nacht nachder Gefangen-
nähmein Varennes. In Ferneres, wo nun auchder Stab ein-
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traf, übernahm Friedrich Franz das Kommando über die württem-
bergische Division, beaufsichtigtedie Aufstellung seiner Truppen
zwischen Seine und Marne und besuchtein Gros Bois den er-
krankten General von Schimmelmann. Am 27. traf die Nach-
richt von der Kapitulation von Metz ein, tags darauf verlegte der
Großherzog fein Hauptquartier nach Le Piple Chateau, einem
prachtvollen Landsitz der Familie Hottinger, wo es bis zum
8. November verblieb. Während dieser Zeit begab er sich drei-
mal, am 29. Oktober, 5. und 8. November, nach Versailles, wo
er bei seinem Sohn, dem Erbgroßherzog, wohnte, beim König
speiste und wiederholt mit dem Kronprinzen, Bismarck, Moltke
und Blumenthal Besprechungen hatte. Der letzteBesuch am 8.
hatte den besonderenZweck,Instruktionen über eine neue Aufgabe
entgegenzunehmen, die dem Großherzog selbständigeOperationen

zuwies und ihn nunmehr in die Reihe der obersten Heerführer
stellte. Von jetzt an begann feine eigentlicheLaufbahn als Feld-
Herr. Er fühlte dies. „Ich bitte Gott", schrieber, „daß er mich
dieser Ausgabe gewachsensein lasse!"

In den letzten Oktobertagen hatten sich starke feindliche
Streitkräfte bei Orleans gezeigt. Mantes hatte vor einem über-
legenen Feind geräumt werden müssen. Die eigentlicheMarsch-
richtung dieserTruppen war noch nicht erkannt worden, doch ver-
mutete man mit Recht einen starken Vorstoß zum Entsatz von
Paris. Chartres mußte für den am meisten bedrohten Punkt
gelten, da der Gegner dort nur die 22. Division vorgefunden

hätte und in zwei Tagemärschenden Rückender Cernierungsarmee
erreichen konnte. Die oberste Heeresleitung bestimmte daher, daß
aus eben dieser 22. Division und der 17. Division (welchedie
aus Metz eintreffendenTruppen ablösten), aus dem bei Orleans
unter General von der Tanns Befehl stehenden1. bayerischenCorps
und der bei Chartres kantonnierenden4. und 6. Kavalleriedivision
(Prinz Albrecht und General von Schmidt) eine besondereArmee-
abteilnng gebildet werden sollte, deren Oberbefehlder Großherzog
übernahm. Die Armeeabteilung wurde vorläufig an die Befehle
des Oberkommandos der III. Armee gewiesen. Am 9. November

17 *
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setztesich das Hauptquartier und die 17. Division in der Richtung

aus Chartres in Bewegung, Die Räumung Orleans' durch das

Tannsche Corps und das Treffen bei Coulmiers sührten aber

eine andere Disposition sür die Ausstellung der Armeeabteilung

herbei. Am 12. stand dieselbe koncentriert und schlagfertig bei

Angerville dem Feind gegenüber. Die 22. Division kommandierte

General Wittich. Das Kommando der 17. Division übernahm an

Stelle des erkrankten Generals von Schimmelmann der General-

lieutenant von Treskow, Während der nächsten Operationen

waren auch die 2. Kavalleriedivision (Graf Stolberg) und die
5. Kavalleriedivision (Rheinbaben) dem Befehl des Großherzogs
zeitweilig unterstellt.

General Aurelles, welcher die französische,auf 50 000 Mann
geschätzteEntsatzarmeekommandierte, schienden Erfolg bei Coul-
miers nicht ausnützen zu wollen. Dagegen wurde von Westen
her das AnrückenfeindlicherTruppen gemeldet. Es erfolgtedaher
eine Rechtsschiebung der Armeeabteilung, um den dort vor-
dringendenFeind aufzuhaltenund zu werfen. Die nächsten14 Tage
waren für die Truppen und die Führung überaus anstrengend.
Das Hauptquartier wurde fast täglich nach einem anderen Orte
verlegt. Nur zweimal, am 19. und 28. November, fanden Ruhe-
tage statt. Der Winter war hereingebrochen, das Wetter kalt
und unfreundlich, der Marsch auf durchweichtemBoden höchstbe-
schwerlich.

Wir lassen einige Mitteilungen des Großherzogs über diese
bewegten Tage hier folgen:

„Allonnes, den 15. November. Wie Du weißt, stehe ich
mit meiner Armee Orleans gegenüber, etwa zwischenChartres
und Fontainebleau, Front nach Süden, um die Cernierungs-
armee gegen Süden und Westen zu decken. Da es von Süden
her ziemlich still und im Westen unruhiger war, vermutete
man eine Unternehmung des Feindes gegen Chartres oder
Paris. Dieses vorhersehend, hatte ich mich vorgesternwestlich
geschobenund Chartres stark besetzt. Heute marschiereichnörd-
lich gegen Rambouillet, um unter Umständen der Cernierungs-
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armee direkt zu Hülfe zu kommen. Ein wichtiger Moment!
Also für einige Tage adieu! Bete für Gelingen!"

„Epernon, den 16. November. Ein Gefechthat bisher
nicht stattgefunden. Heute ist meine Aufgabe dahin verändert
worden, daß mir die Sicherung von Paris nach Westen,
zwischenSeine und Loire etwa, und Fritz Karl, der nun heran-
kommt, die gegen Orleans und den Süden übertragen ist.
Zugleich ist mir anheimgegeben,nun die Offensivezu ergreifen,
was bisher nicht gewünscht wurde. Ich werde daher viel-
leicht schon morgen mit vier Infanteriedivisionen und zwei
Kavalleriedivisionennach Westen vorgehen."

„Nogent le Roi, den 17. November. Heute hatten wir
das erste Gefecht von der 17. Division unter ihrem neuen
Commandeur Treskow bei Dreux. Dreux wurde genommen;
es ging alles gut; der Verlust: etwa 100 Mann tot und
verwundet, keine Offiziere. Heute morgen marschierteich mit
der ganzen Armeeabteilung von Chartres gegen Dreux vor-
wärts. Die 17. Division auf dem rechten Flügel, die 22. auf
dem linken mit einer Brigade der KavalleriedivisionSchmidt,
das bayerischeCorps als Reserve in der Mitte. Onkel Albrecht
decktedie linke, Rheinbaben mit der 5. Kavalleriedivisionund
fünf Bataillonen der Gardelandwehr die rechteFlanke. Mit-
tags entspann sich bei der Avantgarde (90. Regiment, Jäger-
bataillon, eine Batterie) das Gefecht; es wurde einmal etwas
hitzig, ging aber vorwärts. Später engagierte sich auch das
Gros, Grenadierregiment 89, Regimenter 75 und 76, drei
mecklenburgischeBatterieen, Brigade Rauch, wobei alles zum
Gefecht kam. Vor Dreux angekommen, ergab sich die Stadt
und wurde besetzt. Hiernach scheint eine große Armee im
Westen von Paris auf dem linken Seineufer nicht mehr zu
existieren, und ich werde wohl die Richtung auf Tours
nehmen." — — —

„Chateauneuf, den 19. November. Gestern marschierte
ich mit der 5. Kavalleriedivision nach Dreux und Nonancourt,
mit der 17. Division nach Larns, mit der 22. Division,
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bayerischemCorps und 6. Kavalleriedivision nach Chateauneus,

Digny und Pontgouin, mit der 4. Kavalleriedivisionbis gegen

Bonneval. Während sich sonst nichts vom Feinde zeigte, ent¬

spann sich im Walde, westlich von Chateauneuf, ein hitziges

Gefecht des 94. Regiments, das den Franzosen an 150 Tote

und Verwundete kostete und 500 Gefangene. Es war nicht

heimlich, vom Garten meines Hauses aus noch Gewehrschüsse

zu hören. Heute ist Ruhetag."

„La Loupe, den 21. November. Ich bin heute mit allen

Kolonnen im Vorbeimarschauf Nogent le Rotrou, wo vielleicht

morgen ein größeres Gefecht stattfinden kann. Die Gegend

wird hier hügelig und waldiger, ist aber freundlich. Ich be-

wohne ein altes Schloß mit Graben und hübschem Garten.

Auf dem Wege nach Nogent hatte die 22. Division ein Ge-

secht, das gut ging. Sie hat ein Geschütz erobert. Die

17. Division hatte auch ein glücklichesGefecht, ebensojede der

beiden bayerischen Divisionen, also vier Gefechte an einem

Tage, sechs Gefechteseit unseremVorgehen am 17. November!"

„Den 22. November früh. Ich schließe, es kann ein

ernster Tag werden, über dessenResultat ich Dir sofort tele-

graphieren werde. Gott helfe uns!"

„Nogent le Rotrou, den 22. November. Der Feind hat

es nach den vier gestrigen heftigen Gefechtenfür ratsamer ge-

halten. Nogent zu räumen, und wir sind ohne Schwertstreich

hier eingerückt. Ein bedeutender Punkt auf dem Marsche an

die Loire ist nun erreicht, und es geht, nun auf Le Mans,

welches vielleichteine härtere Nuß werden wird, da sich dort

ein französischesGeneralkommandound in der Nähe ein Lager

befinden soll. In einigen Tagen beginnt Fritz Karl auch seine

Bewegungen gegen Orleans."
„Le Theil, den 23. November. Daß wir gestern ohne

Gefecht in Nogent le Rotrou eingerückt, habe ich Dir tele-

graphiert. Die Gegend, die Perche, ist reizend, bewaldete

Höhen, breite Flußthäler mit Wiesen. Heute sind wir hierher

marschiert, und wollte ich nach einem Ruhetage übermorgen
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auf Le Mans marschieren, als heute ein Befehl des Königs
eintraf, schon morgen südlichgegen die Loire abzubiegen, um
mit der Armee des Prinzen Friedrich Karl gemeinschaftlich
gegen Orleans zu operieren, Diese Sache wird ihren Grund
haben, aber mir thun meine armen ermüdeten Truppen leid,
und werden wir sehr erschöpftankommen."

„Montmirail, den 24. November, Wir marschierenalso
jetzt nach Süden, können aber vor dem 28. nicht mit der
Masse vor Orleans sein, und ich fürchte, daß sich der Feind
dann zurückgezogenhaben wird. Montmirail ist ein altes,
hochgelegenesSchloß in der reizenden Perche."

„Bonneval, den 28. November. Gestern bin ich nach

meinem lötägigen Zuge ohne Unfall glücklichhier angekommen

und habe mich mit Fritz Karl vereinigt, unter dessenBefehl

ich zum gemeinschaftlichenWirken gegen die Loirearmee gestellt

bin. Am 29. beginnt die Bewegung. Hält die Loirearmee

stände so kommt es zu einer großen Schlacht. — — Gestern

sind wir nach einigen Schüssen,die aber nicht auf michgefallen

sind, wie ein Gerücht ging, ohne Gefechthier eingerücktund

machennachacht Tagen wieder den erstenRuhetag, der Menschen

und Pferden sehr nötig ist. Aus der gebirgigenPerche bin ich

nun wieder in eine offene Gegend gelangt. Zu meinem Stabe

habe ich als Chef den General von Stofch erhalten."

„Mabon, den 29. November. Nach dem gestrigenRuhe-

tag, der den Truppen sehr gut bekommenist, habe ich heute

zur Vereinigung mit Fritz Karl einen sorciertenMarsch auf der

Straße Orleans - Paris gemachtund werde morgen eine Kon-

ferenz mit Fritz Karl in La Bazoche haben, wo die weiteren

Pläne festgestelltwerden. Das bayerische Corps hatte bei

Varize auf seinem Wege einen Widerstand zu überwinden, der

ihni 3 Offiziere und 20 Mann, dem Gegner 6 Offiziere und

60 Mann und außerdem 100 Gefangene kostete. Dem Prinzen

gegenüber hat der Feind nichts unternommen, also hoffe ich,

daß wir nun zum Angriff vorgehen werden."
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„Janville, den 30. November. Mit dem heutigenMarsch

hierherhabe ichden Kreislauf vollendet, den ich am 13. November

fast von hier aus begann. Sein Resultat ist, daß durch den

Stoß auf Dreux die Gefahr eines feindlichen Angriffs auf

Versailles abgewendet und durch den Marsch auf Nogent und

die ihn begleitendenGefechtedie waldige Perche, ein Anfamm-

lungspunkt des Feindes gegen Chartres, gereinigt wurde. In-

zwischenist Fritz Karl vor Orleans angekommen und hat bei

Beaume einen Stoß der Loirearmee gegenden Süden von Paris

abgewehrt. Wir stehen nun hier vereinigt, um, bis Paris

fällt, neue Versuchezu verhindern, auch unter Umständen den

Feind aus Orleans zu vertreiben/' —

„Janville, den 2. Dezember. Heute war ein heißer, aber
glücklicherTag. Es sochtmeine ganzeArmeeabteilung8 Stunden
gegen zwei französischeArmeecorps. Auf dem rechtenFlügel
4. Kavalleriedivision,dann Bayern, 17. Division (süperbe), 22.
Division (bewunderungswürdig), eine Brigade der 2. Kavallerie-
division. Die Franzosen griffen um 10 Uhr das bayerische
Corps an und drängten stark. Die 17. Division, die Mecklen-
burger voran, ging auf deren linken Flügel brillant vor, nahm
das Dorf Lumeau, schwenktedann rechts und nahm nachlangem,
hartem Kampfe Loigny, womit die Sache auf dem rechtenFlügel
siegreichbeendet war. Einem anderen von links her später auf-
tauchendenstarken Feinde ging die 22. Division glänzend ent-
gegen und warf ihn nach heftigem,bis zur Dunkelheitwähren-
dem Kampfe aus Artenay zurück. Ich danke Gott innig für
diesen Sieg! 11 Geschützeund viele Gefangene genommen.
UnsereVerluste sind leider bedeutend, dochwill ich erstGenaueres
ermitteln, ehe ich Namen gebe. Paul war bei mir, Günther
hat sich brav benommen^." —

1 Der Schwager des Großherzogs, Prinz Günther von Schwarzburg,

befand sich seit Mitte Oktober als Ordonnanzoffizier beim Stabe. Auch der

Erbgroßherzog von Oldenburg hatte sich neuerdings dem Stabe angeschlossen.

Seit der Bildung der Armeeabteilung war der Stab vergrößert worden.

Neu hinzugekommen waren als Generalstabsoffiziere die Hauptleute
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Vom 3. bis 10. Dezemberfand der Großherzog keineZeit,

seiner Gemahlin zu schreiben.Es waren das die bewegtesten,auf-

regendstenTage seinermilitärischenLaufbahn,vielleichtseinesganzen

Lebens. Wir ergänzen die Lückein seiner Korrespondenzdurch
den Bericht einesAugenzeugen,der sichin der nächstenUmgebung
des Fürsten befand.

„Am Abend des 2. Dezember war die Stimmung im
Hauptquartier eine ernste, besorgnisvolle. Wir wußten uns
einem numerisch sehr überlegenenFeind gegenüber. Unsere

Truppen waren erschöpft,die Kantonnements schlecht. Viele

mußten in der kaltenWinternachtbivouakieren. Das Thermo-
meter zeigte4 Grad unter Null. Wenn der Feind am nächsten
Tage heftig angriff, war der Ausgang ungewiß. Er that es
nicht. Als am nächstenMorgen die Nachrichtkam, daß die
Franzosen abzögen,atmete manchererleichtertauf. Der Kampf
um das Dorf Loiguy hatte lange hin und hergeschwanktund
furchtbareOpfer gekostet. Ich mußte mehrmals zum General
von der Tann reiten. Ein folcher Auftrag pflegte ernst zu
stimmen, denn der General befand sich fast immer im Bereich
des feindlichenGewehrfeuers. Dasselbe galt von General von
Treskow, Hauptmann von Bronsart wurde bei einemsolchen

Ritt verwundet. Auch der Großherzogging mehrmals zu weit

vor. Der zahlreicheStab und die Stabswache konnten von
weitemfür ein Kavalleriedetachementgeltenund zogendas feind-
licheFeuer auf sich. Der Großherzog und der Herzog von

Altenburg bewiesen die größte Kaltblütigkeit,obwohl manche
Granate in unmittelbarerNähe krepierte und die Sprengstücke
die Lust durchfchwirrten.Als der Stab hart an dem 17. Dra-
gonerregimentvorbeiritt, fuhren gerade feindlicheBatterieenseit-
wärts von Loigny auf und eröffneten auf das Regiment ein

von Bronsart und von Biebahn; als Ordonnanzoffizieredie Lieutenants
Graf Arco-Äalleh und Graf Irsch, beide vom bayerischenCorps, Graf
Pückler,Kleinod, Wnthe und von Brockhusen(von den Kavalleriedivisionen)
und Lieutenant Keding als Adjutant des Kommandanten des Haupt-
quartiers.
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mörderischesFeuer. Etwa 30 Schritt von denFürstenschlugen

die Granaten in das Regiment, töteten vieleLeute,darunterden

Standartenträger. Verwundete Pferde stürzten zu Boden oder

rasten davon. Die energischeHaltung und Besonnenheitder

Offiziere und Unteroffiziere verhinderte eine größere Unord-

nung. Das Regiment zog sich hinter Deckungzurück. Auch

der Großherzog folgte nun dem Rat, eine gesicherteStellung

aufzusuchen. In dem Schloß Goury, an welchemwir vorbei'

kamen, besuchteer die dort schwerverwundet liegendenOberst-

lieutenants von Neumann und von Hirschfeld. In dem tiefen,

trocknenSchloßgraben saßen dichtgedrängtHunderte von sran-

zösischenGefangenen. Soweit der Blickauf der flachenEbene

reichte,traf er auf Tote und Verwundete. Es war unmöglich,

allen Hülfe zu gewähren. Der Kampf dauerte bis in die
sinkendeNacht. Noch als wir im DunkelnnachJanville zurück-

ritten, hörtenwir langedas unheimlicheKnaUernderMitrailleusen,

das wir hier zum erstenmalvernahmen.
In der Nacht auf den 3. kam vom Prinzen Friedrich

Karl die Nachricht,daß er auf Orleans vorrückenwerde. Auch

unsere Armee setztesich nun vormittags 10 Uhr in Bewegung,

jeden Augenblickdes Kampfes gewärtig. Aber der Feind zog

vor uns her und hielt erst bei ChevillyStand. Es entwickelte

sichein heftigerArtilleriekampf,am Abend wurde der Ort ge-

räumt und von den Unfern besetzt. Der Großherzog über-

nachtetein einem kleinenGehöft des Dorfes Beaugench. Ein
Abendessengab es nicht. Etwas Brot und Taselchokolade
mußte genügen. Die Bagage war weit zurück. Das Unter-
kommenwar sehr dürftig und die Nachtruhedurch das Wim-
mern der Verwundetengestört,die in vielenRäumen des Hauses

lagen. Für den Großherzog und den Herzog von Altenburg
stand nur eine kleineKammer zur Verfügung.

Früh am nächstenMorgen war alles wiederim Sattel.

Der Vormarschauf Orleans wurde fortgesetzt,währendder Feind

sich fechtendzurückzog. Die Stimmung war eine gehobene,
trotz des leeren Magens und der empfindlichenKälte. Einen
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prächtigenAnblickgewährtees, als die KavalleriedivisionStol-
berg an uns vorbeitrabte und zur Attackevorging, wobei eine
feindliche Batterie durch das 4. Husarenregimentgenommen
wurde. Vom linkenFlügel ertönteunausgesetztfernerKanonen-
donner, welcherverriet, daß auch das neunte Armeecorpsstark
engagiert war. Der Großherzogbefand sich beim Gros der
17. Division, deren Avantgarde durch Weinberge,Gehöfteund
Gärten gegenOrleans vorrückte.ZurückgelasseneWagen,Bagage-
stückeund zahlreicheNachzüglerbewiesenden eiligenRückmarsch
des Feindes, der fast zur Auslösung wurde. Bei Einbrechen
der Dunkelheitgegen5 Uhr traf der Stab in Ormes ein. Hier
wurde von einem westlich gelegenenRetranchementaus ein
heftigesGewehrfeuerauf uns eröffnet. Die Kugeln flogenüber
unsere angreifendeInfanterie hinweg und machtendie weit da-
hinter liegenden Stellungen unsicher. Eine Stabsordonnanz
und viele unsererPserde wurden verwundet. Handpferderissen

sich los und gingen davon. Obwohl Orleans noch besetztund
das Eindringen mit einer Division gewagt war, wollte der

Großherzog, wenn irgend möglich, seinenTruppen doch das

gute Nachtquartier in der Stadt verschaffen. General von
Treskow rückte daher in der mondhellenNacht immer weiter

vor bis an die Thore der Stadt. Während dort wegen der

Übergabeverhandelt wurde, saß der Großherzog ab und be-

gab sich mit dem Herzog und seinenHerren in ein an der

ChausseegelegenesLandhaus, wo man den Ausgang jenerUnter-

Handlungen abwartete und sich am Kamin erwärmte. Die

Lädenmußten geschlossenwerden,da nochimmer einigeChassepot-

kugelnHerüberslogen.Die Pserde wurden hinter das Haus ge-

sührt. Endlichgegen11 Uhr kamdie Nachricht,daß die Avant-

garde in Orleans eingerücktsei. Der Großherzogsetztesichan

die Spitze eines Bataillons, und bei den Klängen der Musik

ritten wir ein. Es war ein höchst seltsamesSchauspiel: die

Läden der Häuser geschlossen,nirgends ein Licht oder eine

Laterne, die Straßen menschenleer,die Stadt wie ausgestorben,

nur auf den größerenPlätzen hocktenum einzelneFeuer Trupps
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Von Mobilgarden, die ihre Waffen auf einen Haufen geworfen

hatten und gleichmütigdem Einmarsch des Gegners zuschauten.
Unter dem Reiterstandbildder Jungfrau von Orleans blieb der
Großherzoghalten und ließ die Truppen vorbeidefilieren,die
ihren Führer mit Hurrah begrüßten. Heller Vollmondschein

lag über der Scene.
Der Großherzognahm mit seinemStabe im Hoteld'Orleans

Quartier. Im Speisesaal stand noch dieTafel gedeckt,diehalb-
gefülltenGläser und teilweiseunberührtenSpeisen deutetendar-
auf, daß die französischenOffiziereihre Abendmahlzeiteilig ab-
gebrochenhatten. Den gleichenEindruck gewährte die Unord-
nung in den Zimmern. Als schon die meisten von uns sich
zur Ruhe begebenhatten, entstandplötzlichein furchtbarerLärm.
Alles eilte auf die Gänge, auch der Großherzog erschienauf
der Schwelle seines Zimmers. Einer meiner Kameraden, im
Nachtkostüm,aber mit blankerWaffe, hatte einen Franzosenin
bürgerlicherKleidung am Kragen, der sichwie ein Verzweifelter
gebärdete. Er hatte den Mann unter feinemBett verstecktge-
funden, alle Taschenmit Revolverngespickt.Es stelltesichher-
aus, daß es ein Waffenhändler aus Bordeaux war, der seine
Ware nicht hatte im Stich lassen wollen. Ein Koffer mit
Revolvern fand sichnoch in der Stube. Man beschlagnahmte
die Waffen und ließ den geängstigtenHandlungsreisendenfrei,
worauf alle die verlassenenBetten wieder aufsuchten.

Am Vormittagdes nächstenTages ritt der Großherzogdem
Prinzen FriedrichKarl vor das Thor entgegen,der an derSpitze
von Truppen des dritten und zehntenArmeecorps seinenEin-
zug hielt. Der Prinz schienetwas verdrießlichdarüber, daß
die Stadt schonvor ihm besetztwar. Auchdie hessischeDivision
rückteein und wurde dem Befehl des Großherzogsunterstellt.
Letztererbegrüßtehier auchfeineSchwäger,die hessischenPrinzen.
Unserer Armee wurde ein Ruhetag gewährt Am Nachmittag

1 Die Verluste der letzten drei Tage waren bedeutendgewesen. Sie
betrugen bei der Armeeabteilung: tot: 33 Offiziere,613 Mann; verwundet:
167 Offiziere,3422 Mann; vermißt: 2 Offiziere,302 Mann.
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besuchteder Großherzogdie Kathedrale,die einen eigentümlichen
Anblickbot. Einige tausendGefangenewaren dort interniert.
Sie hatten mit denBänkenund KirchenstühlenFeuer angezündet
und kochtensichihre Suppe. Ein Zuave spielteOpernmelodieen
aus der Orgel, dichterRauch wogte durch das Schiff und ent-
wichdurchdie eingeschlagenenScheibender gemaltenFenster." —

Der Rest des Tages forderte vom Großherzog noch die Er-
ledigung wichtiger Staatsgeschäfte. Am Nachmittagerhielt der-
selbeein Telegrammdes Großherzogs von Baden aus Versailles,
welchesdie Mitteilung von dem Antrag des Königs von Bayern
betreffs der Annahme der Kaiserwürde enthielt. König Wilhelm,
hieß es darin, habe den Borschlagangenommen,die in Versailles
anwesendenFürsten seieneinverstandenund wünschtennun die An-
ficht der anderen Fürsten zu erfahren, um dementsprechendein
Telegramm nach Hohenschwangauzu richten. Der Großherzog
hielt sogleicheineBesprechungmit demHerzogvon Altenburgund
dem gleichfallsanwesendenHerzog von Meiningen, welcherwäh-
rend diesesFeldzugs den Stab der 22. Division begleitete. Alle
drei Fürsten telegraphiertenzustimmend nach Versailles. Gegen
Abend traf von dort noch ein Feldjäger ein. Er brachte dem
Großherzogein Schreibendes Grafen Bismarck,welchemdie Ab-
schriftdes bekanntenBriefes des Königs von Bayern an König
Wilhelm vom 30. Novemberbeilag und das gleichfallsin obigem
Sinne beantwortetwurde. Außerdembrachtedie FeldpostBerichte
des MinistersGrafenBafsewitzund des Bundesratsbevollmächtigten

von Bülow, welche den Beitritt der süddeutschenStaaten zum

Bunde betrafen. In den letzten Novembertagen waren die

Accessionsverträgemit Baden, Hessenund Württembergabgeschlossen
worden und am 27. auchdie Bestimmungender mit Bayern stipu-
lierten Verträge und Schlußprotokollenach Berlin gelangt. Graf
Bassewitzwar am 28. nachBerlin gereistund hattemit Herrn von

Bülow mündlich Abrede getroffen, welcheHaltung Mecklenburg

bei der nahe bevorstehendenAbstimmungim Bundesrat zu beob-

achtenhabe. Beide Minister sanden, daß dieBayern eingeräumten

Reservatrechtedie Gleichberechtigungstören und die geschäftliche
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Behandlung im Bundesrat erschwerenwürden, daß sogar die

privilegierteStellung Bayerns (Gesandtschaftsrecht,Vorsitzbei Be-

HinderungPreußens, fester Sitz im Militärausschuß k.) für die

anderen Regierungenverletzendwäre. Auch die Einführung eines

diplomatischenAusschusses,bestehendaus Bayern, Sachsen und

Württemberg, erregte ihr Bedenken. Es sei dies eine unliebsame

Reminiscenzan das Dreikönigsbündnisvon 1849.

„Wir sind aber", schriebBülow, „dochzu der Überzeugung

gelangt, daß — da es vielleichtnicht möglichsei, Ew. König-

lichenHoheit Instruktion rechtzeitigzu erhalten — die Berank

wortung einer Ablehnungnoch größer sein werde als die der

Annahm«. Wir haben uns namentlichsagenmüssen,daß Graf

Bismarck diesen Vertrag als ein Ganzes, als einen großen

politischenAkt betrachtet habe, den er so nicht abgeschlossen

hätte, wenn Bayerns Eintritt wohlfeiler und mehr im System

und Schema der Verfassung zu haben gewesenwäre. Eine
andere Frage ist es, ob Bayern nicht klüger gehandelthätte,

einfachals primus inter pares einzutreten, auf seinRechtund

fein eigenesGewichtvertrauend, anstatt, wie jetztderFall, durch

Ausnahmen zweifelhaftenWertes und zweifelhafterDauer die
Bundesgenossenzu verstimmenund den Reichstag zum Kampf

gegendie Dauer dieserSonderrechteherauszufordern. Was mir

materiell am wenigstenzusagt, ist Bayerns exceptionelleStellung

zur Militärverfassung,während es doch im Militärausschuß

volle Stimme führt. Wenn indes der Bundesfeldherr diesen

Preis für den Eintritt Bayerns in die Verfassungnicht zu hoch

fand, so werden sichdie anderenBundesgliederdabei beruhigen

müssen. Der diplomatischeAusschußwird sachlichkeinengroßen

Einfluß oder Geschäftskreishaben, nnr Bayern eine gewisse

Wichtigkeitgeben, aber er stört die Gleichberechtigung.Die

übrigen Exceptionensind im ganzen unzweckmäßig,aber sie

haben für MecklenburgdenVorteil, daß der Bund weit weniger

die Wesenheiteines centralisiertenStaats behaltenoder erhalten

kann, als bis jetztzu fürchtenwar: das ganze Triebwerkwird

föderaler." —
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Der Großherzogließ tags darauf, am sechsten,dem Grafen
BasfewitzdurchHerrn vonOertzenschreiben,daß er dievorstehend
entwickelteAuffassungim allgemeinenteileund Bülow sich dem-
gemäßbei der Abstimmungüber die Verträge im Bundesrat zu-
stimmendzu erklärenhabe>. Er habe lebhastbedauert, in dieser
wichtigenSache nach Lage der Umständeder Beratung mit dem
Staatsministerium entbehrenzu müssen,dochgereichees ihm zur
Beruhigung, sichmit letzteremin der Beurteilungderschwebenden
Fragen in Übereinstimmungzu wissen. Gleichzeitigtelegraphierte
derGroßherzognachSchwerin,daß er sichdemgemeinsamenSchritt
der deutschenFürstenbetreffsder Kaiserwürdeangeschlossenhabe.

In dem bewegtenFeldzugsleben,das jeden Augenblickneue
Ausregung brachte, konnten sich die Fürsten und die in die
politischenVorgängeeingeweihtenPersonenihrer Umgebungnur
vorübergehendmit jenemhochwichtigenAkt beschästigen.Die Auf-
merksamkeitaller wurde jetzt von der nächstliegendenAufgabe
noch zu sehr in Anspruchgenommen,und diesewar erst halb
gelöst. GeneralChanzh, dem an Stelle Aurellesder Oberbefehl
der nördlichenLoirearmeeübertragen war, hatte wenigeMeilen

1 Dies geschah in der Sitzung vom 9. Dezember. Die Instruktion des

Großherzogs aus Orleans hatte Bülow an diesem Tage noch nicht erhalten.

Er stimmte aber auf eigene Verantwortung für die Annahme. Rur be-

züglich der durch den Ausdruck „Reich" in der Verfassung vorzunehmenden

Änderung legte er die Verwahrung ein, daß dadurch sachliche Veränderungen

in der Bundesorganisation nicht bedingt seien. Sachsen schloß sich dieser

Verwahrung an, und auf Antrag Hessens trat schließlich die ganze Ver-

sammlung derselben bei. Der Antrag wegen Übertragung der Kaiserwürde

war von Weimar gestellt. In einer Vorbesprechung, die der Sitzung vorauf-

ging, hatte der badische Minister von Freydorf einen sehr viel weitergehenden

Antrag vorgeschlagen, nach welchem der König von Preußen „als Oberhaupt

Deutschlands alle monarchischen Attributionen in sich vereinigen sollte".

Der hessische Bevollmächtigte Hofmann hatte opponiert, aber nur mit Mühe

die Vertreter von Bayern und Württemberg von den „bedenklichen Kon-

feqnenzen einer zu weitgehenden Fassung" überzeugt und diejenige Fassung

durchgesetzt, welche später vom Bundesrat angenommen wurde. Minister

Delbrück erklärte alsdann, alle Teile seien darüber einig, den neu zu sor-

mierenden Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten durch zwei aus Wahl

hervorgehende Mitglieder zu verstärken. (Bericht Bülows vom 10. De¬

zember 1870.)
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von Orleans seine weichenden Truppen wieder gesammelt,Ver-

stärkungen herangezogenund rüstete sich zu einem neuen Vorstoß.

Diesen sollte der Großherzog parieren. Während Prinz Friedrich

Karl seine Armee auf dem linken Loireufer vorschob, erhielt die

des Großherzogs Befehl, in gleicher Höhe mit jener auf dem

rechten Ufer vorzugehen. Ihr fiel mithin die schwerereAufgabe

zu, denn auf diesem User befand sich die französischeHauptmacht.

Am 7. Dezember verlegte der Großherzog seinHauptquartier nach

Meung. Am Abend dieses Tages fand noch ein erfolgreiches

Avantgardengefecht statt. An den nächsten drei Tagen wurde

von früh morgens bis spät in die Nacht gefochten. Es gab kri-

tische Augenblicke. Dem wiederholt geäußerten Ansuchenum Ver-

stärkungen wurde von feiten des Prinzen Friedrich Karl am 8.

und 9. nicht entsprochen. Die Armee des Generals Chanzy

mußte nach aufgefangenen französischenOrdres auf mindestens

80000 Mann geschätztwerden. Der Großherzog hatte ihr nur

30 000 Mann entgegenzustellen. In richtiger Erkenntnis, daß bei

einer folchen Übermacht des Gegners die Möglichkeiteines Er-

folgs nur in einer rücksichtslosenOffensivelag, griff er Tag für

Tag unablässig den schwächerenrechten Flügel des Feindes an.

Der linke Flügel, an einen großen Wald gelehnt, wurde nur be-

schästigt. So hatte der Großherzog die Genugthuung, jeden Tag,

wenn auch nur wenig, vorwärts zu kommen, bis endlich am

10. Dezember infolge eines vom König ergehendendirektenBe-

fehls von der Armee des Prinzen Friedrich Karl das zehnteArmee-

corps herankam und hülfreich eingriff. Am 11. traf der Prinz

Friedrich Karl mit den andern Corps links vom Großherzog ein

und übernahm den Befehl des Ganzen.

„Alle, welchesich in jenen Tagen in der Nähe des Groß-

Herzogsbefanden", sagt unser Berichterstatter, „mußten die Ruhe

und Festigkeitbewundern, die er selbst in den schwierigstenAugen-

blickenan den Tag legte. Es gab mehr als eine Stunde, wo die

Entscheidung schwankte, wo von allen Seiten ungünstige Mel-

düngen eintrafen. Seine Befehle waren immer klar und bestimmt

und der Einfluß seiner Persönlichkeitauf die Führer wie auf die
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Truppen selbst unverkennbar. Eine starke Stütze hatte er an dem
Chef des Stabes, General von Stosch, einem Mann, der mit
großer Umsichtund scharferBeobachtungeine eisigeRuhe verband."

Am Abend des 10. schriebder Großherzog aus Meung an
feine Gemahlin:

„Das waren drei schwere,blutige Tage seitdem Ausmarsch,
wo ich mit meinem kaum noch 25 000 Mann zählendenCorps
vier starken, feindlichen Armeecorps, Wohl 70 000 Mann,
allein gegenüberstand. Doch Gott stand uns sichtlichbei, und
wir haben uns nicht nur siegreichbehauptet, sondern auch Ge-
schützeund Gefangene genommen und den Feind so erschüttert,
daß er endlich zu weichenbeginnt. Am 7. marschierte ich von
Orleans ab, stieß schon mittags auf den Feind, und es gelang
die beabsichtigteStellung zu erreichen Das 90. Regiment
nahm ein Geschützund eine Mitrailleuse. Am achten morgens,
während ich mich koncentrierte,griff der Feind heftig an und es
entfpann sich der Kampf bald auf der ganzen Linie mit großer
Lebhaftigkeit. Alle Angriffe des Feindes wurden abgeschlagen,
wiewohl mit namhaften Verlusten, und durch einenVorstoß am
Abend sechsGeschützeerobertund vieleGefangenegemacht. Das-
selbe wiederholte sich gestern und heute. Wir bleiben in der
Defensive, da ich, bis Fritz Karl herankommt, allein nicht vor-
gehen kann. Es sind dies schwere, aufregende Tage, denen
lohnendere folgen werden. Unsere Mecklenburgerhaben viel ge-
litten, aber sich ausgezeichnetgeschlagen."

Inzwischen war, wie erwähnt, das zehnte Armeecorps zur
Unterstützung herangekommenund schobsich auf dem linkenFlügel
zwischen die Loire und die Armeeabteilung des Großherzogs.
Gleichzeitig war die Vorhut der Truppen des Prinzen Friedrich
Karl bis Blois vorgedrungen. Dieser Umstand und die von
Gambetta aus Tours einlaufende Nachricht, daß die unter Bour-
baki gesammelte Armee noch nicht kampfbereit, brach die Willens-
kraft des Generals Chanzy, der die heftigen Angriffe der letzten
Tage mit großer Umsicht und Energie geleitethatte. Am Morgen

des 11. standen zwar noch geschlosseneKolonnen dem Großherzog
von Htrschfeld, Friedrich Franz II. 2. 18
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gegenüber, doch zeigte es sich bald, daß diese nur den Abmarsch

des feindlichen Gros deckensollten. Der Großherzog hatte be-
fohlen, kein Gefechtzu beginnen. Der Feind schien gleicheOrdre
gegebenzu haben, es kam also nicht zum Kampf. Am Nachmit-
tage meldete General von Voigts-Rhetz, dessen Corps vorgerückt

war, daß der Feind sich in vollem Rückzügeauf Vendöme be-
finde. Der Großherzog befahl also, daß die so sehr der Ruhe
bedürftigen Truppen Quartier bezögen. Die Mannschaften
waren übermüdet, in ihrer Bekleidung und Ausrüstung abgerissen;
die Munition mußte fast ganz ersetzt werden, die Gewehre be-
durften der Revision, und von der Artillerie waren die Rohre
so überanstrengt, daß ganze Batterieen als unbrauchbar zurück-
gesandt, andere durch Austausch ergänzt werden mußten. Das
erste bayerische Corps, welches in zehn Tagen acht Gefechtstage
gehabt, die Hälfte seiner Jnfanterieoffiziere und ein Drittel seines
Mannschaftsstandes verloren hatte, wurde bis auf eine Infanterie-
Brigade, die Kürasfier-Brigade und .'cht Batterieen zurückgezogen
und zur Besetzungvon Orleans beordert. Überhaupt waren die
Verluste der Armeeabteilungin den Tagen vom 8. bis 10. De-
zember sehr beträchtliche gewesen. (27 Offiziere tot, 108 ver-
wundet; 508 Mann tot, 2182 verwundet. Vermißte: 1 Offizier
und 536 Mann.) Aber dieseOpfer waren nicht nutzlos gebracht.
Ein großer Erfolg war errungen. Er war errungen teils durch
die Umsichtdes Feldherrn, der seine Truppen richtig zu führen
und die schwachenStelleu beim Feinde herauszufinden verstand,
teils durch die in der Truppe selbst herrschendeErkenntnis, daß
in dem Zurückweisendes Gegners gerade in jenen Tagen die Ent¬
scheidung des ganzen Feldzugs lag. Denn gelang es damals
dem General Chanzy, die deutscheArmee zu durchbrechen,so konnte
ihm auch gelingen, die Aushebung der Belagerung von Paris zu
bewirken. Diese Gefahr klar erkennend, hatte Friedrich Franz
vom 2. Dezember an keinenAugenblickgezögert,den überlegenen
Gegner, wo immer er ihn fand, energischanzugreifenund diese
Entschlossenheit seines Handelns hatte zum Siege geführt.

In den folgendenTagen hatten die Truppen des Groß-
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Herzogs in steter Fühlung mit dem Feinde noch mehrere Gefechte
und höchst ermüdende Märsche zu bestehen. Als aber die Fran-
zosen am 17. Dezemberden starken Loireabschnittgeräumt hatten,
wurde durch Weisungen aus Versailles die weitere Verfolgung
des Feindes sistiert und die Versammlung der Armeeabteilung in
einer Stellung bei Chartres zur Deckung der Cernierung von
Paris gegen Westen angeordnet- Am 21. Dezember fetztensich
die Truppen dorthin in Marsch und schiedendamit wieder aus
dem Verbände der zweitenArmee. Hier einiges aus den Briesen
dieser Zeit:

„Chateau Taley, den 14. Dezember. Talcy ist ein altes,
verfallenes Schloß, in welchem Marie von Mediei öfters zum
Besuch gewesen ist. Gobelins, alte Möbel, Holzdecken,stei-
nerne Fußböden, ein alter, vornehmer, verfallener Garten ge-
mahnen an die Zeit Heinrichs IV., während hohe Dächer,
Türme, Giebel die Nähe von Chambord und Amboise ver-
raten. Da ich den rechtenFlügel habe, bekommeich leider von
den Schönheiten des Loirethales nichts zu sehen. Paris hält
sich noch immer, doch hoffe ich, daß der Krieg einmal rasch
ein Ende nimmt. Dem Kaiserantrag habe ich michangeschlossen.
Das DeutscheReich ist nun da, und das ist ein unschätzbarer
Gewinn dieses gewaltigen Krieges und dös vergossenenBlutes

wohl wert."
„Ouques, den 15. Dezember- Gestern haben wir uns

westlichan den Loirbach geschoben,um dem dritten und zehnten

Armeecorps des Prinzen Friedrich Karl Platz zu machen, mit
denen vereint morgen ein Angriff auf Vendöme unternom¬
men werden soll, wenn der Feind, der sich dort gesetzthat,
halten will. Die 17. Division hat dadurch gestern abend und
heute morgen ein Gefecht gehabt, das wieder einige Verluste
brachte. Sobald wir den Feind losgemacht, müssen meine
Truppen Ruhe und Zeit haben, um sich wieder kampffähig zu
machen."

„Den 16. Dezember. Der Angriff ist auf morgen ver-
schoben, und so ist heute etwas Ruhe."

18*
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„Den 17. Dezember. Der Rückzug des Feindes scheint

sich mehr auf Le Mans zu bewegen, also ist eine größere

Aktion in den nächsten Tagen nicht wahrscheinlich. Ich werde

nun suchen, meinen Truppen in einer gesichertenStellung

einige Ruhe zu geben, ohne den Feind aus den Augen zu ver-

lieren. Zu einem Gefechte kann es aber doch heute kommen,

da ich den Loirbach bei St. Hilaire überschreitenmuß, um am

Feinde zu bleiben."
„Bonneval, den 21. Dezember. Am 27. November rück¬

ten wir hier ein nach den Gefechtenvon Dreux und Chateau-

neuf; ich schriebDir damals von hier und heute bin ich wie-

der hier. Wie mancher fehlt aber heute und hat sein Erden-

leben beschlossen!Wie dankbar muß man dem lieben Gott sein,

daß Er uns bewahrt hat und noch in der Gnadenzeit wandeln

läßt. Ehre haben mir die letzten Monate reichlicheingetragen,

aber das ist ein gefährlichesGeschenk,das eitel und hochmütig

machen kann, wenn der Herr unser Herz nicht licht hält und

demütig macht."
„Chartres, den 22. Dezember. Ich bin eben nach einem

sehr kalten Ritt hier angekommenund habe die Erlaubnis vor-

gefunden, Weihnachten in Versailles zu feiern; reise also mit

Ernst und Paul am 24. früh hin und bleibe die Festtage dort.

Meine Truppen fammeln sich um Chartres und ruhen. Sie

sind sehr abgerissen; höchstens 20000 Mann von 34000, mit

denen ich ausrückte. 17 Gefechte, wovon 2 Schlachten in

4 Wochen! Dreux, ChlUeauneuf, Madelaine, Bretoncelles,

BeWme, Bron, Potay, Schlacht bei Bazoche, Loupy, Or-

mes und Orleans, Meung, Schlacht bei Beaugench, Beau-

mont, Villorceaux, Freteval, Moree, St. Hilaire." — —

Am 23. Dezember trafen Herzog Wilhelm und Prinz Al-

brecht von Preußen zum Besuch in Chartres ein. Der Großher-

zog widmete diesen Tag den Verwundeten. Er besuchte alle

Hospitale und sprach mit vielen Mecklenburgern. Abends nach

der Tafel wurde ein Tannenbaum angezündet. Der Großherzog

beschenktedie Offiziere seines Stabes. Man saß lange bei einer
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Punschbowleund gedachteder Heimat. EineeigentümlicheUnter-

Haltung gewährte das DurchlesensranzösischerBriefe aus dem
eingeschlossenenParis, die einemgestrandetenBallon entnommen
waren und interessanteEinzelheitenüber Stimmung und Leben
der Pariser Bevölkerungenthielten. Auch die winzigen Tauben-
briesewurden durch ein Vergrößerungsglas entziffertund die sür
die HeeresleitungwichtigenSchriftstückenach Versailles geschickt.
Tags darauf verließ der Großherzogfrüh um 8V2 Uhr Chartres

und langte nach8stündigerkalter Fahrt in Versailles an, wo er

sogleichvom König sehr herzlichempfangenund zur Tafel und
darauf folgendenBescherunggeladen wurde. Er mußte viel be-

richten. „Moltke ist zufrieden" fagt das Tagebuch. An den

beidenWeihnachtstagenwohnte der Großherzogdem Gottesdienst

bei und besuchtedann seine verwundeten Mecklenburger,die in

den grands appartemeiits du Roi des Schlosses lagen. Am

27. früh kehrteer nach Chartres zurück,während der Herzog von
Sachfen-Altenburgwegeneines Unwohlseinsin Versaillesverblieb,

diesenAusenthaltaber später verlängerte, um der nun beginnen-

den Beschießungvon Paris beizuwohnen. Am 28. trafen in

Chartres zehn Schwesterndes Stifts Bethlehemein, welcheOber-

stallmeister von Brandenstein auf den Kriegsschauplatzgeleitet

hatte und die nun in den Lazarettensogleichihre Thätigkeitbe-

gannen. Am 1. Januar finden wir den Großherzogwieder in
Versailles, wo zuerst um 10 Uhr in der Präsektur die Beglück-

wünschungdes Königs durch die anwesendenFürsten, später

in der Galerie des glaces der Empfang der Generalität statt-

fand. König Wilhelm hielt eine ergreifendeRede. Abends nach
der Tafel erhielt der Großherzogdurch den König und General
von Moltke Mitteilung von der ihm weiter zugedachtenAuf-
gäbe.

Die Armee Chanzys, welchesich bei Le Mans koncentriert

hatte, begann bereits wieder mit einzelnen Offensivvorstößen.

Zwar hatte man im Großen Hauptquartier Nachricht,daß Gam-
betta eine vereinte Operation aller Entsatzarmeenerst für einen

späterenZeitpunkt, den 15. Januar, plane, da die Armee Bour-
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bakis immer noch nicht operationsfähig war. Dennoch war die

Nähe der von Chanzy gesammeltenStreitkräfte für Versailles

bedrohlich. Es wurde daher beschlossen,ihn aus dieserStellung

zu vertreiben. Da das 1. bayerischeArmeecorpszu stark gelitten

hatte, um an dieserExpeditionteilzunehmen,wurde der Verband

der bisherigen Armeeabteilungdes Großherzogs gelöst, und die

17. und 22. Diviston wiederum als dreizehntesArmeecorpsunter

seinenBefehlgestellt.DieseTruppen traten unter den Oberbefehldes

Prinzen Friedrich Karl, welcherdie Operation gegen Le Mans

leitete. Dieselbegelang. Le Mans wurde nach heftigenKämpfen
eingenommen. WährenddiezweiteArmeedort Stellung nahm und

das Terrain zwischenLe Mans und Orleans deckte, fiel dem
Großherzogwieder eine selbständigeAufgabezu: Die Besetzung
von Rouen. Am 25. Januar war auch diese Aufgabe gelöst.
So war denn der Stab vom 5. bis 25. Januar wieder in Be-
wegung und bezog fast täglich ein neues Quartier. Siebzehn
Marschtage, dreizehnGefechteund die dreitägige Schlachtbei Le
Mans fielen in diesenZeitraum. Als Chefdes Stabes war dem
Großherzog seit Beginn dieser Expedition der Oberstlieutenant
Graf Walderseezugeteilt, nachdem General von Stosch Ende
Dezemberwieder in seine frühere Stellung bei der Heeresleitung

in Versailles zurückgekehrtwar. Graf Waldersee galt schonda-
mals für einen ungewöhnlichbefähigtenGeneralstabsoffizier,und
die Art, wie er die Aufgaben dieser wichtigenund verantwort-
lichenStellung löste, rechtfertigtedie in ihn gesetztenErwartungen
auf das glänzendste. Seine Dispositionen zeichnetensichdurch
Umsichtund Sachkenntnis, seineBefehle durch Klarheitund Prä-
cision aus, und seinliebenswürdigesWesen gewann ihm bald die
Sympathie aller Mitgliederdes Hauptquartiers. Der Großherzog
schätzteihn sehr und gab diesem Gefühl auch in späteren Jahren
nochwiederholtAusdruck.

Das Lebenund Treibenim Hauptquartier schildertein Offi-
zier aus der Umgebungdes Großherzogs wie folgt:

„Die zahlreichen blutigen Gefechte, die beschwerlichen
Märscheund der unablässigeOuartierwechselbrachtenes mit sich,
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daß auch in den Stunden des Zusammenseinseine ernste, gehal-
tene, ich möchtesagen, gespannteStimmung vorherrschte. Fast
jeder Tag brachteneue Bilder, neue Scenen, neue Anstrengung.
Dasür blieb uns aber auch die Langeweileerspart, welcheunsern
Kameraden bei den Belagerungsarmeenoft recht drückendsein
mochte. Die Abendmahlzeit, oft die einzigstedes Tages, wurde
gewöhnlichum 7 oder 8 eingenommen. Sie war einfachund
bestand aus Suppe und zwei Gerichten, dazu Portwein und Bor-
deaux. Nur während des Aufenthalts in Reims, Orleans nnd
Chartres, wo in größeren Hotels gespeistwurde, war das Menu
reichhaltiger, und wurde Champagner geschenkt.Die Unterhat
tung bei Tisch war lebhaft und ungezwungen; sie drehte sich
natürlich vorzugsweiseum die Tagesereignisse.Der Großherzog,
der nicht gern lange bei Tisch saß, auchnicht rauchte, zog sich
bald zurück. Die Befehlsausgabefür den nächsten Tag rief auch
die meisten zur Arbeit in den Bureaux ab. So kam es denn
nie zu Trinkgelagenoder Hazardspielen. Ich habe während des
FeldzugeskeineKarte in der Hand gehabt und vielleicht3 oder
4mal gesehen, daß andere Whist oder Pikett spielten. An kalten
Winterabenden braute der vortrefflicheHont* manchmal einen
Punsch, der namentlich den von außerhalb zur Einholung von
BefehleneingetroffenenOrdonnanzoffizierenvor dem langen Nacht-
ritt sehr zu statten kam. Bis in die späte Nacht ward noch ge-
arbeitet. Wer nichts zu thun hatte, ging srüh zu Bett.

Der Großherzog legte die Märsche stets zu Pferde zurück.
Von den vier Leibpferdenritt er am liebstendie Stute Manuela.
Es folgten ihm stets, auch in die Gefechtslinie, der Leibsattel-
diener Behrens, der KammerdienerBrinckmannI und ein Reit-
knechtmit einem Reservepferd. Die andere Dienerschaft̂ blieb

1 Der Lakai Horn versah das Amt eines Mundschenksund Tafel-
deckers. Er wußte dasselbe auch unter den schwierigstenVerhältnissenzur
Befriedigung der hungrigen und durstigen Offizieredurchzuführen,war un-
gemein findig und verstand es, obwohl des Französischenunkundig, uament-
lich sehr gut, den passiven Widerstand störrischerLandeseinwohner zu
uberwinden.

2 Außer den Genanntengehörten zu derselbennochGarderobierBrinck-
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bei der ersten Wagenstaffel, welche eilig nachfolgenmußte und
an den Marschtagenauch gewöhnlich1 bis 2 Stunden nach uns
in dem Cantonnement ankam. Auf den Märschen trabte der
Großherzoggern lange, bemaß aber Tempo und Dauer so, daß
die Pferde der zahlreichenSuite weder unruhig noch übermüdet
wurden. Eine kräftige Konstitution ließ ihn alle Beschwerden
leichtertragen. Nur dreimal während des ganzen Feldzugs befiel
ihn vorübergehendein leichtes Unwohlsein, das aber jedesmal
dem GebraucheinfacherHausmittelwichund ihn zu keinerStunde
dem Dienst entzog.

Das Benehmen des Großherzogsgegen uns, die Offiziere
seines Stabes, war ein wohlwollendes und vor allem gleich-
mäßiges. Er war zu Zeiten auch heiterund für Scherz empfäng-
lich, meistens aber ernst, jedoch ohne Kälte. Wohl konnte er
streng tadeln, dochblieb er dabei unpersönlich; nie habe ich ihn
heftig oder aufbrausendgesehen. Selbst wenn Aufgabenan ihn
herantraten, deren Erfüllung große Selbstlosigkeiterforderteoder
die er — wie in jenen schwerenDezembertagen— wegen der
ungenügenden Stärke seiner Truppen nicht für erfüllbar hielt,
verriet sein Benehmen niemals die Sorgen, die ihn bedrücken
mochten. Er war wirklich eine Soldatennatur. Er wußte zu
befehlen, aber er verstand auch schweigendzu gehorchen!"

Die Briefe und Tagebuchnotizendes Großherzogs, welche
während des Heereszugs von Chartres nach Rouen geschrieben
wurden, behandelnvorzugsweiseden Gang der Operationen und
den Verlaus der Gesechte. Ihre Wiedergabewürde ohne näheres
Eingehen auf die kriegsgeschichtlicheSeite unverständlichbleiben.

Wir heben daher nur einige der eingestreutenBemerkungen
heraus:

„Jlliers, den 5. Januar. Bei kaltem, aber sonnen-
klaremWetter haben wir heuteunseren Marsch hierhergemacht.

mann II, der Lakai Risch, HauskochKolbow, die Feuerwürter (Hausdiener)
Bünger, Wehde, Lexow,die ReitknechteBehrmann, Brummer, Hinze und
die KutscherWestphal, Nürnberg, Schmidt. Acht Reit- und sechsWagen-
Pferdewaren ins Feld mitgenommen.
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Die Soldaten waren ausgeruht, in bessererKleidung, die
Bataillone durch Ersatzverstärkt, die Pferde gut gepflegt, wir
alle frohen Mutes. Wir hoffen, daß diefe Expeditioneinen
glücklichenAusgang nehmenund nicht solcheOpfer kostenwird
wie die nach Orleans und Beaugeucy."

„Beaumout les Autels, den 7. Januar. Gestern mar-
schierte ich von Jlliers nach Brou und hatte vor Nogent das
erste heftige Gefechtgegen etwa 6000 Mann. Wir nahmen
3 Geschützeund machten 120 Gefangene; verloren aber auch
etwa 100 Mann, darunter 2 Offiziere tot und 3 verwundet
vom 83. und 94. Regiment. Heute räumte der Feind Nogent
ohne Gefecht, und ich marschieremorgen weiter zur Verei-
nigung mit Fritz Karl."

„Connerre am Huisne-Bach bei Le Mans, den
10. Januar. Gestern drang die Armee in einem großen
Halbkreisevon Süden und Osten gegen Le Mans vor, teils
heftig kämpfend,wie beim dritten Corps, teils mit leichterenGe-
fechten,wie bei mir. Den zu nehmenden Terrainabschnittbil-
dete das waldige, von Hügeln umgebeneThal von Connerre.
Durch kombiniertenAngriff von Rauch auf dem linken Flügel,
Legat in der Mitte und der 33. Brigade auf dem rechten
Flügel nahm ihn die 17. Division unter Treskow nach 8stün-
digem Gefechte,aber ohneerheblicheVerluste, und machteüber
500 Gefangene. Ich blieb die Nacht in dem prachtvollen
Schloß des Marquis de Luard, gleichenNamens; eine alte
legitimistischeFamilie. Heute ging meine 22. Divisionauf das
andere Ufer des Huisne. Die Franzosen zeigten sich allent-
halben stark, und wir gewannen wenig Terrain. Auch das
dritte Corps hatte ein ernstes Gefecht. Morgen versuchenwir
weiter vorwärts zu dringen. Die Post hat uns bis jetztnicht
erreicht. Es werden wohl heiße Tage kommen,aber am Er-
folg zweifle ich nicht. Wenn es nur nicht zu große Opfer
kostet!Die Truppen sind in prächtigerStimmung, singenund
marschierenmunter fort."
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„Connerre, den 11. Januar. Heuteist der Übergangüber
den Huisne Bach zur Gewinnung der Straße von Bellsmes

nach Le Mans nach langem Waldgefecht beider Divisionen
glücklichgelungen. Es wurden 1000 Gefangenegemacht;unser
Verlust ist nicht bedeutend, im ganzen nicht 290 Mann. Die
Truppen fochten auf waldigen Hügeln, die einen halben Fuß
hoch mit Schnee bedecktwaren, aber mit größter Hingebung
und Tapferkeit. Dadurch ist um Le Mans ein Halbkreis ge-
schloffen,der den Feind in eine sehr unangenehmeSituation
bringt, wenn er sich hier noch schlagenwill. Ein Sturm
zweier Bataillone auf ein hochgelegenesDorf war ein wunder-
voller Moment."

„La Trugalle, den 12. Januar. So wäre denn der
erste Akt unseres Januarfeldzuges mit der Einnahme von Le
Mans mit nicht großen Opfern glücklichbeendigt, und mein
Armeecorpshat in lOtägigenMärschenund 5tägigen Gefechten
feinen rühmlichen Anteil daran. Gestern nachmittag hatten
beide Divisionen lebhafte Gefechte, bei der 17. leichter, aber
mit großem Elan, bei der 22. fchwererund mit mehr Ver-
lusten, die mit der heutigen Verfolgung bis an die Sarthe an
4000 Gefangene einbrachten. Der Feind ist, etwas zerzaust
aber nicht vernichtet, in verschiedenen Richtungen abge-
zogen."

..Den 13. Januar. Nach heutigem Armeebefehlhabe ich
die Verfolgung gegen Alen^on fortzusetzen, was wohl noch
drei Tage ersordert. Dann vielleichtdie nötige Ruhe sür die
Truppen."

„Ballon, den 13. Januar. Aus dem MarschenachBeau-
mout hatte die 22. Division ein kleines Gefecht, bei dem sie
700 Gefangenemachte, 200 Ochsen und an 50 Munitions-
wagen erbeutete. Der Feind scheintsehr entmutigt, und ist
sein Rückzug fluchtartig, indem die Straßen voll seiner
Trümmer sind."

„Almgott, den 16. Januar. Ich habe schon wieder eine
neue Aufgabe vom Könige erhalten, nämlichnach Rouen zu
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marschieren. Ich werde meinen Truppen also nur 2 Ruhe¬
tage geben, und dann wieder fort. Es ist rührend, wie sie
alles ertragen und dochimmer munter und guter Dinge sind.
Nachdem Le Mans geräumt, wozu nach aufgefangenensranzö-
fischen Briefen wesentlichdie flankierendeBewegung meines
Corps mitgewirkt, erhielt ich den Befehl, Alen^onzu besetzen,
was heute geschehen,nachdemder Feind sichgesternnoch ein-
mal vor der Stadt setzte. Mein Verlust seit Chartres ist etwa
700 Mann, den Franzosenhat dieseganze Expeditiondochan
20000 Mann gekostet. Von hier müssensie auch Hals über
Kopf abgezogensein, denn der Wein stand zum Teil einge-
schenktnoch in den Gläsern, und Waffen und Vorräte liegen
umher. Dieser Zug hat also ein gutes Ende genommen.
Möchte es der bevorstehendeauch! Wir lernen Frankreich
gründlichkennen."— —

„Sees, den 19. Januar. Wir haben heute unsern ersten
Marsch hierher ungefährdet gemacht. Ich wohne beim sreund-
lichenBischos,der uns in Rom gesehenhat, in seinemschönen
Palais. Man ist hier sehr orleanistischund „anti-Gambetta".
Der Feind fühlt sichetwas in unsererlinken Flanke, aber bis
jetztnicht stark."

„Gace, den 20. Januar. Nachdemich von meinemguten
BischofAbschiedgenommen, ging unser Marsch unangesochten
durch eine im Sommer gewiß sehr hübscheGegend hierher in
ein freundlichesStädtchen mit freundlichenBewohnern. Orlea-
nistischeSympathieen werden mir als Verwandten offenent-
gegengetragen. Eine starkefeindlicheAbteilunghat sichin meiner
linkenFlanke eiligst nach Norden zurückgezogen.Vor mir in
Bernay und östlichin Laiglesoll der Feind noch stehen. Mein
Zug scheinthier sehr überraschendzu kommen, und ich hoffe
dem Feinde einen großen Schreckenzu bereiten."—

„Broglie, den21. Januar. Heutehat der Tod rechtplötzlich
in meineUmgebunghineingegriffen.Wir verloreneinenliebens-
würdigen jungen Offizier, den bayerischenGrafen Arsch, der
bei einem kleinenGefechtevor Bernay erschossenwurde. Bei
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Überbringung eines Befehls traf ihn eine Kugel in den Kopf,

und lautlos sank er vom Pferde. Er war in der bayerischen

Diplomatie, wurde dem Grafen Tauffkirchenins Gouvernement

nach Reims mitgegebenund bat dann, mir ins Feld folgen

zu dürfen. Morgen begraben wir ihn hier." —

„Broglie, den 22. Januar. Morgen lasseich mein Corps

ruhen und setzeam 24. den Marsch nachRouen fort, wenn sich

keinstärkererFeind zeigt." —

„Brionne, den 25. Januar, 4 Uhr früh. Die Abreisedes
württembergischenGenerals von Baumbach, der mir das Groß-

kreuzdes Militärverdienstordensüberbrachteund nachVersailles
zurückkehrt,benutzeich, um Dir zu sagen, daß ich heute mit der

Tete meines Corps in Rouen einrücke;somit unter Gottes Bei-

stand meinenWüstenzugbeendetund, wäre nicht mein Irsch
geblieben,glücklichbeendethabe. Ich übernehmenun die Siche-
ruttg der unterm Seine, welchebisher dem ersten Armeecorps
anvertraut war, dieseswird dadurchgegenAmiens frei. Meine
Truppen sind in gutem Zustande, nur einiger Ruhelage und
der Ergänzung bedürftig, was ihnen bei Rouen hoffentlichzu
teil wird." —

„Rouen, den 29. Januar. Die heute erscholleneKunde,
»Paris hat kapituliert und Waffenstillstandauf drei Wochen«,
wird Dein Herz freudig durchzitterthaben! Eine frohe Ahnung
geht durch das Gemüt von Ernte nach schweremRingen, von
friedlicherZukunft,von Wiedervereinigungund häuslichemGlück,
ach, vor allemvon einemWiedersehenmit Dir, Du meinLebens-
glück! — Und doch darf man sich diesenGefühlen nicht zu
früh hingeben, da noch mancherHügel zu übersteigenist, noch
manchesHindernis sich dazwischenlegen kann. Bis hierherhat
der Herr geholfen,Er wird auch weiter helfen." — —

Der Waffenstillstandsollte mit dem 31. Januar beginnen.
Der Großherzog gab Befehl, in den zweiTagen bis dahin die
Truppen vorzuschiebenund ohne GefechtmöglichstvielTerrain zu
decken. Es gelang, die Küste zu erreichenund die Hafenstadt
Honfleur zu besetzen. Am 31. Januar erfolgtedurcheinenBefehl
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aus demGroßen HauptquartierdieAuflösungdes dreizehntenArmee-
corps. Die Zeit des Waffenstillstandeswünschteder Großherzog
auszunutzen, um seinen Regentenpflichtenin der Heimat zu ge-
tiügen. Die Erledigung mancherRegierungsgeschäfte,namentlich
die durch den deutscheuReichsverbandsich ergebendenAnord-
nuugen machteneine wenn auch nur kurzeAnwesenheitdes Lan-
desHerrn wünschenswert. Der Kaiser hatte den erbetenenUrlaub
gern bewilligt. Indessen hielt die Regelung der Demarkations-
linie, beiwelcherdie französischenGeneraleSchwierigkeitenmachten,
den Großherzognoch bis zum 3. Februar in Rouen zurück. Vor
seiner Abreise nahm er in einem CorpsbefehlAbschiedvon seinen
Truppen. Es waren das Worte des Dankes und der Aner-
kennung; mehr als 150 Meilen hatte das Corps seitÜberschreiten
der französischenGrenze zurückgelegt.Zwei Festungen hatte es
genommen,an der Belagerung von Metz und Paris sichbeteiligt,
zahlreicheGefechteund drei große Schlachten geliefert, 68 Ge-
schützeund mehr als 20000 Gefangene dem Feinde in offener
Feldschlachtabgenommen. Mit Stolz und Befriedigung konnte

das Corps auf seine Leistungenzurückblicken.Der Stab blieb

vorläufig noch beisammen,später wurde auch er aufgelöst.

Nach kurzem Aufenthalt in Versailles traf Friedrich Franz,

begleitetvon dem Prinzen Günther, am 7. Februar in Schwerin

ein. Die freudig bewegteEinwohnerschaftfeierte seine Ankunft

durch Illumination und Fackelzug. Während seiner dortigenAn-

Wesenheiterhielt er (10. Februar) ein vom 17. Januar aus Ver-

sailles datiertes Schreiben des Königs von Preußen, worin dieser

erklärte, daß er die deutscheKaiserwürdeannehmemit dem festen

Vorsätze,als deutscherFürst der treue Schirmherr aller Rechtezu

sein und das Schwert Deutschlands zum Schutze derselbenzu

führen. „Deutschland,stark durch die Einheit seinerFürsten und

Stämme", hieß es darin, „hat seineStellung im Rate der Na-

tionen wiedergewonnen, und das deutscheVolk hat weder das

Bedürfnis noch die Neigung, über seineGrenzen hinaus etwas

anderes als den auf gegenseitigerAchtungder Selbständigkeitund

gemeinsamerFörderung der Wohlfahrt begründetensreundschaft-
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lichenVerkehr der Völker zu erstreben. Sicher und befriedigtin

sichselbstund in seiner eigenenKraft, wird das DeutscheReich—

wie Ich vertraue —, nach siegreicherBeendigung des Krieges, in

welchen ein unberechtigterAngriff uns verwickelthat, und nach

Sicherstellung seiner Grenzen gegen Frankreich, ein Reich des

Friedens und des Segens sein, in welchem das deutscheVolk

finden und genießenwird, was es seitJahrhunderten gesuchtund

erstrebt."
Der Großherzog antwortete darauf noch an demselbenTage,

daß ihn das Schreiben Sr. Majestät mit um so tieferer Befrie-

digung erfülle, als die darin ausgesprochenenedlen Absichtendem
wiederhergestelltenDeutschenReich die Aussichtauf eine glückliche

und heilbringendeZukunft eröffneten. Das Antwortschreibenschloß
mit den Worten: „Möge es Ew. Majestät mit Gottes Hülfe ge-
lingen, den so glorreichgeführtenKrieg durch den baldigen Ab-
schluß eines ehrenvollen und dauerhaftenFriedens zu beendigen,
dessenSegnungen die deutscheNation in innerer Wohlfahrt kräf-
tigen und ihr unter Ew. Majestät treuer und starkerLeitungdie
ihr gebührendeStellung im Rate der Nationenbereitenwerden, um
nach denWorten Ew. Majestät ein Reich des Segens und Friedens

zu sein." —

Der Aufenthalt des Großherzogs in der Heimat währte nur
wenigeTage. Am 16. Februar begab er sichwieder über Berlin,
Straßburg und Nancy nach Versailles, wo er bis zum 3. März
verblieb. Am 26. Februar abends nach der Tafel verkündeteder
Kaiser den anwesendenFürsten den Abschlußder Friedenspräli-
minarien. Tags daraus schriebder Großherzog: „Friede! —Gott

sei gelobt, der ihn uns giebt nach langem, blutigemRingen um
unsere Existenzals Volk, der uns die Einheit unseresVaterlandes,
einen Sieg ohnegleichengegeben! Möchtenwir auch im Frieden
ihm seine ganze Ehre geben, demütig bleiben. Dann kann eine
schöneBlütezeit sür Deutschlandanbrechen, und wir, die sie er-
leben, sind glücklichzu preisen!" —

Am 1. März ritt FriedrichFranz an der Seite des Krön-
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Prinzen bei den Klängen des alten Pariser Einzugsmarschesin die
französischeHauptstadt ein.

Der Rückmarschder mecklenburgischenTruppen begann am
17. März. Ihre Reihen waren stark gelichtet. Mancher, der
frohen Mutes die Grenze überschrittenhatte, lag in französischer
Erde begraben,mancher nochsollteseinenWundenerliegen*. Der
Marsch ging über Breteuil, Ham, Laon in das Departement der
Ardennen. Die Verpflegunggeschahanfangs durch die Quartier-
geber, später aus den Magazinen und durch freihändigenAnkauf.
Als die Division am 2. April in der Nähe von Sedan angelangt
war, wurde der Marsch fifltert Der Aufstand der Kommune
erregteBedenken, ob die französischeRegierung, mit welcherder
Friede abgeschlossenwar, der Lage Herr bleibenund die einge-
gangenen Verpflichtungenerfüllen werde. Um dies nötigenfalls
zu erzwingen, mußten die deutschenTruppen überall auf ihrem
Wege Halt machen. Erst nach der Niederwerfungdes Pariser

* Die Verlustliste des mecklenburgischen Kontingents weist die nach-
stehenden Namen von Offizieren und Port.-Fähnrichen auf:

Grenadier-Regiment Nr. 89.
Vor dem Feinde geblieben: Hptm. von Baffewitz. Ihren Wunden er-

legen: Hptm. von Schuckmaun, Sec.-Lt. Körner.

Füsilier-Regimeut Nr. 90.

Vor dem Feinde geblieben: Hptl. von Wessen, von Rantzau, von
Schultz, Pr.-Lt. Glaevecke, Sec.-Lts. von Baffewitz, von Haza-Radlitz, von
Hafften, Raspe, von Rantzau, Schwartz, Schnappanfs, Wedehase. Ihren
Wunden erlegen: Sec.-Lts. Passow und Scheele. Durch Krankheit dahin-

gerafft: Majors Frhr. von Bnddenbrock und von Flotow.

Jäger-Bataillon Nr. 14.
Geblieben: Pr.-Lt. Graf von Rittberg. Seinen Wunden erlegen: Port.-

Fähnr. Frhr. von Falkenstein. Durch Krankheit dahingerafft: Pr.-Lt. von
Lehsten.

Dragoner-Regiment Nr. 17.

Seinen Wunden erlegen: Port.-Fähnr. von Levetzow.

Dragoner-Regiment Nr. 18.

Durch Krankheit dahingerafft: Oberst.-Lt. von Rathenow.

Außerdem waren verwundet: 1 Oberst, 4 Hauptleute, 1 Rittmeister und
19 Lieutenants^ im ganzen 25 Offiziere, von welchen 21 der Infanterie,
2 der Kavallerie und 2 der Artillerie angehörten.
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Aufstandes konnte der Rückmarschfortgesetztwerden. Das meck-

lenburgischeKontingent trat ihn am 23. Mai an, erreichteam 6.

und 7. Juni Mainz und wurde von da mit der Eisenbahnnach

den Stationen Hagenow und Zachun befördert, von wo aus es

am 11. und in den nächstfolgendenTagen in der Umgegend

Schwerins Cantonnements bezog. Am 14. vormittags standen

alle mecklenburgischenTruppen auf dem Exerzierplatzeam Hasel-

holz zu einemCarre formiert. Nach demFeldgottesdienstschmück-
ten die sürstlichenDamen die Fahnen und Standarten mit dem
Bande und Kreuz des militärischenVerdienstordens- Nachdemder
Großherzog darauf den Parademarschabgenommen, zog er unter
dem Jubel der Bevölkerung und der aus vielen Teilen Mecklen-
burgs herbeigeströmtenLandeseinwohner an der Spitze feiner
Truppen in die festlichgeschmückteStadt.
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Mecklenburgim DeutschenReich. Die versassungs-
frage.

Der Gang der Verhandlungen, welche die Gründung des

DeutschenReichesherbeiführten,hatte zur Folge gehabt, daß das

Versassungsrechtdes letzterenin den verschiedenenUrkunden ent-

halten war, welcheder NorddeutscheBund mit den Südstaatenim

Herbst 1870 abgeschlossenhatte. Die Zerstreuung der Grundlagen,

auf welchen der politischeZustand Deutschlands beruhen sollte,

war ein Übelstand,der sichnoch dadurch fühlbarer machte, daß

eine volle und klare Übereinstimmungin den Separatverträgen

und Schlußprotokollennicht erzielt war und mit der Annahme

der Kaiserwllrde, welche erst nach dem Abschlußjener Verein-

barungen erfolgte, die Einführung neuer Bezeichnungenfür die

bisherigenBundesorgane notwendig wurde. Um diesenformalen

Mißständen abzuhelfen,legte der Bundeskanzler am 17. Februar

1871 dem Bundesrat den Entwurf der Verfassungdes Deutschen

Reicheszur Beschlußfassungvor. Materiell enthielt derselbenichts

Neues. VerschiedeneBestimmungen,welchesichauf die Reservat-

rechteder süddeutschenStaaten bezogen(diplomatischeVertretung,

Postwesen ?c.) waren fortgelassen,soweit sie die staatsrechtliche

Stellung der anderenBundesstaaten nicht alterierten. Graf Baffe-

Witz legte in einer Denkschriftvom 23. Februar dem Staats-

Ministeriumseine Ansichtendar, welche dahin gingen, daß der
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 19
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Entwurf in der Hauptsacheannehmbar sei und man etwanigeBe-

denken gegen einzelne Teile der Redaktion fallen lassen könne.
Durch Verfügung vom 1. März wurden daher die Bevollmächtigten

zum Bundesrat, Staatsminister von Bülow und Oberzolldirektor
Oldenburg angewiesen,dem Entwurf zuzustimmen.

Die Ereignisseder letztenMonate hatten auch den Mut der
mecklenburgischenLiberalen neu belebt. Es stand zu erwarten, daß
ihre Vertreter im Reichstag die Verfassungsreformwieder auf die
Tagesordnung bringen würden. In der Frühjahrssession von
1871 wurde dies schon von Herrn von Treitschkeangedeutet,
welcher in der Sitzung vom 20. Mai an die Besprechungder
elsässischenVorlage die Erklärung knüpfte,er und seinepolitischen
Freunde würden im Herbst die Frage zum Austrag bringen, ob
im Lande Mecklenburgeine Deutschlands würdige Verfassung
existiere. Man konnte dieserAnregung um so gewissersein, als
das Wahlgesetzdes NorddeutschenBundes die Dreiteilung der
Wahlkörper (Ritterschaft,Domanium und Städte) beseitigtund zu-
fammenhängendeWahlkreiseeingeführt hatte. Dadurch erstarkte
die konstitutionellePartei und brachtein den Wahlen zum ersten
Reichstag überall ihre Kandidaten durch*. Am 2. November
stellte AdvokatBüsing, unterstützt von seinenParteigenossen,den
WiggersschenAntrag des Vorjahres wiederum zur Beratung
Die Gründe, welchezur Unterstützungdes Antrags ins Feld ge-
führt wurden, waren dieselbenwie bei früheren Anlässen:Unver-
einbarkeitder landständischenmit der Reichs-Bersassung,Anspruch
der Bevölkerungaus ein Minimum von Grundrechten,die Ün-
Möglichkeit, mit der widerstrebenden Ritterschaft zu einem Aus-

gleichzu gelangen,u. f. w. Neu dagegenwar, seltsamgenug, die
Heranziehung der Motive zu der elsässischenVerfassungsvorlage

1 Es warm dies die Herren Dr. Prosch, Bürgermeister Westphal,
M. Wiggers, Pogge—Roggow, Senator a. D. Büsing, Advokat Büsing für
Mecklenburg-Schwerin und Pogge—Blankenhos für Mecklenburg-Strelitz.

2 Nach demselben sollte hinter Art. 3 folgende Bestimmung eingeschaltet
werden! „In jedem Bundesstaate muß eine aus Wahlen der Bevölkerung
hervorgehende Vertretung bestehen, deren Zustimmung bei jedem Landes-
gesetz und bei der Feststellung des Staatshaushalts erforderlich ist."
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und der vom AbgeordnetenWestphal unternommeneVersuch,die

Vererbpachtung der Domanialbanern und die Gemeindeordnung

von 1869 als verfehlte,für die Beteiligten sehr drückendeMaß-

regeln darzustellen. Der Redner stütztesichdabei auf einePetition

von 2300 Insassen des Domaniums, welchesichdurch die neuen

Zustände beschwertsühlten. Von den nichtmecklenburgischenMit-

gliedern der liberalen Fraktionen trat namentlichder Abgeordnete

von Treitschkein einer längeren Rede sür den Antrag ein. Er

ließ die Landesverhältnisseunberührt, vertrat vorzugsweiseden

theoretischenStandpunkt, daß die Gleichmäßigkeitder Verfassungen

in den EinzelstaateneineVoraussetzungdes konstitutionellenReiches

sei, und ging in seinerKritik der ständischenInstitutionen so weit,

die staatsrechtlichenGrundlagen Mecklenburgsals einen lediglich

zum Schutz von Standesprivilegien geschlossenenprivatrechtlichen

Vertrag zu bezeichnen.Die Abwehr der von den Antragstellern

ausgehendenAngriffe durch den Staatsminister von Bülow war

ebenso geschicktals korrekt. Die Regelung der Erbpachtsverhält-

nifsebezeichneteer als eineeminentliberaleMaßregel, derenDurch-

sührung indessenZeit erfordere. Die Zeitpachtbauernseiendurch-

schnittlichfür etwa ein Drittel des wirklichenWertes ihrer Stellen

zu der Erbpacht gekommen,könntendenKanon leichtabtragenund

in 10—14 Jahren ihre Stellen als freiesEigentum besitzen.Der

Ausspruch, daß die mecklenburgischeVerfassung mit der Reichs-

Verfassungunvereinbar sei, beruhe auf einer künstlichenJnter-

pretation, Die beidenMecklenburgfeien im Jahr 1866 mit ihrer

Verfassungund aus Grund derselbenin den NorddeutschenBund

eingetreten. Die mecklenburgischenStände hätten die von den

GroßherzögenvorbehalteneZustimmung zu diesemEintritt und

zur Bundesverfassunggegeben. Die beiden Fürsten könntengegen

ihren Willen nichtgenötigtwerden,einernachträglichenVerfaffungs-

Änderungihre Zustimmung zu erteilenund dieselbeauf die mecklen-

burgischeVerfassung anzuwenden. Die Führer der konservativen

und der Centrumspartei bestrittengleichfallsdie Zuläfsigkeiteiner

Einmischungdes Reichs. Bei der zweitenund drittenLesungbe-

teiligtensich noch viele Redner an der Diskussion. Die Annahme
19*
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des Antrags war indessenvon vornherein gesichert; sie erfolgte

mit großer Mehrheit. Der Bundesrat vertagte diesmal seineBe-
schlußfassung,da Herr von Bülow die Erklärung abgab, die
mecklenburgischenRegierungen hätten bereits einleitendeSchritte

zu einer Umgestaltungder Verfassunggethan.
Schon bei den Reichstagsredenwar es aufgefallen, daß die

Führer fast aller Parteien die Erwartung aussprachen, die öffent-

lichen Debatten über die mecklenburgischeAngelegenheitwürden
einen moralischenDruck auf die Stimmung in den dortigen stän-
dischenKreisenausüben und dadurch die Bestrebungender Landes-
Herrenunterstützen,deren guter Wille auch von gegnerischerSeite
anerkannt wurde. Die RostockerZeitung und die mit ihr in
Konnexstehendenanderen freisinnigenBlätter meinten,einegewisse
douce violence seitens des Reichs werde den Großherzögensogar
willkommensein. Ohne dieselbewürden die Regierungenbei den
Ständen doch nichts ausrichten. Eine lebhafteAgitation in der
Pressewar demBüsingschenAntrag bereitsvorangegangen,und als
der mecklenburgischeBevollmächtigtein derSitzung des 2. November
ankündigte,die Regierungenwürden schonauf dem bevorstehenden
Landtag die Verfassungsreformin Anregung bringen, wurde dies
allgemeinals ein Ergebnis der von den LiberalenMecklenburgs
gemachtenAnstrengungenaufgefaßtund verzeichnet.DieseAnnahme
aber entsprach in keiner Weise den Thatsachen. Die Meinung,
daß GroßherzogFriedrich Franz nur einem äußeren Druck nach-
gegeben, als er 187L die Reformversuchewieder aufnahm, ist
ebensoirrig als die, daß ihm eine Einmischungdes Reichs zur
BeseitigungständischenWiderstrebensirgendwie auch nur vorüber-
gehend erwünschtgewesenwäre. Diese Meinung, die selbst in
Mecklenburglange bestand, sind wir in der Lage, an der Hand
der von dem verewigtenFürsten hinterlassenenPapiere auf das
bestimmtestezu widerlegen.

Während der 50er Jahre hatte Friedrich Franz die Ver-
fassungssrageruhen lassen. Die Erinnerung an die Stürme von
1848, an die Konflikteund Krisen der darauf folgendenJahre
war noch zu frisch im Gedächtnis aller Beteiligten. Eine neue
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Erregung der Gemüter schienbedenklich,ja selbstgefährlich. Aber

schon 1861 finden wir ihn im stillen wiedermit demReformplan
beschäftigt, den er trotz der harten Kämpfe und herben Ent-
täuschuugeneiner srüherenPeriode niemals aufgegebenhatte. Zu-
nächst forderte er die Mitglieder des Staatsministeriums zu gut-

achtlichenÄußerungen auf über die Mängel der ständischenVer-

fassungund die zweckmäßigstenMittel zu derenAbhülfe. Minister

von Oertzen reichte am 31. März eine sehr ausführlicheDenk-

schristein. In derselbenerklärteer, daß es sichbei der Lage der

Sache nicht um einen allgemeinenReformplan handeln könne,

sondern daß es nützlichersei, einzelneModifikationenvorzuschlagen,

durch welchezunächstdie fühlbarstenMißstände beseitigtwürden.

Als solchebezeichneteer die itio in partes bei allen nicht rein
ständischenAngelegenheiten,die übertriebengroße Zahl der ritter-
schaftlichenVirilstimmen, die politische Gleichberechtigungdes

kleinstenund des größten Grundbesitzesund den Mangel einer
Garantie für die Qualifikation der stimmberechtigtenGutsbesitzer.

Von einer Vertretung des Domaniums war nicht die Rede. Die
Landtagsordnung enthaltezwar Mängel (Art der Veröffentlichung

der Debatten, Geschäftsordnungjc.), auch sei die Stellung des

Direktoriums nicht gesetzlich(durch den Erbvergleich),sondernnur

durchHerkommenbegründet, also anfechtbar,dochriet derMinister

ab, in dieseInterna einzugreifen,da deren Übelständemehr die

Stände selbstals das Landesregimentbeschwerten;auch war er

gegendie Absonderungder Klosterangelegenheitenvon den Land-

tagen, um ihnen nicht noch mehr einen privatrechtlichenCharakter

zu geben. Vielmehr spracher den Wunschaus, daß „dieKlöster

als Kirchengut auf irgend einem rechtmäßigenWege auch der
Kirchewieder zu gute kommenmöchten, da sie bei der gegen-
wältigen Einrichtungunverkennbarmehr den Charaktereines ge-
sichertenVermögensvorteils als den einer kirchlichenWohlthätig-

keitoder christlichenArmenversorgung"an sichtrügen.
Minister von Levetzowschloß sich diesemGutachten seines

Kollegenan. Dagegen griffen die Vorschlägedes Ministers von

Schröter (Denkschriftvom 17. Juni 1861) noch tiefer als die
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Oertzenfchenin die Organisation des Landtags ein. Die Land-

standschastsollte an einen Familienbesitzvon mindestens25. an

ein Lebensaltervon 30 Jahren und an einezu bestimmendeHufen-

zahl des Ritterguts gebunden, die itio in partes sehr beschränkt

und die Landtagsordnung derart geregeltwerden, daß die groß-
herzoglichenKommissarienan den Debatten teilnähmen und letztere

von einem Präsidenten nach parlamentarischemBrauch geleitet
würden. Nur so. meinte Schröter, könne dem schädlichenPartei-
treiben aus demLandtag und der WiederkehrungeordneterDebatten
mit Erfolg begegnetwerden.

Zu einer Ausführung dieserVorschlägekam es indessennicht,
weil die Streitigkeiten über die Steuer- und Zollfrage auf den
nächstenLandtagen wenig Aussichtdarauf eröffneten,daß die Re-
gierung noch weiter gehendeZugeständnissevon der Ritterschaft
erlangen werde. Anch lag dem Großherzog daran, zunächstdiese
brennendewirtschaftlicheFrage zum Austrag zu bringen, was be-
kanntlich geschah. Die Krisis von 1366 drängte alsdann die
Reformgedankenzeitweilig in den Hintergrund, aber schon im
nächstenJahr begann sich der Großherzog wieder damit zu be-
schäftigen. In dem schriftlichenNachlaß ans dieser Zeit finden
sich zahlreiche Entwürfe und Aufzeichnungenvon seiner Hand,
welchedeutlichbeweisen, daß er unablässigüber die verschiedenen
Möglichkeiteneiner Lösung des schwierigenProblems nachsann,
die ältesten Akten studierte und sich die historischeEntWickelung
ständischenWesens klarzumachensuchte. Hierbei kam er immer
mehr zu der Überzeugung, daß durch die Zersplitterung des
einstigenLatifundienbesitzesund den immer znnehmendenBesitz-
Wechselmanche Bestimmungen des Erbvergleichssür die gegen-
wärtige Sachlage nicht mehr paßten, daß namentlichdie Überzahl
der ritterschaftlichenMrilstimmen durch eine beschränkteZahl ge-
wählter Deputierterzu ersetzenund eineVertretungdes Domamums
durchaus gebotensei. Um hierfürdienötigenElementezu schaffen,
betrieb er mit großem Eifer die Vererbpachtungder Bauernhöfe
im Domanium, und die neue Gemeindeordnunghatte, wie er sich
in vertrautemKreisemehrfachäußerte, hauptsächlichdiesenZweck
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im Auge. Im Herbst1867 glaubteFriedrichFranz den Augen-

blickgekommen,um dieReformvorschlägein diePropositionendes

bevorstehendenLandtagsaufzunehmen.Er selbst legte in einem

vom 8. September datiertenExposedem Staatsministeriumdie

6 Punkte vor, welcheer zunächstberatenzu sehenwünschte Es

waren dies: 1. Trennung der Haushaltsgütervom Domanium,

2. Reform der ständischenVertretung,3. Fixierungder Staats-

sinanzen, 4. Ausdehnung der ständischenRechteauf die Land-

gemeindenund die bisher nicht vertretenenLandesteile(Wismar,

Distriktsgüter,Klostergüter,Ratzeburg),5. Regelungdes Verhält-

nissesder beidenGroßherzogtümerzueinander,6. Aufhebungder

bisherigenEinwirkungder Stände auf das Kirchenregiment.

Die Mitgliederdes Staatsministeriums waren darin einig,

daß die Reform anzubahnensei und aucheineKundgebungallge-

meinerArt auf dem Landtag erfolge. Indessen gingen die An-

sichtensowohlin einigenDetailsragenals auchdarin auseinander,

ob man sichdurchAufstellungeinesnäherbezeichnetenProgramms

für die Zukunftbindendürfe oder nicht. AnfangNovember1867

fanden unter Vorsitzdes GroßherzogswiederholtmündlicheBe-

ratungen über die Verfassungsfragestatt. Der Großherzoglegte

denselbeneinzweites,von ihmselbstausgearbeitetesund dieEinzel-

fragen ausführlicherbehandelndesSchriftstückzu Grunde. In-

dessenverhinderteder Mangel an Übereinstimmungbei denRäten,

daß nochin jenemJahr eineVorlage an den Landtag gelangte.

Die Beratungen wurden im Mai 1868 wieder aufgenommen.

FriedrichFranz erkanntevor allemdie Notwendigkeit,mit seinen

Räten selbstüber denReformplanins klarezu kommen,und ver-

langte nunmehrvon jedemderselbendieAbfassungeines ausführ-

lichen Gutachtens. Die (von seiner eigenenHand geschriebene)
Aufforderungvom 9. Mai begründeteer mit folgendeneinleiten-

den Sätzen:
„Mecklenburgist seit einemJahre Glied desNorddeutschen

Bundes und empfindetauf einer Reihe der wichtigstenLebens-

gebietedie Wirkung dieserGemeinschaft.Das Gefetzgebnngs-

rechtdes Bundes hat das der Landesherrenund der Stände
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Wesentlichbeschränkt;ganzeGebieteder Administrationsind auf

den Bund übergegangen(Wehrgesetz,Freizügigkeit,Traugesetz,
Gewerbeordnung:c.). Das Land hat dem Bunde sehr be-
deutendefinanzielleLeistungenzu erfüllen und ist im Begriff,
sichdem deutschenZollvereinanzuschließen,wovon eineziemlich
durchgreifendeUmänderungunseresgesamtenAbgabenwesensdie
Folge sein wird. Die jedensallsbevorstehendeReformdes Ge-
richtswesenswird die Stellung der ländlichenund städtischen
Obrigkeitenwesentlichverändern.DieUmwandlungderDomanial-
bauern in nahezufreieEigentümerist in der Ausführung be-
griffen,und ist dieseMaßregelmit der bestimmtenAbsichtein-
geleitet,dadurchein Element zu schaffen,das im öffentlichen
Lebenvertretenwerdensoll. Damit wird sichdieganzestaats-
rechtlicheStellung des Domanii und somit auch der Landes-
Herrenzu demselbenund zu den bisherigenStänden ändern.
Daß hierdurchdie Bedingungenzu einer tiefgreifendenBer-
änderungder mecklenburgischenVerfassungmit Notwendigkeitge-
geben sind, bedars wohl keiner weiterenAusführung. Wenn
auch der Zeitpunktder InangriffnahmeeinerReformim Wege
einer formellen Initiative seitens der mecklenburgischenRe-
gierungenweiteren Erwägungen politischerNatur vorbehalten
bleibenmuß, so ist es doch das dringendsteBedürfnis, sich
innerhalbder Regierungüber das hierbei zu verfolgendeZiel
völlig klar zu fein, um einen bestimmtenWeg einhaltenzu
könnenund von den Ereignissennichtüberraschtzu werden/'

In den Gutachten̂ der Minister traten indessendie Mei-
!/0V

1 Die Denkschrift des Staatsrats">Buchka wurde am 24. Juli, die des

Staatsrats Wetzell am 7. August eingereicht. Letztere unterzog namentlich

das Verhältnis der Landes- zur Bundesverfassung einer eingehenden Prüfung

und gelangte zu dem Schluß, daß die wohlerworbenen Rechte der Stände

durch die Bundesgefetzgebung schon zu weit beschränkt seien, als daß die Er-

Haltung des Restes dieser Rechte der Regierung irgendwie nachteilig sein

könnte. Die itio in partes sei teilweise zu beschränken, doch dürfe die

Reform das ständische Wesen nicht in der Basis alterieren. Auf die persön-

liche Standschaft legte Wetzell keinen Wert, hielt aber die Einführung eines

Wahlmodus für schwierig. Eine neue Landtagsordnung unter Zulassung

von Kommissarien sei erwünscht.
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nungsverschiedenheitenüber wichtigeSpecialfragendiesmal noch
bestimmter zu Tage. War es nun dieser Grund oder die
Besorgnis, es möchteein Vorgehender Regierungals Nach-
giebigkeitgegendie inzwischeneingetreteneAgitation der konstitu-
tionellenPartei angesehenwerden, — kurz die Beratungen des
Staatsministeriumsführten zu keinemErgebnis. Auchwährend
der Reichstagsverhandlungendes Frühjahrs 1869, durch welche
die Verfassungsfragean den Bundesrat gelangte, verhieltsichdie
Regierung abwartend. Die Aktengeben über dieseVertagung
der ReformplänekeinenAufschluß.Erst im Frühjahr 1871, also
auchdiesmal früher als die erneuteAnregungim Reichstager-
folgte, wurden auf Befehl des Großherzogsdie Beratungenim
Schoß des Ministeriums wieder aufgenommen. An der Spitze
desselbenstand jetztGraf Bafsewitz. Es mochtedamals fraglich
erscheinen,ob der Graf, dessenpolitischeWirksamkeitsrüher aus-
schließlichder Erhaltung ständischerRechtegewidmetgewesenund
der als eifrigsterVerfechterder ritterschaftlichenPrivilegien be-
kanntwar, zu einer Reform die Hand bietenwürde, die ohne
gewisseBeschränkungenjenerPrivilegienwie der ständischenRechte
überhauptnichtdurchzuführenwar. Auf den DoberanerKonfe-
renzenim Sommer 1850 und ebensobei den kommissarisch-depu-
tatischenVerhandlungenim Oktober 1851 hatte Bassewitzsich
zwar unter gewissenKautelenfür die Heranbildungeines dritten
Standes ausgesprochen,die Aufhebungder Virilstimmeuin der
Ritterschaftaber bekämpft.In seinenKoncessionengegendieFor-
derungendes Liberalismuswar er überhauptnichtweit gegangen.
Auch in den erstenJahren seiner Ministerthätigkeithielt er an
seinem alten Standpunkt fest, und das Gutachten, welcheser
am 23. Juli 1871 über die Verfassungsfrageabgab, war sehr
vorsichtigund zurückhaltend.Demselbenlagen die drei Denk-
schristenzu Grunde, welchedie Staatsräte Buchka,Wetzellund
von Müller im Frühjahr 1868 eingereichthatten und an deren
Grundsätzensie auchjetztnochfestzuhaltenerklärten. In klarer,
übersichtlicherWeife trennte das BaffewitzscheMemoirediejenigen
Punkte,in welchenseineKollegenübereinstimmten,von denjenigen,
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bei welcheneine Divergenz der Ansichtenbestand. Es ergabsich

darnach,daß eine Vertretungdes Domaniums und die Beschrän-

kung der itio in partes, welchenPunkten er selbst zustimmte,

nunmehrallseitig im bejahendenSinne entschiedenwar. Basse-

Witzselbsterklärtesich aber im Gegensatzzu seinenKollegenfür

Beibehaltungder Virilvertretung in der Ritterschaft,gegen eine

Heranziehungder Bürgerausschüssein der Landschaft,und hielt

die Schulzenaus näher entwickeltenGründen für ungeeignet,die
Landgemeindenin der Landtagsversammlungzu vertreten. Auch
erachteteer die von den Staatsräten zugestandenegesetzlicheSon-

derungdes Hausguts vom Domanium wegenihrer Anfechtbarkeit

durchdie Stände für bedenklichund sprachdie Besorgnis aus,
daß die gleichfallsvorgeschlagenejährlicheMitteilung des Etats
sehr bald zu einemBudgeisystemsührenwerde.

Viele dieserBedenkenließ indessenGras Bassewitzbei den
nun folgendenmündlichenBeratungen fallen. Als Mann von
unverkennbarstaatsmännischerBegabung erkannteer, daß der
Weg doktrinärerDiskussionennicht zum Ziele führe und es sich
zunächst darum handele, ein praktischesResultat zu erreichen.

Daß dies nicht alle Teile befriedigenwerde, war klar, er selbst
aber entschlossen,für einen Reformplan, der seinen eigenenAn-
sichtenentspräche,auchmit seinerPerson und mit seinemganzen
Einfluß einzutreten. Er trug dies dem Großherzogvor und er-
hielt dessenvolle Zustimmung. Zunächstwar es nötig, das Ein-
Verständnisder StrelitzerRegierung zu den gemeinsameinzu-
leitendenSchrittenzu erlangen. Graf Bassewitzwar am Strelitzer
Hosepersona grata. Er begabsicham 8. Oktoberdorthin, und
es gelang ihm. die dort gegeneineVerfafsungsresormbestehenden
prinzipiellenBedenkenwenigstenssoweitzu überwinden,daß eine
Einberufungder Landrätezum 3. Novemberund eineUnterhand-

lung der beidenRegierungenüberdievon ihm vorgelegten„Grund-
züge" zugestandenwurde. Am 27. Oktober1871 traf infolge-
dessender Staatsminister Freiherr von Hammerstein,der nach
Bülows Abgang die Leitung des Strelitzer Ministeriumsüber-
nommenhatte, zur kommissarischenBeratung in Schwerin ein,
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und diesehatte zur Folge, daß über die wesentlichstenPunktedes
Reformplans, so wie ihn Bassewitzentworfenhatte, ein Einver-
ständnis erzielt wurde. GroßherzogFriedrich Franz hielt auch
eineoffizielleKundgebungseinerAbsichtenfür geboten. Ein Anlaß
dazu fand sich in der Beantwortungvon Eingaben, welche16
Landstädteim Laufedes Juli 1871 an ihn gerichtethatten und
worin eine Umbildungder bestehendenLcmdesversassungerbeten
war. Die aufgestelltenDesiderienbetrafen 1. die Unterstellung
des Domaniumsunter dieLandesgesetzgebung;2. die Auseinander¬
setzung der landesfürstlichenund der Landes-Finanzen; 3. das
Zustimmungsrechtder Landesvertretungfür das ganzeGebietder
Gesetzgebungund der Finanzverwaltung. Es war das ersteMal
seit 1850, daß einePetition aus landschaftlichliberalenKreisen
von derForderungeinerWiedereinführungdes Staatsgrundgesetzes

absah und sich auf Ausgestaltungder ständischenVerfassungbe-
schränkte.Die landesherrlicheAntwort vom 9. Oktober̂ erklärte
in wohlwollenderForm, daß der Großherzogüber die betreffende
Modifikationzwar nur mit beidenStänden verhandeln könne,
wies aber darauf hin, daß im DomaniumeineOrganisationbe-
reits in der Ausführung begriffensei, welcheden Zweckhabe,
auch dieses Gebiet unter die allgemeineLandesgesetzgebungzu
stellen. Gleichzeitigwurden dieGrundzügedes Reformplansdem
Bundesratsbevollmächtigtenvon Bülow mit dem Austrage mit-
geteilt, dem Reichskanzlerund dem Bundesrat vertraulichdavon
Kenntniszu geben. Herr von Bülow hatte am 21. Oktobereine
längereUnterredungmit demFürsten Bismarck. In seinemBe-
richt darüber hieß es:

„Die ganzemecklenburgischeVerfassungssache,sagtederFürst,
gehörenicht vor den Reichstag; man müssedem im Prinzip
durchBestreitung der Kompetenzwiderstehen. Er denkenicht
daran,VerfassungsveränderungenvonsolcherTragweitezuzugeben;
wenn der Reichstagin der Weisedränge, kommeman bei der

* Das Reskript war an den Magistrat von Güstrow gerichtet, welcher

die Eingaben der anderen Städte zugleich mit der seinigen am 14. Juli

eingereicht hatte.
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Frage der Gewalt, und wer der stärkstesei, an. Grundrechte

habe die Verfassungabsichtlichnicht aufgenommen.BeiEw.Kö-

niglichenHoheitoder dem mecklenburgischenStaat bleibeeinsach

der Satz entscheidend,den ich seinerZeit im Reichstagentwickelt

und der denBundesratsbeschlußmotiviert: »Ew. Köuigl.Hoheit

seienin denBundgetretenunterderVoraussetzungundBedingung,

daß AllerhöchstSie dieselbenRechtehättenwiealle andernGlieder,

daß alsoauchdiein rechtlicherWirksamkeitdamalsbestehendeVer-
fassungals solchegeschütztsei;solltenAbänderungenvorgenommen
werden,so könntendie nichtvom Reichstageoctroyiertwerden,
müßtenvielmehraus freienStückengeschehenund gingendasReich
nichtan.« DiemecklenburgischeVerfassung,sagtederReichskanzler,
sei gerade so rechtsgültigwie alle anderen. Er betrachtedas
Drängennach weitererUnifikationDeutschlandsals unnötigund
verderblich,denCharakterund die freieEntwicklungunsererIn-
stitutioueugefährdend. VölligeEinheitführe zumDespotismus
und zur HerrschaftderLaune. Ich könneja bezeugen,daß von
hier aus dieBundesgenossennieterrorisiertseienund jetztweniger
als je, wo drei KönigreichezumBunde gehörtenund manchesso
anders liegeals bei unfernnorddeutschenAnfängen. Wir lebten
ja jetztin einemBund vonFürsten unter einemerblichenPräsi-
deuten,— der Name thue nichtszur Sache. Darum empfehle
er auch dieAktionund die öffentlicheStellung des Bundesrats
zu erweiternund zu beleben;derselbesei eineKorporationfogut
wie der Reichstagund müsseseineRechtebehaupten.Er selbst
werde über die mecklenburgischeAngelegenheitschwerlichdas
Wort ergreifen;er müssesichsür schwerereFälle, namentlichdie
Armeefrage,thunlichstreservieren,wolleauchnichtzugeben,daß
der ReichstagdenKanzlerals für alles direktverantwortlichbe-
handle; seineSympathieengeradefür Mecklenburgseienja un-
zweifelhaft"'.

1 Ein anderer Teil dieses Berichtes, der sich zwar nicht aus die

mecklenburgische Angelegenheit bezieht, dürfte dennoch von Interesse sein:

„Der Fürst zeigte uns nachher noch eine Sammlung der Original-

berichte des Grafen Benedetti und anderer Aktenstücke, wie solche im Schloß
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Diese Eröffnung war durchaus befriedigend. Sie bestärkte
den Großherzogin demEnschluß,auf dem betretenenWege vor-
zuschreiten. Die Nachrichtenaus Strelitz waren sortdauernd
günstig. Der Gesandtevon Bülow, der zur Geburtstagsfeierdes
GroßherzogsFriedrich Wilhelm am 17. Oktober in Neustrelitz
gewesenwar, berichtete,daß der Großherzognichtgewilltsei, sich
an die Spitze der opponierendenRitterschaftzu stellen, vielmehr
gleichfallsdie NotwendigkeiteinerInitiative anerkenne.Dagegen
sei der HerzogGeorg gegenjedeReform: „Sint ut sunt aut
non sint." Derselbesei aber billig genug, die Verantwortlichkeit
seinesHerrn Bruders zu würdigen, werde sich eines Rats ent-
halten, räume auchein, daß die Ritterschaftnicht mehr an das
eigeneRecht glaube und schließlichdem Grafen Bassewitzsolgen
werde; indessenwerdeer als MitgliedderRitterschaftalles thun,
um ein votum negativum der letzterenzu erzielen, denn nie-
mand werdedurchdie beabsichtigteReformbefriedigtsein und die
zu RechtbestehendeVerfassungdarüberzusammenstürzen.Minister
von Hammersteindagegenhabe versichert,man werde sich dem
Vorgehender SchwerinerRegierunganschließen,da die Persön-
lichkeitdes Grafen BassewitzGewähr dafür biete, daß dasselbe
nicht zu weit nach links führe. — „Daß die Liberalen",fuhr
Herr vonBülow in seinemJmmediatberichtsort, „nichtbefriedigt,
die starren Altkonservativensehr unzufriedensein werden, liegt

des Ministers Rouher, wie es scheint von der 17. Division, in einem Ver-

steck vorgefunden, teilweise zerstreut und vernichtet, aber zum Teil doch an

den Fürsten gekommen sind, nachdem ein intelligenter Offizier deren Bedeu-

hing erkannt hatte. Es gehört zu den unberechenbaren und unvergleichlichen

Glücksfällen, daß darunter gerade die auf das französische Drängen wegen

Belgien und auf den von Benedetti geleugneten famosen Vertrag bezüglichen

Schriftstücke aufgefunden sind (das Koncept jenes Vertrags, von Napoleon

eigenhändig amendiert, liegt jetzt vor) — und es gehört zu den Beweisen

von des Fürsten Bismarck unglaublicher Selbstbeherrschung, daß er mit jeder

Veröffentlichung dieses Fundes zurückgehalten, bis nun Benedetti, der nichts

vom Schicksal gerade dieser Papiere ahnen konnte, sich durch die Ableug-

nnng kompromittierte. Offenbar sind die geheimen auswärtigen Papiere

Napoleons, um nicht in die Hände der Pariser zu fallen, bei Rouher auf

dem Lande versteckt worden, aber leichtsinnigerweise, ohne daß für ihre Be-

wachung oder eventuelle Vernichtung irgend gesorgt war."
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freilich auf der Hand; es wird aber eher eine Bürgschaftfürs

Gelingensein, wenn die Regierungenden Weg zwischenden Ex-

tremenfinden und zwar selbständigfinden. In dem Augenblick

der Initiative haben Ew. KöniglicheHoheit, wie jetzt noch die

Dinge liegen, auch die Macht, Übergriffeabzuweisenund die

eigeneStellung zu behaupten. Ich glaubekaum, daß die Frage,

in dieses ruhige Fahrwassergelenkt,große Leidenschaftenaußer-

halb Mecklenburgshervorrufenwird."
DieseVermutungbestätigtesich. Nachdemin den bald dar-

aus stattfindendenReichstagsdebattendiemecklenburgischeAngelegen-

heit erschöpfendbehandeltwar, blieb derenRegelung nunmehr

den Regierungenüberlassen. Mit Spannung erwarteteman im

Landeselbstden Verlauf, den die Dinge nehmenwürden. Eine

detaillierteVorlage nochfür den Landtagvon 1871 auszuarbeiten,

war bei der Kürze der Zeit unmöglich. Der Großherzogfor-

derte daher die in Sternberg tagende Versammlungzur Wahl

von Deputiertenauf, mit welchendie Regierungenzunächstvor-

bereitendeBeratungen pflegenwürden. Die Wahl der 18 De-

putierten erfolgte am 9. Dezember1871, ihre Einberufungzum

19. Oktober1872. Einem Antrag der Stadt Wismar auf Teil-

nähme an diesenVerhandlungenkonntenichtentsprochenwerden.

Die „Grundzüge", welchedie Basis der Beratungen̂ bil-

deten, enthieltenim wesentlichenfolgendeModifikationen: Den

beidenbestehendenständischenKorporationenwird eine dritte, das

Domanium, als gleichberechtigterStand beigesellt. Dieser mit
„Amtsgemeinden"zu bezeichnendeStand wird im EngerenAus-

schuß durch drei gewählteDeputierte, aus dem Landtagedurch

Deputierte der Amtsvorständevertreten, welche dieselben—

1 Als Schweriner Kommissarien fungierten der Minister Graf Basse-

Witz und die Staatsräte von Müller, Buchka uud Wetzell. Strelitz war

durch den Geh. Rat Piper vertreten, welchem nach Hammersteins Tode die

Bearbeitung der Verfassungsfrage im dortigen Ministerium übertragen war.

Die 9 Deputierten der Ritterschaft gehörten mit Ausnahme des Herrn

Lueder—Rethwisch dem eingebornen Adel an. Die Landschaft war durch 9

Deputierte, die Stadt Rostock durch den Bürgermeister Dr. Zastrow ver¬

treten. Die Landsyndici vi-. Pries und Rat Ahlers nahmen gleichfalls an

den Beratungen teil.
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für jeden Amtsverband einen — aus ihrer Mitte erwählen.
Der Amtsvorstandbestehtaus einemvom Landesherrnernannten
Dirigenten, welcherin der Regel den Titel „Amtshauptmann"
führen soll, und einigen Beisitzern,welchenach einem vor-
geschriebenenPräsentationsmodusinnerhalb des Amtsverbandes
gewähltund vomMinisteriumbestätigtwerden. Die neu organi-
siertenÄmter entsendenetwa 29 Abgeordnetezum Landtage(25
sür Schwerin, 4 für Strelitz). Für die Ritterschaftwird die
Virilvertretungbeibehaltenund in Aussichtgenommen, auchden
Gütern des RostockerDistrikts die Landstandschaftbeizulegen;
doch soll für Abstimmungenund Wahlen eineMaximalzahlvon
72 für die ganzeRitterschafteingeführtwerden,sodaß, wennmehr
als 72 Stimmen von diesemStand abgegebenwerden, die für
und wider abgegebenenStimmen nachdem Verhältnis dieserGe-
samtzahl zu 72 reduziertwerden. Die Landschaftbleibtin ihrer
Organisation unverändert, doch werden ihr Wismar und Neu-
strelitz,eventuellauchLudwigslustinkorporiert.

Der Großherzogverzichtetim Domanium auf das bisher
unbeschränkteins statuendi und räumt den Ständen in allen
Fällen der Gesetzgebung,bei welchenihnen nur „ein ratsamesBe-
denken"zustand, das Zustimmungsrechtein. Er entsagtferner,
nach rechtlicherAnerkennungder seit 1849 durchgeführtenTren-
nnng des großherzoglichenHaushalts von der Domanialverwal-
tung, allen Ansprüchenauf die Einkünfteaus dem Domanium.
Es sollenin Zukunftmit Ausnahmeder Apanagenfür die groß-
jährigen Mitglieder des sürstlichenHausesund der aus früheren
EhepaktenentspringendenVerpflichtungenkeineAusgabenfür den
Haushalt des Großherzogsoder seiner Familiengliederauf die
Renterei gelegt werden. Auchsichertder Großherzogden Stän-
den zu, das zur Führung des LandesregimentsbestimmteDo-
manialvermögenin seinemvollen Bestand zu erhalten,und ver-
pflichtet sich, auf jedem Landtag eine Zusammenstellungdes
Resultats und des Domanialkapitalsondsvorzulegen, welcheden
Ständen die Überzeugunggewährensoll, daß die gegebenenZu-
sagen innegehaltenwerden. Als Gegenleistunghierfür wird von
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den Ständen das Aufgebender itio in partes für solcheFälle

gefordert, wo es sichum Bewilligungenfür allgemeineLandes-

zweckeaus der Landesrecepturkaffehandelt.
Wie man sieht, waren die Koncessionen,welcheder Landes-

Herr machte, weit größer als die von den Ständen geforderten.

Die itio in partes war von letzterenselbstoft genug als Übel-

stand empfundenworden, die Notwendigkeitihrer Beschränkung

allgemeinanerkannt- Daß durch das Veto eines Standes jeder-

zeit der Gang der Gesetzgebunggelähmtwerdenkonnte, war mit

der geplanten Reorganisationschlechterdingsunvereinbar. Für

die Erhaltung ständischerSonderrechteblieb überdiesdie itio in

partes in Kraft. Die Wahl der Maximalziffervon 72 entsprach
der Erfahrung. Nur höchstseltenund meistnur an den Wahl-
tagen für die Deputationenoder Kommittenwar die Ritterschaft
zahlreichererschienen,der regelmäßigeLandtagsbesuchbliebunter
dieserZiffer. Graf Baffewitz,der die Landtagsverhältniffegenau
kannte,hatte sie selbstvorgeschlagen.Da die „Grundzüge"über-
Hauptdas Programm des leitendenMinisters genauwiedergaben,

so waren die ritterschaftlichenDeputiertenauchgeneigt,demdurch-
aus gemäßigtenReformplanihres Standesgenossenund ehemaligen
Führers zuzustimmen.Sie gaben am Schluß der vom 19. bis
23. OktoberdauerndenSitzungendaher dieErklärungab, daß sie
die vorgelegtenGrundzüge für geeignethielten, die Basis der
demnächstigenLandtagsverhandlungenzu bilden. Ganz anders
dagegenverhieltensichdie Deputiertender Landschaft. Gleichbei
Beginn der Diskussionam zweitenSitzungstage erklärte Geh.
Hofrat vr. Brückner, er und seineKollegenvon der Landschaft
fänden, nach eingehenderPrüfung der Vorlagen, daß den auf
dieselbengesetztenHoffnungennicht entsprochenworden sei, und
müßtensiedieselbendaherin ErmangelunggeeigneterAnknüpsungs-
punkteablehnen. Mit RechtdrückteGraf BaffewitzseinBefremden
darüber aus, daß dieseAblehnungnochvor Eröffnungder Be-
ratung und überdies ohne eine Andeutungder Motive,ja dem
Anscheinnach aus einanderwidersprechendenGründen,abgegeben
sei. Obwohl nun in die Beratung der einzelnenPunkte, auch
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unter BeteiligungderlandschaftlichenVertreter,eingegangenwurde,
so war doch bei dem prinzipiellenGegensatzder beidenParteien
die Hoffnung auf Verständigungvon vornhereinausgeschlossen.
Die Gründe des Widerspruchsder Landschaft,wie sie im Verlaus
derDiskussionund in der imSchlußprotokollabgegebenenErklärung
zu Tage traten, lassensichinsofernschwerzusammenfassen,weil
sie, wie Graf Bafsewitzrichtigbemerkthatte,verschiedenenGrund-
aufchauungenentsprangen. In der Hauptsacheliefen sie daraus
hinaus, daß durch die landesherrlicheVorlage den Ansprüchen
der Bevölkerung auf aktiven Anteil an der Regelung des
Staats- und Gemeindewesensnicht genügtsei. An Stelle der
ständischenDreiteilungmüsse eineallgemeineeinheitlicheLandes-
Vertretungund überhaupt der Staatsbegriff in die Verfassung
eingeführt werden. Dabei solle indes den durch Überlieferung,
Geschichteund Bildung hervorragendenKlassengebührendeBe-
rücksichtigungzu teil werden und eine Abstufung politischer
Rechtenach der Leistungsfähigkeitstattfinden. Die itio in partes
wurde zwar als unbedingtzu beseitigendesHinderniseinerwirk-
samenLandesvertretungbezeichnet;trotzdemerklärteman aber, daß
die Zugeständnissedes Großherzogsnicht erheblichgenugwären,
um dagegendas Rechtder itio in partes aufzugeben.Die Ver¬
tretung desDomaniums durchgroßherzoglicheBeamtewurde auch
bemängelt. Mit einem Wort, die Vorlage war nicht liberal
genug; dennochwollteman gewiffelandschaftlicheVorrechtenicht
preisgeben. Graf Bafsewitzkonstatierte,daß die landschaftliche
ErklärungExkurseenthalte,welcheeinhier nichtvorliegendesGebiet
berührten,daß sie andererseitsdieArgumentederGegenparteinicht
würdigeund sichteilweisein Widersprüchenbewege. Das Resultat
der Verhandlungenwar mithin ein sehr unbefriedigendes.

Ein gleichesErgebnis stand auf dem Landtagzu erwarten,
der am^3^>. November1872 in Malchin zusammentrat.Die
Regierunglegte der Versammlungals PropositionIII dieGrund-
züge der Reform mit einigenVeränderungenvor, durchwelche
verschiedenevon den Deputierten erhobeneBedenkenBerück-
sichtigunggefunden hatten. Die wesentlichstenBestimmungen

von Hirschseld, Friedrich Franz II, 2. 20
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bliebenaber aufrechterhalten.Von einer Wiedergabeder Land-

tagsdebattenkönnen wir um so eher Abstand nehmen, als in

vielgestaltigerForm dabei dieselbenGesichtspunktehervortraten,

welche in den Oktoberverhandlungengeltend gemacht waren.

Schon in dem Kommittenberichtvom 9. Dezemberzeigtesichdie

scharfeSonderung der beiden Gruppen. Die neun ritterschast-

lichen Mitglieder und ein landschaftliches(Prätorius—Hagenow)
erklärtensichmit den allgemeinenGrundprinzipiender Regierungs-

Vorschlägeeinverstanden, verlangten indes für die weiterenVer-
Handlungeneine völlig konformeVorlage beider Regierungen,

sowie den Nachweis über gewisseFinanzpunkie. Die anderen
neun landschaftlichenMitglieder empfahlendagegendie einfache
Ablehnung. Hiernachgestaltetensichdenn auchdie am 16. und
17. DezemberseparatimabgegebenenBeschlüsseder beidenStände.
GroßherzogFriedrichFranz. der trotzdemnoch auf eineVerstän-
digung hoffte, wollte sich bei diesemErgebnis nichtberuhigen.
Nach einer Vertagung während des Weihnachtsfesteswurden die
Verhandlungenwieder aufgenommen.In einemReskriptan die
Landtagskommiffarienvom 4. Januar 1873, welchemsich ein
dem Inhalt nach gleichesdes Großherzogsvon Mecklenburg-
Strelitz anschloß, forderteFriedrichFranz die Stände zu noch-
maliger Beratung auf, um wenigstenseineVerständigungüber
einzelnePunkte der Vorlage zu erzielen. Auchsolltendie Kom-
missarein mündlichenBesprechungenmit einer ständischenDepu-
tation nähereAufklärungenüber die beabsichtigteReorganisation
der Finanzverwaltung geben und dabei Besorgnissezerstreuen,
welcheauch im Schoß der Ritterschafthinsichtlicheiner Belastung
des Rentereietatsaufgetauchtwaren. DieseBesprechungenfanden
am 10. und 11. Januar statt. Die Kommissarecharakterisierten
die Grundlageder neuenFinanzordnungdahin, daß ihre Regie-
rungenzwar in ein vollständigdurchgeführtesBudgetsystemeinzu-
treten nicht beabsichtigten,den Ständen aber auf Grund einer
sechsjährigenFinanzperiodeein Bewilligungs-und Kontrollrecht
über den Etat einzuräumengedächtenmit Ausschlußdes dieFüh-
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rung des Landesregimentsund die Kameralverwaltungbetreffen-
den Teils.

Trotz dieserweiterenZugeständnissebeharrtedieLandschaftaus
ihrer Ablehnung, und da auch die Ritterschaftwegen der vor-
gerücktenZeit die wichtigenFinanzfragen auf diesemLandtage
nicht mehr erledigenzu könnenerklärte, so wurde derselbeam
IL. Januar geschlossen. Die liberale Presse Mecklenburgs machte

aus ihrer Freudeüber das Scheiterneines ihr viel zu konserva-
tiven ProjektskeinHehl. Man glaubtenun einenHebelzu haben,
um die Angelegenheitmit größeremErfolg bei denReichsorganen
anhängig zu machen. Mit großem Eifer wurden die Unter-
schriftenfür die Petitionengesammeltund, wie es hieß, auf die
Zahl von etwa 30 000 gebracht. Gleich nach Eröffnung des
Reichstagsim Frühjahr 1873 brachtendie mecklenburgischenAb-
geordnetenden BüsingschenAntragwiederein. Über dieSitzung
der Petitionskommissionvom 28. April entnehmenwir dem Be-
richt Bülows folgende Einzelheiten. Der Referent, Freiherr
von Stauffenberg, hielt der Kommissioneinen mehr als ein-
stündigenVortrag über die letztenkommissarisch-deputatischenund
Landtagsverhandlungen,fand derenGefchästsstilschwerfällig,die
ZuständedesLandesseltsamund eigentümlich,ließaberdieRechts-
frage ganz unberücksichtigtund legte das Hauptgewichtdaraus

daß die seit 1867 an den ReichstaggelangtenPetitionenimmer

zahlreichereUnterschriftentrügen und daß eine Einigkeitzwischen
Regierungund Ständen weder zu ständegekommennoch zu er-

hoffensei. BürgermeisterWestphaldrücktesichnochschärferaus.
Der Reformplanfei ganzunhistorisch;die Vertretungdes dritten
Standes passenichtin die alteVerfassungund werdederenGrund-
läge, soweitsolchegesund,vollendsverschlechtern.Die Beseitigung
der itio in partes erregeBedenken,weil dadurchdemliberalen
Element die letzteMöglichkeiteiner selbständigenMeinungsäuße-
rung oder das Veto verloren gehe. Wie wenig man überhaupt
auf die Neuzeit und deren Errungenschaftenund Forderungen
Rücksichtgenommen,erhelleauchdaraus, daß ihm ein Dokument
vorliege,wonachschonvor zwanzigJahren ein ähnlicherPlan in

20*
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Arbeit gewesen', in einer Zeit, wo man gewiß nichtan Volks-

wünschegedacht. Mecklenburgkönne sichnicht selbsthelfenund

bedürfederHülfe des Reichs. Die Zahl der Unterschriftenmöchte

nicht viel beweisen,um so mehr sprechedie Sache für sichselbst.

In seiner Replik betonte Herr von Bülow die Rechtsfrage,an

welcherdie Regierungenunbedingt festhaltenmüßten, und wies

darauf hin, wie schädliches überdiessein würde, die von ihnen
begonnenenund noch unerledigtenVerhandlungendurch einen

Eingriff des Reicheszu stören. An der ernstlichenAbsichteiner
Reform könnedoch jetztnicht mehr gezweifeltwerden. Übrigens

seien Verfassungennicht deshalb, daß sie eigentümlichund für
Fremde nicht leicht verständlichseien, verwerflichoder lebens-
unfähig. Eigentümlichkeithabeauchihr gutesRecht,und Mecklen-
bürg dankeder seinigengute und haltbareZustände,guteFinanzen
und volle Leistungsfähigkeitdem Reichegegenüber.Die Kommif-
sion beschloß,die Petition einfachzur Kenntnis des Hauseszu
bringen. Die Verhandlungwurde übrigens, wie Bülow hervor-
hob, mit ..mehrRuhe und Courtoisieals bei früherenAnlässen"
geführt. Der VüsingfcheAntrag kam am 14. Mai zur erstenund
zweiten,am 29. zur dritten Lesungund mit großer Mehrheitzur
Annahme. Die Debattewar ziemlichheftigund gewanndadurchan
Interesse, daß die bedeutendstenRedner an derselbenteilnahmen.
DieBegründungdesAntragshatteAbgeordneterPogge—Blankenhof
übernommen,der sichdieserAufgabenichtohneGeschickentledigte.
Anstatt der pathetischenRedewendungen,welchefrüher die Be-
gründung des Antrages begleitethatten, ging er auf viele Ein-
zelheitenein, schildertedieVorgängeam Landtag, zog die Kloster-
frage heran und flocht allerhand Erzählungenein, wie sie auf
ein großes Publikumihren Eindrucknicht leicht verfehlen. Die
scharfenAusfälle Moritz Wiggers', an deffenheftigeRedeweise
das Haus schongewöhntwar, fandenwenigerBeachtung. Seine
Behauptungen, daß Mecklenburglieber preußischwerdenwürde,

1 Wahrscheinlich bezog sich dies auf das Protokoll der Doberan«

Konferenzen von 1850, an denen damals bekanntlich auch Graf Basfewitz

teilgenommen halte.



Mecklenburg im Deutschen Reich. Die verfassungsfrage. 309

wenn diedortigenZuständeandauerten,und daß, wenn das Reich

nicht wäre, er mit den alten Ständen ebensoraschsertig werden

würde wie 1848, paßten wenigin den Rahmen der gehaltvollen

und sachlichgeführtenDiskussion.Für denAntragsprachenserner

Staussenberg,Miquel,Bennigsenund Kardorff. Letzterererklärte,

er habe als geborenerMecklenburgerbisher Schweigenbeobachtet,

müssedies jetztaber brechen,weil er von der Fortdauerder dor-

tigen Zuständeeine Gefahr für das Reichund das Rechtsbewußt-

sein befürchte,auch an das Gelingender eingeschlagenenResorm-

versuchenicht glaube. Er richtetedeshalbeinen Appell an die

KonservativenMecklenburgs,welchedarauf bestehenmüßten,Ein-

blickund Kontrollebei derVerwendungdervomReichausgeschrie-

benenSteuern zu erhalten. Gegenden Antrag sprachendie Ab-

geordnetenMaltzahn—Gültz,WindthorstundReichensperger,letzterer

unter Wiedergabeseiner auf einer Reise durchMecklenburgge-

wonnenengünstigenEindrücke. Neue Gesichtspunktetraten bei

diesemRedekampsnichthervor. Das Hauptbestrebender Freunde

des Antrags ging selbstverständlichdahin, die Verfassungs-und
Verwaltungszuständeals überlebt,die Reformvorschlägeals nicht

ernst gemeint oder doch vereiteltund die Ritterschaftals das

Haupthindernisdarzustellen.Die politischbedeutendsteRedewar

die des Herrn Miquel,welcherden zeitweiliganwesendenReichs-

kanzlerengagierenwollteund auf eine ÄußerungdesselbenBezug

nahm, indem er sagte: man sehees im Bundesrat vielleichtals

Vertrauensbruchan, Mecklenburg,das man mit seinerVerfassung

in denBund aufgenommen,jetztzu derenAbänderungzu nötigen,—

aber die Jnteresfendes Reichesgingenvor, und dasfelbesei zum

Einschreitenvöllig befugt. Der Reichstaghabe bei der Beratung

der Verfassungdie Ausnahmevon Grundrechtenabgelehnt,weil

solcheallgemeineSätze wenig wertvoll seien und es vielmehr

darauf ankomme,die einzelnenRechtedurchSpecialgesetzevoll-

ständig auszubilden und sicherzustellen.Hier handle es sich

aber nichtum Grundrechte,sondern nur darum, daß die Ver-

sasfungender Einzelstaatennichtim Gegensatzzur ganzenAusfassung

des Staatsrechts des Reichesstünden. Es seizwar mißlich,der
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VerfassungeinenParagraphen einzufügen,der nur einenSpecial-

fall im Auge habe, doch würden hierdurch die andern Staaten

nicht geschädigt. Die mecklenburgischenZustände behandelteder

Redner sachlichund objektiv;schließlichwies erdarauf hin, daß die

nationalliberalePartei sichjetztnoch mit mäßigenZugeständnissen

abfindenlassenwürde, was später nichtderFall seindürfte,wenn

etwa einer der mecklenburgischenStände als Korporationaufträte.

DieseBemerkungwar nichtohneBedeutung.WennnämlichdieLand-

schaftals Stand und gestütztaufdieFruchtlosigkeitderVerhandlungen

die Hülfe des Reichesanrief, so wäre damit der Fall eingetreten,

den der Artikel76 der Reichsverfassungvorsah'. Die Kompetenz

des Bundesrats stand dann außer Frage, und dieserwäre in die
Notwendigkeitversetztworden,eineEntscheidungzu treffen.

Die Antragstellerhatten gehofft,Fürst Bismarckwerdeauch
diesmalin die Debatteeingreifenund zwar mehr zu ihren Gun-
sten als das letzte Mal. Sie waren enttäuscht über sein
Schweigen,und die Nationalzeitungbezeichnetedasselbein der
Abendnummerdes Verhandlungstagesals ein bösesOmen. Der
mecklenburgischeBevollmächtigtehattein der Debattekeinenleichten
Stand. Allein an dialektischerBegabungwar Herr von Bülow
den gewandtestenRednerndes Hauses gewachsen.Seine Vertei-

digung war maßvoll, und wenngleichsie auf das Endergebnis
ohne Einfluß bleiben mußte, so war dochihr Eindruckauf die
gemäßigtenKreiseein günstiger. Auchim Bundesrat, der den
Reichstagsbeschlußdiesmal dem Verfassungsausschußüberwies,
hatte Bülow mit Schwierigkeitenzu kämpfen. Die Stimmung
war durchden Mißerfolgauf dem mecklenburgischenLandtagun-
günstig beeinflußt; auchwurde die stete Wiederholungder libe-
ralen Anträge unbequem. Es war die Zeit des Kulturkampfes,
und die Reichsregierungbedurfteder Unterstützungder National-

1 „Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in deren Ver¬

fassung nicht eine Behörde zur Entscheidung solcher Streitigkeiten bestimmt

ist, hat auf Anrufen eines Teils der Bundesrat gütlich auszugleichen oder,

wenn das nicht gelingt, im Wege der Reichsgesetzgebung zur Erledigung zu

bringen."
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liberalen- Das Bestreben,diese Partei zu schonen,drücktesich

denn auch unverkennbarin den Bemerkungenaus, welcheder

Vorsitzendedes Ausschusses,Staatsminister Delbrück, in der

Sitzung vom 26. Juni 1873 an das Referat des bayerischen

JustizministersFäustleknüpfte. Letztererhatte bereits die bedenk-

liche Rückwirkungder mecklenburgischenZuständeauf das Reich

betont und dieselbenals eine Kalamität bezeichnet,deren Ab-

stellung im Interesse aller Bundesregierungenliege. Dennoch

war er für einfacheAblehnung;auchden Ausdruckeines Wun-

sches für das Gelingen der Reform könneer nichtvorschlagen,

da ein solcherden Bundesrat mehr, als richtigsei, binde und

einer zu Recht bestehendenVerfassungund den wiederholtdar-

gelegtenEntschließungender Regierunggegenüberkaumersorder-

lich sei. Minister Delbrückerkanntezwar den Anspruchder

mecklenburgischenRegierung auf den Schutz des Reiches an,

meinte aber, man mögenicht vergessen,daß alle Parteien mit

Ausnahme der einen, der dem Reichebennicht freundlichge-

sinnten Centrumspartei, sich für die UnHaltbarkeitder mecklen-

burgischenVerfassungausgesprochenhätten; auf die Dauer würde

daher das Reichdurch unbedingtenSchutzdes formellenRechts

in eineschiefeStellung kommen. Da sichauchdie übrigenAus-

fchußmitgliederin diesemSinne äußertenunddie VertreterBadens

und Oldenburgses für zweckmäßighielten, die mecklenburgischen

RegierungendurcheineErklärungdes Bundesrats zu stützen,so

schlugder Vorsitzendevor, eine solcheErklärungjetztim Aus-

schußfestzustellen,die Beschlußfassungdes Plenums darüber aber

bis zum Herbst auszusetzen,da bis dahin die Sachlagesich

ändern könne. Indessen entschiedman sichdoch, zuvornochdie

Ansichtdes anwesendenmecklenburgischenBevollmächtigtenzu

hören, und Herrn von Bülow gelanges unter ausführlicherDar-

legung der tatsächlichenVerhältnisseund Widerlegungder viel-

fachen Entstellungenseitens der liberalen Partei seine Kollegen

von der Notwendigkeitder einfachenAblehnungzu überzeugen.

Auchvon einemZusatzzum Protokoll, der das Wünschenswerte

einer baldigen Regelungausdrücke,sah die Majorität des Aus¬
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schuffesab. Herr Delbrückzog seinenVorschlageiner Vertagung

zurück,und da Bülow eine rasche Entscheidungals im Interesse

seiner Regierungenliegend bezeichnete,so fand die Verhandlung

im Plenum schon am nächstenTage statt. In derselbenwurde

im Sinne des Ausschußantragsentschieden.Bülows klare und
sachlicheDarlegung gab auch hier den Ausschlag. Oktroyieren

könntenund wollten die Großherzögenicht; indemHöchstdieselben

daher aus Verhandlung mit den berechtigtenFaktorenverwiesen
seien, rechnetensie auf den Schutzdes Reichesfür die ungestörte
Reform der als entwicklungsfähigund entwickelungsbedürftig
anerkanntenVerfassung;jetztstehezu hoffen,daß alle Gemäßigten
und Verständigensich den Bestrebungender regierendenHerren
anschließenwürden. Die Verhandlungenseiennur vertagt, nicht
abgebrochen;die einfacheAblehnungwerdedie Durchführungder
landesherrlichenEntschließungennur erleichtern. Der sächsische
Bevollmächtigte,Herrn von Nostitz, unterstütztediese Erklärung
mit dem Hinweis, daß die vom ReichstagvorgeschlageneVer-
sassungsänderungganz unannehmbarsei, weil dann die Reichs*
gewalten mit demselben Recht und je nach der politischen
Stimmung alle Verfassungenreformierenund damit anfangen
könnten, alle Ersten Kammernzu beseitigen.Die einfacheAb-
lehnungwurde beschlossen.Dagegenstimmtenur Herr von Türck-
heim, der Vertreter der badischenRegierung, deren nahe Be-
ziehungenzur nationalliberalenPartei bekanntwaren.

Mit RechtkonnteHerr von Bülow dies Ergebnis als das
wichtigsteund ersreulichstebezeichnen,welchesin demlangwierigen
Kampfe gegen die gesamte liberale Partei bisher erreichtsei^.
Aber er knüpftedaran einige Bemerkungen,die wir deshalbim
Wortlaut hier folgenlassen,weil sie auf die nächstenEntfchlie-
ßungendes GroßherzogsFriedrichFranz wahrscheinlichvon ent-
scheidendemEinfluß gewesensind.

„Es bedars kaum der Erwähnung", schrieb Bü-
low. „daß der Bundesrat sich mit diesem Beschlüsse
nicht unbedingt und nicht für immer zu unserer Schutz-

1 Bericht vom 27. Juni 1873.
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Wehr gegenden Reichstaggemachthat. Die einberichtetenEr-
klärungendereinzelnenBevollmächtigtenund des Ausschussessind
offizielleÄußerungender Regierungenund lassenund bezwecken
die Freiheit, sichje nachUmständenwiederzu degagierenund
das letzteWort vorzubehalten.Mit einemWort, es ist nicht
volle, sondernbedingteund zeitweiligeGewährleistungder beste-
hendenVerfassung;nichtAnerkennungdes Status quo, sondern
nur Schutzfür ruhigeVerhandlungundGestaltungder als un-
erläßlichund unvermeidlichallerseitsanerkanntenReformen. Je
rascherundvollständigerdieseins Lebengeführtwerdenkönnen,
jeleichterwird für dieselbendannstattdieseseinstweiligenSchutzes
diedefinitiveAnerkennungdes Bundesrats und der Ausspruch,
daß die Sache erledigtsei, zu erreichensein. Der heutigeBe-
schluß,wonachdie ReichsverfassungGrundrechteals Minimum
von Verfassungsrechtennichtkennenwill, ist sür Erreichungdie-
fes Ziels eine erfreuliche'-Vorbedeutung,aber wie gesagt, keine
Garantie. Die politischeEinwirkungderReichsgewalten,getragen
von der Notwendigkeitder Einigkeitim wesentlichen,ist im
ReichestärkeralsVerfassungsparagraphen,und ebenauseinesolche,
je nachZeitund Umständen,deuten alle jene Erklärungen. . .

Soweitichermessenkann, stellensichaus allen Er-
örterungendreiPunktejetztals diedrängendenund entscheidenden
heraus. Vor allem Feststellungder Finanzfrage durch eine
möglichstrückhaltloseÜberführungder Landes-und Domanial-
einkünftein ein Budgetshstem,das nachAussonderungdesHaus-
gutskeinewirklichenNachteileoder Bedenkenmehr habenkann.
Unvermeidlichistzweitensdie Erwägung, ob bei der Vertretung
des Domanii das intendierteWahlsystemnach einigen Jahren
auf alle Eigentümerzuerweiternsei, drittens, ob alle Teileund
namentlichauchsieselbstsichschließlichnichtbesserdabeiständen,
wenndieRitterschaft,statt mit der verhältnismäßigenReduktion
auf 72 zählendeStimmen, die entsprechendeZahl von Mitglie-
dern durch irgend ein Erwählungssystemals Deputierteoder
»WeiterenAusschuß«aufdenLandtagschickte;ihr Einfluß würde

sichdadurchschwerlichvermindern,— im Gegenteil.Der Haupt-



314 Neunzehntes Kapitel.

Punktdürfte aber das Finanzkapitelbleiben, als das einzige

Mittel, aufdie Stimmung bei denReichstagswahlendurchBil-

dung einerverständigenMittelpartei in den Städten, die dann

für ihre Autonomieund das gegenwärtigeSteuersystemeintreten

würden, zu influieren. Wenn sichdie noch an Zahl Überwie-

genden, welchekeinenBruch mit der Vergangenheitund un-

seremeigenenRechtwollen, jetztnichtorganisierenund auf kon-

fervativemProgramm zusammenstehen,so läßt sichnachmeiner

ÜberzeugungeinKonfliktmitdem Reichzwar unter den Vorhan-

denenVerhältnissennochhinhalten,abernichtauf die Längeab-

wenden.Undichglaube,je eher und je vollständigerdie durch-

lauchtigstenLandesherrenaus undnacheigenemErmessenhandeln,

je besserfür Dynastieund Land." —

Bülow kanntedie mecklenburgischenVerhältnissegenau. Er

war als Strelitzer Minister auch jahrelang Landtagskommissa-

rius gewesen. Ebensovertraut war er mit den Strömungen und

Einflüssen,die in Berlin herrschten. Wir dürfen annehmen,daß

Friedrich Franz seineRatschlägeauch dann nicht unbeachtetge-

lassen hätte, wenn sie — was indessenkeineswegsder Fall war
— mit seinen eigenenAnschauungennichtim Einklang gewesen

wären. Aber er selbstwar schonzu der Überzeugunggekommen,

daß der bisherigeReformplanbei dem Andrängen der liberalen

Partei nicht mehr zu halten fei1. Die Aufzeichnungenseines

Nachlassesaus dieserZeit lassenkeinenZweisel, daß er die Not-

wendigkeitweitererZugeständnisseerkannteund seine Erwägungen

sichnur nochmit deren Umfangund Form beschäftigten.Eine

1 Bei den im April 1873 unter seinem Borsitz stattfindenden Be¬

ratungen des Staatsministeriums über die nächsteLandtagspropositionhatte

der Großherzog seinen Räten bereits eröffnet, daß „die Beibehaltung der
Virilstimmen mit Feststellungeiner Maximalzahl dochnicht als ein glück-

liches Kompromiß zu betrachtensei und auch nicht einmal Anklang in der
Ritterschaft gefundenzu haben scheine. Er müssedaher auf die Vertretung

durchgewählte Deputierte zurückkommen".Graf Bassewitz,der das System

der Virilstimmen bisher allein vertreten hatte, kam jetzt zu demselben

Schluß. Es wurde daher ein Projekt ausgearbeitet, nach welchemdie

Ritterschaft durch etwa 72 Deputierte vertreten sein sollte. Die Vorgänge
in Berlin zeigten aber, daß dies Zugeständnis nicht mehr genügenwerde.
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nichtminder wichtigeFrage war die, ob Graf Bassewitzihn auf

diesemWege begleitenwerde. Daß der neue Reformplannicht

die Einführung konstitutionellerPrinzipienbezwecken,sonderndie
ständischeVerfassungauch ferner zur Grundlage haben sollte,

stand bei dem Großherzogfest. Allen NichtMecklenburgernund

selbst den gemäßigtenLiberalen würde das Programm immer

noch als ein konservativeserscheinen.Aber auf den Widerstand

der altständischenPartei mußte man gesaßtsein. Es war dem-

nach fraglich, ob Graf Basfewitz, dessenganze politischeVer-

gangenheitin dieserPartei wurzelte, auch ein Programm vor

dem Landevertretenwerde, das ihn mit seinennächstenFreun-

den und Gesinnungsgenossenzweifellosin Konfliktbringenmußte.

Andererseitswar sein Einfluß in der Ritterschaftvon größtem

Wert und sein Bleiben im Amt allen objektivUrteilendeneine

Gewähr, daß es sich nicht um weitgehende,den konservativen
GrundgedankenpreisgebendeZugeständnissean den Liberalismus

handelte. Vielleichtwäre der Staatsminister von Bülow der

geeigneteMann gewesen,die neueVorlageauszuarbeitenund zu

vertreten, aber dieseKombination, wenn sie überhauptbestand,

kamdurchden geradejetzterfolgendenAustritt Bülows aus dem
großherzoglichenStaatsdienst nicht mehr in Frage. Fürst Bis-

marck,der diestaatsmännischeBegabungBülows schonals dessen

Kollegein Frankfurt kennenund würdigen gelernt hatte1 und

ihm jetztin Berlin wiedernäher getretenwar, suchtedieseKraft

für das Reichzu gewinnen. Bülow nahm den sür ihn kreierten

Posten eines Staatssekretärs im Auswärtigen Amt an. Der

weiteWirkungskreis,der sichihm damit eröffnete,ließ seineun¬

1 „Herr von Bülow, der Vertreter Dänemarks" — so berichteteBis¬

marckam 30. Mai 1853 — „ist einer der gescheutestenKöpfe in der Ver-
sammlung, und ich bedauere, daß die Stellung des Staates, den er ver-

tritt, ihm nicht gestattet, erheblicherenAnteil an den laufenden Geschäften

zu nehmen Die Verhandlungen sowohl am Bunde als in der
Augustenburger Angelegenheithaben mir Gelegenheitgegeben,Herrn von

Bülow als einen gewandten und einsichtsvollenGeschäftsmannkennenzu

lernen, dem sowohl im offiziellen wie im Privatverkehr ein angemessenes

und gefälliges Benehmen eigen ist." (Preußen im Bundestag I 259.)
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gewöhnlichenFähigkeitenerst jetztzur vollen Entfaltung gelangen.

Seine diplomatischeRoutine, sein vermittelndesWesenund eine

selteneArbeitskraft fanden die allgemeineWürdigung, und sein

Tod, der ihn 1879 einer glänzendenund erfolgreichenWirksamkeit

entriß, wurde namentlichvom Reichskanzlerauf das schmerzlichste

empfunden. Seiner bleibenden Verdiensteauf dem Gebiet der

auswärtigen Reichspolitikeingehenderzu gedenken,ist hier nicht

der Ort, doch darf nicht unerwähnt bleiben, daß Bülow auch

dem ferneren Gang der mecklenburgischenVerfassungsfrageein

lebhaftesInteressebewahrte und in seinereinflußreichenStellung

im Bundesrat undbei den CentralbehördenwiederholtGelegenheit

hatte, der großherzoglichenRegierungnützlichzu sein.
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Neue Reformversuche.

Bereits im Oktober1873 stand bei GroßherzogFriedrich

Franz der Entschlußfest,demReformplaneineveränderteGrund-

läge zu geben. Ob die Haltung der ReichsorganediesenEntschluß

hervorgerufenoder nur dieEntwicklungeinesfchonfrühergehegten

Gedankensgeförderthatte, läßt sichaus den nachgelassenenPa-

Pieren mit Sicherheitnicht feststellen.Dagegengebendie zahl-

reichenaus dieserZeit stammendenAufzeichnungenund Entwürfe

positivenAnhalt dafür, daß der neue Reformplander eigensten

Initiative des Fürsten entsprang. Am 31. OktoberlegteFriedrich

Franz dem Ministerium diesenPlan in einem eigenhändigauf-

gesetztenEntwurf vor. Da derselbedie Basis aller späterenRe-

formverhandlnngenvon 1874 an bildet, so laffenwir denselben

hier im Auszugefolgen:
„Bei dergegenwärtigenstaatsrechtlichenEntwicklungDeutsch-

lands und der Stellung Mecklenburgsim DeutschenReicheso-

wie nach den auf vorigemLandtagegemachtenErfahrungen

habe ich die festeÜberzeugunggewonnen, daß eine Reform

unsererVerfassungunter Bewahrung konservativerGrundlagen

nur gelingenwird, wenn der privatrechtlicheCharakterder bis-

herigenStände mit den sich daraus ergebendenKonsequenzen

ganz aufgegebenund statt dessenunter Herstellungeines ein-
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heitlichenmecklenburgischenStaates eine auf staatlicherGrund-

läge beruhendeRepräsentationdes Landesgeschaffenwird. Hier-

bei wird nach einer Zusammensetzunggestrebtwerdenmüssen,
welche, unter Wahrung der Staatseinheit, aber unter Fern-
Haltungder allgemeinenWahlen, an die organischenBildungen

des Landes anknüpft, so daß die Landesvertretungaus dem
großen (ritterschastlichen)Grundbesitz,den Städten und dem in
GemeindenzusammengefaßtenkleinenGrundbesitzebesteht. Die
einzelnenLandesvertreterwerden aus dem großenGrundbesitz
durch die Gutsbesitzer,aus den Städten durchdie Magistrate
und Bürgerrepräsentantenund aus dem kleinenGrundbesitz
durch die Gemeindevorständegewählt. Die Wahl geschiehtin
Wahlkreisen(Landwehrcompagniebezirkemit etwanigerAusschei-
dungder großenStädte als besondererKreise). UmeineGarantie
zu gewinnen, daß jedes der drei verschiedenenElementeim
Kreisein einer seinerwirklichenBedeutungentsprechendenWeise
in den Landtag gelange, empfiehltes sichunter verschiedenen
Möglichkeitenam meisten,jedes derselbeninnerhalbdes Kreises
nachAnalogiederpreußischenKreisordnungals einenbesonderen
Wahlverbandhinzustellen,mit der Aufgabe, die auf ihn ent-
fallende Quote von Landtagsmitgliedernzu erwählen. Aktive
und passiveWahlfähigkeitwürden dieselbensein, nur daß die
Wählbarkeitsichüber denWahlkreishinaus auf sämtlicheWahl-
fähige derselbenKategorieim ganzen Lande erstreckendürfte.
Die Gesamtzahlder Landtagsmitgliederwürde nach den Ver-
Hältnissendes Landeszu bemessensein: etwa 100 bis 120 für
beideGroßherzogtümer.Die Zahl der von den einzelnenKate-
gorieenzu wählendenLandtagsdeputiertenwird zweckmäßignach
der Steuerkraftzu bestimmenseinbezw.durcheineKombinierung
der Steuerkraft, der Seelenzahlund der historischenBedeutung
der Elementeder einzelnenKategorieen.Die so hergestellteVer-
sammlungist eine einheitlicheund faßt ihre Beschlüssegemein-
schastlich.Die itio in partes ist mit diesemPrinzip unver-
träglich und fällt fort. Diese„Landstände"erhaltendiejenigen
Rechte,welcheder mecklenburgischenLandesvertretungnach dem
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früheren Projekt zugedachtwaren: Zustimmungzu allen Ge-
setzen,Steuerbewilligung,Budgetund Garantieen. DieseVer-

tretung ist für beideGroßherzogtümersoweiteine gemeinschast-
liche, als es bisher die Stände waren und es sichmit dem

Prinzip diesesEntwurfesverträglichzeigt. NachDurchführung
dieses VertretungsmodusbleibenRitter- und Landschaftals
Korporationenzur Verwaltung ihrer gesondertenoder gemein-
schastlichenAngelegenheiten,als Klostersachen,Kreditverein,Ver-
sicherungswesenu. s. w., auchfernerbestehen."

Bevor derGroßherzogmit demneuenReformplanhervortrat,

legte er demHerbst-Landtagvon 1873 nocheinmaldievorjährige

Proposition zur definitivenBeschlußfassungvor. Es war dies

schonaus formalen Gründen geboten, da der letzteLandtags-

abschieddie Wiederaufnahmeder Verhandlungenverheißenhatte.

Die Aussichtenauf Erfolg waren zwar gering; es sollte aber

nichts unversuchtbleiben. Die Regierunghatte deshalbdenneuen

Finanzplan nocheinmalgründlichdurch-und umgearbeitet.An-
knüpfendan die Verhandlungenvom 10. und 11. Januar sollten

die Kommissarienauch jetztwieder mündlicheErläuterungenzu

dem Finanzkapitelgebenund sodanneine Erklärungder Stände

darüber einfordern. Da diesenicht erfolgte, die Kommittenach

wie vor gespaltenblieb und eine Verständigungauch bei dem
Finanzkapitelnicht erzielt wurde, so erklärteder Großherzogin

einem Reskriptvom 30. November1873, daß er von weiteren

Beratungenüber die Vorlage abstehe. In dem Landtagsabschied

vom 20. Dezemberwurde dieserEntschlußdahin erläutert, daß

eineVereinbarungüber die Verfassungsänderungnur zu erreichen

sein werde, wenn eine einheitlicheVertretung des Landesunter
BeseitigungdespatrimonialenCharaktersderbestehendenVerfassung

hergestelltwürde. Der Großherzoghalte es daherfür seinePflicht,

den weiterenVerhandlungeneinedieserÜberzeugungentsprechende

Grundlage zu geben, und werde zu diesemBehuf einenaußer-
ordentlichenLandtag einberufen.

Jetzt war der Augenblickder Entscheidungfür Graf Basse-

Witzgekommen.Er konntevoraussehen,daß ihm das Vertreten
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der neuen Vorlage von den angesehenstenStandesgenossenwie

von seinen nächstenAngehörigenverdacht werden würde. Er

wußte aber auch, daß die Wahl einesNachfolgersaus ständischen

Kreisen schwierig und der Großherzog vielleichtgenötigtsein

würde,seineStützebeiMännern von wenigerkonservativerRichtung

zu suchen. Graf Bassewitzwar ein Staatsmann, und als solcher
erkannteer die Macht realer Verhältnissean. Aber er war auch

im eigentlichstenSinne ein Patriot, und als solcherbeschloßer
zu bleiben. Er wollte lieber verkanntsein, lieber seinenfrüheren
Überzeugungenuntreu erscheinenals seineDienstedemVaterlande
entziehenund dasselbe dadurch größeren Gefahren preisgeben.
Vielleichtauchbetrachteteer die eintretendeWendungnur als eine
vorübergehendePhase, sah er das ScheiternauchdiesesProjekts
voraus. Das würdefür einenungewöhnlichenScharfblicksprechen.
Jedenfalls brachteer damals durchseinBleibenim Amt zunächst
ein Opfer, und der Großherzogrechnetees ihm hochan, denn er
hat sichfeitdemvon feinemMinister nichtmehr getrennt.

Am 1. Februar 1874 trat der außerordentlicheLandtagin
Schwerin zusammen. Der Verfassungsentwurf,der ihm vorgelegt
wurde, war in seinemwesentlichstenTeil eineArbeit des Ober-
kirchenratsdirektorsKaysel. Er war nach denAngabendes Groß-
Herzogs, sowie sie in dessenEntwurf vom 31. Oktobervorigen
Jahres zusammengestelltwaren, formuliertund alsdann im Mi-
nisterium durchberatenworden. Letzterestrat mithin für die
schließlicheFassungein. Kahselwar Vorstandder oberstenKirchen-
behördeseit derenBegründungund zugleichderenjuristischesMit-
glied. Während der konstitutionellenVerfassungskrisisder Jahre
1848—50 war er politischnicht hervorgetreten. Er war kon¬
servativ, aber nichtaltständischgesinnt, — eine Richtung, die in
höherenBeamtenkreisensehr verbreitet war. Der Versassungs-
entwnrs,wie er jetztvorlag,mochteWohlals Ausdruckauchfeiner
eigenenpolitischenÜberzeugunggelten. Es ist schwer,das grund-
legendePrinzip desselbenin einem Ausdruckzusammenzufassen.
Am richtigstenwürde man es als das einer Interessenvertretung
bezeichnen,doch war auch dies System nichtvollständigdurch¬
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geführt. Verglichenmit den patrimonialenGrundsätzendes Erb-
Vergleichswar die neueVerfassungzweifellosliberal. Denkonsti-
tutionellen Einrichtungenanderer deutschenBundesstaatengegen-
über bewahrte sie jedochunbedingteinenkonservativenund selbst
ständischenCharakter.Diesdrücktesichnamentlichin derBeibehaltung
einer ständischenGliederungin großenGrundbesitz,Städte und
Landgemeindenaus, welcheder bisherigenDreiteilungin Ritter-
schast,Landschaftund Domaniumziemlichgenauentsprach.Diese
drei „Kategorieen"solltengesonderteWahlkörperbildenund durch
gewählteAbgeordneteauf demLandtagvertretensein. Die Groß-
grundbesitzer* entsandtenderen 31, die Städte2 (in denendas
Wahlrecht fortan von Magistrat und Stadtverordnetengemein-
schaftlichausgeübt wurde) 26, die Landgemeinden̂25. Dazu
traten noch9 Mitgliederdes großenGrundbesitzes,gewähltaus
denjenigen,die in der AscendenzeinenhundertjährigenBesitznach-
weisenkonnten, 5 sür die Zeit ihrer Amtsdauer gewählteMit-
gliederder Magistratevon Schwerin, Rostock,Wismar, Parchim
und Güstrow und 6 vom SchwerinerLandesherrnnach sreier

* Der Großgrundbesitz umfaßte die gesamte Ritterschaft. Der früher

wiederholt aufgetauchte Gedanke, die Landstandschaft an den Besitz einer

gewissen Hufenzahl zu binden und die kleinsten Güter in Wahlverbände

zusammenzufassen, fiel natürlich mit Einführung eines allgemeinen Wahl-

Prinzips. Graf Baffewitz war früher der Begrenzung des Standfchaftsrechts

nach unten nicht abgeneigt gewesen, besorgte aber, daß durch eine solche

Einschränkung die Ausbildung jüngerer Mitglieder in den Landtagsge-

schästen erschwert werde. In den jetzigen Wahlkörper der Grundbesitzer

wurden auch die Rostocker Distriktsgüter aufgenommen.
2 Zu diesen sollten sortan auch Wismar, Neustrelitz und die mit

Stadtrecht zu bewidmenden Orte Ludwigslust und Doberan gehören. Ten

Magistraten und Stadtvertretungen, sür welche letztere eine neue Organi-

sation vorgesehen war, sollte eine Mitwirkung bei Bestellung von Bürger-

meister und Rat nunmehr in allen Städten zustehen.
s Diese Kategorie umfaßte die Domanialortschaften, die ritterschast-

lichen Flecken, die ritterschaftlichen, Kloster- und Kämmereidorsschasten und

Höfe, soweit sie die eigene Verwaltung ihres Armenwesens besaßen oder

einzuführen bereit waren. Die Wahl und Befugnis der Gemeindevorstünde

sollte besonders geregelt werden, die Wahl der Landtagsabgeordneten durch

Mitglieder dieser Gemeindevorstände (Wahlmänner) und einzelne stimmbe-

rechtigte Pächter, Erbpächter und Hosbesitzer erfolgen.

von Hirschseld, Friedrich Franz II. 2. 21
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Wahl zu ernennendeMitglieder. Der einheitlicheCharakterder

Landesvertretungwar dadurch gewahrt, daß die aus 102 Ab-

geordnetenbestehendeVersammlungnach absoluterMajorität zu

beschließenhatte, der konservativedurchdieüberwiegendeZahl (40)
der Vertreter des großen Grundbesitzesund die dem Landesherrn

zustehendeErnennungvon 6 Vertrauensmännern.Standesbeschlüsse

waren vollständig aufgehoben. Den Präsidenten des Landtags

ernanntederSchweriner,denVizepräsidentenderStrelitzerLandes-

Herr. Die LegislaturperiodeumfaßtesechsJahre. Alle Landes-
gesetzesolltender Zustimmung,alle Steuern und Landesausgaben
der Bewilligung des Landtags unterliegen, dochsolltedieseBe-
willigungfür dieDeckungderjenigenAusgabennichtversagtwerden
können, welcheauf verfassungsmäßigen,reichs-und landesgefetz-
lichen Verpflichtungenoder hausgesetzlichenVereinbarungenbe-
ruhten. Das Hausgut war ausgeschieden;die Etats der Finanz-
Verwaltungsolltenim Voranschlagvorgelegtwerden. Der Engere
Ausschußblieb,wenngleichin andererZusammensetzung^,bestehen.
Auch wurde der Bestand der Ritter- und Landschaftals Privat-
korporationenanerkannt.

Ob die Ritterschaftsich mit dem geringenRest ständischer
Institutionenbegnügenund namentlichin dieAufhebungderStände
als politischerFaktoren der Gesetzgebungwilligenwürde, mußte
von vornhereinsehr fraglicherscheinen. Durch einen negativen
Standesbeschlußkonntesie jetztnochjedennichtzusagendenPara-
graphenbeseitigen.Dennochwar, wenn auch die Landschaftsich
entgegenkommendzeigte,dieMöglichkeiteinerAnnäherungzwischen
beidenParteien nichtausgeschlossen.FriedrichFranz glaubtedaran
und war bereit, die Vorlage danachzu modifizieren.Die An-
nähme, daß er mit der Vorlage nur eine Beschwichtigungder
Liberalenbeabsichtigt,sieüberhauptals ein salvavi animammeam
aufgefaßthabe, findet keinenRaum, wenn man bedenkt,mit wel-
chemEifer er diese Angelegenheitbetrieb. Ein solchesSchein¬

1 Derselbe bestand aus dem Präsidenten des Landtags als Dirigenten

und neun gewühlten Mitgliedern, je drei aus jeder Kategorie.
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gefechtwürde gar nichtzu seinemCharakterPassen,zu derstrengen

Gewissenhaftigkeit,mit der er seinenRegentenpflichtenoblag. Es

war ihm völlig Ernst mit demEntwurf, und er hoffteaus einen

Erfolg. Aber eineneue schmerzlicheEnttäuschungstand ihmbevor.

Die Ritterschaftwar fehr zahlreicherschienen.Die älteren

Führer der Adelsparteikamenin unfreudigerStimmung. Noch

nie war ein in Schwerinin der Nähe des Hofesund unter den

Augen des LandesherrnabgehaltenerLandtaggünstigfür sie ver-

laufen. Der persönlicheEinfluß eines so allgemeinverehrten

Fürsten machtedas Beharren in der reinen Negativeäußerst

schwierig. Der Umstand,daß Graf BafsewitzdieVorlagevertrat,

mußte vieleMitgliederder Ritterschaftauf dieSeite der Regierung

hinüberziehen.Eine Gruppe jüngerer Gutsbesitzer,meist durch

früherenDienstin derArmeeder neuerenZeitströmungzugänglich

gewordenund dem Großherzogpersönlichergeben, war geneigt,

sich der Führerschaftder älterenLandtagsmitgliederzu entziehen,

das Gefühl, daß man Zugeständnissemachenmüsse,überhauptim

Landadelsehr verbreitet. Für die altständischePartei kames mehr

denn je darauf an, fest zusammenzuhaltenund alle subjektiven

Empfindungenzurückzudrängen.Die zu beobachtendeHaltungwar

klar und anschaulichvorgezeichnetin einer kurzvor dem Landtag

erschienenenBroschüre des Freiherrn Julius von Maltzan auf

Klein-Lukow,„Die ständischeBasis" — sowar dieselbebetitelt—

entwickeltein einemhistorischenRückblickdieEntstehungständischen

Wesens aus der Eigenart deutschenVolksgeistes.In geistreicher

Form wurde die NotwendigkeitdessenErhaltung gegenüberden

undeutschenmodernen Staatseinrichtungenbetont und das Ein-

dringen römischerund französischerRechtsbegriffeals gefährlich

gekennzeichnet.Dem stilgewandenAutor stand die Kraft einer

tief ernsten, auf religiös- sittlicherGrundlage wurzelndenUber-

zeugungzur Seite. Von jeherhatte er in Wort und Schrift den

Standpunkt vertreten, daß die Stände mit der alten Verfassung

nichtnur Rechte,sondernauchPflichtenüberkommenhätten. An

diesemahnend,wies er jedenKompromißzwischendemdeutschen,

ständischenPrinzip und dem nur durch „scheinbareGarantieen
21*
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verkleidetenPrinzip der Volkssouveränität"zurück. Eine Brücke

zwischendiesenbeiden unversöhnlichenGegensätzengäbees nicht.

Grade jetztkommees darauf an, Farbe zu bekennen.Die Ritter-

schastdürfe sichnicht durchzugestandeneVorrechteoder materielle

Vorteile irre leiten lassen. Sie müssenstehenund fallenmit dem

ständischenPrinzip.
Die Auslassungender MaltzanschenBroschüre, so extremsie

den gemäßigtenKonservativenerscheinenmochten,entsprachendoch
vollkommendem Standpunkt seinerParteigenossen.Sie bewegten

sich außerdem in derselbenRichtung wie die geheimenWünsche
und stillenHoffnungen, welchein der Ritterschaftvorherrschten.
MaltzansAppellbliebnichtohneWirkung.•Der persönlicheEinfluß
der alten angesehenenFührer auf die jüngerenGenossenthat das
Seinige, und schon die Wahl der ritterschaftlichenKommittemit-
glieder,welchesämtlichdem eingebornenAdelangehörten,ließdas
endlicheErgebnisvoraussehen. Die Rede,mit welcherderGroß-
Herzogden Landtageröffnete,war wie immer würdig, offenund
klar; ihr EindruckaußerhalbMecklenburgsnochgünstigerals im
Lande selbst. In Berlin, wo gerade der Reichstagversammelt
war, rief sie allgemeineBefriedigunghervor. Man fand auchim
Bundesrat die Vorlage durchaus angemessenund hoffteauf end-
licheBeruhigungin dieserSache. Daß man dort mehr an einer
Verständigungüberhauptals an demspeciellenCharakterderVor¬
lage Interesse nahm, war freilichnichtzu verkennen. Die Ver-
treter der Mittel- und Kleinstaatenäußerten gegenihren mecklen-
burgischenKollegen das Zustandekommeneiner Vereinbarungin
Schwerin sei für sie alle von großer Wichtigkeit,weil damit die
Frage eines Eingreifensdes Reichsbeseitigtwerde. Ob Preußen
einemsolchenEingreifen, von dem es selbstnichts zu befürchten
habe, auch in Zukunftentgegensein werde,könneman nichtwissen.
Jedenfalls sei alsdann ein Zusammenhaltender anderenRegie-

1 Bericht des großherzoglichen Geschäftsträgers, Legationsrats Bodo

von Bülow, vom 8. Februar. Derselbe war als Nachfolger des gleich-

namigcn Staatsministers zum Bevollmächtigten im Bundesrat ernannt

worden und hatte seinen Posten mit Beginn des Jahres übernommen.
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rungen erschwert. Kaiser Wilhelm ließ sich durch den Staats-
sekretärvon Bülow über das mecklenburgischeVersassungsprojekt
Vortrag halten und sprachdem Großherzogseine Wünschefür

das Gelingen des Unternehmensaus. Auch die nationalliberale

Partei schienbefriedigtund bereit, etwaigeAnträgeim Reichstag
bis zum Abschlußder SchwerinerVerhandlungenzurückzuhalten.

Inzwischenhatte dieKommitteihrenBerichtam 13. Februar
dem Landtagvorgelegt. Die Ansichtender beidenStände standen
sich darin nochschroffer,als erwartetwar, gegenüber.Aberauch
innerhalb derselbenwichen die Vota einzelnerMitglieder oder
Gruppen erheblichvoneinanderab. Eine Annahmeder Vorlage
war überall nicht erfolgt. Die Vota der landschaftlichenMit-
gliederließenindes eineZustimmungzu den Prinzipienderselben
durchblickenund die gemachtenGegenvorschläge,welchesichüber-

Hauptnur auf die erstenneun grundlegendenArtikelbezogen,ent-

hielten Modifikationen,welchesich von den Bestimmungender

Vorlagenichtzu weitentfernten. DieseGegenvorschlägegruppierten

sich,wie folgt:
1. Drei Mitglieder(Paschen,Brückner,Wegener)beantragten

neben einer ständischenVertretungdes großenGrundbesitzes(29)
und der Magistrate (29) noch eine Vertretungaller Landesteile

durch 58 in räumlichabgegrenztenWahlbezirkengewählteDepu-
tierte. Die Wahl der ständischenAbgeordnetensollte von den

Mitgliedernder bisherigenRitter- und Landschaftvorgenommen

werden.
2. BürgermeisterGundlachschloß sich diesemVotum an,

hielt aber die Zahl von 72 LandtagsmitgliedernbezüglichMeck-
lenburg-Schwerinsfür ausreichendund wollte davon ein Drittel
aus ständischen,zwei Drittel aus allgemeinenWahlen hervor-
gehenlassen.

3. Senator Stegemannschlugnocheine geringereMitglieder-

Zahl für den Landtag(60) vor, wovon je 12 Sitze denStänden,

36 den Volksvertreternzufallensollten. Letzterewürdenaus in-

direktenWahlen hervorgehen.
4. Drei landschaftlicheMitglieder (Schlaaff, Wilbrandt,
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Dahse) legten ein ausführlichesGutachtenvor. Abweichendvon

den vorstehendenAnträgen ihrer Kollegen,wolltensie dieLandes-

Vertretungin eine unzertrennlicheVerbindungmit der Beteiligung

der Staatsbürger an der Selbstverwaltung gebrachtsehen. Sie

schlugendeshalb als Unterlagefür die Landesvertretungdie Ein-

sührung einer Kreisverfassungvor. Durch Verschmelzungder

städtischenmit den Landgemeindenin 12 Kreisverbändenwürden

die partikulärenInteressen am leichtestenund zum Vorteil des

Ganzen ausgeglichenwerden. Innerhalb derKreisverbändesollten

die Wahlen zum Landtagedurchdie drei ständischenKategorieen,

an welchenauchsie festhielten,nach Maßgabeder Seelenzahlvor-

genommenwerden. DieserVorschlagentferntesich am weitesten

von der Regierungsvorlage. Von einer Reihe anderer Modifi¬

kationen,welchedie Vota 1—4 sonstnochenthielten,müssenwir

hier absehen. In schroffemWiderspruchzu den Ansichtenseiner

landschaftlichenKollegenstand
5. das Votum des Bürgermeisters,HofratsPrätorius. Der-

selbeerklärte,daß er dieErhaltung der Ritterschaftund derLand-

schastin ihrer Eigenschaftals politischerKorporationenim In-

terefsedes Landes für gebotenerachte. Dieselbenmüßten in einer

neuen Landesvertretung,jedochnur durchDeputierte,einenange-

messenenPlatz finden. Vor Erledigung dieserFrage habe man

sichjeder weiterenVerhandlungüber diekünftigeZusammensetzung

des Landtagszu enthalten.
Wir wendenuns nun zu den Vorschlägender ritterschast-

lichenMitglieder.
6. Siebenderselben(vonOertzen—Woltow,Graf Bernstorff—

Wedendorf,vonOertzen—Roggow,vonBülow—Rodenwalde,von

Maltzan—Klein-Lukow,Graf Baffewitz—Diekhof,von Oertzen—

Lübberstorf)erklärten,daß sie an demFortbestandderRitter- und

Landschaftals politischerStände festhaltenund ein Hervorgehen

selbstnur eines Teils der künftigenLandesvertretungaus allge-

meinen Wahlen — fowie es von landschaftlicherSeite vorge-

schlagenwäre — für mehr als bedenklicherachtenmüßten. Das

letzterePrinzip sei ein verderblichesund werdeseineKonsequenzen
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fordern. Möge man diesenauchdurch Censusoder sonstigeBe-

schränkungenvorzubeugensuchen,so würden sichsolcheprinziplose

und willkürlicheKautelendochals unhaltbar erweisen. Der aus

allgemeinenWahlen hervorgegangeneTeil der Landesvertretung

würde immer als die eigentlicheund wahre Vertretungdes Volks

neben den Vertretern privilegierterKlassenangesehenund jede

Differenz ausgebeutetwerden, die Stellung der letzterenin der

öffentlichenMeinung zu erschüttern.Ein derartigeskombiniertes

System werdeschließlichzu reinen Kopfzahlwahlenführen, und

dazukönntendieUnterzeichnetennichtdieHandbieten. Sie müßten

vielmehreinenWahlmodusanraten, der bessereGarantieengegen

denEinfluß politischerAgitationendarböte, und würden solchein

einem Zurückkommenauf die Landtagspropositionenvon 1872

und 1873 erblicken.
Es konntebefremdlicherscheinen,daß diesesVotum nur die

Gegenvorschlägeder Landschaftbekämpfte,welchedoch gar nicht

GegenstandderDiskussionwaren, und aus dieVorlageder Regie-

rung nichtnähereinging. Weitentgegenkommenderwar dennauch

7. das SeparatvotumderHerren von Rieben—Galenbeckund

von Oertzen—Kotelow.Dasselbeschlugzwar auchModifikationen

in der Verteilung der Stimmen vor (die Magistrate sollten13,

die Bürgerausschüssegleichfalls13 Abgeordnetewählen),wünschte

auch die Beibehaltungder alten historischenKreisean Stelle der

neuenWahlbezirke,nähertesichaber der Vorlageso sehr, daß die

Regierungspäter eine Verständigungauf dieserBasis sür aus-

führbar erklärte.
Wir haben die vorstehendensiebenVota hier kurzskizziert,

weil sie einen Überblicküber die verschiedenenStrömungen im

Landegewähren. Bemerkenswertist das Fehlen vonVorschlägen,

die auf einer breiterenliberalenoder gar radikalenBasis gefußt

hätten; denn die Anträge der landschaftlichenMajorität waren

trotz des HeranziehensallgemeinerWahlenwegender damit ver-

bundenenEinschränkungenimmerhinnochals gemäßigtzubetrachten.

Die AbstimmungderLandtagsversammlungüberdenKommit-

tenberichtführte natürlichzu Standesbeschlüssen.Die Ritterschaft
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lehnte durch einen solchenvom 17. Februar den Vorschlageines
Zurückgreisensauf diefrüherenLandtagspropositionenab undnahm
dagegenden Antrag Prätorius, der den altständischenStandpunkt

nochschärserbetonte,an. Nachdemalsdann diegemeinsameBeratung

über den weiterenInhalt der Grundzügenach Ausscheidungder

ersten neun Artikel und der anderen von der Vertretungsfrage
unzertrennlichenPunkte fortgesetztwar. wies ein schwerinschesRe-

skript vom 19. die ritterschaftlicheErklärungzurückund verlangte
auch über die ersten grundlegendenArtikeleine nochmaligeBe-
ratung. Die wiederholteBeschlußfassungam 20. ergab jedoch
das gleicheResultat. Die Ritterschaftbeharrte bei dem ersten
Beschluß. Die Landschaftglaubte hierin eine prinzipielle Ab-
lehnung der Regierungsvorlagezu erblicken,und indem sie sich
mit der letzterenim Prinzip einverstandenerklärte, hielt sie zu-
gleichweitereVerhandlungensür gegenstandslos.Nochmalser-
klärte der Großherzogdies Verhalten der Stände für unbefrie-
digend und forderte unter Anerkennungder landschaftlichenAnt-
wort in einemzweitenReskriptvom 23. Februar die Wiederauf-
nähme der Verhandlungen. Der Großherzogvon Mecklenburg-
Strelitz stand bei diesenWirren stets auf der Seite seinesfürst-
lichenVetters. Er unterstütztedessenwiederholtenAppellan die
Stände durch Reskripte, welchedem Inhalt der schwerinschen
durchaus entsprachen'. Beide Landesherren gingen mithin in
dieserAngelegenheitgemeinsamvor. Ein Protest der Ritterschaft
des Inhalts, daß sie die Regierungsvorlagenichtim Prinzip ab-
gelehnt haben wollte (wie dies die Landschaftbehauptethatte),
sollte als Anknüpfungspunktfür einenerneutenVersuchzur Ver-
ständigungdienen. Aber alle Bemühungenwaren vergeblich.Ein
näheres Eingehenauf den Gang der fernerenBeratungen,auf die
zahlreichenSeparatvota und Diktamina, die Reskripteder Regie-
rungen und die vertraulichenUnterhandlungender Kommissare
wäre demnachvon keinemInteresse. Das Endergebnisblieb,daß
beideStände in den Abstimmungenvom 4. und 5. März bei

1 Als Strelitzer Landtagskommissar fungierte der Oberlanddrost Gras

Eyben.
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ihren am 24. Februar abgegebenenStandesbeschlüssenbeharrten.
Der Landtag wurde am 7. März geschlossen.Der Landtags-
abschiedsprachdas Bedauerndes Großherzogsüber das negative
Resultat aus, verhehlteauchnichtdessenMißfallenan den ritter-
schaftlichenund seine Befriedigungüber die landschaftlichenEr-
klärungen. Die Wiederaufnahmeder Verhandlungenauf Grund
derselbenVorlagewurde für den nächstenordentlichenLandtagin
Aussichtgenommen.

Der Großherzogwar durchden Ausgangdes Landtagsver-
stimmt, aber keineswegsentmutigt. Dies beweistam deutlichsten
die Thatsache,daß er wenigeTage späterdas Staatsministerium
zur Besprechungzusammenrief,um das Ergebnis der Landtags-
debattenzu erörtern und die weiterenSchrittezu beraten. Diese
Besprechungenfanden unter seinemVorsitzam 10., 11., 12. und
14. März statt. Man prüfte alle von den Ständen erhobenen
Einwände oder Bedenken,nahm die von ihnen gemachtenAb-
Anderungsvorschlägeparagraphenweisedurch und erwog, welche
Zugeständnissedie Regierung machenkönne, um eineBerstän-
digung zu erleichtern. Das Protokoll läßt erkennen,wie sehr
dem GroßherzogdieseVerständigungam Herzenlag, wie er be-
slissenwar, billigeWünschebeiderParteien zu berücksichtigenund
namentlichauf dem FinanzgebietweitereOpfer zu bringen. Frei-
lich war ein Ausgleichzwischenden beidensichschroffgegenüber-
stehendenGesichtspunktender Ritter- und Landschaftschwerzu
finden. Jedwede Koncessionan die eine Partei mußte den

Widerstand der anderen hervorrufen. Dennoch gab Friedrich

Franz die Hoffnungnicht auf, und eine der seltenstenRegenten-
tugenden, die Geduld, verließihn nicht bei diesemmühevollen
Werk, das eine wahre Sisyphusarbeit genannt werden konnte.
Die Vorarbeitenfür den nächstenLandtag wurden ungesäumtin

Angriff genommen. Die Staatsräte hatten eineReihevon Denk-

schriftenauszuarbeiten,die im Lauf des Juni wiederdurchberaten
wurden, um später, nach erzielterVerständigungmit derStrelitzer
Regierung, den Landtagskommissarienals Anhalt für ihre kom-
promissarischeWirksamkeitzu dienen. Die wichtigstendarunter
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betrafen 1. die Modalitäten des Wahlgesetzesund die Frage, ob

dasselbeunter die Garantie der Verfassungzu stellensei, 2. die

Regelungder innerenAngelegenheitender Landeskircheund 3. die

von der RitterschaftaufgeworfeneFrage, ob die Bestimmungen

der Patentverordnungvon 1817, welchedie rechtlicheInstanz für
Verfassungsstreitigkeitenanordnete,aufrechtzuerhaltenoder zu mo-

disizierenseien.
Die erstedieserDenkschriften,von Staatsrat Wetzellverfaßt,

schlug vor, nur die allgemeinenGrundsätzeder Wahlordnung

unter die Garantie der Verfassungzu stellen.
Die zweite Denkschriftwar vom Staatsrat Buchkaverfaßt

(4. Juni 1874). Schon das Bundesgesetzvom 3. Juli 1869,

welchesdie aus der Verschiedenheitdes religiösenBekenntnisses
abgeleitetenBeschränkungender staatsbürgerlichenRechteaufhob,
hatte die Frage angeregt, ob für die Zukunftdie Teilnahmeder
Stände an der kirchlichenGesetzgebungaufrechtzuerhaltensei.
In den „Grundzügen"von 1872 war indes von einer Ab-
änderung des bestehendenRechts Abstand genommen, da die
Interessender lutherischenKirchesolangenichtgesährdeterschienen,

als der Grundsatzanerkanntblieb, daß nur Mitglieder dieser

Kirche über deren innere Angelegenheitenzu beschließenhatten.

Mit der Erweiterung der politischenRechte, welchedie Vorlage
von 1874 bezweckte,war dieseAuffassungnicht mehr vereinbar.

In Übereinstimmungmit dem Oberkirchenrat,der seineAnsichten

in einem Promemoria vom 13. April 1872 niedergelegthatte,
war das Staatsministerium jetztder Ansicht— und der Groß-
Herzogtrat derselbenbei —, daß jene kirchlichenFunktionenauf
dieneueLandesvertretungnichtzu übertragenwären. Wir kommen
auf dieseAngelegenheitnochzurück.

Schwierigerwar die dritteFrage zu beantworten,welchedie
Aufrechterhaltungder Patentverordnungvon 1817 betraf. Auf
Grund einer von Staatsrat BuchkaverfaßtenDenkschriftentschied
der Großherzog, daß an dem Prinzip einer kompromissarischen
Instanz für StreitigkeitenzwischenLandesherrnund Ständen un-
bedingtfestzuhaltenund eine folche— womöglichinländische— In-
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stanz zu begründensei, da die betreffendenBestimmungender

Patentverordnung mit der Auflösungdes ehemaligenBundestags

hinfällig gewordenseien. Der jetzigeBundesrat könnenicht als

Erbe der früherenBundesversammlungangesehenwerden. Viel-

mehr sollebei allen VerfassungskonfliktenzwischenLandesherrnund

Ständen, welcheKonflikteübrigens die revidierteVerordnung

schärferzu begrenzenhabe, auch in Zukunft zuerst immer eine

schiedsrichterlicheEntscheidungherbeigeführtwerden, und nur

dann den Ständen ein Rekurs beimBundesrat zustehen,wenn

der Landesherrdas Kompromißverfahrenablehneoder dem Er-

kenntnis des SchiedsgerichtsnichtFolge leiste. Nur für solche

Fälle, welchedie Patentverordnungnichtangäbe,könneder Bun-

desrat aushülfsweise als Berufungsinstanzangesehenwerden.

Die Modifikationen,welchein den Artikelnder Patentverordnung

durchEinführungeinerneuenLandesvertretungnotwendigwurden,

waren in der BuchkafchenDenkschriftgenau präcisiertund vom

GroßherzoggenehmigteDas Recht,die Kompromißinstanzzu be-

antragen, sollte der künstigenStändeversammlungnur in ihrer

Gesamtheitzustehen,im Fall ihrer Auslösungaber diesesRecht

auf den Engeren Ausschuß übergehen,welcherauch nach den

neuen „Grundzügen"unauflöslichwar.

Hand in Hand mit diesenVorbereitungenging die Aus-

arbeitungvon Entwürfen,welchedie erweitertenRechteder Magi-

strate und Bürgerausschüsseund die Wahl der Bürgervorsteher

festsetzten.An allen diesenArbeitennahmGraf Baffewitzdirekten

und persönlichenAnteil. Die Akten jener Zeit weiseneine große

Zahl von Entwürfen,Gutachtenund Abänderungsvorschlägenauf,

welcheaus seinerFedergeflossensind. Damit wird die in liberalen

Kreifen damals allgemeinverbreiteteAnsichthinfällig, daß dem

Minister das negativeErgebnis des außerordentlichenLandtags

wenigerunwillkommengewesensei als seinemHerrn. Der Reichs¬

tagsabgeordnetePogge—Roggowgab dieserAnsichtin derReichs-

tagsverhandlungvom 3. Dezember1874 nochbestimmterenAus¬

druck,indem er sagte,Graf Bassewitzseiseinerganzenpolitischen

Thätigkeit nach ein entschiedenerGegner der politischenFort¬
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entwicklungin Mecklenburg. Wohl seien unter seiner Namens-
Unterschriftauf anderenGrundsätzenberuhendeGesetzeerschienen,
aber ein besondererEifer, diesen GrundsätzenGeltung zu der-
schaffen,sei nichtwahrzunehmen. Während des letztenLandtags
habe wederFreund nochGegner der Vorlage den Eindruckgehabt,
daß es demMinisterium mit der VerfassungsänderungErnst sei;
man habe die Vorlage für ein dem Ministeriumuntergeschobenes
Kind gehalten,das jedenfalls als Stiefkindbehandeltworden sei.

Ob der hartnäckigeWiderstandder Ritterschaftden geheimen
Wünschendes Grafen Baffewitzentsprachund er die Hoffnung
hegte, nach dem Scheitern des letztenProjekts den Großherzog
wieder zu der konservativerenVorlage von 1872 zurückzuführen,
mag unentschiedenbleiben. Die Annahmeaber, daß sein Ver-
halten die Ritterschaftzu diesemWiderstandeermutigthabe, ist
ebensounrichtigals die Behauptungunwahr, daß er in derVer-
tretung der RegierungsvorlagenichtdenjenigenEifer gezeigthätte,
den der Großherzogvon einemleitendenMinister fordernkonnte.
Die AktenlassenkeinenZweifeldarüber zu, daß Graf Baffewitz
ohne Rücksichtaus persönlicheNeigungenund Wünscheseineamt-
licheThätigkeitund seinevolleArbeitskraftin denDienst derSache
stellte,welchezu vertretener nun einmal unternommenhatte.

Die Mitgliederder Ritterschaftwaren im Gefühleines voll-
ständigenund, wie sie hofften,definitivenSieges auf ihre Land-
sitzezurückgekehrt.Was in Schwerin unter den Augen des Lan-
desHerrndurchgefochtenwar, glaubteman sicherin Sternberg und
Malchinbehauptenzu können. Die Abzweigungeiner freikonfer-
vativen Gruppe, die Bildung einer Mittelpartei, auf welchedie
Regierungsichhättestützenkönnen,war verhindertworden. Fortan
sollte eine straffereParteidisciplin auf den Landtagen auch die
schüchternenReformbestrebungenjüngererMitglieder niederhalten.
Was Herr Pogge—Roggowin der erwähntenReichstagsrede
über dieseParteidisciplin sagte, war vollkommenrichtig. Eine
solcheTaktikwar aber auch früher mit noch schärferenFormen
von der Partei der bürgerlichenGutsbesitzergeübt worden. Un-
bestreitbar gab es indes im Lande viele konservativdenkende
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Männer, welchediestarreNegativederAltständischennichtbilligten.

Der Standpunkt dieserGruppekamin einer Broschürezum Aus-

druck,welcheder Oberschulrata. D. Dr. Schrödernoch im Lauf

des Sommers 1874 als Entgegnungauf die MaltzanfcheSchrift

publizierte. Der streng kirchlichund konservativgesinnteAutor

bekämpftenicht das ständischePrinzip als solches,bezeichnetees

auch als ein Armutszeugnissür die deutscheNation, wenn sie in

ihrem Bereichnur ein einziges(konstitutionelles)Schemafür die

Gestaltungdes Staatslebens gelten zu lassen, keineanders ge-

artete Verfassungzu ertragenvermöchte.Aber er wies an der

Hand einer gründlichenhistorischenUntersuchungnach, daß die

Grundlage des ständischenVertretungsrechtsdurchBefreiungder

einst hörigen Hintersassenwesentlichverändert sei und daß es

nicht in dem Sinne der alten ständischenInstitutionen liege,

wenn das Recht zur Ausübung der politischenVertretungund

obrigkeitlichenBefugnis durch jeden Gutskauf erworbenwerden

könneund persönlicheQualifikationaußer Betracht bleibe. Die

maßvoll und versöhnlichgehalteneSchrift hätte wohl der Aus-

gangspunkt für die Bildung einer Mittelpartei werden können,

wäre nur den Gesinnungsgenossendes Verfassersdie Möglichkeit

gebotengewesen,ihre Ansichtenandersals auf bloß publizistischem

Wegezu bethätigen.Aber für eine legalepolitischeThätigkeitgab

es nur den Landtagoder den Reichstag, und in letzteremwar

MecklenburgausschließlichdurchliberaleAbgeordnetevertretend

Daß diesedie Angelegenheitwieder vor das Reich bringen

würden,war selbstverständlich.Der mecklenburgischeAntrag,diesmal

durchden AbgeordnetenBaumgarteneingebracht,hatte 180Unter-

schriften,wodurchseineAnnahmeschonvor derBeratung gesichert

war. Dieselbeerfolgteam 9. Dezember1874. Mit Unbehagen

ging der Bundesrat an die Sache heran. Auch im Reichstag

wirktedie Wiederkehrder schonoft gehörtenGründe und Gegen-

gründeermüdend. Wir würden fürchten,durchEingehenauf die

* In Mecklenburg - Schwerin waren gewühlt: vr. Prosch, Bürger-

meister Haupt—Wismar, M. Wiggers, Pogge—Roggow, Professor a. D.

Baumgarten, Advokat Büsing.
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Einzelheitender Verhandlungein gleichesGefühlbeim Leserher-

vorzurufen. Das Endergebniswar nur insofernein anderes, als

der Bundesrat diesmal infolge eines von Schwerin ausgehenden

WunschesseineBeschlußfassungüber den Gesetzentwurfvertagte.

Man wollte abwarten, ob der am $0. Februar 1875 eröffnete

Landtagein günstigeresResultatherbeiführenwerde. Auch diese

Verhandlungenbildetennur eineWiederholungder Vorgängeauf

dem letztenaußerordentlichenLandtage. Schon die Zusammen-

setzungder Kommitteund ihr Berichtließen erkennen,daß an eine

Einigung nichtzu denkenwar. Die Abstimmungenund Gegen-

Vorschlägeführtenimmernur zu demselbenResultat: die Ritter-

schaftwolltedieErhaltungderStände als politischerKorporationen

nicht aufgeben,die Landschaftfordertenach wie vor zuvörderstdie

Zustimmungder Ritterschaftzu dem grundlegendenPrinzip der
Vorlageund verweigertebis dahin jedeErklärungüber die Ein-
zelheitendesReformprojekts.Die VermittlungsversuchederKom-
missare,dieeindringlichenMahnungendes Großherzogsvermochten
hieran nichts zu änderri. In einem von ihm eigenhändigauf-
gesetztenReskriptvom 23. Februar befahl Friedrich Franz den
Kommissaren,seineSorgen um dieZukunftdesLandesdenLand-

räten gegenübermit Bezug auf derenVertrauensstellungzur Aus-
fprachezu bringen. Die Stände, hieß es darin, würdennichtan-
nehmen wollen, daß es einemAnsinnendes Reichesgegenüber
gelingenkönne,die von den Verfassungszuständenaller übrigen
Bundesstaatenso prinzipiellverschiedenenmecklenburgischenpatri-
monialenVerhältnisseunverändertzu erhalten. Bisher sei es ge-
lungen, die Anträgedes Reichstagsim Bundesrat unter Hinweis
auf die schwebendenVerhandlungenmit Erfolg zu bekämpfen.
Mit dem Scheitern derselbenwerde aber diesemWiderstanddie
Kraft genommenund sei die Gefahr, daß von Reichswegen aus
eine oder die andere Weise in die mecklenburgischenVerhältnisse
eingegriffenwerde, alsdann eineimminente. Die damitverbundene
BeeinträchtigungderMecklenburggebührendenund bishergewahrten
Stellung würden auch die Stände gewißvermeidenwollen. Auf
den Ernst der Lageund die den Ständen zufallendeschwereVer¬
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antwortung hinweisend, appellierteder Großherzog an deren

Patriotismus und forderte namentlichdie Landräte auf, ihn in

der Abwehr der dem Lande drohendenGefahren zu unterstützen.

Noch eindringlichersprach sichein Reskriptvom 6. März aus.

Aber alle dieseVorhaltungenwaren vergeblich.Der Landtags-

abschiedvom 18. März konntenur die „völligeErgebnislosigkeit"

und den Mangel „einerWürdigungdesErnstesderLage" seitens

der Stände konstatieren. Dies erfülle den Großherzog mit

schmerzlichemBedauern; er behalte sich nunmehr weitere Ent-

schließungenvor.
Die Ritterschaftwar mit dem Ergebnis zufrieden. Indessen

hattedochderHinweisdesGroßherzogsaufdievomReichedrohende

Gefahr eine gewisseBeunruhigunghervorgerufen,die nochdadurch

genährt wurde, daß die nationalliberalePressein der letztenZeit

wiederholtbetont hatte, es werde, wenn in Malchin keineVer¬

ständigungzuständekomme,PflichtdermecklenburgischenRegierungen

sein, die Reichshülfezur Durchsührungihrer Pläne anzurufen.

Daß einsolchesVerfahrenganz außerhalbder Absichtendes Groß-

Herzogslag, daß er persönlichgegenjedeEinmischungdes Reichs

war und nur befürchtete,dieselbeauf die Dauer nicht abwenden

zu können,habenwir schonausführlichnachgewiesen.Die letzten

Äußerungendes Großherzogshättenfüglichauchin Malchinhier-

überkeinenZweifelaufkommenlassensollen. Indessenfandendie

dort herrschendenBefürchtungendochin der Annahme eines von

dem Freiherrn von derKettenburg—MatgendorfausgehendenAn-

trags sehr bestimmtenAusdruck. Infolge eines daraufhin von

der Ritterschafterteilten Auftrags richteten die ritterschaftlichen

Deputiertendes EngerenAusschussesunter dem8. November1875

eine Eingabean den Großherzog,worin sie die Besorgnis aus-

sprachen,daß der Beitritt des Bundesrats zu dem betreffenden

Reichstagsbeschlußevent einen zwingendenEinfluß auf die Ge-

staltung der mecklenburgischenVerhältnisseausübenkönnte. Dem-

gegenüberhalte dieRitterschaftauchjetztnochan ihrerbeifrüheren

AnlässengeäußertenRechtsüberzeugung1festund wolle das dem

* Dies war geschehen in einem Promcmoria, welches die Landtagsver-
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Lande gebührendeMaß der Selbständigkeitgewahrtwissen. Zwar

dürfe dieselbeder Fürsorge des Großherzogs bei der Wahrung
Allerhöchstseinerwie der ständischenRechtevertrauen. Gleichwohl

sähe sie sich veranlaßt, die Bitte und die ehrfurchtsvollsteVor-

aussetzungauszusprechen,daß der Großherzogdem etwanigenVer-

such einer durch die Reichsverfassungnicht gerechtfertigtenEin-

Wirkungauf die Modifikationder Landesverfassungmit Bestimmt-

heit entgegentretenwolle. Der Großherzog erwiderte darauf in
einem ziemlichkühl gehaltenenReskriptvom 12. Februar 1876,

die Ritterschafthätte um fo mehr vermeidensollen,mit ihrerBitte
eine „Voraussetzung"zu verbinden,welcheseinerZustimmungvor-
griffe, als die von ihr jetzt und srüher ausgesprocheneRechts-
anfichteinebestrittenesei. Er sei deshalbnicht in derLage,zum
voraus Entschließungenaus zukünftige,nochganz ungewisseEven-
tualitätenhin zu fassen.

Zunächst lag für eine solcheEntschließunggar keinAnlaß
vor. Der Bundesrat, der seineBeratungen,wie erwähnt, wegen
der damals schwebendenLandtagsverhandlungenvertagthatte, be-
faßte sichüberhaupterst im Herbst1875 mit der mecklenburgischen
Angelegenheit.Legationsratvon Bülow hatte schonfrüher be-
richtetund Herr von Prollius, der im Lauf des Frühjahrs 18751

als BevollmächtigterMecklenburgsan seineStelle getretenwar,
hotte es bestätigt,daß dieMajorität im Bundesrat zwar nachwie
vor sür eineAblehnungdes Reichstagsbeschlussesstimmen werde,

dochempfindeman die steteWiederkehrdieserFrage als lästig

fammlung in Veranlassung der Errichtung eines Bundes-Oberhandelsgcrichts

am 3. Dezember 1869 den Landtagskommissarien überreichen ließ, und in

einem Landtagsbeschluß vom 16. April 1870. In beiden Schriftstücken war

erörtert, inwieweit die Kompetenz des Reichs den Einzelstaaten gegenüber

als begrenzt anzusehen sei.
1 Herr von Bülow war als Nachfolger des in den Ruhestand getretenen

Staatsrats von Müller zum Chef des Finauz-Departemeuts ernannt und

unter Beförderung zum Staatsrat am 3. April 1876 in sein Amt ein-

geführt worden. Geh. Legationsrat von Prollius, zuletzt Justizrat bei der

Schweriner Justizkanzlei, wurde mit der Übernahme der Vertretung im

Bundesrat gleichzeitig als Gesandter für beide Mecklenburg am preußischen

Hofe beglaubigt.
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und wünschedringend deren endlicheErledigung. In diesem

Sinne äußerte sich denn auch der Verfassungsausschuß,und der

Bundesrat knüpftein seinerSitzung vom 26. Oktober1875 an

seineAblehnungdiesmal den srüher unterdrücktenAusspruchder

„Erwartung, daß es den großherzoglichenRegierungengelingen

werde, eineVerfassungsänderungmit denStändenzu vereinbaren".

Nur der badischeBevollmächtigte,Herr von Freydorf, sonderte

sich,dem früherenVotum seinesVorgängersentsprechend,wieder

von seinenKollegenab und stimmte dem Reichstagsbeschlußzu.

Die SchwerinerRegierungwies Herrn von Prollius unter dem

4. Novemberan, in einer der nächstenBundesratssitzungendie

Erklärung abzugeben,daß sie mit der vom Bundesrat ausge-

sprochenenErwartung völlig einverstandensei. Wenn auch zur

Zeit ein Stillstand in den Verhandlungeneingetretenwäre, so

werdedieRegierungdochihreBemühungenfortsetzenin der Hoff-

nung, schließlichzu einemgedeihlichenZiele zu gelangen.

Der erwähnteStillstand war auchtatsächlichnichtvon langer

Dauer. Schon wenigeWochenvor der soebencitiertenErklärung

hatte der StrelitzerHof in SchwerindieWiederaufnahmederVer-

Handlungenangeregt.NacheinemSchreibenPipers vom8. Oktober

1875 wünschteGroßherzogFriedrich Wilhelm einen Gedanken-

auswuschdarüber zwischenbeidenRegierungeneinzuleiten,um so-

dann zu kommissarischenVerhandlungenmit ständischenDeputierten

zu schreiten. Graf Baffewitzantwortete am 18., Großherzog

FriedrichFranz halte den jetzigenZeitpunktdafür noch nicht ge-

eignet. VertraulicheInformationenhätten ergeben,daß sichzur

Zeit nochkeineAnhaltspunktefür einedirekteVerständigungmit

den Ständen darböten. Der Großherzoghalte es sür besser,ihnen

einigeZeit zur Klärung der Ansichtenzu lassen. In Sirelitzwar

man damit einverstanden,und beideLandesherrenfandendenAn-

laß zu einer öffentlichenKundgebungihrer Ansichtendemnächstin

einerEingabe der Landschaftvom 6. Mai 1876, worin dieseeine

beruhigendeZusicherungerbat, daß die Reformfragenicht vertagt

werde. In ihren Antwortenvom 8. bezw.12. Augusterklärten

die Großherzöge,daß sie „die Verfassungsangelegenheitaus dem
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 22
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letztenLandtagenur deshalbhätten ruhen lassen", weil sie „nach
dem erfolglosenVerlauf des voraufgegangenenLandtags von der
sofortigenWiederaufnahmeder Verhandlungenkeinen Erfolg er-
warten durften". Sie hättenindes die Aufgabe,eineVereinbarung
zu erzielen,festim Augebehalten und würden wieder mit Vor-
schlügenhervortreten,sobaldvon derenBehandlungein günstigeres
Resultatzu erhoffensei.

Tatsächlich waren die Vorarbeiten für eine solcheVorlage
im Staatsministeriumfortgesetztworden, und nochim Juni des-
selbenJahres, 1876, hatteStaatsrat von Bülow ein Promemoria
über einzelnezur Erwägung stehendePunkte des Finanzkapitels
ausgearbeitet. Kurz zuvor (1. Mai 1876) war auch der Ober-
kirchenrataufgefordertworden, sichgutachtlichdarüber zu äußern,
welcheModifikationenin der Kirchenverfassungnotwendigwerden
dürsten,wenn die Landesvertretungin der Richtungder „Grund-
züge"vom 1. Februar 1874 eineVeränderungerführe. Die Denk-
schristdes Oberkirchenratsvom 13. Juni 1877 erklärtesich—
wie wir vorweg bemerkenwollen — dahin, daß einer solchen
neuen Landesvertretungunmöglichdie synodalenBefugnisseein-
geräumtwerdenkönnten,welchedie alten Stände auf Grund des
Erbvergleichsbesäßen. Wir erinnernuns, daß schon1850 und
später, 1872, derOberkirchenratsichin ausführlichenDenkschriften
dahin geäußert hatte, wie die Mitwirkungder Stände bei den
kirchlichenAngelegenheitenan die Voraussetzungdes lutherischen
Bekenntnissesihrer Mitgliedergebundensei und dies Prinzip mit
demEintritt nichtlutherischerAbgeordneterin die Landtagsversamm-
lung fallen müsset Er erneuertedaher seinen Vorschlag,der

1 Es wurde darauf hingewiesen, daß durch das Freizügigkeitsgesetz und
die im Deutschen Reich geltende Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte von
dem Religionsbekenntnis das Prinzip der Reversalen auch in Mecklenburg

rechtlich und thatsächlich verlassen sei. Katholiken und Reformierte sowohl
wie Juden, Sektierer und Religionslose könnten schon jetzt Mitglieder des
Landtags sein, und wenn die Konsequenzen dieser Neuerung bisher faktisch
wenig in die Erscheinung getreten wären, so rühre dies nur davon her, daß
die alten Institutionen sich noch im Kampf'mit den eingedrungenen neuen
Prinzipien befänden. In Wirklichkeit aber stünden Ritter- und Landschaft
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Landesvertretungdie Mitwirkungan der Kirchengesetzgebungzu

entziehenund dieseMitwirkungeinerLandesshnodezu übertragen.

In seiner Rückäußerungvom 25. Mai 1878 erklärtesich das

Staatsministeriummit denvomOberkirchenratdargelegtenGesichts-

punktenim wesentlicheneinverstanden,äußerteaber Bedenkenhin-

sichtlichderproponiertenZusammensetzungdesgemeindlichenFaktors

der Synode. Wenn dieseraus der Mitte der Landtagsmitglieder

hervorgehe,so würde jedeVeränderungin der Organisationder

LandesvertretungeineunmittelbareRückwirkungauf die kirchliche

Verfassungüben und die Kirchebei allen Krisen in eine gefähr-

licheMitleidenschaftgezogenwerden. Der Oberkirchenratbegeg-

nete diesenBedenkenmit dem Hinweis daß seine Vorschläge

sichnur auf einesolcheVertretungbeziehenkönnten,wie sie der

Reformplan von 1874 im Auge habe. Sollte die Verfassung

eineAbänderungim Sinne eineskonstitutionellenSystemserfahren,

dann müßte auchdas synodaleLaienelementvöllig von den staat-

lichenFaktorenlosgelöstwerden. Er empfahl daher in die neue

VerfassungeineKlauselaufzunehmen,nachwelcherdieZusammen-

setzungdes Laienelementsnur für dieDauer ebendieserVerfassung

Bestand habensollte.

Von allen diesenArbeitendrangindessennichtsin dieOffent-

lichkeit. Im liberalenLager war man ziemlichentmutigt. In

einerneuenEingabevom 3. Januar 1877, welcheauf denletzten

landesherrlichenBescheidBezug nahm, wies die Landschaftdarauf

hin, daß sieselbstsichmit den Grundprinzipiender Vorlagevon

bereits nicht mehr auf dem Boden des lutherischen Bekenntnisses, sondern

aus dem der Religionsindifferenz, Diese werde natürlich noch zunehmen,

wenn eine Delegiertenversammlung im Sinne der Grundzüge von 1874 ins

Leben trete. Die neue Synode sollte zur Hälfte aus Geistlichen, zur Hälfte

ans Laien bestehen. Das gemeindliche Element der Synode sollte so ge-

bildet werden, daß jede der drei Kategorieen von Landtagsmitgliedern aus

ihrer eigenen Mitte ein Drittel der gemeindlichen Synodalen erwählte,

wobei die aktive Wahlfähigkeit an die Zugehörigkeit zur lutherischen Kirche,

die paffive aber an gewisse Qualitäten gebunden wäre (lutherisches Be-

keuutnis, Unbescholtenheit, Sichhalten zum Wort und Sakrament).

1 Denkschrift vom 28. Juni 1878.
22*
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1874 einverstandenerklärthabe und demnachnur die Ritterschaft

an dem ScheiterndiesesProjekts die Schuld trage.
DieseBemerkungwar an sichrichtig, allein es ließ sichder-

selbenmit Rechtentgegenhalten,daß die frühereVorlagevon 1872

am Widerspruchder Landschaftgescheitertwar. Rekriminationen

des einen Teils gegen den andern konnten überhaupt zu nichts
führen und das Recht, den eigenenStandpunkt zu behaupten,
füglichkeinerPartei bestrittenwerden. Aus dieserSackgassegab
es keinenlegalenAusweg,solangedie RitterschaftbeiihremVotum
blieb. Nur gewaltsameEingriffe in das mecklenburgischeVer-
fassungsrechthätten eineVeränderung herbeiführenkönnen. Der
eine konntevom Reich, der anderevon den Landesherrenaus-
gehen. Zu solchenMitteln hätte Friedrich Franz niemals seine
Zufluchtgenommen. Niemalshätte er die Hülfe des Reichs an-
gerufen, niemals eine Verfassungoctroyiert. Nur auf legalem
Wege konnte unter feiner Regierung die Reform ins Leben
treten.

Von diesemunabänderlichenBeschlußbrachtenochdas Ende
des Jahres 1877 neue Belege. Vor seinerAbreisezum Landtag,
welcher am 14. Novemberin Sternberg eröffnet wurde, hatte
Graf BassewitzvomGroßherzogdenAuftrag erhalten,dieeinfluß-
reichstenMitglieder der Ritterschaftin einer vertraulichenBe-
sprechungauf ihre Stimmung zu sondieren. Fand sich, daß eine
Neigung zur Verständigungvorhanden war, so solltendie offi-
ziellenVerhandlungenwiederaufgenommenwerden. Am 27. No-
vemberberichteteBassewitz: „Gesternabendhabe ich mit folgen¬
den Mitgliedern der Ritterschafteine Besprechunggehabt: den
LandrätenPlüskow, Maltzanund Bülow, ferner Maltzan—Klein-
Lukow, Böhl—Cramoushagen,Dewitz—Cölpinund Oertzen—
Kotelow. Ich muß denselbenbezeugen,daß siesämtlichdenErnst
der Lage vollständig zu würdigen schienen,indem sie sichvon
ihrem Standpunkt aus entgegenkommenderzeigten,als ich es er-
warten durfte. Wenn siefreilichglauben,Ew. KöniglichenHoheit
Wünschenicht voll befriedigenzu können,so wird es ihnen doch
schonschwergewordensein, in demEntgegenkommensoweitzu gehen
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und sichzu einigen,und glaubensie damit die Hindernisseeiner

Verständigungmit Ew. KöniglichenHoheit hinweggeräumtzu

haben." Aus demBerichtgingnun hervor, daß derBesprechung

die „Grundzügevon 1874" mit den vom Großherzogspäter ge-

nehmigtenModifikationenzu Grunde gelegenhatten und die ge-

nannten Herren hierauf im Prinzip eingegangenwaren. Jedoch

verlangtensie vor allemGarantieendafür, daß Ritter- und Land-

fchaft auchferner neben oder in der neuen Landesvertretungals

politischeKorporationenbestehenblieben. Von einemZweikammer-

systemmüssemanabsehen,einmalweilMecklenburgfür einensolchen

Apparat zu kleinwäre, sodannweil eine aus der Ritterschaftge-

bildete Erste Kammer die konservativenElemente des Landes

absorbieren und die Zweite Kammer, in welcher doch der

Schwerpunktliege, alsdann dieser Elemente entbehrenwürde.

Deshalb schlügensie vor, jeder der drei Kategorieendas Recht

eines Veto gegen solcheBefchlüffezuzuerkennen,welchegewisse

Standesrechtebeeinträchtigenkönnten. Die Herren äußertenferner

denWunsch,daß überallan Stelledes Ausdrucks„großerGrund-

besitz"das Wort „Ritterschaft"gesetztwerde,und hielten an dem

früheren Standpunktfest,daß unter Wegfall der neun Mitglieder

des befestigtenGrundbesitzesund der vom Landesherrnzu er-

nennendensechsAbgeordnetendieRitterschaft40 Vertreter zu ent-

sendenhabe, und zwar sollten dieseauf Konventenund nichtin

geographischenWahlkreisengewähltwerden.

Waren dieseKoncessionenauch,wie man sieht,nichtsehr er-

heblich,so boten sie immerhin einigeAnhaltspunktefür die Ver-

ständigung;und Graf Bafsewitzriet am Schluß seinesBerichtes

die entgegenkommendeStimmung zu benutzen, welche, wie er

meinte, vorzugsweisedem Einfluß Maltzans lKlein-Lukow)zuzu-

schreibensei. Auch äußerte sich in seinerAntwort der Groß-

herzogsehrerfreut über die versöhnlicheHaltung der altständischen

Parteiführer. Die gefordertenGarantieenwegeneinesVeto jeder

der drei Kategorieenerklärte er für annehmbar,ebensoden Aus-

druck„Ritterschaft". Die Forderung der neunMitgliederdes be-

festigtenGrundbesitzeswolle er aufgeben,diedersechsVertrauens¬
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männer werde er aber nur sehr ungern fallen lassen. Ob man

von den Wahlkreisenabgehenkönne, werde wesentlichvon der

Landschaftsowieauchdavon abhängen,ob sich,analog den Kon-
venten,ähnlicheWahlverbändefür die anderen beidenKategorieen

auffindenließen. Im ganzenglaube er nunmehr auf eine Ver-

ständigunghoffen zu dürfen. Auch die siebenHerren von der

RitterschaftgabendiesemGefühlAusdruck,als ihnen Graf Basse-

Witzin einerzweitenBesprechungam 6. Dezemberdie Antwort
des Großherzogsmitteilte.

Friedrich Franz ließ nnn in Strelitz vorschlagen,in dem
Landtagsabschieddie Wiederaufnahmeder Verhandlungenanzu-
kündigen,und nachdemdie dortigeRegierungsichdamit einver-
standenerklärthatte, eröffneteer den Ständen, daß die VerHand-
lungenüber die Verfassungwieder aufgenommenwerden sollten,
sobald die Durchführung der Reichsjustizgesetzeabgeschlossensei.
Dieseden Landtagvollauf beschäftigendeAngelegenheithabe jene
Wiederaufnahmeverzögert. In derThat war diedurchdie neuen
Justizgesetzeveranlaßte Arbeitslastsür alle Behörden so ange-
wachsen,daß an ein gleichzeitigesBehandelnzweier so tief ein-
greifenderVeränderungennichtzu denkenwar. Eine zweiteKund-
gebung, durchwelcheFriedrichFranz sichdie volleSelbständigkeit
des Handelns dem Reichgegenüberwahrte, lag in der Jnstruk-
tion, welcheHerrn von Prollius am 4. April 1878 für denFall
zuging, daß der wiedereingebrachteBaumgartenfcheAntrag im
Reichstagzur Verhandlungkäme. Der Bevollmächtigtesollteer-
klären: die Regierunghalte daran sest, daß die Verfassungsfrage
nur mit den berechtigtenOrganen, den Ständen nämlich,zu be-
handeln seiund eineEinmischungdes Reichsnichtzu dessenKom-
petenzgehöre.

Zu einer Verhandlung über den VanmgartenschenAn-
trag kames in jener Sessionindessennicht, da der Reichstagam
11. Juni 1878 aufgelöstwurde. Von da ab verschwandüber-
Hauptdie mecklenburgischeFrage von derTagesordnung. In den
Wahlendes Sommers 1878 bahnte sichder politischeUmschwung
an, welcherden liberalenElementendas bisherigeÜbergewichtim
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Hauseentzog. Auchin den beidenGroßherzogtümernmachtesich
dieserUmschwunggeltend. Von den siebenAbgeordnetengehörten
wenigstenszwei der ständischenPartei an. Angesichtsder kon-
servativ-klerikalenMajorität des Hauseszogendie liberalenmecklen-
burgischenAbgeordnetenes vor, denAntrag gar nichteinzubringen,
um sichnicht einer Niederlageauszusetzen.

Wäre es Friedrich Franz mit seinemResormplanwirklich
nicht Ernst gewesen, wie die liberale Partei früher behauptet
hatte, so hätte ihm jetzt die Verschiebungin der Parteibildung
einen willkommenenAnlaß bieten können, die Angelegenheitad
ealendas graecas zu vertagen oder doch auf die konservativere
Vorlage von 1872 zurückzukommen.BesorgnissedieserArt wur-
den auch in der Presselaut. Wie unbegründetsie waren, wie
falschman den Fürsten beurteilt hatte, solltesichbald erweisen.
Zunächstwurde der Herbstlandtagvon1878 zur Wahlvon Depu-
tierten für eine kommissarischeKonserenzaufgefordert. Sodann
fandenvom 5. bis 19. Mai 1879 unter Vorsitzdes Großherzogs
Beratungendes Staatsministeriumsstatt, in welchendie Vorlage
von 1874 noch einmal Satz für Satz durchgenommenund die
Frage weitererKoncefsionenerörtert wurde. Die vondem Groß-
herzog selbst vorgeschlagenenAbänderungenhatten wesentlichden
Zweck, der Ritterschaftentgegenzukommen.Deshalb wurden an
Stelle der früher proponierten geographischenWahlkreise(Land-

wehrcompagniebezirke)die drei historischenLandkreiseals Wahl-
körperbestimmt. Der Ritterschaftwurde damit eingeräumt, die
Wahl ihrer 31 Abgeordnetenauf einemritterschaftlichenKonvent
vorzunehmen,wobeinachMaßgabeder Hufenzahl115 Sitze dem
mecklenburgischen,16 dem wendischenKreise zufallen sollten.
Ebenso sollte die Landschaftnach Kreisen wählen, und zwar
Magistrateund Bürgerausschüssegetrenntin der Weise,daß jeder
dieserbeidenWahlkörper13 Abgeordneteentsandte. DieseSon-
derung der städtischenVertreter entsprachdem Gegenvorschlag,

* Nach btirt Staatskalender von 1879 betrug der Hufenbestand der

ritterschaftlichen Güter im mecklenburgischen Kreise ruud 1791 Hufen, im

wendischen (einschließlich der hinzutretenden Rostocker Distriktsgüter) 1746.
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welchendie Herrenvon Rieben—Galenbeckund von Oertzen—Kote-

low auf dem außerordentlichenLandtag von 1874 eingebracht
hatten. Schließlichsollten auch die Landgemeindennicht nach
geographischenWahlbezirken,sondernnachÄmtern^ wählen und
zwar die Ämter Schwerinund Hagenowals die weitaus größten
je zwei, die andern 21 Ämterje einen Abgeordnetenzum Land-
tag entsenden-Hierbei war neben der Seelenzahl auch der
Hufenstandder Domanialämterals „einfür die Steuerkraft wich-
tiger Faktor" in Berücksichtigunggezogen.

Das ProtokolldieserBeratungenwurde am 15. Juli 1879
nach Neustrelitzübersandt. Dabei schriebGraf Bassewitz, der
Großherzoghabeanfänglichden Wunschgehabt, die kommissarisch-
deputatischenVerhandlungennochvor Beginn des nächstenLand-
tags eintretenzu lassen,diesenPlan aber aufgegeben,da die mit
der neuen JustizorgcmifationzeitweiligverbundeneGeschästslast
und die notwendigeVerständigungmit der Strelitzer Regierung
eine so rascheErledigungder Vorfragen unausführbarmachten.
Für dieseVerständigungwurde die Entsendungeines Strelitzer
Kommissars zum Herbst erbetenund dieserdenn auch in der
Person des Regierungsrats Grafen von Bernstorff bestellt. Die
Besprechungenzwischenihm und Graf Bassewitzfanden am 11.
und 12. Novemberin Schwerin statt. Sie ergaben, daß der
prinzipielleStandpunktderRegierungenzur Frage keineswegsder
gleichewar- Den Schweriner Standpunkt kennenwir bereits.

* Diese Wahlordnung wurde später in einem Promemoria des Staats-
rats von Bülow vom 11. Juni 1879 näher ausgearbeitet und vom Groß-
herzog genehmigt. Da bisher eine Zuteilung des Domaniums zu den
beiden Landeskreisen nicht bestand, so sollte dieselbe nun in der Weise ein-
geführt werden, daß dem mecklenburgischen Kreise das Herzogtum Schwerin,
das Fürstentum Schwerin und die Herrschaft Wismar, dem wendischen aber
das Herzogtum Güstrow zufiele. Bei einer Gesamteinwohnerzahl des
Domaniums von 190500 kamen von den 26 Abgeordneten je einer auf
7620 Seelen. Hiernach entfielen auf den ungleich größeren mecklenburgischen
Kreis 19 Sihe, auf den wendischen 6. Die Hof- und Erbpacht«; waren als
solche wahlberechtigt. Neben ihnen entsandten die Ort- und Dorfschaften
nach der Einwohnerzahl einen, zwei oder drei Wahlmünner als Deputierte
für die Landtagswahl.
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In Strelitz schienman neuerdings die Reformbedürftigstder
alten Verfassungnur in sehr beschränkterWeise anzuerkennen.
Man schlugvor, die Ritter- und Landschaftnebendem Landtag
bestehenzu lassen, war für Beibehaltungder Mrilstimmenund
der itio in partes, hielt die Wahlberechtigungder Stadtver-
tretungen,überhauptdie ganzeneueStadtverfassungfür bedenklich
und motivierte dies alles damit, daß die Gefahr einer Ein-
Mischungdes Reiches nunmehr wohl als beseitigtanzusehensei
und die alte Verfassungdoch Vorzügehabe, die man ohneNot
nicht preisgebendürfe. Die Entgegnungdes Grafen Bassewitz
war sehr bestimmt. Die Bedürfnisfragesei längst bejaht, eine
neue Erörterung mit den ständischenDeputiertenüber die Not-
wendigkeitder Reform ganz unzulässig. Wenn zur Zeit der
Druck von Berlin aus gemindertsei, so könne sich das jeden
Augenblickändern. Vielmehr gelte es, die gegenwärtigekonfer-
vative Strömung zu benutzen,um eine Reform der Verfassung
in möglichstkonservativemSinne durchzusetzen.Der Minister
verteidigtedie einzelnenPunkte der SchwerinerVorlage — und
zwar war dies immer noch die von 1874 — sehr energisch
gegenalle Einwände und Abänderungsvorschlägedes Strelitzer
Kommissars. Wenn dieseVorlage, wie früher behauptetwurde,
seinStiefkindwar, so hätte er jedenfallsein eigenesnichtbesser
behandelnund vertretenkönnen.

Eine volle Verständigungwurde mit dem Strelitzer Hof
nichterzielt,indessenwar der letzteremit der Einberufungständi-
scherDeputiertenunter der Bedingung einverstanden, daß die
Konserenzennur den Charakter eines vorbereitendenMeinungs-
austausches hätten. Der Landtag wurde zur Neuwahl solcher
Deputiertenaufgefordert,und vom 9. — 12. März 1880 fanden
die kommissarisch- deputatischenVerhandlungenin Schwerinstatt.
Als Kommissarefür Schwerin fungiertenneben Graf Baffewitz
die Staatsräte vr. Buchka,Di'. Wetzellund von Bülow. Strelitz
war durch den Regierungsrat Grafen von Bernstorffvertreten.
Die letztenKonferenzendieserArt waren im Oktober1872 ab-
gehaltenworden und sehrunbefriedigendverlaufen. Die Erinne¬
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rung daran war nicht angenehm, aber FriedrichFranz erhoffte
diesmal ein besseresResultat. Wieder sollte er sich getäuscht
sehen. Und zwar waren diesmal beideStände in der Ablehnung
einig. Die neun rittcrfchaftlichenDeputierten gehörten dem ein-
geborenenAdel an und konntenals Vertreter der feudalenRich-
tung in der Ritterschaftangesehenwerdend Dagegen ließ die
Wahl der landschaftlichenDeputiertenerkennen, daß sichin den
AnschauungendiesesStandes während der letztenJahre ein eigen-
tümlicherUmschwungvollzogenhatte. Es fehlten unter ihnen
gerade diejenigenMänner, welche die Führerschaft innegehabt
hatten und als eifrigsteVerfechtereiner liberalen Reform auf-
getretenwaren. Daß dieBürgermeisterSchlaaff,Dahse,Brückner
und andere,welche1872,1874 und 1875 der Ritterschaftentschieden
entgegengetretenwaren, diesmal unter den Deputiertenfehlten,
war an sichschonein Symptom dafür, daß sichbeiderMajorität
der Landschaftdas Gefühl der Unzufriedenheitmit den bestehen-
den Zuständengeminderthatte. Die Haltung der landschaftlichen
Deputierten auf der Konferenzbrachtedies aber nochklarerzum
Ausdruck. Neben dem Einfluß der konservativenStrömung,
welchesich in allen Bevölkerungsschichtengeltendmachteund in
den letztenReichstagswahlendeutlichin die Erscheinunggetreten
war, wirkte hier auch noch der Umstand mit, daß die neue
Gerichtsorganisationvielfach zu Neubesetzungenin den Bürger-
meisterstellengeführt hatte. Diese neuen, meist jungen Ele-
mente waren teils nicht geneigt, sich der Führerschaftder
älteren Kollegenunterzuordnen, teils waren letztereüberhaupt
vom Schauplatzabgetreten. Es bestandmithin bei der Landschaft
nicht mehr diejenigeÜbereinstimmungmit den Grundprinzipien
der Vorlage von 1874, welchebei früheren Landtagsverhand-
lungen durch die landschaftlichenErklärungen wiederholt aus-
gesprochenwar. Viele Bürgermeisterfanden jetzt das mit der

* Es waren dies die Herren Graf von Bernstorsf—Wedendorf, von Bülow—

Rodenwalde, von Oertzen—Roggow, von Plüskow—Kowalz, Freiherr

von Maltzan—Klein - Lukow , Graf von Schließen—Schlieffenberg, von

Oertzen—Kotelow, von Dewitz—Kölpin, von Oertzen—Brunn.
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VorlageverbundenePreisgebeneines Teils ihrer bisher sehr weit
gehendenobrigkeitlichenBefugnissewenig zusagend. Auch war
ihnen der Gedankenichtangenehm,daß die Bürgerausschüssezur
Wahl der städtischenAbgeordnetenherangezogenwerdensollten.

So kam es, daß jetztbei den Märzverhandlungendie über-
wiegendeMehrheit der landschaftlichenDeputiertenmit derRitter-
schastdarin übereinstimmte,daß die Vorlagevon 1874 eine un-
geeigneteGrundlage der Reform bilde und daß, wenn man über-
Hauptzu einerReform schreitenwolle, es bessersei, auf diekonfer-
vativereGrundlage von 1872 zurückzukommen.DiesemGedanken
gab denn auch schon vor dem Beginn der Specialdiskussion
eine Erklärung Ausdruck, welcheLandrat Graf Bernstorff im
Namen von 15 Deputiertenverlas und welche„die Festhaltung
der ständischenBasis als einenunerläßlichenAusgangspunktfür
die weiterenVerhandlungen"bezeichnete.Nur zwei landschaftliche
Mitglieder erklärtenihr prinzipiellesEinverständnismit der Re-
gierungsvorlage, während der RostockerDeputiertees aussprach,
daß er an der AblehnungbeiderRegierungsvorlagen,sowohlder
von 1872 als der von 1874, festhaltenmüsse. Seinen Rostocker
Kommittentenwaren dieseVorlagenvon jeher nicht liberal genug
gewesen.

Das Majoritätsvotumließ von vornhereinjedeweitereVer-
Handlungals aussichtsloserscheinen.Man deliberiertezwar noch
in zwei Sitzungen über den Art. 1. Als aber die Deputierten
einemAntrag des GrafenBaffewitzauf Formulierung von Gegen-
Vorschlägennicht entsprechenzu könnenerklärtenund dieMajorität

in der viertenSitzung nochmalsauf ihr erstesVotum zurückkam,

hob der Minister die Sitzung auf, um die Entschließungdes
Großherzogseinzuholen. Nach Ablauf von zweiStunden kehrten
die SchwerinerKommissarezurückund Graf Baffewitzerklärtedie
Verhandlungenfür geschlossen,da sichder Großherzogvon deren
Fortsetzungeinen Erfolg nicht versprechenkönne. Die zwischen
den beiden RegierungenbestehendeMeinungsverschiedenheitwar
infolgeder von dem StrelitzerKommissarbeobachtetenReservein

den Verhandlungennicht zu Tage getreten. Man nahm indessen
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in ständischenKreisenallgemeinan, daß die Ablehnungder Vor-
läge von 1874 der StreicherRegierungnicht unwillkommenwar.

Eine andere Stimmung erwecktesie beiGroßherzogFriedrich
Franz. Wiederum sah er sichin seinemredlichenBestrebenge-

lähmt; wiederwar die Frucht langer mühevollerArbeit verloren.
Dem Bedauern über das neue Mißlingen einer Verständigung
gab er in würdiger Form durch ein SchreibenAusdruck,welches
er am 30. Oktober 1880 an den Engeren Ausschußrichtete.
Tasselbe enthielt indessenkeineswegseinen Verzichtauf weitere
Verhandlungen,sondernschloßmit den Worten, daß der Groß-
Herzoges nach wie vor seineernsteSorge sein lassenwerde,diese
wichtigeAufgabezum Wohle des Landeshinauszuführen.

In welcherWeiseer dies zu thun gedachte,ersehenwir aus
einer Registratur des Staatsministeriumsvom 15. Januar 1881,
durchwelcheer seineStellung in der Verfassungsangelegenheitzu
denAktenkonstatierenließ. NachdemdieletztenVerhandlungenvom
März 1880, hieß es darin, zu einemResultatnicht gesührthätten
und solcheVerhandlungendamitabgebrochenseien,habederGroß-
Herzogzu konstatierenbefohlen, daß er diejenigeneineVerftän-
digung mit der RitterschaftbezielendenKoncefsionennunmehr für
erledigthalte, welchedurcheine vertraulicheBesprechungauf dem
Sternberger Landtagevon 1877 veranlaßt und in den Proto-
kollen des Staatsministeriums vom 5.—12. Mai 1879 auf¬
gezeichnetworden feien. Bei etwaniger Wiederaufnahme der
Verhandlungenwollten Serenissimuszunächstwieder von den
„Grundzügen" ausgehen, welcheden Ständen aus dem außer-
ordentlichenLandtag von 1874 vorgelegenhätten, jedochunter
Beibehaltung der späteren Allerhöchstgenehmigtenveränderten
Fassungdes Finanzkapitels.

In dem kurzenZeitraum von zwei Jahren, der zwischen
dieserErklärung und seinemTode lag, hat FriedrichFranz die
Verfassungsfrageruhen lassen. Vielleichthätte er sie wiederan-
geregt,wäre ihm eine längereLebensdauerbeschiedengewesen.Es
ist möglich,daß die Gründe, welcheden Fürsten bestimmten,un-
ablässigund trotz wiederholterEnttäuschungenan dem Reform-
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gedankenfestzuhalten, auch ferner bei ihm fortgewirkthätten.
Denn unter diesenGründen—das könnenwir nichtverkennen—

stand ein persönlicherobenan. FriedrichFranz hatte im Früh-
jähr 1848 seinem Lande eine Verfasfungsveränderungverheißen.
Er hatte seinWort eingelöst;das Staatsgrundgesetzwar publiziert
worden. Aber der FreienwalderSchiedsspruchhatte gegeuihn,
gegendie neue Staatsordnung entschieden.Von einerrechtlichen
Verpflichtung,den Reformplanwiederaufzunehmen,konntefüglich
nichtdie Rede sein. Aber ein Mann von so peinlicherGewissen-
haftigkeitwie Friedrich Franz vermochtesichvon der Erinnerung
an die einst gegebeneZusicherungnicht loszumachen. Sie war
es, die ihn immer wiederzu neuenReformversuchenantrieb, auch
dann noch,als die Zeiten sichgeändertund die Vorgängein an-
dern Ländernden Blickfür dieMängel des modernenParlamen-
tarismus geschärfthatten. Auf jenes persönlicheMotiv dürfen
wir es zurückführen,wenn FriedrichFranz in den sechzigerund
siebzigerJahren die Umgestaltungder alten Verfassungin ver¬
schiedenerForm ins Leben zu rufen trachtete. Daß er dabei
durchkeinender zahlreichenMißerfolgeentmutigtwurde, daß ein
fönst begreiflichesGefühlderVerbitterungin seinemreinenGemüt
nicht Wurzel faßte, daß er mit unermüdlicherGeduld immer

wiederan die mühevolleArbeit ging, — dies alles mußte ihm

die BewunderungseinerZeitgenossen,dieAnerkennungselbstseiner

politischenGegner sichern. Aber bei den letztenkommissarisch-

deputatischenVerhandlungenvom Oktober1880 war der Um-

schwungin den Ansichtender Landschaft,die dochals Vertreterin

der liberalenRichtung gelten konnte, sehr deutlichzu Tage ge-

treten. Auchin diesenKreisenfand man jetzt,daß die alte Ver-

fassungvielesenthalte,was der Erhaltung wert sei. Eine durch-

greifendeUmgestaltungderselbenwurde nichtmehr wie in früheren

Jahren als dringendes, unabweisbares Bedürfnis empfunden.

Das Erstarkender konservativenStrömung im Landewar unver-

kennbar. FriedrichFranz konntesich dieserWahrnehmungnicht

verschließen,und er stand nochunter ihrem Eindruck,als er sein

Ende herannahenfühlte. Seiner Denkartentspraches nicht, eine
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Aufgabe, die er sichselbstgestellthatte und deren Erfüllung ihm

versagtgewesenwar, einemjüngerenGeschlechtzu übertragenoder

dem Lande als eine Art Vermächtnis zu hinterlassen. Ebenso-
wenig hat er Wünscheund Erwartungen ausgesprochen,die über
sein Grab hinaus fortgewirkthätten. Der Erbe seinesThrones
solltein seinenEntschließungenfrei sein und unbeirrt den Weg
einschlagenkönnen, den er zum Wohl des Landes nach eigener
Überzeugungfür den richtigstenund gedeihlichstenhalten würde.
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Die letzten Regierungsjahre. Reisen und Familien-

leben. Heimgang.

Die letztenzwölfLebensjahredesGroßherzogs,1871bis 1883,
bildenden verhältnismäßigruhigstenTeil seinerRegentenlaufbahn.
Wir sagenverhältnismäßig,dennvoneinergleichmäßigenRuhe kann
in dem LebeneinesFürsten nur seltendie Rede sein,und bei dem
lebhaftenTemperament,demnieerlahmendenTätigkeitsdrangFriedrich
Franz' warderBegriffeinesbeschaulichenDaseins,einesotium cum
dignitate überhaupt ausgeschlossen.Er kanntenur Ruhe in der
Bewegung. Wenn es daher auchin diesemZeitrauman häufigem
Ortswechsel,weitenReisen,militärischenBesichtigungen,Jagdaus-
flügeuund dergleichennichtfehlte,sotrat dochandererseitsin deren
WiederkehreinegewisseRegelmäßigkeitein, welchees gestattet,diesen
Lebensabschnittim Zusammenhangzu überblickenund zu schildern.
Große historischeBegebenheiten,politischeUmwälzungenoderKriege,
wie sie die Jahre 1848, 1850, 1866 und 1871 für Mecklenburg
gebrachthatten, fielennichtin dieseZeit. Der äußereFriedeblieb
ungestört,derinnerewar es gleichfalls,soweitnichtdiein demletzten
KapitelgeschildertenVersucheeinerVerfassungsreformdenParteigeist
zeitweiligerregten. Die äußerePolitiklagin denHändenderReichs-
gewalt,und in denBeziehungenzuder letzterenselbstwar jedeMiß-
HelligkeitdurchdieunbedingteReichstreuedesLandesherrnwiedurch
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das engeFreundschaftsbandausgeschlossen,das ihn mit demKaiser

persönlichverknüpfte.
Von den Wirren, welchedie beiden bedeutendstenZeit-

strömuugender siebzigerJahre, der Kulturkampfund diesocialistische

Agitation in vielendeutschenStaaten hervorriefen,bliebMecklen-

bürg unter der RegierungFriedrichFranz' II. fognt wie unberührt.

Für konfessionelleKonfliktewar hier keinBoden, und die social-
demokratischeBewegungfing erst in denachtzigerJahren an größere
Dimensionenanzunehmen,ohne indessenauch dann einen gesahr-
drohendenCharakterzu bekunden.Der Umschwungin der inneren

und Zoll-Politik des Fürsten Bismarck,durchwelchendiesersich
1878 derkonservativenPartei wiedernäherte,konntevomGroßherzog

nur willkommengeheißenwerden,zumal die agrarischenGesetzesehr
wesentlicheinemLandezu gute kommenmußten, dessenWohlstand
fast ausschließlichim GedeihenderLandwirtschaftberuhte. Die In-
dustriehatte sichauchin denletztenzweiDecenniennur mäßigent-
wickeltund, wo es geschehenwar, meistenslandwirtschaftlichenEr-
zeugnissenzugewandt. Der Rübenbau hatte au Ausdehnungge-
Wonnenund vielerortenzur Anlage von Zuckerfabrikengeführt.
Dem industriellenBetrieb im größerenStil standaber nachwievor
der Arbeitermangelund die Abneigungder Bewohnergegendie in-
dnstrielleErwerbsart im Wege. Die Freizügigkeitund die Ent-
WickelungdesVerkehrslebenshattenin dieserHinsichtkeineÄnderung
gebracht. Dem Handeldagegenwarensie förderlichgewesen.So
ablehnendman sichfrüher in MecklenburggegenEisenbahnunter-
nehmungenverhalten,so eifrigging man nun an den Ausbau des
Bahnnetzesheran. DieZahlderProjektewar in densiebzigerJahren
so groß, daß die Regierungmit Vorsichtbei der Prüfung und Ge-
nehmigungderKoncefsionsanträgeverfahrenmußte. Im Mai 1868
hattesie'denBau derLinieLübeck'—Kleinen,den die betreffendeGe-
sellschastwegenMangeldisponiblerMittel eingestellthatte, füreigene
Rechnungübernommenund am 1. Juli 1870 zu Ende geführt.
Kurzzuvorwar auchdievormalige„MecklenburgischeBahn" mittelst
Vertragesvom 20. April 1870 in den Besitzder Regierungüber-
gegangen. Diese Bahnstreckenund die Liniender FriedrichFranz-
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Bahn wurdennun durchKaufvertragvom 2.'12. April 1873 von

einerAktiengesellschafterworben,derenStatuten am 26. November

bezw.29. Dezember1873 die landesherrlicheBestätigungerhielten.

Die LinieWaren-Malchinwurde am 9. November1879, die von

ParchimnachLudwigslustam 15. Juni 1880, die von Güstrow

nachPlau am 5. Dezember1882 eröffnet. In den letztenMo-

naten seinerRegierung hatte FriedrichFranz nochden Bau ver-

schiedenerBahnstreckengenehmigt, für welchedie landesherrlichen

Koncessioneuaber erst uach seinemAblebenerteiltwurden Bon

derBörsenkrisisdes Jahres 1873 wurdeMecklenburgnichtempfind-

lichgetroffen. Zwar hatte das BörsenfieberdervorangehendenJahre

auchdorteinigeKapitalbesitzerergriffen,dochwar dieZahl derOpfer

desunvermeidlichenKrachsgering; diewichtigstenKreditinstituteüber-

dauertendieKrisis,undderGrundwertstiegvielmehrin demMaße,

wieder Kurs der Jndustriepapieresank.

Die Kriegsthatendes Großherzogsin Frankreichhatten ihm

eineFülle äußererEhren eingetragen.Schon während des Feld-

zugs war ihm das eiserneKreuzzweiterund ersterKlasseund das

Eichenlaubzu dem 1866 erhaltenenOrden pour le liiörite ver¬

liehenworden. Bei demSiegeseinzuginBerlin am 16.Juni 1871

ritt er in der Reihe der ruhmreichenHeerführer. Das russische

St. Georgs-Kreuzuud viele deutschenur im Felde zu erringende

Verdienstordenschmücktenseine Brust, und am Jahrestage seines

Einzugsin Orleans, am 4. Dezember1871, verliehihm derKaiser

auchdas nur für die höchstenHeerführerbestimmteGroßkreuzdes

eisernenKreuzes. Das Telegrammmit der NachrichtdieserVer-

leihungkamunmittelbarnacheinemgroßenMilitär-Diner an, als

nochalleimThronsaaldesSchlossesversammeltwaren. Der Groß-

herzog las es laut vor und wandte sichdann tief bewegtzu den

Gästen, indemer ihnenzurief: „Das habeichIhnen zuverdanken,

meineHerren Offiziere!" Nicht minderwertvollals dieseäußeren

Ehrenzeichenwar aber für FriedrichFranz das Vertrauen,welches

* So für die Strecke Neustrelitz-Warnemünde am 23. Juni, für die

Wismar-Rostock am 19. Juni, dieParchim-Neubrandenburg am 20. Juli 1883.

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 23
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der Kaiserauchferner in seinemilitärischeBefähigungsetzteundda-
durchbewies, daß er ihn am Tage des Einzugs in Berlin zum
General-Jnspectenr der II. Armee- Inspektionernannte. Zu der-
selbengehörtendas 4., 7., und 9. Armeecorps;spätertraten an die
Stelle der elfterenbeidendas I. und 2. DieseStellung hielt den
Großherzogfortgesetztin enger Verbindungmit der Armee,ver-
pflichteteihn zu regelmäßigenBesichtigungender Truppen, die er
nun nichtmehr als Gast des königlichenHauptquartiers,sondernaus
eigenerInitiative und mit dem RechtselbständigerKritikvornahm.
DieseWirksamkeit,welcherer bis zu seinemLebensendemit großem
Eifer und der ihm eigenenGewissenhaftigkeitoblag, befriedigteihn
in hohemGrade und hielt seinInteresse an der weiterenAusge-
staltungdes Heerwesens,an denVeränderungenin Reglementund
Bewaffnungrege. NebendenBesichtigungenim BereichseinerIn-
spektionnahm er regelmäßigauch noch an den großen Kaiser-
Manövern,Flottenrevuenu. s. w. teil. Die Monate August und
SeptembereinesjedenJahres wurdenfastganzvondiesermilitärischen
Thätigkeitabsorbiert,undbeisolchenAnlässenkannteerkeineErmüdung.

Mit dem2. September1873 wurdeihm auchderhöchsteRang
in der preußischenArmeezu teil. An diesemTage, an welchemer
der Enthüllung des Siegesdenkmalsin Berlin beiwohnte,erhielt
er die nachstehendeKabinetsordre:

„Eure KöniglicheHoheit sind Mir in den drei Kriegen,
welchendie heutigeFeier gilt, ein treuer Freund und Bundes-
genössegewesenund haben sichan allen dreien persönlich,an
dem letztenmit einer besonderenAuszeichnungbeteiligt. Es
ist Mein dringenderWunsch, an dem heutigendenkwürdigen
Tageauszudrücken,wie Ich dessenmit warmemDankeeingedenk
bin, und wünscheIch, daß Eure KöniglicheHoheit dies darin
erkennenmögen, daß Ich Ihnen hiermit durch Ernennung
zum General-Oberst von der Infanterie mit demRangeeines
General-Feldmarschallsdie höchstemilitärischeCharge in für
einenregierendenHerrn geeigneterForm verleihe.

Berlin, den 2. September1873. Wilhelm."
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Drei Monate später, am 2. Dezember,als demJahrestag der
Schlacht bei Loigny,wurde in Schwerin auf demAltenGarten der
Grundstein zu einem Kriegerdenkmalgelegt, welches am 2. De¬
zember1874 enthüllt wurdet Zu der letzterenFeier hatte der
Großherzog seinen ehemaligenStab, die Generale, die unter ihm
kommandiert,die Eltern, Witwen und Kinder der Gefallenen,die
Veteranen von 1813/15 geladen. Sein treuer Kriegsgefährte,der
HerzogvonAltenburg,dieGeneraleFrhr. vonderTann, vonTreskow,
von Bredow, von Wittich, von Colomb,von Kottwitz,vonSchmidt,
von Kleist, von Gliszczynskiwaren gekommen,mit ihnen auch fast
alle Offiziere des ehemaligenStabes. Der Engere Ausschußund
zahlreicheDeputationen wohnten der Feier bei. Die Einweihung
vollzogPastor Lössel,welcher1866 und 1870/71 die Mecklenburg!-
schenTruppen als Divisionspredigerbegleitethatte. Der Kaiser
sandte ein Telegramm, in dem es u. a. hieß: „Die ruhmreiche
Führung, Tapferkeitund Hingebungder von Dir in denglorreichen
KriegsjahrengegendenFeind geführtenTruppen wird nie in meiner
und desVaterlandesdankbarerAnerkennungerlöschen!" Nochmanche
Feier ähnlicherArt war demGedächtnisdes Feldzngs, seinerFührer
wieseinerOpfer, gewidmet. VielenderselbenwohntederGroßherzog
bei. Wir wollenhier nur nochder am 2. Oktober1876 in Parchim
stattfindendenEnthüllungeinesDenkmalsfür denGeneralfeldmarschall
Grafen Moltke gedenken,der, wie Blücher, in Mecklenburggeboren
war, sowiederEinweihungdesNiederwalddenkmalsam 16. Septem-

ber 1877, beiwelchersichFriedrichFranz in der Reihe deranwesen-

den Fürsten und Generalebefand. Der Kreis der Kriegskameraden

hatte sichschonstarkgelichtet. Die Nachwirkungeneiuesanstrengen-

1 Der Entwurf desselbenwar nach speciellenAngaben desGroßherzogs
vom Hosbaurat Willebrand ausgeführt, das Modell zur Megalopolis vom
Bildhauer Willgohs, dasjenige der Kapitale und Kandelaber vomBildhauer
Danneberg gefertigt und der Bronzeguß dem Hüttenwerk „Lauchhammer"
übertragen worden. Zum Guß hatte der Großherzog170 Centner Geschütz-
brouze aus der ihm zugeteilten Kriegsbeute hergegeben. Die Kosten des
Denkmals betrugen circa 38 000 Thaler und waren zu je einemDrittel von
dem Finanzministerium, dem Haushalt und den Ständen übernommen.

23*
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den Feldzuges machten sichgeltend. Auch Friedrich Franz hatte

dieselbenverspürt. Die Beschwerdender Wintercampagne,denener

mehr als andere höhereBefehlshaber ausgesetztgewesen,hattenzwar

seine kräftige Gesundheitnicht erschüttert,dochstellten sich seitdem

häufig Beschwerdenein, die einenKurgebranch notwendigmachten.

Noch im Sommer 1871 hatte er Karlsbad und später Gräfenberg

besucht. Nach beiden Orten kehrteer wiederholtzurück; so 1873,
74, 77, 78 nach Karlsbad, wo er stets in den „Drei Lämmern"
am Markt Quartier nahm, und 1875, 78, 82 nach Gräfenberg.
Auf einerGemsjagd beimFürstenWindischgrätzhatte sichderGroß-
HerzogdurchÜberanstrengungeineAnschwellungim Knie zugezogen.
Er beachteteanfangs dieselbenicht. Da aber die Schmerzen zu-
nahmen, auch eineSteifigkeitdes Gelenkssicheinstellte,so begab er
sich im November1878 nach Amsterdam in die Behandlung des
bekanntenMassage-Arztes Metzger. Diese Kur wurde im Januar
1880 wiederholt,nachdemsichder Großherzog beim Reiten durch
Anstreifenan einemBaume das Knie aufs neueverletzthatte. Da
sichindessennun ein entzündlicherCharakter des Leidens deutlich
heransstellte, so wurde ein operativer Eingriff sih; nötig erachtet
und zur VornahmedesselbenProfessorEsmarch aus Kiel berufen.
Zur NachkurgingderGroßherzogin diesemwieim nächstenJahre nach
Teplitz.

Neben den militärischenund den Badereisenweist der Zeitab-
schnitt, den wir behandeln, nocheine große Zahl von Reisenauf,
die teils dem Besuch befreundeterHöfe galten und meistensin be-
sonderenFamilienereignissenihren Grund hatten, teils der Reiselust
als solcherentsprangen. Nur einigekönnenhier Erwähnung finden.
So begab sichder Großherzogzur Feier der silbenenHochzeitdes
Prinzen und der PrinzessinAdolf von Schwarzburg im September
1872 nach Waldenburgin Sachsen,wohnte am 9. Novemberdes-
selbenJahres der goldenenHochzeitdes sächsischenKönigspaaresin
Dresden, am 11. Juni 1879 derjenigendes Kaiserpaaresin Berlin
bei. Dreimal, in den Jahren 1874, 1876 und 1879, war er in
St. Petersburg aus Anlässen,diewir nochnäher behandelnwerden,
1873 zum Besuchder Weltausstellungin Wien, dann in Ischl und
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Berchtesgaden,1876 in Bayreuth zur Aufführungdes Nibelungen-
rings, 1877 in Tronville, Paris, in der Schweizund Oberitalien,
1880 in Oberammergau, 1881 in Wien und Ischl, 1882 im Mai
in Palermo, im August in Paris, Londonund auf der Insel Wight,
Auchfinden wir ihn unter den Gästen des Kaisers bei der Drei-
Kaiser-Zusammenkunftin Berlin (September 1872) und bei den
Monarchenbegegnuugenin Alexandrowound Danzig. Die weitaus
interessantesteReise aber war die nachdemOrient, welcheder Groß-
Herzogund seineGemahlin am 28. Dezember1871 antraten. Die
Vorstudiendazuhatten in denVorträgenbestanden,welcheDr. Schöll
aus Berlin über griechische,Baurat Erbkam über ägyptischeBau-
werke im Herbst in Ludwigslustgehalten hatten. Die Begleitung
war diesmal sehrzahlreich. AußerHerrn vonSchack,den derGroß-
herzogwieder eingeladen,befandensichbei derselbendie Hofdamen
von Heyden und von Kamptz, HofmarschallBaron Stenglin, die
Flügeladjutanten von Vietinghoff und von Schrötter und Leibarzt
Dr. Mettenheimer; dazu eine zahlreicheDienerschaft,im ganzen
20 Personen. Die Reise gingdurchItalien bis Brindisi. In Rom
machtendie HerrschafteneinenkurzenAufenthalt und stattetendem
Papst einen Besuchab, nachdemder Großherzogzuvor auchbeim
König Victor Emanuel gewesen. Die Einschiffungin Brindisi er-
folgte am 5., die Landung in Alexandrienam 11. Januar. Der
Aufenthaltin Kairo währte achtTage. Der Vizekönigempfingdie
Herrschaftenmit der ihm eigenenGastfreiheitund stelltefür dieNil-
reiseeinenDampfer zurVerfügung. Es waren das die glänzendsten
Zeiten Jsmael Paschas, seineKassen gefüllt, die Beziehungenzur
Pforte und zu den europäischenMächten die besten. Meutereiund
abendländischeJntrigne hatten seinenThron nochnicht erschüttert.
Der Fremdenzuzugwar seitderEröffnung desSuezkanals im Steigen
und in Kairo vereinigtesichmit demZauber des Orients derLuxus
einer raffinierteneuropäischenKultur. Ju diesemGegensatzlag ein
eigenartiger Reiz. Hart neben den vergittertenBehausungender
Araber erhobensichdie palastartigenBauwerkeder Ezbekiye. Hatte
man vormittags einePyramidebestiegenoderdieunterirdischenGänge
des Serapenms durchwandert,so konnteman abends in demPracht¬
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vollen Theater eine italienischeOper hören. Auf einenWüstenritt

folgte eine Promenade in der Schnbra-Allee,wo dieReihe glänzen-

der Equipagen an das Wagendesileedes doiLdeBoulogne erinnerte.
Die Saison vonKairo war in jenemWinter besondersglänzendund

das Haus des deutschenGeneralkonsulsvon Jasmund der Mittel-

pnnkt einer interessantenkosmopolitischenGesellschaft.Die Nilfahrt,

bei welcherder bekannteÄgYPtologeProfessorBrngschdenerklären-

den Begleiter abgab, dauerte vom 20. Januar bis II. Februar

und führte bis zu dem erstenKatarakt und der Insel Philä. Wie
eine Wandeldekorationzogen dieUfer desFlusses mit ihrenTempel-
ruinen, Palmenwäldernund Fellahdörfern am Auge der Reisenden
vorüber. Am 16. Februar verließendieselbenKairo, befuhrenden

Kanal von Suez bis Port Said, schifftensichdort nach Jaffa ein
und erreichtenam 20. Jerusalem, wo sie von den türkischenBe-
Hördenund der deutschenKolonie feierlicheingeholt und begrüßt
wurden. Für FriedrichFranz, dessenfestenChristenglaubenwir aus
seineneigenenAufzeichnungenkennen,war der Besuch des heiligen
Landes mehr als eine Touristenfahrt. Selbst das Widrige des am
HeiligenGrabe sichgeltendmachendenKonfessionshadersvermochte

die fromme Scheu vor der Weihedes Orts nicht zu bannen, den
tiefenEindrucknichtzuschwächen,dener beimBetreten derPassions-

stätte empfing. In dieserStimmung beginger am 28. Februar in
Jerusalem die Feier seinesGeburtstags. Es war das dritte Mal,

daß er ihn als Landesherraußerhalb derGrenzenMecklenburgsver-

lebte. 1844 befand er sich in Neapel, 1871 in Versailles. Die
schönenWorte, mit denen Herr von Schack ihn an der Spitze der
Beglückwünschendenbegrüßte,mögenhier Platz finden:

„Was Du ersehntin manchensrühern Jahren,
Nun herrlichstieg's vor Deinem Blick empor;
Vor Dir erschloßzu seinemwunderbaren
Traumhaften Reich das Morgenland sein Thor;
VerschollneVölker,dran, daß sie je waren,
Die Welt selbstdie Erinnerung verlor,
Erstanden, wie von eines Zaub'rers Stabe
Beschworen,aus sechstausendjähr'gemGrabe.
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Bald in der Mitte von Titanenbauten
Beim Licht,das matt sichan den Wänden brach,
AufstauntestDu zu Bildern und ergrauten
Schriftzeichen,drin die Vorzeit zu Dir sprach,
Und stammeltestin Deiner Sprache Lauten
Der Urwelt wundervolleKundennach.
Bald in der hohen Stadt der Fatimiden

War Dir des Ostens reinsteLustbeschieden.

An Ufern hin, wo sichdas frühsteLeben

Der Menschheitlotosblumengleicherschloß,

Trug Dich der Nil zum hundertthor'genTheben

Und zu des Memnon tönendemKoloß,

Und aus dem Todesschlafesicherheben

Sahst Du die KönigsreihenManethos,
Wenn durchder dunklenGräberhallenSpalten

Des WundersternsCanopns Strahlen wallten.

Herüber nun mit leichtemWellenschläge

Hat Dich das Meer geführt an AsiensStrand,

Und heut', o Herr, au Deinem Feiertage

Dich grüßen wir in diesemheil'genLand,

Das mit der Patriarchenfrommer Sage

Schon Deiner KindheitTräume festgebannt;

Im Namen derer, welcheDich umringen,

Bin ich gesandt,den GlückwunschDir zu bringen.

Doch, Herr, was könnenWünsch'und Segensbitte

Für Dich erfleh'n, das Dich nicht schonbeglückt?

Die heil'genPlätze all', in deren Mitte

Die Sehnsuchtoft im GeisteDich entrückt,

Den Boden, dem die Spuren seinerTritte

Der Göttliche,der Reine aufgedrückt.
Der Menschheitund Geschichtegrößte Städten,

Nun hochbeseligtdarfst Du sie betreten.

Und weiter denk' ich, wie auf alleu Wegen
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Des GlückesreinsteFülle Dich umringt,

Wie Liebe,jener große Himmelssegen

Mit seinenschönstenBanden Dich umschlingt,

Wie sichDein Geist mit hohen Flügelschlägen

Empor ins Reich der Kunst, des Wissensschwingt

Und Schätzesammelt, welchemehr als Kronen
Und Gold und Gut des Strebens Mühe lohnen."

Für die am I.März angetreteneLandreisevon Jerusalem über

Karmel, Acca, Nazareth und Tiberias nach Damaskus war eine
Karawane ausgerüstet. Der vierzehntägigeRitt war für dieDamen

nicht ohne Beschwerden,ging aber glücklichvon statten. Mittags

und abends ward ein Zeltlager aufgeschlagen.Nach mehrtägigem

Aufenthaltin Damaskus erreichtendieReisendenBeirut an: 25. März
und bestiegendort einenLloyddampfer,dersie überCypern, Rhodos,
Smyrna und Syra am 1. April nach dem Piräus brachte. Hier
wurden dieHerrschaftenvom KönigGeorg begrüßt und begabensich
mit ihm nachAthen, wosie imköniglichenSchloß Wohnungnahmen.
Der Aufenthaltwährte dort achtTage. Er wurde durcheinenAus-
flug nach Nauplia und Mykeneunterbrochen,für welchendiekönig-

licheJacht „Amphitrite" zur Verfügunggestelltwar. Ein anderer,

an welchemdas Königspaar und der gleichfallsin Athen anwesende

Prinz Friedrich Karl von Preußen teilnahm,führte nach demPen-
telikon. Für dieseFahrt waren besondereSicherheitsmaßregelnge-
troffen. Das Räuberunwesenstand in Griechenlandnochin voller
Blüte und erstrecktesich bis vor die Thore Athens. Die bekannte
Marathon-Assaire,bei welchermehrereEngländer von denRäubern
ermordetwaren, hatte erst vor zwei Jahren dieAufmerksamkeitdes
civilisiertenEuropa auf diesebedauerlichenZustände gelenkt. Zwar
war diegriechischeRegierungseitdemenergischergegendas Klephthen-
Wesenvorgegangen. Dennochwar geradedieUmgebungderHaupt-
stadt nochkeineswegssicher. Der circa 3 Meilen lange Weg nach
dem KlosterPenteli, wohin der König seineGäste führte, war da-
her zu beidenSeiten durch einePostenketteundTruppendetachemeuts
gedeckt.Ein solcheslagerte auch im Hof des Klosters,unterdessen
vorderen Arkaden das Frühstück eingenommenwurde. Alle diese
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Vorkehrungenwaren so getroffen,daß sie dem Auge der Fremden
möglichstverborgenblieben,um das Gefühl der Sicherheitnicht zu
beeinträchtigen,dochentgingensie demmilitärischgeschultenBlickder
deutschenFürsten und ihrer Offizierenicht. KönigGeorg und seine
junge schöneGemahlin waren die liebenswürdigstenWirte. Sie
boten alles auf, um ihren Gästen den Aufenthalt in Athen ange-
nehm zu gestalten. Die Feier des Nationalfestes,welchein jene
Tage fiel und die durch Enthüllung einer Statue des 1821 in
KonstantinopelermordetenPatriarchenGregorinseinebesondereWeihe
erhielt, zeigte den Reisendendie leidenschaftlicheBegeisterungund
glühendeVaterlandsliebe des hellenischenVolkes. Ein sich daran
schließendesgroßesHoffest, zu welchemMänner aller Stände ge-
laden waren, bekundeteandererseitsdendemokratischenCharakterder
Verfassungund der gesellschaftlichenZustände. Das Land war noch
von Parteiungen zerrissen,aber schondamals hatte der jungeKönig
durchRuhe, ObjektivitätundeinengewissenvornehmenJndifferentis-
mus gegendas GezänkehrgeizigerKammerrednereine festeStellung
gewonnen. Sein kühles,nüchternesUrteil in den Zeiten politischer
Erregung imponierteden griechischenStaatsmännern. Den häufigen
Ministerwechseln,den Demonstrationender Menge, den begehrlichen
ForderungenderPanHellenentrat er mit dem GleichmutdesNord-
länders entgegen. Diese Eigenschaften,welcheFriedrichFranz schon
damals an dem König wahrnahm, flößtenihm Achtungund Sym-
pathie für einenFürsten ein, der es verstand, sichin so schwieriger
Lage nicht nur zubehaupten,sondernallmählichdas Vertrauen eines
fremden,oft wankelmütigenVolksstammeszu gewinnen.

Die Abreisevom Piräns erfolgteam 9., die Ankunftin Kon-
stantinopel am II. April. Der Großherzog hatte das ihm vom
Sultan angeboteneQuartier iu einemder Bosporusschlösserabge-
lehnt und es vorgezogen,im Hotel d'Angleterreabzusteigen,um

durch Rücksichtender Etikette iu der Besichtigungder Stadt und

Umgegendnichtgehindertzusein. Die Zeit drängte, es standennur

nochacht Tage für den Aufenthalt am Bosporus zur Verfügung.

Der Verkehr mit dem Sultan beschränktesich auf deu Austausch

von Besuchenuud ein in Beyler-Bey gegebenesFrühstück. Vor
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28 Jahren hatte FriedrichFranz dort gewohnt. Der altehölzerne

Konakwar abgerissenund an seiner Stelle ein prächtigerSteinbau

errichtet. Überhaupt hatte sich manches in der türkischenHaupt-

stadt geändert. Die neuen Paläste von Dolmar -Bagdsche und

Tschiraganerhoben sichauf der europäischenSeite. Ihre langge-

strecktenglänzendenFanden spiegeltensich in den Fluten. Sechs

große Panzerschiffeankerten davor. Die Arsenale von Tophane,

große Kasernenbauteu,die neuen Paläste der Pforte, des Evkafund

des Seraskierats, zahlreicheneueMoscheenmit zierlicherOrnamentik

und schlankenMinarets, — alles dies bekundetedie Baulust des

prachtliebendenPadischah und dessenscheinbarwohlgefüllteKassen.

Abdul Asis war demVerkehrmit Fremden wenigerzugänglichals

sein Bruder AbdulMedschid. Sein Gesichthatte einenharten, fast

finsterenAusdruck,aber in seinerErscheinunglag etwasWürdevolles,

Imponierendes. Der Hosstaat war jetzteuropäischergestaltet. Kastan
und Turban waren verschwunden.Die nüchterneUnisormität der
schwarzenStambulina, welchealle Beamte vom Minister bis zum
Tschibuktfchiherab trugen, paßte wenig zu dem Glanz der Prunk-

gemächer,in deren Ausstattungder orientalischeGeschmacknochvor-

waltete. Am auffallendstenwarendieVeränderungenin der Armee.

Die Truppen waren gut gekleidetund bewaffnet; der Großherzog,

der einemExerzitiumbeiwohnte,war erstaunt über die guteHaltung

der Mannschaft. Was dieselbeim Felde zu leistenverstand, sollte

sichwenigeJahre später vor Plewna und am Schipkapaß zeigen.

Nur die türkischenStadtteile von Stambnl und Skutari mit ihren
winkligenStraßen, Riesenmoscheenund Brandstätten, ihren düstern
Begräbnisplätzen,dem buntenGewühl des Bazars und denScharen

wilderHunde hatten den altenCharakterunverändertbewahrt. Wie

damals schössendie schlankenKaikspfeilschnelldurch die blaueFlut,

hocktenScharen verschleierterFrauen, in grellfarbigeGewänderge-
hüllt, an denLandungsplätzen,und wenn derGroßherzogmitseinen
Begleitern durch dieentlegnerenViertel ritt, soließen die feindseligen

Blicke,welchedievorübergehendenMoslem auf dieFremdenwarfen,

deutlichgenugerkennen,daß der alteRassen-undGlaubenshaßgegen
das Abendlandnochnichterloschenwar. Die Reisendenbesichtigten
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das alte Serail mit der Schatzkammer,die verunstalteteSophien-
kirche,die Bosporusschlösserund Sultansgräber, machtenAusflüge
nachBujukdere und zu den süßen Wassern. Auch liebte es der
Großherzog, nur von einem seinerHerren begleitet,Spaziergänge
durchdie griechischenund armenischenStadtteile zumachen,um das
Volkstreibeuzu beobachtend Inzwischenhatte sich die Reisegesell-
schastbeträchtlichvergrößert. Schon in Athen hatte sichder Bruder
derGroßherzogin,Prinz Günther, mit seinemmilitärischenBegleiter,
HauptmannvonHirschfeld,von Italien kommend,angeschlossen.In
Konstantinopeltrafen alsdann Herzog Paul und HerzoginMarie
gleichzeitigmit ihren Eltern ein. Sie waren in Begleitung des
Stallmeisters vonWickede,dessenGemahlin und dem Lieutenantvon
Dieskau direkt aus Mecklenburgüber Wien dorthin gereist. Auch
Prinz FriedrichKarl war nachKonstantinopelgekommenundwohnte
bei dem deutschenGeschäftsträgerHerrn von Radowitz.

Am 19. April traten die mecklenburgischenHerrschaftendie
RückreisenachderHeimat an. Sie führte überVarna und Rnstschuk
die Donau hinauf nach Bazias und von dort per Bahn nachPest,
wo ein Tag gerastetwurde. In Presburg wohnten die Reisenden
einem glänzendenReiterfestbei, welchesder ungarischeAdel zu einem
wohlthätigenZweckveranstaltethatte. In Wien wurde demKaiser
und der kaiserlichenFamilie ein Besuchabgestattetund am 2. Mai
die heimatlicheResidenzwiedererreicht.

Es war dies die letzte längere Abwesenheitdes Großherzogs

1 Bei einer dieser Wanderungen begegnete er in dem Hafenviertel von

Galata zwei Seeleuten, deren plattdeutsche Mundart die mecklenburgische Ab-

stammung verriet. Er redete sie an und erfuhr, daß es Rostocker Schiffs-

kapitäne waren. Auf die Gegenfrage gab er sich als ihr Großherzog zu er-

kennen. Der eine von ihnen, einen Scherz vermutend, klopfte ihm mit gut-

mutigem Lachen auf die Schulter und meinte: „Na, dat is ok eene gaude

Anstellung; da bliewen Se man bi!" Der Großherzog lachte herzlich. Als

aber durch weitere Aussprache und durch eine Bemerkung des begleitenden

Adjutanten das Mißverständnis aufgeklärt war, wurden die beiden Rostocker

doch sehr bestürzt und verlegen. Der Großherzog sagte sich für den nächsten

Tag zum Besuch ihrer Schiffe an, fand diese festlich beflaggt und bei einem

Glase Portwein erscholl ein kräftiges Hoch auf das Wohl der fernen Heimat.
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von seinemLande. Sie hatte vier Monate gedauert. In denfol-

gendenelf Jahren verließer Mecklenburgimmer nur für denZeit-

räum einiger Wochen. So anziehend das Durchwandernferner

Gegenden und freinderLändergebietefür Friedrich Franz war, so

mannigfacheBereicherungan Erfahrungen und Kenntnissenes ihm

brachte, denn wenige verstandenes so wie er — um einen land-

läufigenAusdruck zu gebrauchen— mit Nutzen zu reisen, eine

Wirkunghatte solcheAbwesenheitstets, dienämlich: ihm dieHeimat

noch lieber zu machen. Mit doppeltemEifer ginger dann jedesmal

wieder an feine Berufsgeschäfte. Er kanntedie örtlichenVerhält-

niffe seinesLandes genau. Wiederholtbereisteer einzelneDistrikte.

Noch im Sommer desselbenJahres, 1872, besuchteermitder Groß-

Herzoginden nordwestlichenTeil Mecklenburgsund verweiltein den

größerenOrtschaften. Im Novemberfindenwir ihn wiederan der

Küste. Eine Sturmflut, wie sie seit Menschengedenkennicht statt¬

gefunden,hatte am 12. und 13. die Gegend von Boltenhagenbis

zum Fischlandeüberschwemmtund großenSchaden angerichtet.Der

Großherzogbefuhr denverwüstetenLandstrichund spendetenamhafte

Summen an die ihrer Habe beraubtenBewohner.

An den Einrichtungendes Hoflebensänderte der Großherzog

nichts. Bis zum Mai residierteer in Schwerin; dann folgte ein

Aufenthalt in Steinfeld, welchesbeideHerrschaftenganz besonders

liebten. EndeJuli übersiedelteder Hof nachDoberan, zum Herbst

nach Ludwigslustund im November nach Schwerins Der Kaiser

1 Hier noch einige Personalveränderungen aus der letzten Regierungs-

zeit. Die Verwaltung der Haushalts-Domänen hatte bis 1872 Herr von

Brock geleitet. Nach dessen Ernennung zum Oberkammerherrn wurde Geh.

Rat von Wickede, welcher 1867 in den Verwaltungsdienst zurückgetreten war,

Chef dieser Behörde. Nach Brocks Tode ging das Amt des Oberkammerherrn

ans den bisherigen Oberjügermeister von Bülow—Kühren über. Diesem war

der Oberjägermeister Gras von Wörnstorfs—Dreilützow im Amt gefolgt. Nach

dessen Ableben wurde die Leitung des Hofjagddcpartements 1876 dem Ober-

forstmeister Baron von Nettelbladt und, als dieser 2 Jahre später starb,

1879 dem Hofjägermeister Freiherrn von Maltzahn übertragen. Der Stall-

meister von Wickede wurde nach dem Tode des Oberlandstallmeisters von

Bülow 1876 unter Beförderung zum Oberlandstallmeister mit der Leitung
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kamfast in jedem Jahre nachLudwigslustzu den herbstlichenHof-
jagden,gewöhnlichin BegleitungeinigerPrinzen seinesHauses. Der
Großherzog seinerseitswar regelmäßigerGast auf den kaiserlichen
Jagden, die in Letzlingen,Springe oder in der Göhrde abgehalten
wurden. Ebensoregelmäßigtraf er mit seinerGemahlin zurFeier
des 22. März in Berlin ein. Dem JagdvergnügengabsichFriedrich
Franz in den letztenLebensjahrenwenigerhin als früher. Er war
nochimmer der kundigeWeidmann und sichereSchütze, aber die
Obliegenheitender Armee-Inspektion,vielleichtauchdieüberwiegende
Vorliebe für militärischeAngelegenheitenließenzur Ausübung des
Weidwerksweniger Zeit. Au den Parforcejagden,welchedie Ka-
vallerieoffizieremit ihrerMeuteveranstalteten,nahmer indessenimmer
gern teil und scheutevor keinemHindernis zurück. Bei seinen
Reisendurch das Land kehrteer häufig auf den Gütern des Land-
adels ein. Überhaupt pflegte er die Beziehungenzu den ange-
feffenenFamilien, die ihm oder seinemHause besondersnahestanden,
und ließ dabei die politischeGegnerschaftunberücksichtigt,welche
manche Mitglieder jener Familien seinen Reformplänengegenüber
einnahmen. Er verstandes, ehrlicheÜberzeugungzu achten,soun-
bequemsie ihm sein mochte.

Welch' reicherSegen FriedrichFranz aus seinemdritten Ehe-
bunde, aus seinemFamilienlebenerblühte, wissenalle, die demgroß-
herzoglichenHause näher getretensind. Am 6. Juli 1873 schrieb

er aus Karlsbad seinerdaheim weilendenGemahlin:
„Heute erreichte mich Dein Brief und zwar der an der

des Landgestüts Redcfin betraut. Als Stallmeister fungierten seit 1872 bezw.

1877 die Herren Baron von Rodde und von dem Knesebeck. — Als die Ober¬

hofmeisterin Frau von Bülow 1880 aus Gesundheitsrücksichten aus dieser

Stellung schied, wurde Frau von Gamm geb. von Michael, Witwe des ehe-

maligen Gesandten am Wiener Hofe, zur Oberhofmcisteriu ernannt. — Der

Gmeral-Adjutant von Zülow starb im Januar 1880. Die Stelle blieb zu-

nächst unbesetzt. Zum General äla suite war 1872 der General-Major z. D.

von Müller ernannt Worden. Als Flügeladjutanten fungierten in den Jahren

1871 bis 1883 die Majore von Hackewitz, Bronsart von Schellendorf, von

Ouitzow, Freiherr von Schlotheim; die Hauptleute von Schrötter, von Witzen-

dorff und Premierlieutcnant von Gundlach.
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fünften Wiederkehr unseres Hochzeitstages geschriebene. Ja,

es waren fünf seligeJahre voll Herzenssonnenschein,und der

Herr hat sich als Dritter dazu bekannt und uns reich mit

Frieden, äußeremSchutz und Glück gesegnet! Wie hat er Dein

und mein Lebenbewahrt, wie hat er uns in unsern Kindernbe-

glückt! Wir haben viel zu danken. Und im Schwerenhat er

auch treu geholfen und wird auch weiter helfen. Lasse uns

fest an ihm als unserm besten Freunde halten, dann wird

er mit uns gehen, sollten auch Sturm und schwereTage

kommen!" —

Der Geburt des erstenKindes dieserEhe, einerTochter,haben

wir bereits gedacht. GroßherzoginMarie schenkteihrem Gemahl

nochdreiSöhne, diePrinzen FriedrichWilhelm (geb.5. April 1871),
Adolf Friedrich (geb. 10. Oktober 1873) und Heinrich (geb. 19.

April 1876)i. @{netoeitereVergrößerungdes Familienkreisesent-

stand durch die ehelichenVerbindungender drei ältestenKinderdes

Großherzogs. Die VermählungderHerzoginMarie mitdemGroß-

fürstenWladimir, zweitemSohn des KaisersAlexandervonRußland,

erfolgteam 28. August1874, die desErbgroßherzogsmit derGroß-

fürstin Anastasia,einzigenTochter des GroßfürstenMichaelNikola-

jewitsch,am 24. Januar 1879. Beide Vermählungenfanden in

St. Petersburg nach griechischemund protestantischemRitus statt.

Der Ehebunddes Herzogs Paul Friedrich mit seinerCousine, der

PrinzessinMarie Windischgrätz,jüngstenTochterdes Fürsten Hugo,

wurde am 5. Mai 1881 in Schwerin geschlossen.
Der Großfürst Wladimir hatte bereits im Herbst1872 um die

mecklenburgischeFürstentochtergeworben. Der Annahme des An-

trags war es indessenhinderlichgewesen,daß das russischeHausge-

setzfür die Gemahlinnender Großfürstendas griechischeBekenntnis

verlangte. Herzogin Marie war entschlossen,dem Glauben ihrer

Kirchenicht zu entsagen. In dem Kampf zwischenreligiöserÜber-

1 Alle drei Prinzen wurden in Schwerin geboren und in der dortigen

Schloßkirche durch den Oberhofprediger Jahn getauft. Bei der ersten dieser

Feiern waren der Kronprinz und die Kronprinzessin des Deutschen Reiches

als Paten zugegen.
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Zeugungund Herzensneigungsiegtedie erste und sie hielt auchin
den nächstenJahren unbeirrtanderselbenfest. AberauchderGroß-
fürst war treu in seinerNeigung. Der Zar gab nachund erteilte
als Chef der orthodoxenKircheund des Kaiserhausesden Dispens
vomEinhaltenderFamilientradition. Da hiermitdas einzigeHinder-
nis hinweggeräumtwar fand die Proklamationder Verlobungam
3. Mai 1874 in Berlin statt, wo KaiserAlexandersoebenzumBe-
sucheingetroffenwar und wohin sichdie großherzoglicheFamilie
mit dem Brautpaar begebenhatte. Ende Juni stellteder Groß-
herzogseineTochterauchder in JugenheimweilendenKaiserinvon
Rußland vor, und am 13. Augusttraf er mit ihr in Zarskoe-Selo
ein, um sie in den Kreis derKaiserfamilieeinzuführen.Seine Ge-
mahlin und seinebeidenältestenSöhne folgteneinigeTage später
nach. AndenfeierlichenEinzugderPrinzessin-Brautund diedarauf
folgendenHochzeitsfeierlichkeiten,bei welchender Zarenhof seinen
höchstenGlanz entfaltete,schloßsichnochein kurzerAufenthaltin
Moskau. Nach 31 Jahren betrat FriedrichFranz wiederdiewohl-
bekanntenStätten, wo er einst in seiner Jugend wochenlangge-
weilt, und manchealteErinnerungwardin ihm lebendig.AmTage

vor der Vermählungerhielter von KaiserWilhelmden nachstehen-
den Brief:

„Die Königin und ich haben beschlossen.Deiner Tochter-
Marie an ihrem HochzeitstageunserenLuisen- Orden zu ver-
leihen, und ersuchenDich, ihr denselbenan diesemTage zu
übergeben, verbundenmit unseren innigsten und herzlichsten

Wünschenfür eineglücklicheZukunft in ihrem neuenVaterlande.
Ihr Beide, Du und Deine Tochter, wißt, welcheaufrichtige
Teilnahmeichderselbenvonjehergewidmethabe, weshalbichmit
besonderenGefühlendemGange, der nun seinZiel erreichensoll,
gefolgtbin.

Dein treu ergebenerOhm
Wilhelm."

VieleBeweiseder Liebehatte HerzoginMarie bei ihremAb-

schiedvonderHeimaterhalten. Als sinnigesSymbolihrerGlaubens¬
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treuewar ihr voneinemVereinmecklenburgischerDamen einePracht-

ausgäbederLutherschenBibelübersetzungmitgegeben.Ihre Anhäng-

lichkeitan die Heimat und die Liebezum Elternhauseführte sie in

den nächstenJahren, von ihrem Gemahl, bald auch von ihren

Kindernbegleitet,häufig nachSchwerinzurück.

Der ErbgroßherzogFriedrichFranz hattenachBeendigungseiner
Universitätsstudienin Bonn und Rostockim November1874 eine

längereBildungsreiseangetreten. DieselbeführteüberParis, Nizza,

Algierund Tunis nachÄgypten,Palästina und der Levante,von

dort durchRußland nachSt. Petersburg. Erst im August1875

kehrteer nachMecklenburgzurück. Er trat nun beiniGarde-Kü-
rassier-Regimentin Berlin ein. Sein Bruder, derHerzogPaul, stand
bereits bei den Zieten-Husaren in Rathenow. Des Großherzogs
dritter Sohn, HerzogJohann Albrecht,verfolgteden gleichenBil-
dungsgangwie feineBrüder, zuerstauf dem VitzthumfchenGym-
nasium,später aus der UniversitätBonn. Im April 1878 begab

sich der Erbgroßherzogzum dritten Male an den Zarenhof,dies-
mal in der Absicht,um die Hand der GroßfürstinAnastasiazu
werben. Die Verlobungfand dort am 4. Mai statt. Wegender
Jugend der Großfürstin,welcheam 28. Juli 1860 geborenwar,
wurde die Vermählungauf den Anfangdes nächstfolgendenJahres
hinausgeschoben.Zur Feier derselbenbegabsichdas großherzogliche
Paar mit den HerzögenWilhelm, Paul und Johann Albrechtin
Begleitungeines zahlreichenGefolgeŝ wiederumnachSt. Peters-
bürg. Ein anderes Landschaftsbildentrollte sichdiesmal vor den
deutschenHochzeitsgästen.Vor einigenJahren bei demgleichenAn-

1 Zu demselben gehörten: Oberhofmeisterin von Bülow, die Hofdamen

Freiin von Stenglin und Freiin von Maitz ahn, Oberhofmeister von Sell,

Hofmarschall Freiherr von Stenglin, Hausmarschall von Hirschfeld, Ober-

stallmeister Freiherr von Brandenstein, der Commandenr des 17. Dragoner-

Regiments, Major von Schack, die Flügeladjutanten Major von Qnitzow und

Hauptmann von Witzendorff, Geheimer Medizinalrat Dr. Mettenheimer, Ge¬

heimer Kabinetsrat Flügge und der Gouverneur des Herzogs Johann Albrecht,

Hauptmann Köhler. Außerdem befand sich im Gefolge der Herrschaften der Hof-

staat des erbgroßherzoglichen Paares: Kammerherr Graf von Baffewitz—Pogge-

low, dessen Gemahlin, Staatsdame Gräfin Ella Baffewitz geb. von Witzen-

dorff, und der zur Dienstleistung kommandierte Baron von Rodde, sowie der
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laß hatte die Natur im Frühlingsschmuckgeprangt. Jetzt lag eine
dichteSchneedeckeüberihr ausgebreitet. Die Festlichkeitenentsprachen
der verändertenJahreszeit. Damals Gartenillummation,Wasser-
fahrten, Ausflüge nachden kaiserlichenLustschlössern;diesmaldas
eigenartigeFest der Newa-Weihe,das geradein die Tage vor der
Vermählungfiel. Vor demWinterpalaiswar anfdemzugefrorenen
Fluß eineEiskapelleerrichtet,innenmit rotemTuch ausgeschlagen.
Hier vollzogder Thronfolger,umgebenvon sämtlichenGroßfürsten,
in Vertretungdes Zaren die Weihe unter Gebetund Gesangder
Geistlichkeit,nachdemvorher im Palais in Anwesenheitdes ganzen
Hofes eineMesse celebriertwar. Eine ungeheureMenschenmenge
füllte die Quais und Brücken,alle entblößtenHauptes. NachBe¬
endigungder Ceremonie,bei welcherauchsämtlicheKirchen-und
Regimentsfahnenin der Eiskapelteaufgestelltwaren, wurdeletztere
raschabgetragen,und nun drängtedas Volkauf dieNewa, um ein
StückchenEis von den Trümmern des Baues zu erhaschen.Der
Hof und seineGäste sahen dem Schauspielvon den Fensterndes
Winterpalais zu. An die Vermählung schloßsich eine Reihe
glänzenderHoffeste. Am 3. Februar kehrtedie großherzoglicheFa-
milie nachSchwerinzurück,und am 8. hielten die Neuvermählten
dort ihren festlichenEinzug. Schon einmal,zu Beginn des Jahr-
Hunderts,sahenwir einenmecklenburgischenThronerbeneinejunge
Gemahlinaus demZarenreicheheimführen. DieZeitgenossenHelene
Panlownas waren längstdahin, aber die Erinnerungan sie lebte
nochfort; auchdieserrussischenFürstentochterbrachtendieMecklen-
burger Liebeund Sympathie entgegen. Das jungePaar bezogdas
NeustädtischePalais, welchesder Großherzogim Innern neu hatte
herrichtenlassen,stelltesicheinigeTage später in Berlin demKaiser-
paare vor und trat dann eineReisenachdem Süden an.

Die zwölf letztenLebensjahredes Großherzogs,die ihm und
seinemHauseso manchenFreudentaggebrachthatten, brachtenauch
ihre schmerzlichenStunden. Dreimal griffder Tod in denfürst-

für die Vermählungsfeierlichteiten dem Erbgroßherzog beigegebene Oberst

Bronsart von Schellendorff, bisher Kommandeur des mecklenburgischen

Grenadier-Regiments Nr. 89.
von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2. 24
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lichenFamilienkreisein. Am II. April 1871 hatte man in Lud-

wigslustdas ältesteMitglied des Hauses, die hochbetagteErbgroß-

HerzoginAuguste zur letztenRuhe bestattet. Sie hatte ein Alter

von 94 Jahren erreicht. GeistigeKlarheit und körperlicheRüstig-

keitwaren ihr erhaltengeblieben,dochhattesie Ludwigslustin der

letztenZeit nichtmehrverlassen. Ihre Enkel,die PrinzenvonOr-

leans, hatten sie bis zum Jahre 1870 alljährlichbesucht,waren

auchmit dergroßherzoglichenFamilie dort häufigzusammengetroffen.

Der Herzog von Chartas war nach dem Sturz des Kaiserreichs

unter angenommenemNamen in die französischeArmeeeingetreten

und hatte unter General Chanzy bei Orleans tapfer gegendie
Truppen seinesVetters gefochten.Mit demTode der Erbgroßher-
zoginAugustehörten die Besucheder Prinzen in Mecklenburgauf
und damit auch die näheren Beziehungenzu den mecklenburgischen
Verwandten,ohnedaß indes eineEntfremdungder beidenFürsten-
Häuserbeabsichtigtgewesenwäre.

Weit härtere Schläge trafen den Großherzogin demVerlust
seinesBruders, desHerzogsWilhelm,und seinerTochter,Prinzessin
Anna, des einzigenKindes,das seinezweiteGemahlinihm hinter-
lassen. Der Tod desHerzogserfolgteam 28. Juli 1879 in Heidel-
berg infolgeeiner dort vorgenommenenOperation. Dieselbesollte
ein Hüftleidenbeseitigen,welchesvon der im Feldzug1870 durch
die ExplosionderEitadellevonLaon erlittenenVerletzungherrührte.
Die Operation,die nichtfür gefährlichgalt, war an sichgut ver-
laufen, eine hinzugetreteneBlutvergiftungaber führte in wenigen
Tagen den Tod herbei. Die Großherzogin-Mntterund der Groß-
Herzogwaren nochrechtzeitigamSterbelagereingetroffen.Tief er-
schüttertkehrtensie nach Schwerin zurück,wo am 2. Augustdie
feierlicheBeisetzungin der Blutskapellestattfand. Ebendorthinfolgte
FriedrichFranz am 14. Februar 1882 der Leicheseinesgeliebten
Kindes. Zwei Söhne im zartenKindesalterhatte er einst,wiewir
wissen,bestattet. Jetzt war es ein reichentfaltetes,blühendesLeben,
das die Hand des Todes brach. Die Prinzessinstand in ihrem
siebzehntenLebensjahr. Sie starb am 8. Februar nach kurzem
Krankeulageran einerLungenentzündung.FriedrichFranz war tief
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erschüttert. Alte schmerzlicheErinnerungenwurden in ihm wach.

An eine ihm nahestehendeDame schrieber:
„Ihr liebesSchreibenmit der Kreuzesbeilageist in meinen

Händen. Es ist mir wie eineStimme aus jenerseligenZeit, wo

ich, tief vereinsamt,plötzlichjenes köstliche,einfache,heiß liebende

Herzfand, das mir einGlückbrachte,jenemerstenverlorenenganz

gleich,aber so kurz, daß es fast selbstwie ein Traum erscheint.

Und davonwar einelieblicheBlüte geblieben,sorein und lieblich,

wie dieLilie, der sie entsprang. Unddiesewar ebenim herrlichen

Entfalten, und derSonne zugewendetbegannsiezu leuchten.Da

hießes wieder,wieim April 1865: »Kommewieder,Du bisteine

Himmelsblume,kommezu der anderen.« Undsie kamgerne!—

Wunderbarwar diesesSterben.— Immer Himmelssehnsucht
— SehnsuchtnachderVereinigungmit der Mutter, fast nie eine

Klage über ihr frühes Scheiden. Und dann trotzmancherAn-

fechtungendas festeVertrauen,daß sie erlöstsei! Ja, man muß

ihr die Seligkeitgönnen. Sie hat ja erreicht,wonachwir noch

alle strebenund uns mit Bangen sehnen."

Jene Tage warenfür FriedrichFranz doppeltschwer,weil auch

die GroßfürstinMarie in Zarskoe-Seloan einerlebensgefährlichen

Krankheitdarniederlag, die sie indes glücklichüberstand. Unter

diesenschmerzlichenEindrückenwar es begreiflich,daß von einer

öffentlichenFeier des aus de» 7. März fallendenvierzigjährigen

RegierungsjubiläumsAbstandgenommenwurde. Die aus Anlaß

diesesTages in AussichtgenommenenBeförderungenund Ordens-

Verleihungenwurdenpubliziert,derTag selbstaber wurde nichtfest-

lichbegangen.
Jedesmal, wenn derTod in seineNähe griff, überkamFried-

rich Franz das Gefühl, daß auchseinEnde nahe sei. Wir werden

Äußerungen, die darauf hindeuten,auchin den nachstehendenAus-

zügenvon Briefen begegnen,welchesämtlich an die Großherzogin

Marie gerichtetsind und diewir in chronologischerReihenfolgehier

wiedergeben.Wie die früher aufgeführteSerie, werdenauch diese

Auszügeungeachtetihrer aphoristischenForm zurVervollständigung

des Charakterbildesbeitragen.
24*
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„Kamenz,Herbst1871. Am Sonntag morgenim reizenden

KamenzschreibeichdieseZeilen,um zuversuchen,Dir dochzur ge-

wohntenStunde einLiebeszeichenzu geben.— Das Wetterklärte

sichgesternganzauf und gegen4 Uhr, beieinerschonetwasrosigen
Nachmittagsbeleuchtung,erreichteich das erhöhte,am Neißeufer

gelegene,aus grünemUnterholzherausschauende,gewaltigeSchloß.

Es gleichtmit seinenstrengengeradenLinieneinemernstund streng
aussehendenManne, der aber bei näherer Bekanntschaftganz
freundlichund gemütlichist. DieseGröße und Strenge wird
gemildertdurchdie freundlicheund äußerstfoignierteunmittelbare
Umgebungmit Terrassen,marmorumfaßtenBassins und köstlich
sprudelndenFontainen, dann im Innern durcheinebis in jedes
DetaildurchdachteEinrichtung.Sowohl imSonnenlichte,das auch
heutedas schöneGebirgebeleuchtet,als im Lampen-und Lichter-
scheinegewährtdas Innere Lichteffekte,diehöchstüberraschendsind."

„Gräfenberg,Herbst1871. Sonntag fahre ichzumBesuch
des LandratsFriedenthalnachGießmannsdorsbeiNeiße,zudessen
Verlobungichvor 10 Jahren, weilichvonseinerMutter umRat
gefragtwurde,beigetragenhabe, und geheauchdort in einervon
ihm erbautenKirchezumGottesdienst. HastDu Dir dieOberin
vonBülow einmal kommenlassen? AuchempfehleichDir die
Mädchen-Erziehungsanstaltund das Taubstummen-Jnstitnt.Es
wäre sehrgut, wennMiechendie Aufsichtüber so eine Anstalt
in Schwerin bekommenkönnte, um eine bestimmteThätigkeit
entfaltenzu müssen."—

„Gräfenberg,Herbst1871. Dies nun, so Gott will, mein
letzterBrief aus dieser Trennungszeit, der letztenin diesem
trennungsreichenJahre!

Wie freut es mich,daß Du nachund nachalleSchulenbe-
sucht. Es machtsovielFreudein demfreudeleerenLebenderLehrer,
bindet die Kinderherzenan Dich, und Du lernstetwas dabei;
machees in Schwerinebenso."

„Karlsbad, 21. Juli 1873. Auchhier habenwir starkeGe-
witterin derNacht gehabt,die die Luft so abgekühlthaben,daß
wir gesternfroren. Trotzdemwurde auf Anstiftender Gräfin
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Schimmelmannmit Bismarcks (nichtder Reichskanzler),diemorgen

abreisen,und demMaler Grafen Harrach einePartie nachderKönigs-

Otto-Onelle unternommen und dort gespeist. Es ist ein an der

Eger freundlich gelegenerOrt, wo, wie ich Dir schon einmal

schrieb, der Gieshübler Sauerbrunnen entspringt. Es war eine

heitereStimmung. DenkeDir, daß ichauf der heutigenBrunnen-

Promenadeglaube unseren dickenPascha aus Samaria und Beirut

erkannt zu haben. Er trug seinFes und sah geradeso unangenehm

aus wie damals. Morgen spüre ich ihm weiter nach."

„Burgscheidungen,5. Sept. 1873. Um 4Vs Uhr heutemorgen

war ich hier, frappiert von dem schönen,im italienischenRokoko

hoch über der Unstrut erbauten Schlosse. Ich schliefbis 6Va und

fuhr, nachdemichder OberhofmeisterinmeinenBesuchgemacht,mit

Graf Schulenburg nach Allersdorf auf das Manöverterrain. Das

Manöver verlief recht gut. General von Scheffler führte gegen

General von Winterfeld. Zum Diner waren General von Blumen-

thal und mehrere Offiziere hier. Den Kaffee nahm man auf

einer großenFreitreppe, die auf einen terrafsierten Abhang führt.

Weiter unten im Thale der Unstrut zieht sich ein alter Baumgarten

mit breiten Alleen in die Wiesen hinein, von denen man zu dem

oben liegendenmächtigenBau hinaufsieht." —

„Berlin, 8. Sept. 1873. Um 8 mit dem Kaiser hier einge-

troffen, muß ich Dir von gestern und heute erzählen.

Montag früh verließ ich das schöneBurgscheidungen,um in

Ouerfurt zur Kirchezu gehen, wo mein bekannterSuperintendent

ans Karlsbad predigte. Dann frühstückteich beim Landrat von

Schlieckmannund besahdie alte hochgelegeneResidenz derGrafen

von Mansseld, die hier und in Eisleben und auf dem Schloß

Mansfeld lebten und begraben sind. Um 2 langte ich, durch eine

ziemlichwellige und Fernblicke in die Goldene Aue und auf die

Mansfelder Seen bietendeGegendfahrend, in Eisleben an, wohnte

dort einer Besprechungdes Generals von Blumenthal mit samt-

lichen Stabsoffizieren des Corps bei und gab nun mein großes

Diner. Man war sehr heiter und schienzufrieden. Dann führte
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mich der Bürgermeister in sämtlicheLuthererinnerungen: seinGe¬

burtshaus, sein Sterbehaus, seine Taufkapelle, seineKanzel, auf

der er zuletztgepredigt. Den Thee trank ich bei meinem Wirte,

Landrat von Wedell, der eine Schwester meines einstigenAdju-

tanten von Kotze zur Frau hat. Heute morgen vervollständigte

ich die Besichtigung der Stadt und ritt um 9 zum Bahnhof,

wo der Kaiser, von Tausenden jubelnd begrüßt, alsbald ankam."
„Schwerin, 25. März 1875. Mittwoch und Donnerstag sind

vorüber, seitdemichSchwerin ohne Dich wiederbetreten, und wie
viele Donnerstage mögen mir noch ohne Dich bevorstehen*! Es
ist zu traurig! Meine Freude sind die Kinder, die nun besonders
zuthulich sind, da sie Dich entbehren. Am Morgen überzeugeich
michzunächst,wie es in der Kinderetageaussieht und telegraphiere
Dir dann. Nach 8 Uhr erscheintdie Jugend bei mir, heute zum
ersten Male auch der Kleine. Ich gab ihm ein kleinesgoldenes
Pferd zum Spielen, bezeichneteihm eineStelle auf einerPelzdecke
als seinen Sitzplatz, machte ihm ungefähr begreiflich, was er
anfassendürfe, was nicht, schickteAlexa (die Kinderfrau) hinaus
und es ging vortrefflich. Er war seelenvergnügtund die Ge-
schwisterallerliebst mit ihm."

„Schwerin, März 1875. Gestern ist zu Montreux die junge
Sprewitz gestorben! Wie traurig, so jung, so schönund fern von
der Heimat zu sterben! Möchte sie jetztrecht selig sein! Ihren
Vater schätzteichals strebsamenjungenOffizier sehr. Ihre Mutter
spieltemit meinerSchwester. Auch die Großväter haben mir noch
beide gedient. Ich habe schonviele kommen und gehen sehen!.
Wann wird die eigeneStunde kommen? Wann Gott es an der Zeit
hält! Das ist eine schöneund trostreicheGewißheit für alle, die
wir Menschenund seine Kinder sind!"

„Schwerin, 2. April 1875. Heute hatte ich den letztenVor-
trag vom scheidendenStaatsrat von Müller, und es wurde uns
beiden schwer, voneinander nach 15 jährigem Znsammenseinzu

1 Großherzogin Marie befand sich in Rudolstadt, wo ihre Tochter an
den Masern erkrankt war.
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scheiden! Er meinte es sehr gut und hatte ein feines Urteil.

Durch die Vererbpachtung und Erbauung der Eisenbahn hat er

sich ein bleibendes Verdienst erworben. Morgen mittag 2 Uhr

führe ich Bülow als Staatsrat im Staatsministerium ein."

„Steinfeld, 18. Juni 1877« Der gestrigeSonntag brachte

einigeAbwechselungin unserstillesLandleben. Ich nahm die drei

Kinder mit zur Kirche, besuchteden Pastor, der seinenGarten sehr

verschönthat, und fuhr über Gödern nach Hause. Zum Diner

kam Mama nebstNichten. Dann wurde gefahren in drei Wagen,

später in der Mooslaube Thee getrunken. Mama fuhr um 9 Uhr

wieder fort, und ichging dann nochim Mondscheinund lauer stiller

Abendlust allein bis zur Luisenbank. Dort ließ ich mein ganzes

vergangenes Leben an meinem inneren Auge vorüberziehen und

suchterechteKlarheit über mich zu gewinnen. Viel Gnade und

Hülfe habe ichvom Herrn empfangenund ihm viel zu danken,und

ich hoffe, er wird es auch einmal mit meinem Ende gut

machen/'
„Steinfeld, 20. Juni 1877. Du bist heute in Hallstadt! Ich

sehe Dich aus dem dunkelnSee im leichtenNachen dahingleiten;

ach könnteichbei Dir sein! Statt dessendurchfurchteichheutevon

7-/2—111/2 die sandige Fläche des Lndwigsluster Exerzierplatzes,

wo 3 Eskadrons Dragoner vor Gnretzky recht gut exerzierten.

Vorher fuhr ich mit von der Lühe, der die Inspektion für den

verstorbenen Nettelbladt verwaltet, im Holze umher, um seine

Kulturen zu sehen. Du kennst ja meine Leidenschaft! Um

3 Uhr saß ich wieder in Steinfeld am Kindertisch."—

„Steinfeld, 23. Juni 1877. Gestern war ichin Bützow und

habe die schönenWälder von Rühn, Qualitz und Schlemmin ge-

sehen. Alle dazwischenliegendenOrtschaftenwaren in festlicherBe-

wegung. Essenmußteichviermal: Frühstückim WaldevonFrau von

Hartwig geb.vonBassewitz—Dersentin;EssenbeimFörsterDrepper

in Qualitz, Kaffee beim Förster Senske in Schlemmin. Diner

bei Hartwig in Bützow mit den Honoratioren, dazwischennoch

ein furchtbares Gewitter, während dessen ich einen unvorsichtigen

Rehbockim Fahren schoß; das alles von 4 Uhr früh bis 12 Uhr
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Nachts. Heute besah ich die Haushaltsforsten bei Zickhusenund
beim Bahnhof Kleinen mit einem Essen beim Pächter Schubart
von Gallentin, der eine hübscheFrau und reizendeKinder hat.
Um 4 Uhr war ichzurück."

„Westfalen,28. August 1877. Die Manöver im Bereichdes
westfälischenArmeekorps sind nun vorbei. Ich habe eine gute
Truppe und zwei interessante Landstriche kennen gelernt; das
Kohlen- und Eisenland um Dortmund und Essenund das acker-
bauende und seidenspinnendeLand, Grafschaft Mörs und Krefeld,
alte preußischeLandesteile, 1801—1815 an Frankreich abgetreten
und daher mit französischenEinrichtungen begabt, die sich aber
im ganzen bewährt haben. Die Fabrikation der Seide und
namentlichdes Samtes kann nur von Menschengut ausgeführt
werden; daher betreibendies Hunderttausendein ihren Wohnungen
und werden wohlhabend dabei. Bei der leichtenTeilbarkeit des
Bodens kaufensiesich ein kleinesStück Land, bauen sich ein Haus
darauf, stellendarin ihren Webstuhlauf und verarbeitendas Seiden-
gespinst, das ihnen die großen Fabrikanten dazu hingeben. Ein
großerMittelpunkt hiervon ist das gesternvon mir besuchteKrefeld,
wohin die rohe Seide aus Italien und Spanien kommt, dort zu-
bereitet und gefärbt wird und dann auf jeneWebstühlewandert."

„Nenmarktl1. Oktober1877. Donnerstag in Oberdrauburg
von Hugo empfangen,stiegenwir nochnachmittags4 Stunden auf
einegut eingerichteteJagdhütte, schliefenziemlich,jagten den anderen
Tag am 8000 Fuß hohen Hochstadelmit wunderbar großartiger
AussichtaufdieKärntner und italienischenAlpen,aberwenigGemsen;
Paul schoßeine an, Bronsart liefen einige20 fast um, mir kamen
mehrerezn Gesicht, aber keinezu Schuß. Da wir von 7 Uhr früh
bis 10 Uhr abends auf entsetzlichenFelsen umhergeklettert,waren
unsereKräfte so zu Ende, daß wir am Sonnabend ohneJagd wie-
der hinabklettertenund Sonntag ausgeruht die Fahrt das Thal der
Drau hinab nachVillach antraten. Von dort fuhren wir auf einer

* Der Großherzog war einer Einladung seines Schwagers, des Fürsten
Hugo Windischgrätz, zur Gemsjagd gefolgt und befand sich auf dessen Jagd-
gründen in Kärnten.
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neuen höchstromantischenBahn nach Tarvis und dann durch das

schöneThal der San bis Kaienburg,von wo wir zu Wagen hier-

her in das Schloß des Städtchens Nenmarktl, das dem alten

Radetzkygehörte,gelangten. Das Steigen ist hier viel leichter,aber

die Gemsen wollen auch nicht."
„Kallwang, 3. Oktober 1877. Einen unerwartetenRuhepunkt

im stillenKallwang im Thale der Mnr benutzend,eile ichDir zu

melden, daß endlich der Jagdbann gebrochen. Nach einstündigem

Klettern in einer sogenanntenSchütte auf meinem luftigenPosten

angelangt und nachdemwir zwei Stunden auf den Anfang des

Treibens gewartet, klirrte es in den gegenüberliegendenFels-

wänden, und umherspähenderschienlangsam eine einzelneGemse.

Als sie ein in der Mitte der Schütte liegendesZirbelgebüschüber-

schritten und mir auf 100 Schritt nahe war, drückteichmit Herz-

klopfenab. Die Kugel schlugund die Gemse stürzte ins Gebüsch.

Donnerartig rollte der Knall durch die Felsen. Beim zweiten

Trieb schoßich einezweite. Du kannstDir Hugos Jubel denken."

„Karlsbad, Mai 1878. Du bist nun zu Hause im lieben

Nestchenmit den Kindern nnd ich fehle! Hoffentlichthut Dir das

ein wenig leid! das ist aber auch das einzige Leid, was ich Dir

wünsche! —

Gestern Abendin der salle de Saxe erhielt ich die entsetzliche

Nachricht von der HödelschenThat, die diesem Kaiser gegenüber

und im zum ReichegeeinigtenDeutschland noch an Ungeheuerlich-

keit und Schmählichkeitzunimmt. Ich empfinde es geradezu als

eineSchande für uns, daß das im erstenJahrzehnt unseres jungen

Reichesmöglich gewesen. WelcheEmpfindungen mögendas Herr-

licheGemüt des Kaisers erfüllt haben! Das felsenfesteVertrauen,

in Gottes Hand zu stehen, und der Dank für seineBewahrung

werden ihm den Schmerz über solcheUnwürdigkeiterleichtern."

„Gräfenberg, Juni 1878. Der Reichstag ist nun aufgelöst,

nach meiner Ansicht keine ganz glücklicheMaßregel, wenn die

Wahlen nicht wesentlichbesserausfallen als die bisherigen. Einst-

weilen kommen die schlimmenWahlaufregungen und den Social-
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demokraten geschiehtnichts. Man hätte den alten Reichstag ein-

rufen, ihm scharfeGesetzevorlegenmüssen, die er entwederannahm,

dann konnteman regieren, oder nicht annahm, dann konnteman

sie octroyieren, scharf gegen die Socialisten einschreitenund ihn

später auflösen."
„Steinfeld, Juni 1879. Aus dem anliegendenJohanniter-

blatte wird Dich ein Aufsatzüber die Entstehungund die Verbrei-

tung der Kleinkinderschuleninteressieren. Mich hat besondersdie

»Heranbildung von Lehrerinnen« darauf aufmerksamgemacht,wie

dieseSeite der Sache wohl bei uns steht. Schreibe mir doch,

was Du davon weißt. Daß außer in Ludwigslust sonst noch in

MecklenburgsolcheSchulen bestehen,scheintder Schreiber jenes

Aufsatzesnicht zu ahnen. —

Wenn ich nicht zur Stadt fahre, esseichum 21h am Kinder¬

tisch und fahre nachmittags mit ihnen. Mit Friedrich Wilhelm

reite ich öfters um 9 Uhr morgens. Die Kinder seheichviel und

habe Freude an ihnen. Namentlichlerne ich auch Annchenmehr

kennen. Sonst ist es sehr einsam, was aber dem alten Menschen

zur Sammlung zuweilen recht gut ist."
„Güstrow, Juni 1879. In Güstrow bin ichfabelhaft aufge-

nommen, als wenn ich niemals hier gewesen, und beruht dies

viel auf der Freude über das neue Landgericht. Heute habe ich

Krankenhaus, Landgericht, Steuer - Direktion, Dom, Realschule

und Gymnasium besucht, habe gelobt und getadelt, diniert und

dampfe nun nach Schwaan und Doberan."
„Doberan, 1. Juli 1879. Doberan ist nunmehrStadt, wie

Dir mein Telegramm schon meldete. Die Feier verlief würdig,

bewegte michaber so, daß ich kaum sprechenkonnte, als ich dem
Bürgermeister Schmidt das Amtssiegel übergab. Wetzell hielt

eine sehr hübscheRede, in der er sich über Vergangenheitund

Gegenwart von Doberan erging; ebensoantwortete der Bürger-

meister sehr angemessen. Dann besuchteich das neue Progym-

nasium und besah die Arbeiten an der HeiligenBlutskapelle, die

sehr gelungen scheinen."
„Steinfeld, 3. Juli 1879. Gestern Nacht um 12 Uhr aus
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Doberan zurück,mußte ich schonum wieder heraus, um die

Jährlinge nachHamburg abmarschierenzu sehen. Das war hart.

Als aber die vergnügten Kinderin meiner Stube saßenund tobten,

war alle Müdigkeit verschwunden."

„Amsterdam, 15. Januar 1880. Ich bin ganz erfüllt von

dem raschenTode von Zülow, der mich 38 Jahre in allen Lebens-

lagen begleitete, einmal 1840 meinenGouverneur vertrat, meinem

Papa noch diente, 55 Jahre im Dienst war. Du erinnerstDich,

daß ichihn oft und nocham letztenTage vor der Abreisebesuchte.

Er war schon einigeMale ausgefahren und empfing michstehend.

Wir glaubten beidenicht, daß wir uns nicht wiedersehenwürden.

Es ist auch wieder ein Memento mori. —

Meine gestrigeExkursionnachdem Haag habe ichDir bereits

telegraphischgemeldet. Du wirst mir im Geiste zum Stier von

Potter, zum Anatomen von Rembrandt, zur heiligen Madonna

von Murillo gefolgt sein, und dann in die eisigenRäume der

schönenGalerie Steengracht mit den Rubens u. f. w. Ich war

ganz entzückt, welcheErwärmung sehr nötig war in der schnee-

bedecktenLandschaftmit ihren 4° Kälte."

„Amsterdam, Januar 1880. Ein Tod, der mich sehr be-

wegte, ist der derGräfin von Flemming geb. Arnim in Karlsruhe,

einer der beiden interessantenTöchter der berühmten Bettina Ar¬

nim , die ich jung gekannt und verehrt habe, auch noch vor

2 Jahren [in Karlsruhe wieder sah. So verläßt eine bekannte

Seele nach der andern die Erde, bis man selbstdie Flügel hebt.

Wie wird das sein?

Meine Kur geht gut. Ich reite morgens um 9 Uhr eine

halbe Stunde im Eircus Earree die dortigen Schulpferde und

vertrage das Auf- uud Absteigen.—

Eben erklärt mir mein Peiniger: »Sie sind fertig, meinet-

wegen können Sie morgen abreisen!« Denk Dir meinen Jubel!

Solche jfreudige Überraschung habe ich lange nicht gehabt und

Dir wird es wohl ähnlich gehen!"

„Berlin, 18. September 1880. Dem neulich mühsam zu-

sammengestoppelteuBriefe folgt heute mein zweiter, ziemlich
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erleichtertenHerzens, da die beiden großen Manövertage vorüber.

Am ersten Tage hatte ich eine offensiveAusgabe, am heutigen

eine defensive,die dadurchnocherschwertwurde, daß beim Anfang

des Manövers durch den Chef des Generalstabes eine gänzlich

veränderte Idee zu Grunde gelegt wurde und ich in wenigen

Minuten meine Disposition danach ändern mußte. Beide Tage
gingen aber recht ordentlich. Solche Übung ist mir immer eine
große Freude."

„Schwerin, September 1889. Nun bin ichaus dem fried-
lichenFeldlager zurück. Die Heimat ist wohl schönund die Ruhe
läßt man sichgefallen,aber die Hauptsachesehlt. Das bist Du! —

Ohne Dich ist's eine Landschaft ohne Sonne . . . Staats-,
Kabinetts-, Oberkirchen-Räte,Minister, Generale und Audienzen-
suchendebemühen sichmich zu trösten. Sonntag abend entwische
ich ihnen und jage den stark schreiendenHirsch"

Die erstenEnkelkinderhatte GroßfürstinMarie Panlowna ihrem
Vater geschenkt. Das ersteaber, welchesdem mecklenburgischenFür-
stenhanse angehörte, eine Tochter des erbgroßherzoglichenPaares,
wurde am 24. Dezember1879 im NeustädtischenPalais zu Schwerin
geboren und am 30. Januar 1880 auf die Namen Alexandrine
Auguste getauft. Zwei neueSprossen erwuchsendemMannesstamme
fast gleichzeitigim Frühjahr 1882. Am 9. April wurde dem Erb-
großherzogin Palermo und am 12. Mai dem Herzog Paul Fried-
rich in Schwerin der erste Sohn geboren. Die Taufe des jüugern
Prinzen, der die Namen Paul Friedrich erhielt, fand bereits am
15. Mai in der Schloßkirchestatt, da der Großherzog auch der
Taufe des Enkels in Palermo beiwohnenwollte, wo das erbgroß-
herzoglichePaar den Winter zugebracht hatte. Dorthin trat nun
der Großherzog am 7. die Reise an, begleitet von seinem dritten
Sohn, dem Herzog Johann Albrecht, dem Flügeladjutanten von
Gundlach und dem Pastor Wolfs aus Ludwigslust, der die Tauf-
Handlungvollziehensollte. Seine Reise schilderteer in nachstehenden
Briefen:

„Palermo, den 24. Mai 1882. Hier bin ichnun im zanbe-
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rischenPalermo. Die Sonne strahlt, der blaue Himmelleuchtetüber

diesemwunderbar gesegnetenStückchenErde. Aber Du fehlstund

damit für michdieHauptsache,und ich bin innerlichtraurig. Auch

denkeich viel an unser Annchen,die dieseWunder niemals schauen

sollte. Hier ist aber alles erfreulich; der kleine»Friedrich Franz

Michael« ist ein großes gesundesKind; die Mutter sehr schön,wenn

auch noch etwas matt. Friedrich recht erholt, Adini ein schönes

Kind; das ganze Haus ein Bild des Glücks."

„Den 25. Mai. Wie hat mir Dein lieber Brief das Herz

bewegt! Ach wärst Du hier, um all das. Herrliche zu genießen

und den fröhlichenFamilienkreis. Morgen soll also die Taufe sein

um 'S1!2Uhr; Altar und Tauftisch im großen Saale; zur Ver-

famnilung einigeNotabilitäten zugezogen. Alles setztsich, auch die

Gräfin mit dem Kinde. Gemeinde-Gesang,von Fräulein von Stein-

mann geleitet.Rede, Taufhandlung. Abbibeginnt, ichendemit Kind-

halten; Gemeinde-Gesang,Gesang von 4 Frauenstimmen, Segen,

Ausgangslied. Taufdiner. UnsereVilla Belmonte ist groß, luftig,

hochgelegen,mit Blick auf das blaue Meer, den reizendenBusen

von Palermo, das Cap Zafarano vis-ä-vis. Die Hitze fühlt man

fast gar nicht.
Abbi kam ziemlichhergestelltund strahlend in Magdeburg zu

uns. Erfreulichwar es, dieallmählichsichsteigerndenReiseeindrücke

auf den Gesichtern von Gundlach und Wolff zu beobachten. Die

Alpenwelt, die üppigen Gefilde der Lombardei, der reizende Blick

von S. Miniato auf Florenz und dessenSchätze in Tribuna und

Pitti, seine Paläste, Brücken und Kirchen, dann die ewige Stadt

mit Pincio, St. Peter (3 Stunden!), St. Paul, das bloßgelegte

Forum, Colosseumund Lateran. Dann Napoli im strahlenden

Sonnenglanze von S. Martino aus und Via Vittorio Emanuele,

Posilippo und Museum. Das Staunen wollte keinEnde nehinen.

Friedrichs Erscheinenbei S. Martino war eine vollständigeÜber-

raschung! Die Überfahrt war günstig, aber das Schiff mäßig, etwas

rollende See, die Magenstimmung unbehaglich. Statt um 8 Uhr

früh erreichtenwir Palermo erst nach 12 Uhr, aber bei strahlendem

Sonnenschein. Miechenund Anastasiemit den Autoritäten schwam¬
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men uns in einemelegantenRegierungsbooteentgegenund brachten

uns ans Land, wo das Gefolge unserer harrte. Dann ging es zur

Villa Belmonte, wo sichnun der ganzesüdlicheFarbenglanz vor mir

entfaltete. Gestern besahichden Dom mit den Kaisergräbern, die

reizendePalatina und die Zisa. Nachmittags fuhren wir alle nach

dem herrlichenMonreale und saßenlange darin. Zum Diner kamen

die SchwiegertochterunseresWirtes Pandolfina, Fürstin Belmonte

mit reizenderTochter, der Fürst, der kommandierendeGeneral Pa-

lavicini und ein General Scalia mit englischerFrau und wunder-

voll singenderTochter."
„Den 28. Mai. Ich schreibeDir unter demKlangeder Psingst-

glocken. 1844 hörte ichsie im Ouarantänehafen von Malta! Was

ist alles seitdemüber mein Lebengegangen,wievielSegen in Glück

und Leid! Und für wievielSegen habe ich jetzt zu danken; für

das schöneGlück an Deiner Seite, den reichenKinder-und Enkel-
segen, für mein schönesAmt und Land, für eine gute Gesundheit.
Und das alles von der immer gleichenLiebeGottes getragen und

geboten, damit wir ihm unser Herz ganz geben. Und dies »ganz«

will immer noch nicht. Das betrübt mich oft, denn wie lange

kann es mit mir auf Erden noch währen! Aber ich hoffe fest auf

seine Gnade um Christi willen!
Zur Taufe war an der schmalenSeite des Eßsaales an der

Wand ein förmlicherAltar errichtet mit Kruzifix und brennenden

Lichtern, dahinter ein großes Oval von Immergrün, mit einem

großen Kreuzvon Rosen geschmückt.Vom Altar hing eine im Pa-
ramentenstil von Gräfin Bassewitz gearbeitete weißseidene,mit
goldenenKreuzenbesäete,goldeingefaßteDeckeherab. ZwischenPastor

und der Hausgemeindestand der am Fuße mit Rosen umgebene,

gleichfallsmit einervon Gräfin BassewitzgearbeitetenleinenenDecke

geschmückteTauftisch. Nachdem das Haus und die Fremden ver-

sammelt, zog die Familie hinein, gefolgt vom Täufling, und ging

die Taufhandlung fehr feierlichvor sich; Wolff sprachkurzund vor-

trefflich und machte eine gute Erscheinung. AlsoFriedrichFranz
Michael,genannt »Fritz«! Im großenSalon wurden Erfrischungen
gegebenund erhielt Anastasie ihre Geschenke.
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Die ganze Feier machte einen ernsten, geschlossenenEindruck,

ebenso der heutige Pfingstgottesdienstim hellen Räume.

Heute um 5 geht es fort und am 2. Juni abends bin ich bei

Dir." —

In Palermo erhieltFriedrichFranz folgendenBrief vom Kaiser

-Wilhelm:
„Berlin, 23. Mai 1882. Soeben beimExerzierender2. Garde-

Brigade händigteDein Adjutant, Major von Schlotheim,mir Dein

Schreiben ein, in welchemDu mir die VeränderungDeiner mili-

tärischenPläne mitteilst. Wie gernewäre ich nachder für mich so

sehr erfreulichen Einladung zur Patenstelle bei Deinen Kindern

Deinem Beispiel gefolgtund wäre nachPalermo gedampft,indessen

— das ging nicht.

Deine weiterenPläne werdenuns also in Schlesienund Sachsen

zusammenführen. Ich bin mitten in derBrigade-Besichtignng,nach-

dem ichdie Regimenter inspizierthatte, und kannversichern,daß es

mir vorkommt,als schrittedie Infanterie jährlichvorwärts. Gestern

hat die Vorführung einer Garde-Husaren-Eskadrondurch meinen

EnkelWilhelm stattgefundenund in einer so zufriedenstellendenArt,

daß ichihn zur Belohnung ä la suite des Garde-Husaren-Regiments

stellte. Darauf folgtedieVorstellungdes Lehr-Jnfanterie-Bataillons

in der brillantestenArt im Hof des Neuen Palais, aber bei einer

brennendenHitze,die heuteauf 20 0 im Schatten stieg, während ich

vorgesternnocheineFahrt nachBabelsberg des kalten stürmischen

Wetters wegen aufgab. Bei Euch muß die Hitze schonunleidlich

sein. — Lebewohlund gedenkebei der Taufe Deines Enkels an die

bevorstehendemeines Urenkels.
Dein treu ergebenerWilhelm."

Nach Mecklenburgzurückgekehrt,wohnteFriedrichFranz am 20.

Juni in Ludwigslust der Einweihung des Kriegerdenkmalsbei und

begann am 1. Juli eine Badekur in Gräfenberg. Nach Ablauf

derselbentraf er mit der GroßherzoginMarie in Kissingenzusammen,

und beide Herrschaftenbegaben sichvon dort nachBayreuth zu den

am 26. und 28. Juli stattfindendenParsifal-Aufführungen.

Wie schon vorübergehend angedeutet wurde, hatte der Groß-
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Herzogvier Jahre früher auch der erstenAufführung des Nibelungen-

rings beigewohnt. Zu denWagnerschenTonschöpfungenstand Fried-

rich Franz in einem eigenartigenVerhältnis. Seine Vorliebe für

die klassischeMusik ließ ihn der neuen Kunstrichtung zunächstkeinen

besonderenGeschmackabgewinnen. Auch war ihm die Persönlichkeit

Wagners nicht gerade sympathisch. Dennoch fühlte er das Eigen-

artige und Geniale seiner Werke heraus und bewunderte die drama-
tischeGestaltungskraft des Meisters, wenn auch die musikalischeSeite
der neuestenSchöpfungen ihm persönlichkeinevolleBefriedigung ge-
währte. Konnte er mithin nicht zu den glühendenVerehrern dieser
Kunstrichtung gezählt werden, so war er doch ein eifrigerBeförderer
derselben, und dies hing wieder mit der strengen Auffassung von
den Pflichten eines Fürsten zusammen, die sich seiner Ansichtnach
auf den Schutz und die Beförderung jeder bedeutendenErscheinung
im Gebiet des Kunstlebenszu erstreckenhatten. Wagners ersteOpern
waren immer gleich nach ihrem Erscheinen in Schwerin gegeben
worden. Auch jetzt war die dortige Bühne die erste, welcheTeile
aus dem Nibelungenring brachte, und zwar zunächst„die Walküre".
Einer Anregung des KapellmeistersSchmitt folgend, hatte der Groß-
Herzog die Einleitung von Unterhandlungen mit dem Komponisten
genehmigt. Dieser machte Schwierigkeiten,wollte anfangs nichts
von der Aufführung eines vereinzeltenTeils des Eyklus hören, über-
Haupt die Darstellungen zunächst auf Bayreuth beschränktsehen.
Indessen gab er später nach, als der Großherzog gestattete,daß der
in Schwerin engagierte Barytonist Hill inmitten der Wintersaison
bei einer Serie von Konzerten mitwirkte, welcheWagner in London
veranstaltete und für welcheihm gerade dieserSänger unentbehrlich
war. So ging denn die Walküre am 7. Januar 1878 in Scene
und die vorzüglicheAusführung derselben, zu welcher viele Musik-
freunde aus Deutschland gekommenwaren, gestaltetesich zugleichzu
einem neuen Erfolg des Schweriner Hoftheaters. Seitdem Gustav
zu Pntlitz im Frühjahr 1867 von der Leitung desselbenznrückge-
treten war, um die Stellung eines Hofmarschalls beimKronprinzen
von Preußen anzutreten, war Freiherr von Wolzogen zum Inten-
danten ernannt worden. Wolzogen war ein Mann von vielseitiger
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Begabungund feinemkünstlerischenVerständnis. Als Regierungs-
rat in Breslau hatte er sich bereits durch eine Reihe kritischer
und kunsthistorischerSchriftenbekanntgemacht. Mit demTheater-
wesenwar er durch dramatischeDichtungenund durch eineneue
BearbeitungdesDon Juan-Textesvertrautgeworden. Die Leitung
der SchwerinerBühne, um die er sichin seiner15jährigenAmts-
führnng bleibendeVerdiensteerwarb, mußte er gegenEnde 1882
aus Gesundheitsrücksichtenniederlegen.Er starb kurzdarauf, am
13. Januar 1883, in San Remo. Die ErnennungseinesNach-
folgers,des FreiherrnvonLedebur,war einerder letztenRegierungs-
aktedes Großherzogs. Am 16. April 1882 brannte das Theater-
gebäudeab. Das Feuer brachwährendeinerVorstellungaus und
zwar zunächstin einemgeschlossenenRaum über demSchnürboden.
Bei der ersten Nachricht,daß es brenne, drängte das erschreckte
Publikumnachden Ausgängen. Der Großherzogtrat an dieBrü-
stuugseinerLoge,ermahntezur Ruhe und befahldemOrchesterzu
spielen. Dadurch wurde einer gefährlichenPanik vorgebeugt,und
das Haus entleertesich,ohnedaß ein Unfall stattfand. Die Lösch-
versuchewarenvergeblichund das Theaterbranntevollständignieder.
Der Großherzogließ fürdienächsteSaison ein provisorischesTheater
auf dem Luisenplatzerrichtenund Pläne für einenNeubau ent-
werfen, der auf der Brandstätte des alten Theaters, aber größer
und schönerausgeführtwerdensollte. Nebendemselbenerhobsich
bereitsdas in den letztenJahren durchHofbauratWillebrandge-
baute Museum. Es waren dazu die Grundmauerndes einstvon
Paul FriedrichprojektiertenPalaisbauesbenutztworden,dessenWeiter-
führnngFriedrichFranz bald nachseinemRegierungsantrittsistiert
hatte. Die Kostenwaren zum großenTeil aus dem Anteil der
französischenKriegsentschädigungbestritten,welcherMecklenburgzu-
gefallenwar. Es war dies die ersteVereinigungvon Kunstsamm-
lungen im Lande. Sie umfaßte die wertvollstenGemälde,welche

sich bisher teils in den großherzoglichenSchlössern,teils in der
SchwerinerGalerie befandenund dieder MehrzahlnachvomHer-

zog ChristianLudwiggesammeltwaren, außerdemdie Sammlung

nordischerAltertümer,die Gypsabgüsse,Münzen:c. Die Einwei-

vo»Hirschseld,FriedrichFranzII.2. 23
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hung desMuseumsfandam22. Oktober1882 statt, und derGroß-

Herzogernanntezu dessenDirektor den Hofrat Scklie, welcherdie

Anordnungund Aufstellungder Sammlungen bereitsgeleitethatte.

In dem Mnsenmsgebäudefandenauchdie Sammlungen des Ver-

eins für mecklenburgischeGeschichteund AltertumskundeAufnahme.

DieserVereinhatteunterderLeitungderArchivräteLischundWiggereine

erfolgreicheThätigkeitentwickelt,sehr bedeutendePublikationenher-

ausgegebenund viel zur Verbreitungder älteren Landeskundebei-

getragen. GroßherzogFriedrichFranz hatte dem Vereinals Pro-

tektoreinbesonderesInteressezugewendet,vonseinenArbeitenKennt-

nis genommenund das mecklenburgischeUrkundenbnchius Leben

gerufen1. DurcheinebedeutendefinanzielleUnterstützungdiesesUnter-

nehmensbewoger die Stände zu einer gleichenBeihülfe.

So sehenwir FriedrichFranz als Stifter und Förderer auf

allen Gebietender Kunst und Wissenschaftthätig. Es gab wohl

keinFach, keineDisciplin, keineKunstgattung,wo er nichtanregend

eingegriffenhätte. Er begründeteden Schloßchorund berief zu

dessenLeitungden MusikdirektorKade, veranlaßtediesen zur Her-

ausgäbe eines neuenChoralbuchsmit Zugrundelegungder älteren

KirchenweisenundverordneteeinereichereAusgestaltungdes liturgi-

schenGottesdienstes. Die UniversitätRostockverdankteihm ,ettt

neues Universitätsgebändeund die beträchtlicheErhöhung ihres

Etats, wodurchdie Lehrkräftevermehrtwurdennnd dieStudenten-

schastsichmehrals verdoppelte.DieZahl dervonihmerbautenund

restauriertenKirchenwird aufetwa 300 berechnet.Dem Schulwesen

wandteer seinebesondereFürsorgezu. Unter seinerRegierungent-

standendie neuenGymnasienzu WarenundDoberan und dieReal-

schulenzu Schwerin,Güstrow,Ludwigslustundin anderenStädten,

die Blindenanstaltzu Neukloster(1864), die Anstalt für schwach-

sinnigeKinder in Schwerin(1867) und die Marienschulein Lud-

wigslustzurHeranbildungvonDiakonissen(1873). Der Verlegung
des Seminars von Ludwigslustnach Neuklosterist schongedacht

worden. Mit derselbenwar eine Vergrößerungund die Anlage

1 Der erste Ouartband erschien 1863. Es sind bisher 15 solcher Bände,

bis zum Jahre 1365 reichend, herausgegeben worden.
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kostspieligerBauwerkeverbunden. Der Großherzogbesuchtedieses
Institut in jedem Jahr, ebensoauch die dortige Blindenanstalt.
Es werdenvieleZüge von Herzensgüteerzählt, die ihn als einen
Freund derArmenund Schwachen,als Kinderfreundüberhaupter-
kennenlassen. Die blindenKinder aus Neuklosterließ er zu der
Aufführungvon Oratorien nachSchwerinkommen,sprachfreund-
lichund leutseligmit ihnen; demUnterrichtder Taubstummenin
Ludwigslustwohnteer wiederholtbei in der ausgesprochenenAbsicht,

sichan ihreSprechweisezu gewöhnen,um die im bürgerlichenLeben
Stehenden später gelegentlichverstehenzu können. Kam er auf
seinenFahrten durch das Land an einerDorfschulevorbei,so ließ
er halten, stiegab, sprachmit demLehrer,befragtedie Kinderund
überzeugtesichvon demZustandderLehrerwohnungunddesSchul-
raums. Das Beispiel, das er in der Förderung des Schulwesens
und in der Aufbesserungder Lehrergehaltegab, wirkteermunternd
für die Hebungder städtischenund ritterschaftlichenAnstalten. So
entstand1869 dasritterschaftlicheSeminar inLübtheen,zu welchemdie
Stände nach vorangegangenenVerhandlungendie Mittel bewilligt
hatten. Gewerbeschulenwurdenunterstützt.Die Navigationsschulezu
WustrowwurdeeineMusteranstaltdieserArt. Überall,wohinman
blickte,war der persönlicheEinfluß des Landesherrnzu erkennen.
Und so entwickeltesichdenn auchim Lauf einerlangenRegieruugs-
zeit ein persönlichesVerhältniszwischenihm und den Unterthanen.
Von einemerstaunlichenPersonengedächtnisunterstützt,hieltFriedrich
Franz jeden,mit demer einmalin Beziehunggetretenwar, in der
Erinnerungfest. Er kanntedessenLage, dessenTüchtigkeit.Kein
auchnochso geringesVerdienstentgingihm oderwurde von ihm
unterschätzt.Er anerkanntegern, was des Lobes wert, und war
nachsichtiggegenSchwächen. Dankbarkeitwar eine seinerhervor-
stechendenEigenschaftenund, was den MächtigendieserErde oft
schwerwird: er konnteverzeihen. Er war strengergegensich als
gegenandere. „Es ist so lieblosund ungerecht"— äußerteer ein¬
mal, — „hart zu urteilen über Schwächen,zu denenman selbst
vielleichtkeineAnlagehat, sodaß das Vermeidenderselbendurchaus
keiueigenesVerdienstist. Auchmuß ich michimmerfragen: bist

26*
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du denn selbstbesser? Wenn andere dichkennten,wie du dich

selbst,was würdensieallesentdecken?Man kommtauchvielweiter,

wennmau die Meuscheunichtimmer gleichvon ihrer Schattenseite

nimmt! Zu einemReformator,der die Sünde seinerZeit geißelt,

istnichtjederbefähigtundberufen,— ichbines jedenfallsnicht. Jeder

MenschhatdochauchseineLichtseite,undwennman diemitLiebeheraus-

sucht,soerreichtmanoftvielmehrundhatgroßeFreude,weuu'sgelingt."

Bis an sein LebensendearbeiteteFriedrichFranz unablässig

an seinergeistigenBildung. Die Fortschritteder Wissenschaftver-

folgte er mit wachsendemInteresse, jede freie Stunde benutzteer

zur Lektüre. Was er nichtim einzelnenverfolgenkonnte,ließ er

sichvon Sachkennernvortragen. Er selbststudiertemit Vorliebe

Geschichte,besondersdiederNeuzeit. Sein Lieblingsschriftstellerauf

historischemGebietwar Ranke; waren neueSchriftendesselbenan-

gekündigt,soerwarteteer derenErscheinenmit Ungeduld.Bei seiner

Vorliebefür alles, was auf MecklenburgBezug hatte, interessierten

ihn nicht nur fremdeForschungenin der heimatlichenGeschichte,

sonderner ließ sich auch selbstjahrelang Archivaktenreichen,um

sichquellenmäßigzu unterrichten. Und überraschendwar dieUnbe-

sangenheitseinesUrteils, auchwo es die GeschichteseinesHauses

betraf. In der Auswahlpoetischeroder unterhaltenderLektürebe-

wahrte er einenvornehmenGeschmack.Mit seinenKindernlas er,

wenndieselbendas richtigeAlter dafür erreichthatten, an denWin-

terabendenSchillerscheDramen. Wurdenneue Opern odergrößere

Musikwerkeaufgeführt,so ließ er sichdieselbenvorher vom Kapell-

meistererklären. AndereZüge der ihm eigenenGründlichkeitsind

folgende. Als ihmdas 15. Hnfaren-Regimentverliebenwordenwar

(19. September 1875), mußte der Rittmeistervon Blücher vom
17. Dragoner-Regimeutihn mit allenDetails desKavalleriedienstes
bekanntmachen. Aberer studiertenichtnur das Reglement,sondern
übte auchpraktischdie Obliegenheitendes Kavalleristen,wie z. B.
die SattelungundPackungdesPferdes. Bei Einführungderneuen
Maße und Gewichteließ er wochenlangjedenMorgen um 7 einen
Lehrerder Bürgerschulekommenund übte das Rechnenmit den
neuenEinheitensolange,bis es ihm vollkommengeläufigwar.
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NachmenschlicherVoraussichtschienFriedrichFranz einhohes
Alter beschieden.Sein Körperwar abgehärtet,seineGesundheitnn-
erschüttert,seineLeistungsfähigkeitnachkeinerWeisehin beschränkt.
Bon den Schwächendes herannahendenAlters war nichtswahrzu-
nehmen,wenngleichim letztenJahr die Trauer um den Tod einer

Tochter und die Sorge um das LebenzweieranderenKinder die

Züge seinesGesichtsmerklichvertiefthatten. Der Gesnndheitszu-
standderGroßfürstinMarie Panlowna warneuerdingsbeunruhigend

gewesen.Mitte Dezembererkrankteder Erbgroßherzogan einem

Lungenkatarrh.Dank der Umsichtder Ärzte und der aufopfernden

PflegeseinerGemahlin,die Tag und Nachtnichtvon seinemLager

wich,wurdeeinebedenklicheKrisis glücklichüberwunden,dochschritt

die Genesungnur langsamvorwärts und eineÜbersiedelungnach

dem Süden wurdenotwendig. Im Februar 1883 begabsichdas

erbgroßherzoglichePaar nachMentone. Der Großherzogstandge-

rade im Begriff, seinenSohn dort zu besuchen,da ward er selbst

plötzlichauf das Krankenlagergeworfen,von dem er sichnichtmehr

erhebensollte. Der Tod kamunerwartet,aber er fand ihn nicht

unvorbereitet.
Die AbreisenachMentonewar auf denMorgen des 9. April

angesetzt.In der vorangehendenNacht entstandeiu Brand in der

Centralhalle. Bei denLöschungsarbeitenkamzum erstenMale eine

Dampfspritzezur Verwendung,welchekürzlichfür das Schloß an-

geschafftwar. Wie bei jedemgrößerenBrande in Schwerinbegab

sichder Großherzognachder Brandstätte. Obschonan einerEr-

kältungleidend,dieer sicheinigeTage vorherbeieinerunterscharfem

Ostwind abgehaltenenBesichtigungdes ParchimerDragoner-Regi-

ments zugezogenhatte, verweilteer längereZeit auf dem platten

Dach einesNebenhanfes,um die Wirkungder Dampfspritzebesser

beobachtenzu können. Fröstelndkehrteer nachdemSchloßzurück,

legte sich für einigeStunden zu Bett, war aberschonfrüh um

7 Uhr wiederauf derBrandstätteundspäteraufdemAltenGarten,

um den Platz für den Neubau des Theaters zu bestimmen.Von

dort zurückgekehrt,erfaßteihn einSchüttelfrost. Den Vorstellungen

seinerGemahlin nachgebend,verschober die Abreisezunächstum
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24 Stunden, legtesichzu Bett und ließ denLeibarztrufen. Bald

trat Fieber ein, am nächstenMorgen auchHusten. Die Anzeichen

einer-beginnendenLungenentzündungwurdenkonstatiert.Der Groß-

herzog erkannteden Ernst seinesZustands. In der Nacht schlief

er wenig. Am nächstenMorgen verlangteer seinejüngstenSöhne

zu sehen. Während diese sich im Nebenzimmerbeschäftigtenund

dieGroßherzoginan seinemLagersaß, ergriffer plötzlichseinSchlüssel-

bund, übergab es seiner Gemahlin und bat sie, mehrereSchrift-

stückehervorzusuchenund anzusehen,die nachseinemTode verbrannt

werdensollten. Dann sagte er: „Wenn es Ernst wird, dann sagst

Du es mir, nichtwahr? wie wir es uns ja schonfrüher versprochen

haben. Nun sindwir fast 15 Jahre verheiratet. Es waren schöne

Jahre!" Der Hustenmehrtesich;nacheinerscheinbarenBesserung

am Nachmittagtrat gegenAbend ein heftigerSchmer; im Rücken

ein, der die nassenUmwicklungenund Halbbäder sehrerschwerte
und schließlichunmöglichmachte. Die ärztlicheBehandlungversahen

der LeibarztGeh. Rat Mettenheimerund der aus Rostockberufene
ProfessorThierfelder.

Am Mittwoch den 11. sagte der Großherzogzum Kammer-

diener Brinckmann:„Du bist mein ältester Diener; solltemeine
KrankheitkeinengünstigenVerlauf nehmen,so will ich Überrockund

Achselstücke,Großkreuzvom EisernenKreuz, Mecklenburgischesund
EisernesKreuz 1. Klasse, hohe Stiefel anhaben und auf meinen
Mantel gebettetwerden. Die GroßherzoginsollstDu fragen, sie
wird bestimmen,ob ichMütze aufhabensoll odernicht." In den
nächstenbeidenTagen wechseltedas Befindenje nachderTageszeit.
Der Großherzogfühlte sich zeitweisewohler, sah seineKinderund
einigePersonender nächstenUmgebungund empfingtäglichden
BesuchderGroßherzogin-Mutter. Einmaläußerteer: „MeinPapa
starb auchnacheinemFeuer." AmAbenddes Freitag ließer den
OberhofpredigerJahn rufen. Die Großherzogin,die immer um
ihren Gemahl war, verließdas Zimmer, da sie befürchtete,ihre
innereBewegungnichtbeherrschenzukönnen. OberhofpredigerJahn
berichtetespäter,derGroßherzoghabegleichnachseinemEintritt die
Vermutungausgesprochen,daß dieseKrankheitzum Tode führen
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werde, und auf den erschrockenenAusruf: „Das wird Gott nicht

wollen, wir können ja Eure KöniglicheHoheit nicht entbehren" ruhig

und freundlich erwidert, kein Mensch sei unentbehrlich, er habe ja

in seinemSohn einenNachfolger, zu dem das Land Verbauen haben

werde, jedenfalls sei die Krankheit eine ernste Mahnung, sich auf

das Ende zu bereiten.
Auf Wunsch des Großherzogs war bald nachBeginn der Krank-

heit an den Gräfenberger Arzt Dr. Schindler telegraphiert. Da dieser

aber wegen eigener Krankheit absagen mußte, hatte man aus Wien

den gleichfalls in der Wafferheilkunde erfahrenen Professor Dr. Win-

ternitz berufen, der aber aus verschiedenenGründen erst am Mittag

des 14. eintreffen konnte. Der entzündlicheProzeß war inzwischen

vorgeschritten,das Fieber sehr hoch. Dr. Winternitz ordnete ein Bad

an, bei welchem er selbst, sein Gehülfe und ein Gräfenberger Bade-

diener die Wartung versahen. Es hatte eine gute Wirkung, der

Kranke sühlte sich erfrischt und erleichtert. Allein die Prognose der

Ärzte ließ keine Hoffnung mehr zu. Großherzogin Marie, welche

in diesen schwerenTagen eine bewundernswürdige Selbstbeherrschung

gezeigt, war anch hiervon unterrichtet. Ihre Lage war noch dadurch

erschwert, daß keiner der erwachsenenSöhne zugegen war oder her-

beigerufen werden konnte. Der Gesuudheitszustand des Erbgroß-

Herzogs gestattete eine Reise nicht. Herzog Johann Albrecht befand

fich in Indien, Herzog Paul Friedrich bereisteTunesien. Zwar hatte

dieserbei der Nachricht von der ernstlichenErkrankung sogleichdieRück-

reise angetreten, dochsollteer seinenVater nichtmehr lebendantreffen.

Die Nacht vom Sonnabend auf den Sonntag brachte die Krisis.

Der Großherzog lag viel im Halbschlaf. Er hatte darauf bestanden,

daß seineGemahlin sichwenigstens kurzeZeit ausruhe. Kaum hatte

dieselbeihr Zimmer erreicht, als sie durch Professor Thierfelder be-

nachrichtigt wurde, daß das Ende herannahe. Nach kurzer Samm-

lung betrat sie das Krankenzimmer. Der schwersteAugenblickwar

gekommen. Um dem Gemahl in schonenderWeise anzukündigen, daß

die Scheidestunde bevorstehe, erinnerte sie ihn daran, daß er noch den

Minister Grafen Bassewitz habe sprechen wollen. Der Großherzog

aber meinte, Graf Bassewitz sei ein alter Herr, man könne ihn nicht
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mitten in der Nacht rufen lassen. Auch auf die Andeutung, daß

er das Sakrament habe nehmen wollen, erwiderte er: „Ja, morgen

früh." Die Großherzogin bemerkte, es sei doch wohl besser, schon

jetzt zum Oberhofprediger zu schicken. Der Großherzog verstand so-

gleich den Sinn der Rede und verlangte nun genau zu erfahren,

wie lange er nach Ansicht der Ärzte noch zu leben habe. Auf die

Antwort seinerGemahlin erwiderte er nnt ganz unverändert ruhigem

Ausdruck: „So? In den nächstenStunden? — Nun ja, dann laß

ihn kommen; aber dann will ich auch von allen Abschiednehmen,

von meinen Herren und den Damen." •— Der Befehl wurde so-

gleich ausgeführt. Boten durcheilten die Stadt nach allen Richtnn-

gen. Die Kinder wurden geweckt,in tiefer Bewegung trat die Groß-

Herzogin- Mutter an das Sterbelager ihres Sohnes. Bei ihrem

Eintritt rief dieser: „Ach, die liebe Mama! Nun geh' ich doch

noch vor Dir, nun mußt Du Deinen letzten Sohn auch noch her-

geben; aber wenn es der liebe Gott so will, muß es doch so gut

sein. — Dem Kaiser sage viele, viele Grüße und einen treuem

Neffen habe er gewiß nicht gehabt; das ist wahr, das kann ich sagen!"

Den Kindern sagte er, nachdem er erst von jedem einzelnen Ab-

schied genommen: „Seid ehrlich, wahr, offen, macht keine Winkel-

züge, seid nicht berechnend, reich im Geben, im Vergebenrechnet nicht!

Für Ench wäre es gut gewesen, Ihr hättet den Vater nochbehalten.

Friedrich ist Euer Vormund, Mania wird für Eure Erziehung sorgen.

Lebt wohl, vergeßt mich nicht!" — Die Hand der Liebe hat die

Worte treu verzeichnet,die der Sterbende in den letztenStunden ge-

sprochen. Bewundernswert war die Ruhe, Klarheit und Festigkeit,

die sich darin verriet. Er besprach die Zukunft der Seinigen, traf

Anordnungen, gab Ratschläge, fragte nach dem Datum des Tages.
Einmal sagte er: „Man spricht soviel vom Sterben, es ist ein

eigenartiges Gefühl, selbst ein Sterbender zu sein."

Inzwischen hatten sich die Minister und die Personen der Hos-

staaten im Nebenzimmer versammelt und wurden einzeln an das

Sterbelager gerufen. An jeden richtete der Großherzog herzliche

Abschiedsworte, Worte des Dankes und der Anerkennung für treue

Dienste, verwies sie an den Thronfolger, besprach geschäftlicheAn-
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gelegenheiten ihres Ressorts und trug ihnen Grüße für ihre Familien

und andere Personen auf. Und alles das in der ruhigen, einfachen

Weise, die ihm eigen war. Auch von früheren Zeiten sprach er,

erinnerte seine Jugendfreunde Stenglin und Wickede an gemeinsame

Erlebnisse, richtetefreundlich tröstendeWorte an die weinendenDamen.

Wir wollen nur einige Äußerungen hier wiedergeben. Als Graf

Baffewitz gemeldet wurde, ließ er ihn sogleichhereinrufen und an

seinem Bett niedersitzen. „Nun, mein lieber Graf", sagte er, „es

muß geschiedensein! Wenn der liebe Gott ruft, so ist es eben die

rechte Zeit, dann muß man gehen; daran habe ich immer festge-

halten, und das halte ich auch jetzt noch fest! Ich wäre ja gern

noch geblieben, aber es ist gewiß so besser. Ich kann Ihnen

eine Reise nach Mentone nicht ersparen; Sie müssen dem Erbgroß-

Herzog sagen, ich überwiese ihm die Regierung des Landes, und

müssen ihu bitten, das Staatsministerium zu beauftragen, einstweilen

die Regierung zu führen und nicht eher zurückzukehren,als bis Ge-

fuudheit und Witterung es gestatten." Dann ging er auf geschäst-

liche Angelegenheiten ein und besprach namentlich die Versassnngs-

frage. Aber kein bitteres Wort über die herben Enttäuschungen, die

er dabei erlitten, kam über seineLippen. Er übergab dem Minister

sein Testament mit den nötigen Anweisungen. Sein Abschiedsgruß

an das Land lautete: „Sprechen Sie dem Lande meinen Dank aus

für die Liebe und die Treue, die dasselbe mir während meiner

41jährigen Regierung bewiesen."

Dem Flügeladjntanten, Major von Schlotheim, sagte er nach

herzlichen Abschiedsworten: „Wenn ich nicht mehr bin, müssen Sie

gleich nach Berlin und dem Kaiser melden, daß die II. Armee-Jn-

spektion erledigt sei; sagen Sie dem Kaiser, daß ich ihm noch danken

lasse für alle Gnade, die er mir in meinem militärischenLeben und

auch in meiner letztenStellung als General-Jnspecteur erwiesenhat.

Der Kaiser war zu allen Zeiten mir sehr gnädig." Seine Kräfte

verließen ihn nicht bei dieser ergreifenden Szene. Auch den Ärzten

sagteer Worte des Daukes, ebenso den Kammerdienern. Dem Hans-

Marschall von Hirschseld trug er auf: „Sagen Sie der Dienerschaft,

ich danke ihr für ihre treuen Dienste, ich kann nicht jedem einzel-
25**
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nen Adieu sagen; wenn es soweit ist, so können sie ja herein^

kommen."
Jetzt war der Oberhofprediger Jahn eingetreten, und bis die

Abendmahlsgeräte zur Hand waren, führte der Großherzog mit ihm

ein ernstes Gespräch. Auch wünschte er, daß ihm Lieder aus dem

Gesangbuch vorgelesen würden. Gegen 21iz Uhr morgens nahm er

das Sakrament im Beisein aller Mitglieder seiner Familie. Nach

der Absolution sagte er tiefaufatmend, mit glückstrahlendem Aus-

druck: „Ach! so leicht!", und am Schluß rief er aus: „Ich danke

Dir, Herr, daß ich das noch gehabt habe! Ich hatte es mir so

gewünscht!" Estrat nun vorübergehendeErmattung ein, doch blieb

der Sterbende klar bis zum letzten Augenblick. Den Leibarzt Dr.

Mettenheimer befragte er ruhig nach der Zeit, die es noch währen

könne, und nach den Stadien des letztenKampfes, dazwischenTrostes-

Worte an die Seinigen richtend. Schmerzen hatte er nicht, aber die

Schwäche nahm zu. Das Sprechen wurde schwerer. Zum Arzt

gewendet und aus seineGemahlin deutend, sagteer mit ganz schwacher

Stimme: „Schonen!" Den Kindern reichteer nocheinmal dieHand,

sah sie liebevoll an, sprach aber nicht mehr zu ihnen.

So kam der Morgen des 15. April heran. Er lag meistens

still und ruhig da, nur durch Zeichen oder Blicke das Verständnis

zu erkennengebendan den Bibelsprüchen und Gesangbuchversen,welche

die Großherzogin vorlas. Gegen 9Vs Uhr verlangte er leise nach

Musik. Es war Sonntag und der Schloßchor bereits zum Gottes-

dienst in der Schloßkirche versammelt. Die Großherzogin ließ ihn in

einem Nebenzimmer Ausstellungnehmen und diejenigenGesänge an-

stimmen, die demGroßherzog besonders lieb waren. Bei den Worten:

„Jesus, meine Zuversicht" wiederholte dieser laut: „Zuversicht!"

Es war sein letztes Wort. Bei den gedämpften Klängen des

Chorals entschlummerte er.

Es war am Sonntag Jubilate.

Am 21. April wurde die sterblicheHülle Großherzog Friedrich

Franz' II. in der Schweriner Domkirche beigesetzt.
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L.A.Garbo'sNad

Hof-Buchbindei

Rostock.





Die letzten Regiernngsjahre. Reisen u. Familienleb

Begabung und feinem künstlerischenVerständnis,

rat in Breslau hatte er sich bereits durch ei

und kunsthistorischer Schriften bekannt gemacht.

Wesenwar er durch dramatische Dichtungen mi

Bearbeitung des Don Juan-Textes vertraut gewo

der Schweriner Bühne, um die er sich in seiner

führnng bleibende Verdienste erwarb, mußte er

aus Gesundheitsrücksichten niederlegen. Er starb"

13. Januar 1883, in San Remo. Die Erneu

folgers, des Freiherrn von Ledebur, war einer der

akte des Großherzogs. Am 16. April 1882 bra -7

gebäude ab. Das Feuer brach während einer Vi

zwar zunächst in einem geschlossenenRaum über

Bei der ersten Nachricht, daß es brenne, drän

Publikum nach den Ausgängen. Der Großherzoc

stung seiner Loge, ermahnte zur Ruhe und befahl

spielen. Dadurch wurde einer gefährlichen Pani

das Haus entleerte sich, ohne daß ein Unfall stat

versuche waren vergeblich und das Theater brannt

Der Großherzog ließ für die nächsteSaison ein pr

auf dem Luisenplatz errichten und Pläne für e

werfen, der auf der Brandstätte des alten The<

und schöner ausgeführt werden sollte. Neben de

bereits das in den letzten Jahren durch Hosbaui

baute Museum. Es waren dazu die Grundmai -

Paul Friedrich projektierten Palaisbaues benutzt woi

führuug Friedrich Franz bald nach seinem Regie,

hatte. Die Kosten waren znm großen Teil au
|

französischen Kriegsentschädigung bestritten, welche

gefallen war. Es war dies die erste Vereinigung

luugen im Lande. Sie umfaßte die wertvollstell

sich bisher teils in den großherzoglichen Schlöf -

Schweriner Galerie befanden und die der Mehrz,

zog Christian Ludwig gesammelt waren, außerd^
nordischer Altertümer, die Gypsabgüffe, Münzen

von Hirschfeld, Friedrich Franz II. 2.
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